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Das Reichsminiſterium für volksaufklärung und Propaganda 
richtet an alle Organiſationen, verbände und vereine im Deutfhen Reich folgenden 


Aufruf! 


Einer der grundlegend wichtigſten Programmpunkte der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung war von jeher Durchdringung 
des politiſchen und wirtſchaftlichen Lebens mit erbbiologiſchen 
Gedanken. Nach der Machtergreifung iſt es mithin ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Pflicht der nationalen Regierung, dieſer program⸗ 
matiſchen Forderung der Kampffahre zum Durchbruch und 
Sieg zu verhelfen. Das ganze ſtaatliche und völkiſche Leben 
wird in Zukunft durch ſtärkſte Einwirkung bevölkerungspoli⸗ 
tiſcher und erbbiologiſcher Gedanken beeinflußt und geſtaltet 
werden. So wie bevölkerungspolitiſche Geſichtspunkte die 
Grundlage unſerer neuen deutſchen Agrarpolitik geworden 
ſind, wie das Arbeitsbeſchaffungsprogramm die Ledigenſteuer 
und dadurch die Schaffung neuer Ehen vorſieht, wie der 
Arbeitsdienſt zur erbbiologiichen Sichtung ganzer Jahrgänge 
des Nachwuchſes ausgewertet werden wird, ſo werden in Zu⸗ 
kunft alle Geſetze, Verordnungen und Verfügungen durchſetzt 
und beſtimmt ſein von weiten Ausblicken auf die Zukunft 
des Volkes. 

Peeſſimiſtiſch wird gelegentlich ſchon verkündet, wir wären 

ein ſterbendes Volk. Lüſterne Nachbarn warten gierig darauf, 
daß fie in wenigen Jahrzehnten in friedlicher Durchdringung 
das entvölkerte Reich erobern können. Wir aber haben das 
felſenfeſte Vertrauen, daß das deutſche Volk, das mehr als 
vier Jahr Krieg in heldenmütiger Gegenwehr gegen die ganze 
Welt durchhalten konnte, das die Revolutions⸗ und Infla⸗ 
Aonsjahre und die ganze Mißwirtſchaft der letztvergangenen 
Jahre ſo geſund überſtand, daß ſeine Jugend in ſtürmendem 
Anlauf das alte Syſtem ſtürzen und das neue Reich er⸗ 
richten konnte, daß dieſes deutſche Volk und ſeine Jugend 
im innerſten Kern geſund ſind. 

Es galt nur, das Steuer herumzureißen, um von den 
vernichtenden und zerſetzenden Einflüſſen der letzten Jahr⸗ 
zehnte wieder hinzulenken in die heimattreue Verbundenheit 
von Blut und Boden. Dieſes neue, geſundete deutſche Volk 
nach langen Jahren ſchmach voller Erniedrigung hineinzu⸗ 
führen in eine bewußte, freiwillig und opferbereit getragene, 
heilige Aufgabe, die die heutigen Generationen für die leiſten, 
die nach ihnen kommen, das iſt ſelbſtverſtändliche und not⸗ 
wendige Pflicht der Verantwortlichen. 

80 Erbbiologiſches Denken weiſt über den Kreis des Einzel⸗ 
zadwiduums und ſeiner Enge hinaus in die Weiten von 
in mationen, von Jahrhunderten und Jahrtauſenden. Es 
25 ein und erbärmlich, die eigene, winzige, kleine und be⸗ 
— ſtelieoſe Perſon, das eigene Wohlergehen in Gegenſatz 
Den ellen gegen das Leben und die Entwicklung der Nation. 

in bei aller Zuverſicht zu dem gefunden Kern im deutſchen 


Menſchen und in der deutſchen Seele wollen wir uns der 
bitteren Erkenntnis nicht verſchließen, daß es um Sein oder 
Nichtſein, um Leben oder Sterben des deutſchen Volkes geht. 

Schon regt ſich aber wieder die alte liberale und indivi⸗ 
dualiſtiſche Auffaſſung, wie ſie den heutigen, insbeſ. den 
älteren Generationen, ſeit Jahrzehnten anerzogen iſt. Gar 
mancher weiß es ſelbſt von ſich nicht, wie ſtark er ihr ver⸗ 
fallen iſt. Sonſt müßte brennende Scham ſeinen Mund ver⸗ 
ſchließen, ehe er über die kleinen Opfer an Geld und Gut 
klagt, die bisher im Intereſſe des Gemeinwohles von ihm 
gefordert wurden. Volkswirtſchaftliche Erwägungen werden 
den großen erbbiologiſchen und bevölkerungspolitiſchen Ge⸗ 
danken und Geſetzen entgegengehalten. Erhöhte Kinderzahl ſoll 
die Arbeitsloſigkeit verſchlimmern? Eine Ausleſe Minder⸗ 
wertiger könnte die Unrechten treffen? In Wahrheit denken 
die, die prinzipielle und allgemeingültige Beweggründe gegen 
die erbbiologiſchen Grundgedanken der letzten und der künftigen 
Geſetze vorbringen, in erſter Linie ängſtlich an ſich ſelbſt. Es 
muß alſo zum ſelbſtverſtändlichen Allgemeingut des ganzen 
Volkes werden, was jetzt ſchon die Wiſſenden und Denkenden 
längſt kennen und fühlen. Die wiſſenſchaftlichen Grundlagen 
des erbbiologiſchen Denkens müſſen ebenſo dem Bewußtſein 
jedes einzelnen eingehämmert werden, wie die ſtatiſtiſchen und 
volkswirtſchaftlichen Tatſachen das ganze Volk erfaſſen und 
erſchüttern müſſen. Dazu iſt eine großangelegte Aufklärungs⸗ 
aktion nötig, die nicht nur in der täglichen geiſtigen Nah⸗ 
rung der Tagespreſſe, des Rundfunkprogramms und der Zeit⸗ 
ſchriftenlektüre gelegentlich mit dahinplätſchert, ſondern die 
wie eine Sturmwelle das Land durchzieht, aufrüttelt und 
wach macht. 

Der Deutſche wird oft verlacht wegen ſeiner Über⸗ 
organiſierung und ſeiner Vereinsmeierei. Wir wollen aber 
das Gute nehmen, wo wir es finden und wollen einmal all die 
unzähligen deutſchen Vereine, denen faſt jeder Deutſche viel⸗ 
fältig angehört, aufrufen zur Mitarbeit. Viele, allzu viele 
haben ſich eifrig bemüht um Gleichſchaltung. Sie glauben nun 
zum Teil, ihre Pflicht getan zu haben, wenn ſie vorſchrifts⸗ 
mäßig flaggen, vielleicht einen neuen Namen, einen neuen 
Vorſtand und ein paar neue Paragraphen in ihren Statuten 
haben. Damit iſt es aber nicht getan. Wir rufen auf zu einem 
Kampf, in dem wir einſtweilen alle für würdig erachteten, 
Mitkämpfer zu werden. Wir verlangen Pflichterfüllung bis 
zum äußerſten und werden an der Treue der Gefolgſchaft er⸗ 
kennen, wo wahre innere Umſtellung, geiſtige Wandlung er⸗ 
folgt iſt. 

Zwei Forderungen richten wir an alle die vielen Organi⸗ 
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ſationen, Verbände und Vereine, in denen ſich der deutſche 
Menſch freiwillig organiſiert, einordnet und zuſammenfindet. 
Hier zahlt er auch freiwillig in Form ſeiner Beiträge nicht 
unerhebliche Summen an indirekten Steuern. Bevölke⸗ 
rungspolitiſches Denken verlangt Senkung aller 
Laſten für die Väter und Mütter von Kindern. 
Die deutſchen Vereine jeder Art und Prägung ſollen voran⸗ 
gehen mit einer Entlaſtung ihrer kinderreichen Mitglieder 
durch prozentuale Senkung der Beiträge! 

Außer dieſer Maßnahme in ihrem Eigenleben werden 
aber auch alle Verbände und Vereine aufgefordert, praktiſche 
Mitarbeit zu leiſten bei der großen Aufklärungs⸗ und Pro⸗ 
paganda⸗Aktion, die in den Monaten September, Oktober 
und November das erbbiologiſche Denken in die Gehirne und 
Herzen aller Deutſchen hineintragen ſoll. Jeder Vorſtand 
muß es als Ehrenpflicht anſehen, mit dem Auf⸗ 
klärungsmaterial, das offiziell herausgegeben 
wird, jedes Mitglied der ihm unterſtellten 
Organiſation zu erfaſſen. Der gemeinſame Bezug 
in großen Sammelbeſtellungen und Sammelſendungen muß 
ſyſtematiſch und zielbewußt organiſiert werden. Die Orts⸗ 
gruppen der NSDAP. haben ſich als örtliche Ausgabe⸗ und 
Abrechnungsſtellen zur Verfügung geſtellt. Bei richtiger Or⸗ 
ganiſationsarbeit können die Laſten gleichmäßig auf die Schul⸗ 
tern aller Mitglieder verteilt werden, ſo daß auf den ein⸗ 
zelnen ein lächerlicher Pfennigbetrag entfällt, der bei der 
nächſten Beitragserhebung eingezogen wird. Der Erfolg für 
die Geſamtheit und für die Zukunftsentwicklung wird unge⸗ 
heuer ſein, wenn es gelingt, jeden Deutſchen bis ins letzte 
Dorf hinein mit dieſer Aufklärung zu erfaſſen und innerlich 


zu durchdringen. Gleichzeitig wird dieſe Propaganda⸗Aktion 
zu einer praktiſchen Hilfe für die Kinderreichen, denen der 
Überſchuß der Einnahmen über die Herſtellungs⸗ und Ver⸗ 
breitungskoſten der Broſchüre zugute kommt. 


Daß ſchließlich in dieſen drei Monaten alle Sitzungen, 
Verſammlungen und Tagungen jedes Verbandes und jedes 
Vereins und jeder irgendwie gearteten privaten und öffent⸗ 
lichen Körperſchaft durchdrungen ſein müſſen von den erb⸗ 
biologiſchen Gedankengängen, für die in den Aufklärungs⸗ 
ſchriften geworben wird, iſt wohl eine Selbſtverſtändlichkeit. 


Aufklärung und Propaganda, die ſich aber nur an den 
Verſtand wenden, können nie die durchgreifende Wandlung der 
geiſtigen und ſittlichen Struktur des deutſchen Menſchen er⸗ 
zielen, wenn ſie nicht gleichzeitig die Herzen erobern. Das 
herrliche, hohe Wort: „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ iſt 
faſt ſchon abgegriffen im Munde allzu vieler. Hier gilt es 
mehr denn je und muß das Sinnen und Trachten jedes 
Menſchen völlig erfüllen. Der trotzige Kampfruf: „Sieg oder 
Tod“ gilt vom Standpunkte der Erbbiologie geſehen für 
dieſen Kampf mehr als in einem Krieg mit den üblichen 
Waffen. Die Männer und Frauen, die Verantwortung tra⸗ 
gen für das Wohl und Wehe der ihnen unterſtellten Organi⸗ 
ſationen, ſeien ſie auch im Rahmen des Ganzen noch ſo klein 
und bedeutungslos, ſie alle tragen mit der Aufgabe, die 
ihnen heute zuerteilt wird, eine gewaltige Verantwortung, der 
ſie nicht entrinnen können. Nur wenn ſie ihre Pflicht freudig 
mit ganzer Hingabe erfüllen, werden ſie das Ziel erreichen, 
das wir alle zuſammen mit höchſter Anſpannung unſerer 
Kräfte erreichen müſſen, wenn Deutſchland leben ſoll. 


Fum Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes. 


Von Oberregierungsmedizinalrat Dr. Schütz, Leipzig. 


Das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes iſt aus 
der Erkenntnis entſtanden, daß die Erbverfaſſung unſeres 
Volkes bedroht iſt. Die erbgeſunden Familien zeichnen ſich 
durch das Vorhandenſein von 1—2 Kindern aus, während 
ſich die kranken Stämme oft in einem geradezu ungezügelten 
Ausmaß fortpflanzen. Das aber muß früher oder ſpäter 
zur Schickſalsfrage des Volkes werden. 

Groß ſind auch die finanziellen Laſten, die der Volks⸗ 
gemeinſchaft durch dieſe ungeſunde Vermehrung der erbkranken 
Stämme erwachſen. Geiſteskranke, Geiſtesſchwache, körperliche 
Krüppel uſw. bis hinab zu den Verbrechern erfordern zu 
ihrer Erhaltung und Sicherung Rieſenſummen, die völlig un⸗ 
fruchtbar angelegt werden. Ein Volk, das ſo verarmt iſt wie 
das deutſche, kann dieſe Werte nicht entbehren, ohne daß auch 
die Erhaltung ſeiner geſunden Teile hierunter leidet. 

Das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes kann 
deswegen in ſeiner vielfachen Bedeutung gar nicht hoch genug 
gewertet werden. Wenn man bedenkt, daß das erſte Sterili⸗ 
ſierungsgeſetz im Jahre 1905 im Staate Pennſylvanien an⸗ 
genommen worden iſt, daß inzwiſchen entſprechende Geſetze 
in 24 von 48 Staaten eingeführt worden ſind, ſo muß zu⸗ 
geſtanden werden, daß es zur Erlaſſung eines derartigen 
Geſetzes Zeit war. Es gibt in Deutſchland ſchätzungsweiſe 
500 000600000 Schwachſinnige, rund 280000300 000 
Geiſteskranke, 100 000 Epileptiker, ungefähr 50 000—80 000 
Fälle der anderen Leiden, die von dem Geſetz erfaßt werden. 

Das Geſetz geht von dem Grundgedanken aus, daß es 
Aufgabe des Staates iſt, ſich grundſätzlich die letzte Beſtim⸗ 
mung auf dem Gebiete des Lebens des einzelnen zu ſichern. 
Deswegen konnte auch von der Anwendung des Zwanges 
für gewiſſe Fälle nicht abgeſehen werden. Um dieſen Zwang 
aber gerecht zu geſtalten, mußten Sicherungen in Geſtalt 
von Erbgeſundheitsgerichten und Beſchwerdeinſtanzen in das 
Geſetz eingebaut werden. Der Zwang aber hatte weiter zur 
Folge, daß bei dem augenblicklichen Stande der Vererbungs⸗ 
wiſſenſchaften die Zahl der Erbkrankheiten nach dem Stande 
dieſer Wiſſenſchaft beſchränkt wurde. Das mag für viele eine 
Enttäuſchung geweſen ſein, die da glauben, in ihren For⸗ 
derungen ſchon heute weitergehen zu dürfen. Für das Geſetz 


ſelbſt und ſeine Auswirkungen kann dieſe weiſe Beſchränkung 
nur gut ſein. 

Das Geſetz billigt dem Arzt zum erſtenmal das Recht 
zu, darüber zu entſcheiden, ob ein Leben als wertvoll oder 
als minderwertig zu gelten hat. Denn die beiden Arzte, die 
in dem zukünftigen Erbgeſundheitsgericht unter der Leitung 
eines Richters ſitzen werden, verfügen über die Mehrheit der 
Stimmen, ſolange ſie ſich in ihren wiſſenſchaftlichen An⸗ 
ſchauungen decken. Der Schwerpunkt der Entſcheidung iſt da⸗ 
mit zum erſtenmal in die Hände von Arzten gelegt. Daß der 
eine Arzt ein Amtsarzt iſt, während der zweite aus der Zahl 
der freien Arzte vom Staate erwählt wird, iſt eine Frage 
von untergeordneter Bedeutung. 

Das Geſetz iſt nicht mit Beſtimmungen über die Unfrucht- 
barmachung von Verbrechern belaſtet worden. Es ſollte hier⸗ 
durch der Eindruck vermieden werden, daß die Unfruchtbar⸗ 
machung eine Strafe darſtellen ſolle. Ein Sondergeſetz, das 
die gleiche Behandlung für Verbrecher, insbeſ. gemeingefähr⸗ 
liche Sexualverbrecher beſtimmt, ſoll gleichzeitig mit dem 
Steriliſierungsgeſetz am 1. Jan. 1934 in Kraft treten. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß man bei der Aus⸗ 
wahl der zu operierenden Fälle zunächſt wenigſtens zwiſchen 
dringenden und weniger dringenden Fällen wird unterſcheiden 
müſſen. Als dringende wird man dabei nicht etwa die medi⸗ 
ziniſch ſchweren Fälle bezeichnen, ſondern diejenigen, bei denen 
die Gefahr der Fortpflanzung am drohendſten iſt. Daß hier 
die Schwachſinnigen an bevorzugteſter Stelle ſtehen, iſt be⸗ 
kannt, weswegen ſie in erſter Linie einer Prüfung unter⸗ 
zogen werden müſſen. Daß die Operation bei anderen, z. B. 
Geiſteskranken, nicht eilt, ſolange ſie in geſchloſſenen An⸗ 
ſtalten interniert ſind, bedarf keines Hinweiſes. Für die 
Frage der Operation ſpielt aber die Frage, ob der Er⸗ 
krankungsfall mediziniſch als ſchwer oder als leicht zu 
gelten hat, überhaupt keine Rolle, da wir wiſſen, daß die 
Schwere der Erkrankung im einzelnen Falle nicht entſcheidend 
für die Frage der Vererbung iſt. 

Der 81 des Geſetzes beſtimmt, wer als erbkrank im 
Sinne des Geſetzes zu gelten hat. Als Krankheiten, die hier 
in Betracht kommen, werden aufgezählt: angeborener Schwach⸗ 
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ſinn, Schizophrenie (d. h. Jugendirreſein), erblicher Veits⸗ 
tanz (d. h. Huntingtonſche Chorea), erbliche Blindheit, erb⸗ 
liche Taubheit, ſchwere erbliche körperliche Mißbildung. End⸗ 
lich kann der an chroniſchem Alkoholismus Leidende unfrucht- 
bar gemacht werden. 

Es handelt ſich hier durchweg um Krankheiten, die kli⸗ 
niſch und auch pathologiſch⸗anatomiſch jo weit durchforſcht 
find, daß eine abgeſchloſſene Beurteilung, insbeſ. auch hin⸗ 
ſichtlich der Vererbungsfragen, möglich iſt. Daß es auf dem 
Wege über die Operation erreichbar ſein wird, die genannten 
Krankheiten zum Verſchwinden zu bringen, glaubt wohl kein 
Menſch. Denn das Geſetz geht von der klaren Erkenntnis aus, 
daß es nicht alle Erkrankten, insbeſ. auch nicht die gefunden 
Träger von Erbkrankheiten erfaſſen kann. Eine weſentliche 
Verringerung der Geſamtzahl dieſer Krankheiten dürfte aber 
allmählich, langſam, ſehr wohl glücken können. 

Der 82 beſtimmt, wer antragsberechtigt iſt. Hier weicht 
das Geſetz von den Gepflogenheiten des BGB. nicht ab, 
bringt ſomit nichts Neues. Daß dem Antrage eine Beſcheini⸗ 
gung eines für das Deutſche Reich approbierten Arztes dar⸗ 
über beigefügt werden muß, daß der Unfruchtbarzumachende 
über das Weſen und die Folgen der Unfruchtbarmachung 
aufgeklärt worden iſt, ergibt ſich daraus, daß die Operation 
doch manchmal Ausfallserſcheinungen zur Folge hat, über 
deren Eigenart und Ausmaß wir bei dem Mangel an Er⸗ 
fahrungen und auch poſitiver Kenntniſſe nichts Sicheres vor⸗ 
herſagen können. Aus dieſem Grunde geſtattet das Geſetz auch 
die Zurücknahme des Antrags. 

Der $3 erweitert den Kreis der Antragsberechtigten auf 
den beamteten Arzt ſowie den Leiter von Kranken⸗, Heil, 
Pflege⸗ und Strafanſtalten. Dieſe Erweiterung iſt von be⸗ 
ſonderer Wichtigkeit, weil hiermit die letzte Entſcheidung aus 
den Händen des Erkrankten und feiner Angehörigen ge- 
nommen und in die Hände unbeteiligter, objektiver Arzte und 
Beamten gelegt iſt. 

Die 88 4—8 betreffen die Form des Antrags ſowie das 
Verfahren vor dem Gericht erſter Inſtanz, dem Erbgeſund⸗ 
heitsgericht. Das Verfahren iſt aus naheliegenden Gründen 
nicht öffentlich. Maßgebend ſind ſinngemäß die Vorſchriften 


der ZPO. Wichtig iſt die Aufhebung des Berufsgeheimniſſes 
für Arzte. Der Beſchluß des Gerichts, der auf Grund münd⸗ 
licher Beratung mit Stimmenmehrheit erfolgt, iſt ſchriftlich 
abzufaſſen und zu begründen. 

Gegen den Beſchluß iſt nach 89 das Recht der Be⸗ 
ſchwerde innerhalb eines Monats nach der Zuſtellung möglich, 
über die das Erbgeſundheitsobergericht entſcheidet. Gegen die 
Verſäumung der Beſchwerdefriſt iſt auch Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand in entſprechender Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. möglich. 


In 8 11 wird die Art der Durchführung der Operation 
beſtimmt, die ſelbſtverſtändlich erſt ſtattfinden darf, wenn der 
anordnende Beſchluß rechtskräftig geworden iſt. Sie iſt nach 
§ 12 auch gegen den Willen des Unfruchtbarzumachenden aus⸗ 
zuführen, eine Beſtimmung, die in ihrer Tragweite neu iſt, 
ſich aber folgerichtig aus dem Zweck des Geſetzes ergibt. Der 
beamtete Arzt hat bei der Polizeibehörde die erforderlichen 
Maßnahmen hierzu zu beantragen. Ergeben ſich Umſtände, 
die eine nochmalige Prüfung des Sachverhaltes erfordern, 
ſo hat das Erbgeſundheitsgericht das Verfahren wieder auf⸗ 
zunehmen und die Ausführung der Operation vorläufig zu 
unterjagen. 

88 13—15 endlich beſtimmen die Koſtenregelung, die 
Unfruchtbarmachung außerhalb der Vorſchriften des Geſetzes 
ſowie die Pflicht der bei dem Verſahren beteiligten Perſonen 
zur Verſchwiegenheit. 

Es wird von größtem Intereſſe ſein, nach einer langen 
Reihe von Jahren die Folgen dieſes ſo überaus wichtigen Ge⸗ 
ſetzes überblicken zu können, nicht nur in vererbungswiſſen⸗ 
ſchaftlicher, ſondern auch ganz allgemein mediziniſcher Hin⸗ 
ſicht. Die Bedeutung der Keimdrüſen für den Organismus 
dürfte klarer zur Erkenntnis kommen und damit die Erkennt⸗ 
nis der inneren Sekretion ſich vertiefen. Daneben aber wird 
ſich zeigen, daß die Vernichtung von krankhaften Erbanlagen 
allein noch nicht genügt, um ein Volk geſund zu erhalten. 
Hinzutreten müſſen poſitive bevölkerungspolitiſche Maßnah⸗ 
men, Erleichterung der Familiengründung und der Anreiz 
zur Vermehrung der erbgeſunden Teile eines Volkes. 


Die Unfruchtbarmachung Erbkranker. 


Von Rechtsanwalt Dr. Hans Lang, Würzburg. 


I. Grundlegung: Das „Geſetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes“ v. 14. Juli 1933, das am 1. Jan. 1934 in 
Kraft tritt, iſt die geſetzliche Verankerung weſentlichſter Grund⸗ 
jätze der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung. 

Das Geſetz iſt ein Abſchnitt aus dem großen Kampf, 
den der Nationalſozialismus zur Rettung unſeres kranken 
Volkskörpers beginnt. Neben die angekündigten, zur Zeit in 
Vorbereitung befindlichen Maßnahmen, die den erbgeſunden 
und lebenskräftigen Familien an Stelle der Keinkind⸗, Ein⸗ 
kind⸗ oder Zweikindehe die Mehrkindehe ermöglichen werden, 
tritt das Geſetz, um die Fortpflanzung erbkranker Anlagen 
85 verhindern. Sein Erlaß zeigt den gewaltigen geiſtigen 
Ambruch der Nation; denn in der Stellungnahme zu Maß⸗ 
nahmen, die in den urſprünglichſten der menſchlichen Triebe, 
in ben Fortpflanzungstrieb eingreifen, muß ſich die Welt⸗ 
vuichauung offenbaren: In einer Zeit, wo das oft ſchlecht 

erſtandene Wohl und die Rechte des einzelnen mehr galten 
us das Leben des Volkes, hätten ſolche Gedanken nie zum 
an etz ausreifen können. Die vergangene liberaliſtiſche Zeit 
845 rem verweichlichten Humanitätsbegriff, die das lang⸗ 
hätte Siechtum unſeres Volkes einfach nicht ſehen wollte, 
atte Zeter und Mordio geſchrien, wenn einem Irrſinnigen 
el Recht genommen worden wäre, irrſinnige Kinder in die 
dusel zu ſetzen. Erſt die neue Zeit, die von aller Humanitäts⸗ 
bier, = frei, aber von wahrer Humanität beſeelt ift, konnte 
da 9 ſchaffen, ſie mußte es auch zur Verwirklichung 
125 edankenguts: „Die Forderung, daß defekten Menſchen 
2 eugung anderer ebenſo defekter Nachkommen unmöglich 
een wird, iſt eine Forderung Harfter Vernunft und be⸗ 
mim ihrer planmäßigen Durchführung die humanſte Tat 


der Menſchheit. Sie wird Millionen von Unglücklichen unver⸗ 
diente Leiden erſparen, in der Folge aber zu einer ſteigen⸗ 
den Geſundung überhaupt führen.“ So Adolf Hitler in 
„Mein Kampf“, S. 279f. 


II. Die volkspolitiſche Notwendigkeit des 
Geſetzes: Geiſtig minderwertige, erbkranke Perſonen wer⸗ 
den infolge des Wegfalls innerer Hemmungen von einem 
geſteigerten Trieb zur Fortpflanzung beherrſcht. Dieſer Trieb 
verſchlechtert das Zahlenverhältnis zwiſchen Erbgeſunden und 
Erbkranken beſonders in der heutigen Zeit des ſittlichen Ver⸗ 
falls und der wirtſchaftlichen Not, weil ſich der erbgeſunde 
Teil unſeres Volkes teils aus Bequemlichkeit, teils aus Ver⸗ 
antwortlichkeitsgefühl Hemmniſſe in der Fortpflanzung auf⸗ 
erlegt. Mit der Zunahme der Erbkranken ſteigen die Koſten 
für ihre Erhaltung und mit der Verſchlechterung des Zahlen⸗ 
verhältniſſes zwiſchen Erbgeſunden und Erbkranken erhöhen 
ſich die Laſten, die der einzelne Erbgeſunde für die Erhaltung 
der Erbkranken aufwenden muß, damit entfällt für ihn immer 
mehr die wirtſchaftliche Grundlage für eine zahlreiche Nach⸗ 
kommenſchaft. 

Auch in einem Teil des Auslands hat man die Not⸗ 
wendigkeit der Unfruchtbarmachung Erbkranker erkannt: So 
gibt es in 28 von den 48 Staaten der USA. Steriliſierungs⸗ 
geſetze — meiſt in ſchwächerer Ausprägung —, und das neu⸗ 
geſchaffene deutſche Geſetz hat dort Zuſtimmung und An⸗ 
erkennung gefunden. Auch in England finden nach Zeitungs⸗ 
meldungen zur Zeit Beratungen über den Erlaß eines Steri⸗ 
liſierungsgeſetzes ſtatt. 


III. Die Grundgedanken des Geſetzes: Die Un⸗ 
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fruchtbarmachung ift eine vorbeugende Schutzmaßnahme des 
Staates im Intereſſe der Volksgeſundheit. Sie iſt nicht ent⸗ 
ehrend, das Verfahren hat mit dem Strafverfahren nichts 
gemein. Die Unfruchtbarmachung nach dem vorliegenden Ge⸗ 
ſetz iſt auch aufs ſtrengſte von der geplanten Unfruchtbar⸗ 
machung der Sittlichkeitsverbrecher zu ſcheiden. 

Unfruchtbar gemacht kann nur werden, wer an einer 
der im Geſetz aufgezählten Krankheiten leidet, ſonſt nur bei 
Vorliegen einer ernſten Gefahr für Leben und Geſundheit. 
Es kann alſo eine Perſon, bei der dieſe Vorausſetzungen 
nicht vorliegen, trotz ihres Wunſches nicht unfruchtbar gemacht 
werden; die Unfruchtbarmachung in dieſem Fall wäre viel⸗ 
mehr ſchwere Körperverletzung. 

Die Unfruchtbarmachung darf nur durchgeführt werden, 
wenn nach Abſchluß des Verfahrens, das mit allen Rechts⸗ 
garantien ausgeſtattet iſt und jeder Möglichkeit eines Miß⸗ 
brauches vorbeugt, der die Unfruchtbarmachung anordnende 
Beſchluß rechtskräftig geworden iſt. 

Die Unfruchtbarmachung kann auch gegen den Willen 
des Unfruchtbarzumachenden — notfalls mit polizeilichem 
Zwang — erzwungen werden, ſofern der Antrag von einem 
beamteten Arzt oder dem Leiter einer Heil⸗ bzw. Strafanſtalt 
geſtellt wurde. 

IV. Die Beſtimmungen des Geſetzes. 

1. Das Objekt der Unfruchtbarmachung, 8 1: 
Wer erbkrank iſt, kann durch chirurgiſchen Eingriff unfrucht⸗ 
bar gemacht werden, wenn nach den Erfahrungen der ärzt⸗ 
lichen Wiſſenſchaft mit Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, daß 
ſeine Nachkommen an ſchweren körperlichen oder geiſtigen 
Erbſchäden leiden werden. Wer Träger der Veranlagung zu 
einer Erbkrankheit iſt, ohne ſelbſt erbkrank zu ſein, kann nicht 
unfruchtbar gemacht werden. Erbkrank im Sinne des Geſetzes 
iſt, wer an einer der folgenden — mediziniſch leicht erkenn⸗ 
baren — Krankheiten leidet: 

a) Angeborenem Schwachſinn, 

b) Schizophrenie, 

e) zirkulärem (maniſch⸗depreſſivem) Irreſein, 

d) erblicher Fallſucht, 

e) erblichem Veitstanz (Huntingtonſche Chorea), 

1) erblicher Blindheit, 

g) erblicher Taubheit, 

h) ſchwerer erblicher körperlicher Mißbildung. 
Weiterhin kann unfruchtbar gemacht werden, wer an ſchwerem 
Alkoholismus leidet. 

Dem Aufzählungsgrundſatz des Geſetzes entſprechend iſt 
eine analoge Ausdehnung auf verwandte Krankheiten un⸗ 
zuläſſig. 

Außerhalb der Vorſchriften dieſes Geſetzes iſt eine Un⸗ 
fruchtbarmachung ſowie eine Entfernung der Keimdrüſen nur 
dann zuläſſig, wenn ſie von einem Arzt nach den Regeln der 
ärztlichen Kunſt und zur Abwendung einer ernſten Gefahr 
für das Leben und die Geſundheit mit Einwilligung des 
Betroffenen vorgenommen wird, § 14. Durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung hat alſo der Streit über die Zuläſſigkeit ärztlicher 
Eingriffe wenigſtens in einer Teilfrage eine geſetzliche Rege⸗ 
lung gefunden. 

2. Antragsberechtigt ſind: 

a) Der Unfruchtbarzumachende, $ 2. Solange er ge⸗ 
ſchäftsunfähig oder wegen Geiſtesſchwäche entmündigt iſt 
oder das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
ſteht das Antragsrecht bei ſeinem geſetzlichen Vertreter; 
dieſer bedarf zur Antragſtellung der Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts. In den übrigen Fällen beſchränkter Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit, vor allem alſo bei Minderjährigen vom Be⸗ 
ginn des neunzehnten Lebensjahres bis zur Volljährigkeit, 
bedarf der Geſchäftsbeſchränkte zur Antragſtellung der Zu⸗ 
ſtimmung des geſetzlichen Vertreters. Hat ein Volljähriger 
einen Pfleger für ſeine Perſon, ſo iſt deſſen Zuſtimmung er⸗ 
forderlich. Zur Erteilung der Zuſtimmung iſt die Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts nicht erforderlich. Dem An⸗ 
trag iſt eine Beſcheinigung eines approbierten Arztes beizu⸗ 
fügen, daß der Unfruchtbarzumachende über das Weſen und 
die Folgen der Unfruchtbarmachung aufgeklärt worden iſt. 
Der Antrag, mag er von dem Unfruchtbarzumachenden oder 
ſeinem geſetzlichen Vertreter geſtellt worden ſein, kann zu⸗ 
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rückgenommen werden. War zur Antragſtellung die Zuſtim⸗ 
mung des geſetzlichen Vertreters oder Pflegers erforderlich, 
ſo iſt dieſe zur Zurücknahme nicht erforderlich. 

b) Der beamtete Arzt (Kreisarzt, Bezirksarzt, Stadtarzt, 
Wohlfahrtsarzt, Polizeiarzt), für die Inſaſſen einer Kranken⸗, 


Heil⸗ oder Pflegeanſtalt oder einer Strafanſtalt der An⸗ 


ſtaltsleiter, S 3. Es wird Aufgabe der den Ärzten und An⸗ 
ſtaltsleitern übergeordneten Behörden ſein, durch Dienſtanwei⸗ 
ſung dafür Sorge zu tragen, daß im Intereſſe der Allgemein⸗ 
heit der Antrag grundſätzlich in jedem Fall geſtellt werden 
muß. Der vom Arzt oder Anſtaltsleiter geſtellte Antrag kann 
nicht zurückgenommen werden. 

Der Antrag iſt ſchriftlich oder zur Niederſchrift der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle des Erbgeſundheitsgerichts zu ſtellen. Die ihm 
zugrunde liegenden Tatſachen — Erbkrankheit, Wahrſchein⸗ 
lichkeit ihrer Vererbung — ſind durch ärztliches Gutachten 
oder auf andere Weiſe glaubhaft zu machen. Die Geſchäfts⸗ 
ſtelle hat dem beamteten Arzt vom Antrag Kenntnis zu 
geben, § 4. 

3. Verfahren. 

a) Zuſtändigkeit: Zur Entſcheidung iſt das Erb⸗ 
geſundheitsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirk der Unfrucht⸗ 
barzumachende ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand (S8 13 ff. 
ZPO.) hat, 8 5. 

b) Der Gang des Verfahrens vor dem Erb⸗ 
geſundheitsgericht und dem Erbgeſundheits⸗ 
obergericht, 887, 10. Das Verfahren iſt mündlich und 
nicht öffentlich. Das Gericht hat die notwendigen Ermitt⸗ 
lungen von Amts wegen anzuſtellen. Es kann Zeugen und 
Sachverſtändige vernehmen ſowie das perſönliche Erſcheinen 
und die ärztliche Unterſuchung des Unfruchtbarzumachenden 
anordnen und ihn bei unentſchuldigtem Ausbleiben vorführen 
laſſen. Auf die Vernehmung und Beeidigung der Zeugen 
und Sachverſtändigen, ſowie auf die Ausſchließung und Ab⸗ 
lehnung der Gerichtsperſonen finden die Vorſchriften der 
ZPO. ſinngemäß Anwendung. Ausdrücklich iſt kraft Geſetzes 
bei der Entſcheidung ausgeſchloſſen, wer ſich vorher ein 
Urteil über den Fall gebildet hat, alſo der Richter, der über 
einen Antrag auf vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
nach 821 eutſchieden hat und der beamtete Arzt, der den 
Antrag geſtellt hat, § 6 II. Das Zeugnisverweigerungsrecht 
der Arzte iſt für das Steriliſierungsverfahren aufgehoben: 
Arzte, die als Zeugen oder Sachverſtändige vernommen 
werden, ſind ohne Rückſicht auf das Berufsgeheimnis zur 
Ausſage verpflichtet. 

Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden ſowie Krankenan⸗ 
ſtalten haben dem Gericht auf Erſuchen Auskunft zu erteilen. 

c) Die Entſcheidung des Gerichts iſt unter Berück⸗ 
ſichtigung des geſamten Ergebniſſes der Verhandlung und 
Beweisaufnahme nach freier Überzeugung auf Grund münd⸗ 
licher Beratung mit Stimmenmehrheit zu fällen. Die Auf⸗ 
gabe des Richters am Erbgeſundheitsgericht zählt zu den 
verantwortungsvollſten richterlichen Tätigkeiten, greift ſie 
doch in den urſprünglichſten menſchlichen Trieb ein. Auf der 
einen Seite ſteht das Individuum, das ſich in den meiſten 
Fällen gegen die Vernichtung der Zeugungsfähigkeit beſonders 
mit dem Einwand wenden wird, für die Vererbung ſpreche 
nur eine Wahrſcheinlichkeit, aber keine Gewißheit. Auf der 
anderen Seite fordert der Staat zum Wohle des Volkes 
dieſe Vernichtung. In dieſem Widerſtreit kann der Richter 
ſo recht zeigen, ob er aus dem Geiſt des neuen Deutſchland 
heraus dem Volke gibt, was des Volkes iſt. Der im Straf⸗ 
recht geltende Satz „in dubio pro reo“ wird bei der ge⸗ 
richtlichen Entſcheidung über die Unfruchtbarmachung nur 
mit aller Vorſicht anzuwenden ſein. Der Richter wird ſich 
bei der Entſcheidung ſtets das Hitlerwort („Mein Kampf“ 
S. 279) vor Augen halten müſſen: „Das Recht der perſön⸗ 
lichen Freiheit tritt zurück gegenüber der Pflicht der Er⸗ 
haltung der Raſſe.“ 

Der Beſchluß — nicht Urteil — iſt ſchriftlich abzufaſſen 
und von den an der Beſchlußfaſſung beteiligten Mitgliedern 
zu unterſchreiben. Er muß die Gründe angeben, aus denen 
die Unfruchtbarmachung beſchloſſen oder abgelehnt worden 
iſt. Er iſt dem Antragſteller, dem beamteten Arzt ſowie dem 
zuzuſtellen, deſſen Unfruchtbarmachung beantragt worden war, 
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bzw. wenn dieſer nicht antragsberechtigt iſt, ſeinem geſetz⸗ 
lichen Vertreter. 888, 10 II. 

d) Beſchwerde: Gegen den Beſchluß können die zuletzt 
genannten Perſonen innerhalb einer Notfriſt von einem 
Monat nach der Zuſtellung ſchriftlich oder zur Niederſchrift 
der Geſchäftsſtelle des Erbgeſundheitsgerichts Beſchwerde ein⸗ 
legen. Sie hat aufſchiebende Wirkung. Über ſie entſcheidet 
das Erbgeſundheitsobergericht im letzten Rechtszug. Gegen 
die Verſäumung der Beſchwerdefriſt iſt Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand in entſprechender Anwendung der ZPO. 
(88 223 ff.) zuläſſig. 89. 

e) Wiederaufnahme des Verfahrens iſt von 
Amts wegen anzuordnen, wenn ſich Umſtände — alſo nicht 
nur Tatſachen, ſondern beiſpielsweiſe auch neue Ergebniſſe 
der mediziniſchen Forſchung — ergeben, die eine nochmalige 
Prüfung des Sachverhalts fordern. Gleichzeitig iſt die Aus⸗ 
führung der Unfruchtbarmachung vorläufig zu unterſagen. 
Iſt der Antrag auf Unfruchtbarmachung abgelehnt worden, 
ſo iſt die Wiederaufnahme nur zuläſſig, wenn neue Tatſachen 
N find, welche die Unfruchtbarmachung rechtfertigen. 

21. 


R) Die Koſten des gerichtlichen Verfahrens 
trägt die Staatskaſſe, §S 13 J. Wie überhaupt die Stellung 
der Rechtsanwaltſchaft im Verfahren noch nicht geregelt iſt 
(ſ. unter 7), fo natürlich auch nicht die Frage, wer die Koſten 
eines im Verfahren zugelaſſenen Rechtsanwaltes trägt. 

4. Die Gerichte. 

a) Das Erbgeſundheitsgericht, das im erſten Rechtszug 
entſcheidet, iſt einem — nicht jedem — AG. anzugliedern. 
Es beſteht aus einem Amtsrichter als Vorſitzenden, einem 
beamteten Arzt und einem weiteren für das Deutſche Reich 
approbierten Arzt, der mit der Erbgeſundheitslehre beſonders 
vertraut iſt. Für jedes Mitglied iſt ein Vertreter zu be⸗ 
ſtellen. § 6 J. 

b) Das Erbgeſundheitsobergericht als zweite und letzte 
Inſtanz wird einem OLG. angegliedert und umfaßt deſſen 
Bezirk. Es beſteht aus einem Mitglied des OG., einem 
beamteten Arzt und einem weiteren mit der Erbgeſundheits⸗ 
lehre beſonders vertrauten approbierten Arzt. Für jedes 
Mitglied iſt ein Vertreter zu beſtellen. 8 10 J. 

c) Sitz und Bezirk der Gerichte wird durch die oberſte 
Landesbehörde beſtimmt, von dieſer auch die Mitglieder und 
eren Vertreter ernannt. § 16 II. 

5. Die Durchführung der Unfruchtbarma⸗ 
chung. 

a) Die Möglichkeit des Zwangs: Iſt der Be⸗ 
ſchluß, der die Unfruchtbarmachung anordnet, rechtskräftig, 
ſo liegt die Durchführung im freien Ermeſſen des Unfrucht⸗ 
barzumachenden, wenn er allein den Antrag geſtellt hat. 
Er kann ſich die Sache auch noch anders überlegen und von 
der Unfruchtbarmachung abſehen. Anders, wenn der Antrag 
allein oder gleichzeitig von einem beamteten Arzt oder An⸗ 
ſtaltsleiter geſtellt wurde; in dieſem Fall iſt ſie auch gegen 


den Willen des Unfruchtbarzumachenden durchzuführen. Die 
erforderlichen Maßnahmen werden von der Polizeibehörde 
auf Antrag des beamteten Arztes, dem hiernach die Be⸗ 
treibung der Vollſtreckung obliegt, getroffen. Soweit mildere 
Maßnahmen nicht ausreichen, iſt die Anwendung unmittel⸗ 
baren Zwangs zuläſſig. 8 12. 

Der mediziniſche Eingriff: Der zur Un⸗ 
fruchtbarmachung notwendige chirurgiſche Eingriff, der ver⸗ 
hältnismäßig leicht und ohne nachhaltige Wirkung iſt, darf 
nur in einer Krankenanſtalt von einem für das Deutſche 
Reich approbierten Arzt nach Rechtskraft des Beſchluſſes aus⸗ 
geführt werden. Die oberſte Landesbehörde beſtimmt die 
Krankenanſtalt und Arzte, denen die Ausführung der Un⸗ 
fruchtbarmachung überwieſen werden darf. Es werden hierbei 
wohl ähnliche Vorſchriften wie für die Zulaſſung zur kaſſen⸗ 
ärztlichen Praxis erlaſſen werden. Um jegliche finanzielle 
Intereſſiertheit des antragſtellenden oder bei der Entſcheidung 
mitwirkenden Arztes auszuſchließen, iſt beſtimmt, daß der 
Eingriff durch einen dieſer Arzte nicht ausgeführt werden darf. 

Der ausführende Arzt hat dem beamteten Arzt einen 
ſchriftlichen Bericht über die Ausführung der Unfruchtbar⸗ 
machung unter Angabe des angewendeten Verfahrens ein⸗ 
zureichen. § 11. 

c) Die Koſten des ärztlichen Eingriffes trägt bei den 
gegen Krankheit verſicherten Perſonen die Krankenkaſſe, bei 
anderen Perſonen im Fall der Hilfsbedürftigkeit der Für⸗ 
ſorgeverband. In allen anderen Fällen trägt ohne Rückſicht 
auf die finanzielle Lage des Unfruchtbarzumachenden die 
Staatskaſſe die Koſten, allerdings nur bis zur Höhe der 
Mindeſtſätze der ärztlichen Gebührenordnung und der durch⸗ 
ſchnittlichen Pflegeſätze in den öffentlichen Krankenanſtalten, 
darüber hinaus der Unfruchtbargemachte. § 13 II. 

6. Schweigepflicht beſteht für die an dem Ver⸗ 
fahren oder an der Ausführung des chirurgiſchen Eingriffs 
beteiligten Perſonen. Unbefugte Zuwiderhandlung wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldſtrafe beſtraft. 
Verfolgung nur auf Antrag. Den Antrag kann auch der 
Vorſitzende des Gerichts ſtellen. § 15. 

7. Der Vollzug des Geſetzes liegt bei den Lan⸗ 
desregierungen. § 16 J. 

Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter der Juſtiz die erforderlichen Durchf⸗ 
und VerwVO., 817. In dieſen DurchfVO. wird insbeſ. die 
Stellung der Rechtsanwälte im Verfahren zu klären ſein, 
ob Rechtsanwälte überhaupt zugelaſſen ſind — bei der Be⸗ 
deutung des Eingriffs wird man kaum auf ihre Mitarbeit 
verzichten können —, ob Anwaltszwang eingeführt wird, ob 
dem Unfruchtbarzumachenden ein Pflichtanwalt beigegeben 
wird. Gerade die letztere Löſung würde weiteren Kreiſen, die 
aus ihrer alten liberaliſtiſchen Einſtellung heraus dem Ge⸗ 
ſetz nicht freundlich gegenüberſtehen, wohl am beſten die Be⸗ 
fürchtungen rauben, daß der Unfruchtbarzumachende vielleicht 
zu wenig die Möglichkeit habe, ſein Recht auf Fortpflanzung 
zu verteidigen. 


Die Rechtswidrigkeit der Indikation zum Zwecke der Abtreibung und der 
Unfruchtbarmachung unter beſonderer Berückſichtigung der Entſcheidung 
des RE. vom 12. Mai 1033). 


Von Rechtsanwalt Dr. Otto Rilk, Berlin. 


A. Die Indikation zum Zwecke der Abtreibung. 


„I. Die Ausführungen des RG. zum Begriff der Rechts⸗ 
wiorigkeit bei der Abtreibung in dem genannten Urteil decken 
lich mit der von ihm bisher vertretenen, vom Schrifttum 
überwiegend gebilligten Auffaſſung. 

RG Auszugehen ift davon, daß nach der Auffaſſung des 
z eo. Eingriff, auch der gelungene Eingriff, des Arztes 
Sich i wecken eine Körperverletzung i. S. des $ 223 

N iſt, obwohl er ſich nicht als eine Geſundheitsbeſchädi⸗ 

Hung darſtellt (N6St. 25, 375 ff.; 38, 35; JW. 1927, 2024). 


) Vgl. unten S. 2060. 


Die Fragen, ob der Eingriff des Arztes ſich 
als Körperverletzung darſtelle, und welche Be⸗ 
deutung der Einwilligung des Verletzten zukomme, 
gehörten z. Z. des Erlaſſes des genannten Urteils zu den um⸗ 
ſtrittenſten Fragen des Strafrechts. 

1. Kahl verneint die Rechtswidrigkeit aus einem ſtaat⸗ 
lich anerkannten Berufsrecht (3StW. 29, 370; ZW. 1929, 
2220). 

Der gleichen Auffaſſung, jedoch mit Einſchränkungen, 
iſt Olshauſen, 11. Aufl., Anm. 9b zu 8 223. 

Richard Schmidt nimmt ein auf der Karolina fu⸗ 
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ßendes Gewohnheitsrecht an. — Die ſtrafrechtliche Verant⸗ 
wortlichkeit des Arztes für verletzende Eingriffe (S. 38 ff.). 
Ebermayer ſieht den ärztlichen Eingriff überhaupt nicht 
als rechtswidrige Körperverletzung an, wenn er „lege artis“ 
erfolgt iſt. Nach ſeiner Anſicht macht ſich der „lege artis“ 
zu Heilzwecken handelnde Arzt keiner Körperverletzung ſchul⸗ 
dig, mag er mit, ohne oder gegen den Willen des Kranken 
eingreifen. Wohl aber verletzt er, wenn er ohne den Willen 
des Kranken eingreift, ein anderes Rechtsgut. Er kann ſich 
daher nach Ebermayer unter Umſtänden eines Vergehens 
gegen die perſönliche Freiheit ſchuldig machen (Eber⸗ 
mayer⸗Lobe⸗Roſenberg, 8 223 Anm. 10; der Arzt 
im Recht, 1930, S. 150; JW. 1929, 2220). Frank unter⸗ 
ſcheidet zwiſchen der heilenden oder die Krankheit hemmen⸗ 
den Operation, die er nicht als Körperverletzung anſieht, 
und der nicht heilenden und nicht hemmenden. Letztere be⸗ 
trachtet er als tatbeſtandsmäßige Körperverletzung, ebenſo 
wie die ärztliche nicht indizierte und verlangt infolgedeſſen 
die Einwilligung des Patienten zum Ausſchluß der Rechts⸗ 
widrigkeit des ärztlichen Eingriffs (Frank, StGB., 18. Aufl., 
1931, S. 178). 


Nach der bereits wiedergegebenen Auffaſſung des RG. 
war in dem genannten Urteil die Strafbarkeit der Täter 
wegen Körperverletzung zu bejahen, weil nach der tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellung kein „zur Heilung vorgenommener 
Eingriff“ vorliegt. 

Die Frage nach der Rechtswidrigkeit brauchte 
vom RG. daher nicht aufgeworfen zu werden. 

2. Die Einwilligung bei der Körperverletzung 
ſoll nach Olshauſen, Komm., 11. Aufl., Bd. 2 Anm. 9a 
zu § 223; Binding, Strafrecht, Bei. Teil, 2. Aufl., Bd. 1 
S. 44, 3b, und Allfeld, 8. Aufl., $ 70 Anm. V, S. 345 
die Rechtmäßigkeit einer Körperverletzung begründen, 
da die Beſtimmungen der §8 223 ff. StGB. im Intereſſe 
der Betroffenen aufgeſtellt worden ſeien. 


Nach Frank a. a. O. S. 142 ſchließt die Einwilligung 
die Rechtswidrigkeit der Körperverletzung nur bei Antrags⸗ 
delikten und bei Privatklagedelikten aus, da das dem Delikt 
zugrunde liegende Verbot nur im Intereſſe des Verletzten 
ergangen ſei oder beim Privatklagedelikt das Intereſſe des 
Betroffenen ſo lange vorwalte, als nicht das ſtaatliche durch 
einen beſonderen Umſtand begründet werde. Auf dem glei⸗ 
chen Standpunkt ſteht Sbermayer, Komm., 4. Aufl., 8223 
Anm. 9; JW. 1929, 1006? Anm. 


Das RG. hatte ſich zunächſt in ſtändiger Rſpr. dahin 
ausgeſprochen, daß die Einwilligung bei Körperverletzungen 
unerheblich ſei (RG. 2, 442; 6, 63). In RG. 55, 189 meint 
es indeſſen, die Einwilligung des Verletzten in die Körper⸗ 
verletzung beſeitige die Rechtswidrigkeit nicht „ſchlechthin“. 
Es läßt mithin Ausnahmen zu. Richtlinien für die Abgren⸗ 
zung ſtellt es aber in dieſer Entſcheidung noch nicht auf. 
In JW. 1928, 2231 führt es aus, eine Einwilligung könne 
ſtrafrechtlich nur dann von Bedeutung ſein, wenn ſie einem 
auch vom Strafrecht anerkannten Willen entſpringe. Ein 
Wille, deſſen Betätigung gegen die guten Sitten verſtoße, 
werde aber vom Rechte nicht anerkannt (vgl. hierzu die 
Anm. von Bohne). 


In IW. 1929, 1006 läßt das RG. die Frage wieder 
dahingeſtellt ſein, ob ſeine bisherige Anſicht, die Einwilli⸗ 
gung des Verletzten habe ſowohl bei der einfachen Körper⸗ 
verletzung als auch bei den ſchwereren Formen keine Be⸗ 
deutung, zutreffend ſei. Der Entwurf ſteht auf dem Stand⸗ 
punkt der Entſcheidung in JW. 1928, 2231. Er will gemäß 
8 264 die mit Einwilligung des Verletzten vorgenommene 
Körperverletzung nur dann beſtrafen, wenn die Tat trotz der 
Einwilligung gegen die guten Sitten verſtößt. Dieſe Auf⸗ 
faſſung des Entwurfes iſt bereits geltendes Recht geworden. 

Durch das Geſetz zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften v. 26. Mai 1933 (RG Bl. 297) iſt dem StGB. 
der $ 2262 eingefügt, der ſich mit dem § 264 Entw. deckt. 
Das RG. konnte in feiner Entſcheidung die Beſtimmung 
des § 2264 StGB., die erſt am 1. Juni 1933 in Kraft ge⸗ 
treten iſt, noch nicht anwenden. Es brauchte auch, wie bereits 


hervorgehoben wurde, die Frage nach der Bedeutung der 
Einwilligung der Verletzten nicht erſt aufzuwerfen, weil nach 
der bisherigen Auffaſſung des RG. dieſe Frage nur dann 
von Bedeutung wäre, wenn ein zu Heilzwecken vorgenom⸗ 
mener Eingriff vorlag. 


Das RG. hat aber trotzdem die Frage geſtellt, welche 
Bedeutung der Einwilligung des einzelnen zukomme. Es hat 
erklärt: 


Die Einwilligung des einzelnen kann dem 
Eingriff die Rechtswidrigkeit nur dann neh⸗ 
men, wenn ſie einem Willen entſpringt, der 
mit dem Gemeinwohl vereinbar iſt und daher 
auch vom Strafrecht anerkannt werden kann. 


Es wäre wünſchenswert, daß dieſer vom RG. aufgeſtellte 
Grundſatz über den Begriff der Rechtswidrigkeit keine Ab⸗ 
änderung erfährt. Es wäre weiterhin zu begrüßen, wenn 
dieſe Auffaſſung des RG. in dem zu erwartenden neuen 
StGB. zum Geſetz erhoben werden würde. Dies deshalb, 
weil dieſe Auffaſſung des RG. in der genannten Entſchei⸗ 
dung weitergeht, als 8 2262 StGB. 

Eine Einwilligung kann unſittlich ſein und braucht nicht 
gegen das Wohl des Volksganzen zu verſtoßen, obwohl zu⸗ 
gegeben werden muß, daß ſich die beiden Begriffe ſehr häufig 
decken werden. 

Die Rechtswidrigkeit bei der Körperverletzung darf nun 
ſchließlich nicht verſchieden beurteilt werden von der Rechts⸗ 
widrigkeit anderer Delikte. Dies würde bedeuten, daß ein 
Täter ganz allgemein dann nicht rechtswidrig handelt, wenn 
ſein Tun mit dem Gemeinwohl zu vereinbaren iſt. 

Ich bin mir darüber klar, daß das RG. in feiner 
Entſcheidung nicht ſoweit gehen, ſondern ſeine Auffaſſung 
lediglich für die Einwilligung bei der Körperverletzung gelten 
laſſen will. 

Wenn ich hervorhebe, daß die neue Begriffsbeſtim⸗ 
mung des RO. für die Rechtswidrigkeit dem Strafrecht möge 
erhalten bleiben, ſo geſchah dies aus zwei Erwägungen: 

Einmal deckt ſich die neue Begriffsbeſtimmung über die 
Rechtswidrigkeit mit dem, was die Regierung der nationalen 
Erhebung anſtrebt. An der Spitze aller Beſtrebungen ſteht 
die Erwägung: „Gemeinnutz geht vor Eigennutz.“ 

Es ift daher eine Selbſtverſtändlichkeit, daß die Straf⸗ 
juſtiz auch von dieſem Grundſatz ausgeht und die Rechts⸗ 
widrigkeit ſchlechthin ſo definiert, wie es das RG. tut, näm⸗ 
lich, rechtswidrig handelt, wer etwas tut, was mit dem Ge⸗ 
meinwohl nicht zu vereinbaren iſt. 

Weiterhin war maßgebend für die obige Forderung die 
Erwägung, daß der genannte Begriff über die Rechtswidrig⸗ 
keit klar zum Ausdruck bringen würde, was der Staat von 
ſeinen Untertanen verlangt. 

Ich brauche nicht hervorzuheben, welch ein großes 
Schrifttum ſich mit dieſen Fragen be iftigt hat, zu be⸗ 
friedigenden Ergebniſſen aber nicht gekommen iſt. 

Was ich zum neuen Strafgeſetzentwurf in der Zeit⸗ 
ſchrift „Der junge Rechtsgelehrte“ 1927 S. 258 zum Begriff 
der Schuld bei der Tötung auf Verlangen ausführte, gilt 
auch hier für den Begriff der Rechtswidrigkeit. Nicht künſt⸗ 
lich aufgebauten Begriffen kann gefolgt werden. Nicht der 
Verſtoß gegen die Norm eines Paragraphen kann maßgebend 
ſein, der Auffaſſung des Volkes muß Rechnung getragen 
werden. Dieſe aber kennt nur den Unterſchied, aus dem ſich 
erſt eine Berechtigung zur Strafe herleiten läßt, nämlich 
den Unterſchied zwiſchen „gut und böſe“. Immer und bei 
allen Völkern, ganz gleich auf welcher Kulturſtufe ſie ſtehen, 
wird dieſes geſunde Gefühl für „gut und böſe“ lebendig ſein. 
Verſtehen es die Juriſten nicht, ihm zu folgen, hebt eine 
Entſcheidung das auf, was eine andere ſagte, dann werden. 
Geſetz und Entſcheidungen dem Volke fremd bleiben und wir 
müſſen es uns dann gefallen laſſen, wenn von verſchnörkeltem 
gewundenem Juriſtenverſtand geſprochen wird. 


II. „Die reine ſoziale Indikation — die 
Schwangerſchaftsunterbrechung um einem ſchweren wirtſchaft⸗ 
lichen Notſtand für das zu erwartende Kind vorzubeugen — 
wird von dem RG. auch in dem genannten Urteil nach wie 
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vor abgelehnt, die gemiſcht mediziniſch⸗ſoziale Indikation da⸗ 
gegen zugelaſſen. 

1. „Die reine mediziniſche Indikation“ iſt 
von dem RG. in ſtändiger Rſpr. zugelaſſen worden. 

Bei einem Widerſtreit zweier rechtlich geſchützter Güter 
geht das höher geſchützte Rechtsgut dem geringeren Rechtsgut 
vor. Der Täter kann alſo dann nicht rechtswidrig handeln, 
wenn er nach wirklich pflichtgemäßer Abwägung der beiden 
ſich gegenüberſtehenden Rechtsgüter das geringere Rechtsgut 
vernichtet, um das höherwertige zu erhalten. Erforderlich iſt 
aber ein wirklich pflichtgemäßes Abwägen. Das RG. hat in 
den Entſcheidungen RG. 61, 242; 62, 137 hervorgehoben, 
daß regelmäßig in Fällen wie in dem vorliegenden nur ein 
Arzt eine derartige Prüfung vornehmen kann. Auf der glei⸗ 
chen Linie liegt dann aber auch die Auffaſſung des R., 
daß es nicht genügt, wenn ein Arzt eine derartige Prüfung 
kraft ſeiner Ausbildung, ſeiner Kenntniſſe und ſeiner Erfah⸗ 
rungen vorzunehmen imſtande iſt, ſondern daß er den ein⸗ 
zelnen Fall auch nach den Regeln der ärztlichen Wiſſenſchaft 
„gründlich und gewiſſenhaft“ wirklich prüft. 

2. Bei der reinen ſozialen Indikation ſtehen 
ſich als gegeneinander abzuwägende Güter gegenüber das 
Intereſſe des Staates an dem Nachwuchs und die zu befürch⸗ 
tende wirtſchaftliche Notlage durch die Geburt des zu er⸗ 
wartenden Kindes. 

Gerade in der heutigen Zeit wird das Beſtreben der 
Rſpr., die reine ſoziale Indikation zu verneinen, allgemeine 
Beachtung und Billigung finden; denn vornehmſte Aufgabe 
des neuen Staates iſt es, andere Wege als den der ſozialen 
Indikation zu finden, um wirtſchaftlichem Notſtand für den 
zu erwartenden Nachwuchs vorzubeugen. Daß die erſten 
Schritte von der Geſetzgebung in dieſer Hinſicht bereits ge⸗ 
tan ſind, ergibt das Geſetz betreffend die Förderung der 
Eheſchließungen (RG Bl. 1933, 326 ff.). Der bisher bearbeitete 
Entwurf zum allgemeinen Deutſchen Strafgeſetzbuch lehnt 
die foziale Indikation ab und bejaht nur die mediziniſche. 
§ 254 beſtimmt, daß eine Abtreibung nicht vorliegt, wenn 
ein Arzt eine Schwangerſchaft unterbricht, weil es nach den 
Regeln der ärztlichen Kunſt zur Abwendung einer ernſtlichen 
Gefahr für das Leben oder die Geſundheit der Mutter er⸗ 
forderlich iſt. Es iſt nicht anzunehmen, daß dieſe Auffaſ⸗ 
ſung, wird der Entwurf Geſetz, nach der heutigen Volksauf⸗ 
faſſung eine Anderung erfährt. 

3. Die gemiſcht mediziniſch⸗ſoziale Indikation zum 
Zwecke der Abtreibung wird, wie man aus dem genannten 
Urteil entnehmen kann, von dem RE. zugelaſſen. 

Bei dem übergeſetzlichen Notſtand kann zwar eine Ge⸗ 
fahr nicht dann erblickt werden, wenn eine wirtſchaftliche 
Notlage durch die Geburt des zu erwartenden Kindes her⸗ 
vorgerufen oder eine bereits beſtehende vergrößert wird. 
Dieſer Umſtand der wirtſchaftlichen Notlage iſt aber dennoch, 
wenn es ſich um die Güterabwägung, alſo um die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob das höherwertige Gut nur durch 

erletzung des geringerwertigen zu ſchützen iſt, hinzuzuziehen. 
Beſteht für eine werdende Mutter eine Gefahr für Leib oder 
Leben und iſt Hilfe für ſie möglich, aber aus wirtſchaftlichen 
Gründen unerreichbar, ſo muß es ihr und auch einer dritten 
Perſon geftattet fein, eine Schwangerſchaftsunterbrechung nach 
der vom RG. in der genannten Entwicklung vertretenen Auf- 
ſaſſung vorzunehmen. 
4. Bejahen würde ich nach den in dem genannten Urteil 
des RG. entwickelten Grundſätzen, in Verbindung mit dem 
bees zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes v. 14. Juli 
1933, die eugeniſche Indikation, die Indikation zur Ver⸗ 
hutung erbkranken Nachwuchſes. 
an. Der Staat hat kein Intereſſe daran, daß minderwertige 
enſchen die ſoziale Not der Volksgenoſſen vergrößern. 
N Es kann alſo bei der eugeniſchen Indikation nicht 
davon geſprochen werden, daß die Handlung der Täter einem 
illen entſpringt, der mit dem Gemeinwohl unvereinbar 
und daher auch vom Strafrecht nicht anzuerkennen iſt. 
1 „Die eugeniſche Indikation zum Zwecke der Abtreibung 
muß daher meines Erachtens ſtraffrei bleiben, ohne daß 
5. Z. eine geſetzliche Regelung vorliegt. 


III. Was für die Indikation zum Zwecke der Abtreibung 
geſagt iſt, gilt im weſentlichen auch für die Indikation zum 
Zwecke der Steriliſation — der Unfruchtbarmachung. 

1. Allgemein wurde die mediziniſche Indikation zum 
Zwecke der Steriliſierung nach geltendem Recht dann für zu⸗ 
läſſig erachtet, wenn die Fortpflanzungsorgane erkrankt ſind 
und eine Entfernung geboten iſt. Ferner wenn ihre Tätig⸗ 
keit ſchwere, durch Unfruchtbarmachung zu heilende, Pſychoſen 
hervorruft oder wenn von künftiger Schwangerſchaft ſchwere 
Gefahren für die Geſundheit oder das Leben der Frau zu 
befürchten ſind und zur Verhütung der Gefahren die Sterili⸗ 
ſation geboten iſt (ogl. Heimberger, Arzt und Strafrecht 
in der Feſtgabe für Frank, Bd. 1 S. 415; Ebermayer, 
Der Arzt im Recht S. 170; Kahl: JW. 1929, 1547). 

Dieſe Auffaſſung iſt bereits Geſetz geworden. 8 14 
des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes lantet: 

„Eine Unfruchtbarmachung, die nicht nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes erfolgt, ſovie eine Entfernung 
der Keimdrüſen ſind nur dann zuläſſig, wenn ein Arzt 
ſie nach den Regeln der ärztlichen Kunſt zur Abwendung 
einer ernſten Gefahr für das Leben oder die Geſundheit 
desjenigen, an dem er ſie vornimmt, und mit deſſen 
Einwilligung vollzieht.“ 

Bei der mediziniſchen Indikation zum Zwecke der Un⸗ 
fruchtbarmachung hat das RG. mit Recht in ſeiner Entſchei⸗ 
dung gefordert, daß bei der Bejahung der Frage, ob die 
Gefahr einer weſentlichen Geſundheitsſchädigung gegeben iſt 
und ob ſie nicht durch andere, weniger einſchneidende Heil⸗ 
maßnahmen beſeitigt werden kann, von ſtrengen Voraus⸗ 
ſetzungen ausgegangen werden müſſe. 

Dieſer Grundſatz wird auch für das neue Geſetz v. 
14. Juli 1933 zu gelten haben. 

Für die Einwilligung bei der Steriliſation gilt eben⸗ 
falls das über die Einwilligung bei der Abtreibung Geſagte. 

2. LG. und RG. laſſen, wie das Urteil v. 12. Mai 
1933 ergibt, die Frage dahingeſtellt, ob die Steriliſie⸗ 
rung aus ſozialen Gründen zuläſſig ſei. Das LG. will 
aber dieſe Frage bei ganz beſonders ſchwerer Notlage der 
Familie bejahen. Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizutreten. 
Die reine ſoziale Indikation bei der Steriliſierung 
iſt wie die der Schwangerſchaftsunterbrechung nach gelten⸗ 
dem Recht eine rechtswidrige Körperverletzung, die auch durch 
die etwaige Einwilligung nicht zu einer rechtmäßigen wird 
(vgl. auch Heimberger a. a. O. S. 416 für den Entw.). 

3. Eine weitere Frage wäre, ob man nach der Ent⸗ 
ſcheidung des RG. die „gemiſcht mediziniſch⸗ſoziale 
Indikation“ zum Zwecke der Steriliſation zulaſſen muß. 
M. E. iſt ſie aus den gleichen Gründen wie die gemiſcht 
mediziniſch⸗ſoziale Indikation zum Zwecke der Abtreibung 
für zuläſſig zu erachten. 

4. Die „eugeniſche Indikation“ zum Zwecke der 
Steriliſation hat inzwiſchen eine Regelung durch das Geſetz 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes v. 14. Juli 1933 
erfahren. 


V. Die übrigen Ausführungen des RG. in der Entſchei⸗ 
dung S. 2060 über die Anwendbarkeit der 88 224, 225, 43 
StGB. find überzeugend und auch rechtlich bedenkenfrei. Er⸗ 
forderlich iſt zur Anwendung des § 224 StGB. „der Ver⸗ 
luft der Zeugungsfähigkeit“, d. h. der Fähigkeit zur Fort⸗ 
pflanzung, nicht zur Ausübung des Beiſchlafes (Frank 
a. a. O. § 224 Anm. 5). Für den Verluſt des Sehver⸗ 
mögens hat das RG. in Bd. 27 S. 80 bereits feſtgeſtellt, 
daß die bloße Möglichkeit der Wiedererlangung zur Ableh⸗ 
nung von 8 224 nicht ausreicht. Beſteht aber nach den tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen des LG. die Möglichkeit, daß die 
Abbindung der Eileiter zu keinem vollſtändigen Verluſt der 
Zeugungsfähigkeit geführt hat, ſo kann eine Beſtrafung wegen 
des vollendeten Delikts aus 8 224 StGB. nicht erfolgen. 
In dieſem Falle beſtehen aber keine Bedenken, einen Verſuch 
nach 88 43, 224, 225 anzunehmen, da nach den ausführ⸗ 
lichen tatſächlichen Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils 
zum mindeſten bedingter Vorſag vorliegt. 
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Höchſtrichterliche Rechtſprechung zur Fürforgeersichungs- 
nouvelle vom 4. u. 28. Nou. 1932 (R Gg. I, 522 u. 531). 


Die NotBO. zum RJug Wohlfch. v. 4. u. 28. Nov. 1932 (RG Bl. 
I, 522 u. 531), die faſt ausſchließlich die Fürſorgeerziehung (FC.) be⸗ 
treffen, find gem. Art. 48 RVerf. unter dem Geſichtspunkt der Er⸗ 
ſpar nis von Fürſorgekoſten erlaſſen worden, vor allem, nachdem die 
preuß. FEBeh. nach der Kürzung des preuß. FEECtats von 28 Mill. RM 
i. J. 1931 auf 15 Mill. AM i. J. 1932 die Durchführung der FE. in 
dem bisher. Ausmaß für unmöglich hielten. Es darf jedoch nicht über⸗ 
ſehen werden, daß gleichzeitig eine Reform der FE. erſtrebt und er⸗ 
reicht wurde dahin, daß nunmehr durch frühzeitige Überweifung leich⸗ 
ter Fälle die vorbeugende FE. wieder ſtärker zur Geltung komme 
gegenüber den meiſt viel ausſichtsloſeren Spätüberweiſungen. Das 
RO. hatte auf Grund des jetzt beſeitigten 8 55 RJugWohlfGG. die Au⸗ 
ordnung der vorbeugenden FE. dadurch erſchwert, daß es zur Begrün⸗ 
dung der vorbeugenden FE. den Nachweis einer Notwendigkeit „be⸗ 
ſonderer Aufwendungen“ verlangte, die über die gewöhnliche Lei⸗ 
ſtung der öffentlichen Fürſorge hinausgehen mußten (RG. v. 6. April 
1929, IV N 9/29: JugzentrBl. XXI, 141). Über deren Weſen und 
Ausmaß waren ſich Juſtiz⸗ und Fürſorgebehörden die Jahre hindurch 
bis zum Erlaß der Noto. nicht einig geworden (vgl. Webler, 
Ein Vorſpiel zur FE.: JuggZentrBl. XXIV, 334). Während die Ge⸗ 
richte beſtrebt waren, Kinder vor der FE. zu bewahren, ſolange andere 
Hilfsmöglichkeiten gegeben waren, d. h. alſo den ſubſidiären Cha⸗ 
rakter der FE. zur Geltung zu bringen, bevorzugte die Fürſorge⸗ 
behörde zum Teil aus pädagogiſchen, zum Teil aus finanziellen Er⸗ 
wägungen die FE. 

Die Novelle hat den Meinungsſtreit zugunſten der Fürſorge⸗ 
behörde entſchieden. Der § 55 RJug Wohlfch. ift aufgehoben und in 
§ 63 Ziff. 1 beſtimmt, daß die Anordnung der vorbeugenden FE. 
ſchon dann zuläſſig iſt, wenn nur eine geeignete Unterbringung ohne 
Inanſpruchnahme irgendwelcher öffentlicher Mittel nicht erfolgen kann 
(an Stelle der bisherigen „Beſonderen Aufwendungen“, ſ. o.). Sie 
hat allerdings andererſeits die damit ausgeſprochene Erleichterung der 
Überweiſung wieder dadurch eingeſchränkt, daß ſie die Anordnung der 
FE. zur Verhütung lediglich körperlicher Verwahrloſung für 
nicht mehr zuläſſig erklärt hat. In dieſer Weiſe wird dem Grundſatz 
der früher bekämpften Rſpr. Rechnung getragen, nach dem FE. 
„ultima ratio“ der öffentlichen Jugendhilfe bleiben muß. 

Dieſen alten Grundſatz verſtärkt nun auch die höchſtrichterliche 
Rſpr. aufs Neue. Ein Beſchl. des Bay Obs, Ziv Sen., v. 11. Jan. 
1933, Reg III Nr. 7/33 (JugZentrBl. XXV, 14) macht erſtmals deut⸗ 
lich, daß dieſes Prinzip nach dem Wortlaut des Geſetzes keineswegs auf 
die vorbeugende FE. beſchränkt, ſondern auch bei der heilenden FE. 
wirkſam iſt. Nach Aufhebung des 8 55 NJug WohlfG., der ſich nur 
auf die vorbeugende FE. bezog, wurde folgerichtig die darin ent⸗ 
haltene Beſt. über das Erfordernis der Aufwendung öffentlicher Mit⸗ 
tel in den § 63 mit entſprechender Anderung übernommen. In der 
dadurch nunmehr innerhalb des 8 63 (Ziff. 1 und 2) ſehr deut⸗ 
lich gewordenen Gegenüberſtellung der vorbeugenden und der heilen⸗ 
den FE. könnte in der Tat, wie das BayObs G. ausführt, hinſichtlich 
der Beſt. über die Aufwendung öffentlicher Mittel ein Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen beiden FéEFormen erblickt werden, der Art, daß vorbeugende 
FE. nur unter der Vorausſetzung der Inanſpruchnahme öffentlicher 
Mittel, heilende aber ohne Einſchränkung verfügt werden dürfe, ſo 
daß der Grundſatz der nur hilfsweiſen Bedeutung der FE. hier 
preisgegeben wäre. Der Senat widerſpricht mit Recht einer derartigen 
Auffaſſung, indem er betont, daß diefer Grundſatz bisher in Geltung 
und ein Grund für ſeine Preisgabe nicht erſichtlich ſei. Er fußt dabei 
wohl auf der Beſt., nach der heilende FE. nur anzuordnen iſt, wenn 
ſie zur Beſeitigung der Verwahrloſung erforderlich iſt (8 63 
Ziff. 2 RJug WohlfG.). Dieſes Erfordernis iſt in der Praxis bisher 
kaum gewürdigt worden; denn beim Nachweis beſtehender Ver⸗ 
wahrloſung erſcheint FE. meiſt ohne weitere Prüfung als gegeben. 
Um ſo nachdrücklicher muß auf die Möglichkeit, auch in dieſen Fällen 
von der Anordnung der immer noch verfehmenden FE. abzusehen, 
hingewieſen werden. Es beſteht ſomit kein grundſätzlicher Unterſchied 
in den Vorauseſtzungen der vorbeugenden und heilenden FE. hin⸗ 
ſichtlich der Koſtenfrage. 

Auch das KG. vertritt in einem Beſchl. v. 24. Febr. 1933, 
12 X 165/33 (Jug ZentrBl. XXV, 103) den gleichen Grundſatz, in⸗ 
dem es die Ausſetzung des FCVerfahrens für gerechtfertigt hält, weil 
die Möglichkeit, einen verwahrloſten Minderjährigen in einem Ar⸗ 
beitslager unterzubringen, vorhanden war und ſomit die Anordnung 
der FE. nicht mehr „erforderlich“ ſchien. 

Hinſichtlich des neu in den 8 63 eingeführten Begriffs der 
„körperlichen“ Verwahrloſung kommt dann das KG. anderer⸗ 
ſeits den Wünſchen der Fürſorgebehörden entgegen, indem es 
eine ſehr enge Auslegung befürwortet. Nach ſeinem Beſchl. v. 27. Jan. 
1933, 1a X 1543/52 (Suggentröl. XXV, 57) wird mit körperlicher 
Verwahrloſung, die durch fchwere körperliche Züchtigungen hervor⸗ 
gerufen wird, häufig auch eine Gefährdung oder Schädigung der 
geiſtigen oder ſittlichen Entwicklung des Kindes einhergehen, da 
ſolche Mißhandlungen geeignet ſind, dem Kind jedes Gefühl für 


Zucht, Sitte und Gerechtigkeit zu nehmen, fo daß FE. anzuordnen 
iſt. Auch bei einem im jüngſten Alter ſtehenden Kinde iſt weiter nicht 
nur eine körperliche, ſondern auch eine geiſtige oder ſittliche Ver⸗ 
wahrloſung möglich (KG.: Beſchl. v. 21. April 1933, 1a X 425/33, 
JuggentrBl. XXV, 134). Im übrigen wird in dieſer Frage das 
Zurückgehen auf die umfangreiche Rſpr. zu den 88 1666, 1838 BGB. 
und des 81 Ziff. 1 des alten Pr3C®. zu erwarten fein, deſſen 
Wortlaut i. d. Faſſ. der Nov. v. 7. Juli 1915 hier wiedererſtanden iſt. 

Zu der durch die NotVO. ebenfalls neu geſchaffenen ver⸗ 
ſuchsweiſen vorläufigen FC., die ſich rechtlich weſentlich von der 
bisherigen auch heute weiter beſtehenden eiligen vorläufigen FE. 
unterfcheidet, gibt der oben erwähnte Beſchl. des BaydbeG. v. 
11. Jan. 1933 einen vollſtändigen Kommentar. Darin heißt es u. a.: 

„Entgegen der alten Faſſung des § 67 RJug WohlfG., die eine 
vorläufige Fürſorgeerziehung nur bei Gefahr im Verzuge kannte 
und eine Fürſorgeerziehung unter der Bedingung der Eignung aus⸗ 
ſchloß, läßt die neue Faſſung des 8 67 auch eine vorläufige Fürſorge⸗ 
erziehung zur Prüfung der Frage zu, ob die Fürſorgeerziehung Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg bietet. Dieſe ermöglicht dem VormGer., falls die Aus⸗ 
ſichtsloſigkeit der Fürſorgeerziehung nicht offenbar zutage liegt, die 
Zweifel hierüber dadurch zu beheben, daß die Fürſorgeerziehung zu⸗ 
nächſt nur verſuchsweiſe angeordnet wird. Dies gilt ſowohl für die vor⸗ 
beugende wie für die heilende Fürſorgeerziehung. Während aber bei der 
eiligen vorläufigen Fürſorgeerziehung mit Rückſicht auf die Dringlich⸗ 
keit der Maßnahme nur Glaubhaftmachung erforderlich iſt, 
die unter der Vorausſetzung, daß die Ausſichtsloſigkeit der Maßregel 
nicht offen zutage liegt, ſich auf alle Erforderniſſe der vorbeugenden 
oder heilenden Fürſorgeerziehung zu erſtrecken hat, erheiſcht die ver⸗ 
ſuchsweiſe vorläufige Fürſorgeerziehung Beweis, der unter der 
gleichen Vorausſetzung die nämlichen Erforderniſſe umfaßt und die 
Überzeugung des Gerichts von der Richtigkeit aller Vorausſetzungen 
begründen muß; bloße Glaubhaftmachung, bloße Wahrſcheinlichkeit 
genügt hier nicht. Der Unterſchied iſt durch die Verſchiedenartigkeit 
der Zwecke begründet, die mit den beiden Fürſorgeerziehungen ver⸗ 
folgt werden. Die Anordnung der verſuchsweiſen vorläufigen Für⸗ 
ſorgeerziehung ift keine dringliche oder ſchleunige vorläufige Maß⸗ 
nahme, ſondern wäre an ſich eine endgültige Maßregel, wenn ihre 
Aufrechterhaltung nicht davon abhinge, daß ſich die Erfolgsmöglich⸗ 
keit erweiſt. Sie iſt eine endgültige Maßregel unter Vorbehalt des 
Widerrufs, falls ſich erweiſen ſollte, daß die Fürſorgeerziehung keine 
Ausfiht auf Erfolg bietet, und hat den Vorteil, daß ein ſpäteres 
Aufhebungsverfahren nach 8 72 Abſ. 2 (vgl. dazu Bayob e. 26, 
A 159; 28, A 348) oder ein ſpäteres Entlaſſungsverfahren nach dem 
neu gefaßten 8 73 vermieden wird, wenn ſich während der Verſuchs⸗ 
zeit die Ausſichts⸗ und Zweckloſigkeit der Fürſorgeerziehung ergibt. 
Aus alledem folgt, daß die eilige und die verſuchsweiſe vorläufige 
Fürſorgeerziehung nicht in dem Sinne nebeneinander angeordnet wer⸗ 
den können, daß bei nur Glaubhaftmachung der Erforderniſſe 
auch auf die verſuchsweiſe vorläufige Fürſorgeerziehung erkannt wer⸗ 
den dürfte und daß bei der Anordnung einer vorläufigen Fürſorge⸗ 
erziehung beſtimmt angegeben werden muß, ob es ſich um die eilige 
(8 63 Satz 1) oder die verſuchsweiſe ($ 63 Satz 2) vorläufige Für⸗ 
ſorgeerziehung handelt. Andererſeits wird freilich nichts im Wege 
ſtehen, bei Beweis aller Erforderniſſe neben der verſuchsweiſen auch 
die eilige vorläufige Fürſorgeerziehung anzuordnen, ſofern nur das 
für die letztere beſtimmte beſondere Erfordernis der Gefahr im Ver⸗ 
zuge wenigſtens glaubhaft gemacht iſt (vgl. Bayd bsc. 28, A 88). 
Die verſuchsweiſe vorläufige Fürſorgeerziehung iſt auch keine „ſchleu⸗ 
nige“ Maßregel i. S. des § 68 Abſ. 1 RJug WohlfGs. und ihre Aus⸗ 
führbarkeit tritt trotz der Vorſchr. im 8 70 Abf. 2 Satz 3 dieſes Geſ., 
wenngleich dieſe in der 1. Not®D. nicht entſprechend beſchränkt wurde, 
erſt mit der Rechtskraft des Beſchluſſes ein, da § 70 Abſ. 2 Satz 3 
ſinngemäß nur für die eilige vorläufige Fürſorgeerziehung Geltung 
haben kann. Iſt dann die eilige vorläufige Fürſorgeerziehung an⸗ 
geordnet, jo wird ſich bei ihrer Ausführung wohl häufig herausſtellen, 
ob die Fürſorgeerziehung auch Ausſicht auf Erfolg bietet. Iſt das der 
Fall, ſo iſt ſie, ſobald auch alle ſonſtigen Vorausſetzungen erwieſen 
find, in die endgültige Fürſorgeerziehung überzuführen. Trifft es 
aber nicht zu, ſo ſteht, wenn weiterhin Zweifel über die Erfolgsmög⸗ 
lichkeit beſtehen, von Rechts wegen kein Hindernis entgegen, an die 
Stelle der eiligen vorläufigen Fürſorgeerziehung die verſuchsweiſe 
vorläufige Fürſorgeerziehung zu ſetzen, ſofern nur deren andere Vor⸗ 
ausſetzungen nunmehr erwieſen ſind; es liegt im pflichtgemäßen Er⸗ 
meſſen des VormGer., ob es hier die endgültige oder nur die ver⸗ 
ſuchsweiſe vorläufige Fürſorgeerziehung anordnen will. Ergibt ſich 
ſchon bei der Ausführung der eiligen vorläufigen Fürſorgeerziehung 
zu voller Klarheit, daß die Fürſorgeerziehung keine Ausſicht auf Er⸗ 
folg bietet, ſo muß ſelbſtverſtändlich die eilige vorläufige Fürſorge⸗ 
erziehung aufgehoben und kann weder die endgültige noch die ver⸗ 
ſuchsweiſe vorläufige Fürſorgeerziehung angeordnet werden, auch wenn 
die anderen ſachlichen Vorausſetzungen nachgewieſen ſind.“ 

Es iſt dankenswert, daß das höchſte bayer. Gericht den nach⸗ 
geordneten Gerichten, die u. W. noch kaum Gelegenheit zu eigener 
Stellungnahme hatten, mit einem ſo ausführlichen Kommentar voran⸗ 
gegangen iſt. Dr. Heinrich Webler, Frankfurt a. M. 
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Die Auflöfung der Che zwiſchen Juden und Ariern. 

Durch die nationale Revolution und durch die Geſetzgebung 
des Kabinetts Hitler iſt das Raſſenproblem unmittelbar in das Volk 
hineingetragen worden. Ariſche Männer, die mit Jüdinnen, ariſche 
Frauen, die mit Juden verheiratet ſind, erkennen den ſchweren 
Fehler, den ſie durch ihre Eheſchließung begangen haben, und er⸗ 
ſtreben jetzt eine Löſung der Ehe. Die Frage, ob ſchon das geltende 
Recht die Möglichkeit gewährt, ſolche raſſiſch gemiſchten Ehen auf⸗ 
zulöſen, iſt zu bejahen. 

Darüber kann heute kein Zweifel mehr beſtehen, daß unſer 
neuer nationaler Staat ein Intereſſe daran hat, daß ſolche Ehen 
aufgelöſt werden. Es mag hier verwieſen werden auf einige Stellen 
aus Alfred Roſenbergs „Mythus des 20. Jahrhunderts“. Er ſagt 
auf S. 545 (1. Aufl., 3. Buch IV 3): „Ehen zwiſchen Deutſchen 
und Juden ſind zu verbieten, Geſchlechtsverkehr zwiſchen Deutſchen 
und Juden iſt je nach der Schwere des Falles mit Vermögens⸗ 
beſchlagnahme, Ausweiſung, Zuchthaus und Tod zu beſtrafen“, S. 558 
(3. Buch IV 5): „Läßt ſich eine deutſche Frau freiwillig mit Negern 
oder Juden ein, ſo ſteht ihr in keinem Falle ein geſetzlicher Schutz 
zu, auch nicht für ihre unehelichen und ehelichen Kinder, die die 
Rechte des deutſchen Staatsbürgers von vornherein gar nicht zu⸗ 
geſprochen erhalten.“ Was dieſe Worte heute beſagen, iſt jedem ſo⸗ 
fort klar, der die überragende wiſſenſchaftliche Bedeutung Roſen⸗ 
bergs im Nationalſozialismus kennt. Darüber hinaus hat die na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Fraktion am 13. März 1930 im Reichstag den 
Entwurf eines Geſetzes zum Schutz der deutſchen Nation eingebracht 
(vgl. Reichstag IV 1928, Druckſ. Nr. 1741, ſ. auch National⸗ 
ſozialiſtiſche Monatshefte 7, 1. Jahrg. 1930, S. 310). In dieſem 
Geſetzentwurf heißt es im 8 5: „Wer durch Vermiſchung mit An⸗ 
gehörigen der jüdiſchen Blutsgemeinſchaft zur raſſiſchen Verſchlechte⸗ 
rung und Zerſetzung des deutſchen Volkes beiträgt oder beizutragen 
droht, wird wegen Raſſenverrats mit Zuchthaus beſtraft.“ Bei der 
Begründung dieſes Geſetzentwurfs iſt zum Ausdruck gebracht worden, 
daß der Abwehrkampf gegen die weitere Vermiſchung der Deutſchen 
mit Angehörigen der jübiichen Blutsgemeinſchaft mit allen Mitteln 
geführt werden müſſe, um unſer Volk vor dem Untergang zu retten. 

N 1 5 das geltende Recht gewährt die Möglichkeit, ſolche Ehen 
zu löſen. 

Zwar wird eine Eheſcheidung deswegen, weil einer der Gatten 
Jude iſt, nicht möglich ſein, denn die Eheſcheidung ſetzt nach 
§ 1568 BGB. ein Verſchulden voraus, und dieſes Verſchulden muß 
während der Ehe begangen ſein. Daß ein Ehegatte Jude iſt, bildet 
aber niemals ein Verſchulden. Denn die Juden werden nicht aus 
Gründen der Moral, ſondern aus raſſehygieniſchen Gründen in 
Deutſchland unter Fremdenrecht geſtellt. 

Dagegen iſt die Anfechtung der Ehe auf Grund des 8 1333 
BGB. möglich. Es handelt ſich um perſönliche Eigenſchaften des 
anderen Ehegatten, wenn die Ehe deswegen aufgelöſt werden soll, 
weil er Jude iſt. Dieſe Eigenſchaften ſind auch ſolche, die den 
ariſchen Ehegatten bei Kenntnis der Sachlage unter verſtändiger 
Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe ab⸗ 
gehalten haben würden. Zwar wird man einwenden, daß der ariſche 
Ehegatte ja vor der Eheſchließung ſchon gewußt hat, daß der andere 
Ehegatte Jude war. Dieſer Einwand greift nicht durch, denn noch 
bis vor kurzer Zeit war allgemein im Volke die Anſchauung ver⸗ 
breitet, daß der Jude ſich vom Arier nur durch ſeine Religion unter⸗ 
ſcheide, nur wenige Volksgenoſſen kannten die inneren Zuſammen⸗ 
hänge der Raſſenfrage, wußten um die Bedeutung des ſog. Raſſen⸗ 
verrats. Erſt jetzt durch die neue Regierung, durch die neuen Ge⸗ 
ſetze zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums, die Geſetze über 
die Aufhebung der Zulaſſung jüdiſcher Rechtsanwälte und Kaſſen⸗ 
ärzte, durch die allgemein bekanntgewordene Welthetze des Juden⸗ 
tums gegen das erwachende Deutſchland iſt jedem Deutſchen das 
Bewußtſein von der Notwendigkeit der eigenen Raſſenreinheit ge⸗ 
kommen. Hätte der ariſche Ehegatte die Bedeutung des Judentums 
erkannt, hatte er gewußt, daß im Dritten Reich die von ihm mit 


Schri 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf 


Schriftenreihe des Reichsausſchuſſes für Volksgeſundheits⸗ 
dienſt. Heft 3: Die Bedeutung der natürlichen 
Zuchtwahl bei Tieren und Pflanzen. Von Profeſſor 
Dr. E. Baur, Direktor des Kaiſer⸗Wilhelm-Inſtituts für 
Züchtungsforſchung, Müncheberg. Berlin 1933. Gedruckt 
in der Reichsdruckerei. Die Hefte der Schriftenreihe ſind 
zum Preiſe von 0,10 ., je Stück, 0,08 2A je Stück 
bei 25 Exemplaren, 0,06 RM je Stück bei 50 Exemplaren, 


Beſprechung. 


dem jüdiſchen Ehegatten erzeugten Kinder unter Fremdenrecht ſtehen 
und nicht die vollen Staatsbürgerrechte genießen würden, dann hätte 
er nie die Ehe geſchloſſen. 

Dieſen dem deutſchen Gatten erſt jetzt zum Bewußtſein kommen⸗ 
den Irrtum muß er berichtigen können um ſeiner ſelbſt und ſeiner 
Kinder willen, aber auch um des deutſchen Volkes und ſeiner raſſi⸗ 
ſchen Verbeſſerung willen. 

Ger Aſſ. Wöhrmann, Münder a. Deiſter. 


Bundesobergericht Washington über Unfruchtbar⸗ 
machung Erb minderwertiger. 


Das am 1. Jan. 1934 in Kraft tretende Reichsgeſetz über die 
Unfruchtbarmachung Erbminderwertiger lenkt die Aufmerkſamkeit 
auf ein vor Jahren ergangenes Urteil des Oberſten Gerichts der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, das zu dem Steriliſations⸗ 
problem Stellung genommen hat. Zur Anrufung des Oberſten 
Bundesgerichts kam es dadurch, daß der Vormund eines ſchwach⸗ 
finnigen Mädchens den deſſen Unfruchtbarmachung anordnenden 
Entſcheid mit der Begründung anfocht, die amerikaniſche Ver⸗ 
faſſung laſſe etwas Derartiges nicht zu, das die Unfruchtbar⸗ 
machung anordnende Geſetz des Staates Virginia ſei alſo wegen 
Verfaſſungswidrigkeit unwirkſam. Die Tragweite der Entſcheidung 
war um ſo größer, als zahlreiche Einzelſtaaten der Union — gegen⸗ 
wärtig ungefähr die Hälfte — gleichartige Geſetze eingeführt haben. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Vormunds wurde abgewieſen; den 
Kern des Urteils vom 2. Mai 1927 bilden folgende Sätze: „Wir 
en mehr als einmal geſehen, daß das Gemeinwohl von den 

eſten Bürgern das Opfer ihres Lebens fordert. Es wäre ſeltſam, 
wenn es nicht von denen, die ohnehin die Kraft des Staates 
ſchwächen, dieſe geringeren Opfer, die von den Betroffenen oft 
nicht als ſolche empfunden werden, fordern könnte zwecks Abwehr 
unſerer Überflutung durch Minderwertigkeit. Es iſt beſſer für alle 
Welt, wenn die Geſellſchaft, ſtatt abzuwarten, bis ſie entartete 
Nachkommenſchaft wegen Verbrechen hinzurichten hat oder ſtatt 
ſie wegen ihres Schwachſinns hungern zu laſſen, verhüten kann, 
daß offenſichtlich Minderwertige ihre Weſensart fortpflanzen. Der 
Grundſatz, der die Zwangsimpfung rechtfertigt, iſt breit genug, 
die Durchſchneidung der Eileiter zu decken. Jacobſon wider Maſſa⸗ 
chuſetts. 197 U. S. 11. Drei Generationen Schwachſinniger ſind 
genug.“ Das vollſtändige Urteil iſt im Archiv für Raſſen⸗ und 
Geſellſchaftsbiologie, Band 20, Heft 1, abgedruckt. 

£ AGR. Dr. Schubart, Berlin. 


Darf ein Wiederverkäufer nach dem 1. September 
Waren ausgeben, denen vor dem 1. September 
Gutſcheine beigepackt worden lind? 


Wegen der JW. 1933, 1868 behandelten Streitfrage über die 
Auslegung des § 3 Gef. über das Zugabeweſen v. 12. Mai 1933 
(RGBl. I, 264) hat ſich der Reichsſtand der Deutſchen Induſtrie an 
das Reichswirtſchaftsminiſterium und das Reichsjuſtizminiſterium mit 
der Bitte um eine Klärung der Auslegung dieſer Vorſchrift gewandt. 
Der Herr Reichsjuſtizminiſter iſt in Übereinſtimmung mit dem 
Herrn Reichswirtſchaftsminiſter zu folgender Auffaſſung gelangt: 
„Der wirtſchaftliche Wert der Vorſchrift geht dahin, die Abwick⸗ 
lung der in Umlauf befindlichen Gutſcheine ohne Härte zu er⸗ 
möglichen. Dieſem Zweck entſpricht die Auslegung, daß alle 
Packungen mit Gutſcheinen, die vor dem 1. Sept. d. J. in den 
Handel gebracht worden ſind, auch nach dieſem Zeitpunkt an die 
Verbraucher weitergegeben werden dürfen.“ 

(Vgl. geſchäftliche Mitteilungen für die Mitglieder des Reichsſtandes 

der Deutſchen Induſtrie Nr. 14 v. 21. Aug. 1933, Id. Nr. 331 S. 113.) 

Dieſe Auffaſſung ſtimmt mit der in dem oben bezeichneten Auf⸗ 
ſatz (S. 1868) vertretenen Anſicht überein. 

Ger Aſſ. Dr. Felix Steinriede, Berlin. 


fttum. 


Eine Rückſendung kann in keinem Falle erfolgen. 


0,05 RM je Stück bei 100 Exemplaren beim Reichsaus⸗ 
ſchuß für Volksgeſundheitsdienſt, Berlin NW 7, Robert⸗ 
Koch⸗Platz 7, zu beziehen. 

Aus der JW. 1933, 1871 angekündigten Reihe bringt das 
vorl. Heft die von Herrn Prof. Dr. Baur in der Vortragsreihe 
der Ortsgruppe Bremen der Deutſchen Geſellſchaft für Raſſenhygiene 
im Winterhalbjahr 1932/33 gehaltene Rede über „Die Bedeutung 
der natürlichen Zuchtwahl bei Tieren und Pflanzen“. 

Das Heft verdient weiteſte Verbreitung. D. S. 
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Dr. Dr. Guſtav W. Heinemann, RA. in Eſſen: Kaſſenarzt⸗ 
recht. Auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen, der Richt⸗ 
linien des Reichsausſchuſſes für Arzte und Krankenkaſſen 
und der Rechtſprechung dargeſtellt und erläutert. Dritte, 
veränderte Auflage. Berlin 1933. Reimar Hobbing. VIII, 
335 S. Preis 11,20. Z.. 

Dr. med. Wilhelm Sonnenberg: Das neue Kaſſenarztreiht 
nach der Not VO. v. 8. Dez. 1931 erläutert. (Verband der 
Arzte Deutſchlands, Hartmannbund, Veröffentlichung Nr. 79.) 
Zweite erweiterte Auflage. Leipzig 1933. Buchhandlung 
des Verbandes der Arzte Deutſchlands. VII, 356 S. 
Preis kart. 10,50 , geb. 12 K.. 


Das Kaſſenärzterecht, ſeit Jahrzehnten ein Schmerzenskind 
einer auf vernünftige Geſtaltung der Sozialordnung gerichteten 
Rechtspolitik, iſt durch die Rechtsſetzungsakte vom Winter 1931/32 
aus dem Fluſſe der Ereigniſſe, Streitigkeiten und Verbeſſerungs⸗ 
verſuche nicht herausgerückt worden. Es darf angenommen wer⸗ 
den, daß ſeine gründliche Neuordnung bevorſteht, nachdem bei 
Krankenkaſſen, Arbeitnehmerorganiſationen und in der ärztlichen 
Geiſteshaltung ſich manches zum Beſſeren gewendet hat. Trotzdem 
wird während einer nicht gar kurzen Übergangszeit das bisherige 
Recht noch anzuwenden und in bisheriger Weiſe noch im kleinen 
zu verbeſſern ſein. Deshalb ſind die beiden neu vorliegenden Hilfs⸗ 
bücher ſehr zu begrüßen. Sonnenberg, der ausgezeichnete und 
mit juriſtiſchem Spürſinn begabte Geſchäftsführer des Hartmann⸗ 
bundes, tritt ſehr anſpruchslos auf und ſtellt ſich vollkommen auf 
die Bedürfniſſe der Praxis, vor allem des draußen berufstätigen 
Kaſſenarztes und des Zulaſſungsanwärters ein. Trotzdem bieten 
die Seiten ſeiner Materialfammlung (Stand vom Juni 1933) eine 
Fülle geiſtiger Arbeit dar, und ſein Buch iſt geradezu ein Kom⸗ 
mentar ſehr wertvoller Art. Auch Guſtav W. Heinemann 
hat ſich ein Verdienſt damit erworben, daß er der Neubearbeitung 
ſeines Erläuterungsbuches von 1932 ſchon bald eine verbeſſerte 
und dem Rechtsſtande vom Mai 1933 angepaßte Neuauflage hat 
folgen laſſen. Der grundſätzlichen Würdigung des Buches in dieſer 
Zeitſchrift (JW. 1932, 3319) iſt jetzt nicht viel hinzuzufügen. Die 
Geſamtanlage iſt beibehalten, Schrifttum und Rechtſprechung nach 
Gebühr verarbeitet, der Stoff des Anhangs erweitert, dafür manche 
überflüuſſige Breite geſtrichen. Daß bei Mitteilung ergänzender 
Beſchlüſſe zu den Hauptquellen nicht jedesmal Beſchlußkörper und 
Fundſtellen angegeben ſind, erſcheint in beiden Büchern als ein 
Mangel. Aber er trübt nur wenig das günſtige Geſamtbild, das 
beide Bücher, jedes in ſeiner Art, bieten. 

Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 


Erich Berditzka: Die geſundheitlichen Gefahren der Röntgen⸗ 
beſtrahlungen und ⸗durchleuchtungen und ihre gerichts⸗ 
ärztliche Beurteilung. (Veröffentlichungen aus dem Ge⸗ 
biete der Medizinalverwaltung, XXXVIII. Band, 6. Heft.) 
Berlin 1932. Verlag Richard Schoetz. 47 S. Preis 2 .. 


Die außerordentlich erſchöpfend geſchriebene und deswegen 
wichtige Arbeit enthält für Juriſten und begutachtenden Arzt 
die weſentlichen Richtlinien, die im Prozeß maßgebend werden 
können: normale Reaktion und Gewebsſchädigung nach Röntgen⸗ 
lichtbeſtrahlung, geſetzliche Bindung zwiſchen Arzt und Patient, 
zivilrechtliche und ſtrafrechtliche Haftung des Arztes für Röntgen⸗ 
ſchäden, Röntgenlichtſchädigung und Mitverſchulden des Patien⸗ 
ten, gerichtsärztliche Beurteilung von Röntgenlichtſchäden bei An⸗ 
geſtellten eines Röntgeninſtituts, Haftung des Apparatebeſitzers 
für Röntgenlichtſchädigungen, die durch ſeine Angeſtellten ver- 
urſacht wurden, Begutachtung von Röntgenlichtſchäden. 

ORegMedR. Dr. Schütz, Leipzig. 


Geſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die 
Eheſchließung mit Einleitung, Erläuterungen und Sachver⸗ 
zeichnis von Dr. Kurt Emig. München 1933. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchh. Preis 5,20 K. 


Die Einleitung enthält auf wenigen Seiten eine kurze Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes, einen Überblick über die ſeit der 
erſten Verkündung des Geſetzes eingetretenen Anderungen, über 
den Geltungsbereich des Geſetzes ſowie über die von Preußen, 
Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden und Thüringen erlaſſenen 
bedeutſamſten Ausführungsbeſtimmungen und ſchließlich einige Be⸗ 
merkungen über zwiſchenſtaatliches Recht, die aber auf Vollſtän⸗ 
digkeit und Zuverläſſigkeit keinen Anſpruch erheben können. 

Den Hauptteil des Buches nimmt der Text des Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetzes mit einer zwar knappen, aber klar gefaßten und 
inhaltsreichen Kommentierung ein, die vor allem Wert auf die 


neueſte Rechtſprechung legt. Wenn die kurzen Erläuterungen bei 
manchen Fragen auch die Beiziehung weiterer Literatur nicht er⸗ 
ſetzen können, ſo genügen ſie für zahlreiche Fälle doch vollauf. Dem 
Verf. iſt ſeine Abſicht, den umfangreichen und naturgemäß z. T. 
durch neuere Rechtslehre überholten Erläuterungsbüchern eine 
Ausgabe von mäßigem Umfang und Preis an die Seite zu ſetzen, 
durchaus gelungen. Soweit ich mich durch Vergleichungen über⸗ 
zeugen konnte, ſind die Anmerkungen zuverläſſig und finden in dem 
ausführlichen Sachregiſter für den praktiſchen Gebrauch eine wirk⸗ 
ſame Unterſtützung. 

Im Anſchluß an das Geſetz werden die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen mit den amtlichen Formularen, das Geſetz über die Ehe⸗ 
ſchließung und die Beurkundung des Perſonenſtandes von Reichs⸗ 
angehörigen im Auslande und das Geſetz über die Aufhebung der 
polizeilichen Beſchränkungen der Eheſchließung mitgeteilt. 

Alles in allem ein brauchbares Rüſtzeug für den Praktiker. 

LGPräſ. Dr. A. Bergmann, Wiesbaden. 


Dr. Dr. Heinrich Hoffmann, Wirtſchaftstreuhänder, Berlin, 
und Max Allenſtein, Oberſekretär beim Deutſchen Reichs⸗ 
anzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger: Die Bekannt⸗ 
machungen der Aktiengeſellſchaften und Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien im Deutſchen Reichs anzeiger. 
Ein Führer und Ratgeber unter beſonderer Betonung der 
formalen und ſachlichen Richtigkeit und der Vermeidung 
unnötiger Koſten. Fulda 1933. Verlag Rudolf Bam⸗ 
berger. 135 S. Großoktav. Preis kart. 4,50 , zu⸗ 
züglich 30 Pfg. Porto. 

Das Heft iſt keine wiſſenſchaftliche Leiſtung. Das iſt bei dem 
Thema auch kaum möglich. Die Kapitel, die nicht unmittelbar für 
die Praxis geſchrieben ſind, können deshalb bei Neuauflagen weg⸗ 
bleiben. Das Heft würde dann noch überſichtlicher und billiger. 

Den weſentlichen Teil des Heftes bildet das 5. Kapitel: „Ge⸗ 
botene, zuläſſige, jedoch unzweckmäßige und unzuläſſige Erſparniſſe 
an Einrückungsgebühren.“ 

Wer dies Kapitel aufmerkſam lieſt und ſeine Ratſchläge befolgt, 
ſpart leicht ſchon an einer Bekanntmachung die 4,50. RM, die das 
Heft jetzt Roftet. RA. Dr. Hermann Voß, Berlin. 


Eingegangene Bücher. 


Handwörterbuch der Kriminologie und der an- 
deren ſtrafrechtlichen Hilfswiſſenſchaften. 
Herausgegeben von Alexander Elſter, Dr. jur. in Ber⸗ 
lin, und Heinrich Lin gemann, DEN. in Eſſen. 9. Lief.: 
Kriminalroman⸗Landjägerei. Berlin und Leipzig 
1933. Verlag von Walter de Gruyter & Co. 


Dr. jur. Ernſt Etter: Die vorſorglichen Maßregeln 
im Eheſcheidungs⸗ und Ehetrennungsprozeß 
nach Art. 145 3GB. (Züricher Beiträge zur Rechtswiſſenſchaft, 
herausgeg. von A. Egger, F. Fleiner und E. Hafter, 
Prof. an der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der 
Univ. Zürich. Neue Folge, Heft 35). Aarau. Verlag von H. R. 
Sauerländer & Cie. 

Walter Gmelin: Der Tod im Waſſer als Unfall. 
(Hefte zur Unfallheilkunde. Beihefte zur „Monatsſchrift für Un⸗ 
fallheilkunde und Verſicherungsmedizin“. Herausgegeben von 
Prof. Dr. M. zur Verth, Hamburg. Heft 16.) Berlin 1933. 
Verlag von F. C. W. Vogel. Preis 3,60 N. 


Schrifttum zur Vererbungslehre, Raſſenhugiene 
und Bevölkerungspolitik. 
Prof. Dr. Baur⸗Fiſcher⸗Lenz: Menſchliche Erblichkeits⸗ 
lehre und Raſſenhygiene. 
Bd. I: Menſchliche Erblichkeitslehre. München 1933, 
J. F. Lehmanns Verlag. 
Bd. II: Menſchliche Ausleſe und Raſſenhygiene. Mün⸗ 
chen 1932. J. F. Lehmanns Verlag. 


Prof. Dr. E. Baur: Der Untergang der Kulturvölker 
im Lichte der Biologie. München. J. F. Lehmanns Verlag. 

R. Walther Darré: Das Bauerntum als Lebensquell 
der Nordiſchen Raſſe. München. J. F. Lehmanns Verlag. 

R. Walther Darrs: Neuadel aus Blut und Boden. 
München. J. F. Lehmanns Verlag. 


K. H. Bauer: Raſſenhygiene. Ihre biologiſchen Grund- 
lagen. Leipzig. Verlag Quelle & Meyer. 
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A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Bivilfachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — f Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


1. 8138 Ab ſ. 1 BGB. Umſtände, die die Nich⸗ 
tigkeit des Verkaufs einer ärztlichen Praxis be⸗ 
gründen, können bei dem Verkauf einer tierärzt⸗ 
lichen Praxis zu dem gleichen Ergebnis führen. 
Als ſolche Umſtände kommen insbeſ. Bedingun⸗ 
gen in Betracht, die den Käufer nötigen, mög⸗ 
lichſt hohe Einnahmen zu erſtreben. 

Daß ein Unterſchied beſteht zwiſchen einer ärztlichen und 
einer tierärztlichen Tätigkeit, läßt ſich nicht leugnen; das liegt 
in der Natur der Sache begründet. Aber damit ſind die recht⸗ 
lichen Schlußfolgerungen des BG. noch nicht ohne weiteres zu 
rechtfertigen. Die Bedeutung einer gut vorgebildeten und 
durchgebildeten Tierärzteſchaft für die Intereſſen der All⸗ 
gemeinheit iſt in fteigendem Maße erkannt und anerkannt durch 
die Steigerung der Anforderungen hinſichtlich der Vorbildung 
für dieſen Beruf und auch ſeiner Ausübung. Auf die kraft der 
Berufsſtellung und mit Rückſicht auf die wiſſenſchaftlich be⸗ 
gründete Vorbildung gegebenen Verpflichtungen des Tierarztes 
iſt bereits in RG. 102, 374 hingewieſen worden. Daß das 
auch vom BG. ſelbſt anerkannte Vertrauensverhältnis zwi⸗ 
ſchen dem Tierarzt und ſeinen Auftraggebern unmittelbar 
nicht den Menſchen ſelbſt ſeinen Körper, ſeine Geſundheit zum 
Gegenſtand hat, ſondern nur wirtſchaftliche Intereſſen, kann 
nicht derartig ſtark veranſchlagt werden, wie es in der Be⸗ 
urteilung durch das OLG. hervortritt. Auch die Tätigkeit 
eines RA. kann ſich ausſchließlich auf wirtſchaftliche Inter⸗ 
eſſen beſchränken; bei ihm wird die Vereinbarung eines 
Wettbewerbsverbots gleichwohl als Sittenwidrigkeit angeſpro⸗ 
chen (RG. 66, 144 1)). Bei dieſer Beurteilung kommen zwar 
weſentlich auch Standesanſchauungen und Standesintereſſen 
in Betracht. Solche liegen aber, wie auch das BG. an ſich 
nicht verkennt, ohne daß es jedoch auf deren Weſen, Gründe 
und ſonſtige Einzelheiten näher eingeht, im tierärztlichen 
Stande ebenfalls begründet; ſie können nicht außer Betracht 
bleiben. Die vom BG. angezogene Entſch. des 2. ZivSen. 
des RG. v. 8. Mai 1925, II 250/24 (nur teilweiſe abgedruckt 
JW. 1925, 16312) ſteht, ſoweit erkennbar, nicht entgegen. 
Eine grundſätzliche Verneinung der Anwendbarkeit jener 
Grundſätze kann danach in jener Entſch. nicht gefunden werden. 
. .. Daß es hinſichtlich der Frage der Preisbemeſſung ſowohl 
wie auch namentlich hinsichtlich der Frage, ob der Bekl. wegen 
dieſer Preisbemeſſung gezwungen ſein werde, auf Erzielung 
möglichſt hoher Einnahmen aus der Praxis Bedacht zu ney⸗ 


) JW. 1907, 475. 


Zu 2. Das vorſt. Urt. bewegt ſich in den Bahnen der bis⸗ 
herigen, von ihm aufgezeichneten Rſpr. Dieſe zeigt eine doppelte 
Tendenz: entſprechend den Fortſchritten der mediziniſchen Kunſt 
al die Pflicht, ſich zur Minderung der Schadensfolgen einer 
Operation zu unterziehen, ſtärker betont, andererſeits aber den per⸗ 
e Gründen des Verletzten, die ihn von der Operation ab⸗ 
515 85 Können, weitgehend Rechnung getragen. Von Anfang an hat 
= RO. beſonders dararf abgehoben, daß die Verhältniſſe 
ven Einselfatts ausſchlaggebend find; es hält daran mit Recht 
f eh das Geſetz ſelbſt ja die Beurteilung des mitwirkenden Ver⸗ 
chuldens in das billige Ermeſſen der Gerichte geſtellt, alſo von den 


D. S. 


men (RG. 66, 142), einen weſentlichen Unterſchied machen 
kann, ob er mit dem Grundſtück zugleich eine Praxis er⸗ 
warb, die ihrem bisherigen Inhaber jährlich durchſchnittlich 
20000 AM. oder nur 6000 bis 8000 AM an Roheinnahmen 
erbracht hatte, liegt auf der Hand. 


(U. v. 3. April 1933; VI 5/33. — Marienwerder.) 


2. 8254 BGB. Nach dem heutigen Stande 
der Wiſſenſchaft ift eine Operation in Chloro⸗ 
formnarkoſe nicht mehr fo gefährlich, daß ſie dem 
Verletzten nicht zuzumuten wäre. Dies gilt be⸗ 
ſonders, wenn die Operation nicht nur die Er⸗ 
werbsfähigkeit ſteigern ſoll, ſondern das ein⸗ 
zige Mittel zur Verhütung einer gefährlichen 
Verſchlimmerung bleibt. Das Fehlen einer Ent⸗ 
ſchlußkraft mindert das Verſchulden des Ver⸗ 
letzten, einerlei, ob es eine Folge des Unfalls 
oder der Konſtitution des Verletzten war. Unter 
Umſtänden iſt ein Verſchulden nicht darin zu er⸗ 
blicken, wenn der Verletzte einem Arzt nicht 
traut, ſondern zu einem nicht approbierten Ho⸗ 
möopathen flüchtet. f) 


Im Nov. 1928 wurde der Kl. von dem Bekl. verletzt. Da 
er alsbald ſich verſtärkende Schmerzen ſpürte, begab er ſich in 
die Behandlung des Arztes Dr. P. Dieſer konnte zunächſt die 
Urſache der Schmerzen nicht beſtimmt ermitteln, erklärte dann 
aber, beſonders nachdem auf ſeine Veranlaſſung eine Röntgen⸗ 
aufnahme gemacht war, es ſei ein Abſzeß im Darm entſtanden, 
und riet zur Operation. Das Verlangen des Kl., P. ſolle dieſe 
Operation vornehmen, lehnte dieſer ab, da er nicht die nötigen 
Inſtrumente habe, und er gab den Rat, der Kl. ſolle ſich im 
Stadtkrankenhaus operieren laſſen. Da ſich der Kl. nicht dazu 
bereit fand, lehnte P. die weitere Behandlung als zwecklos ab. 
Der Kl. begab ſich nun in die Behandlung des nicht approbier⸗ 
ten Homöopathen B., der ihn bis zum Febr. 1929 mit homöo⸗ 
pathiſchen Medikamenten ſowie mit Veſtrahlungen und Elek⸗ 
trifierung zu heilen verſuchte. Sodann, und zwar Ende Febr. 
1929, ſuchte der Kl. wieder Dr. P. auf. Dieſer behandelte ihn 
und ſpaltete im März 1929 zwei Darmabſzeſſe. Am 18. Juni 
1929 wurde der Kl. in das Krankenhaus eingeliefert. Dort 
nahm Dr. H. am 19. Juni einen größeren Eingriff in den 
Darm vor. Dabei wurden Teile des Schließmuskels entfernt. 

BG. erkannte Schadenserſatzanſprüche für die Zeit bis 
zum 20. Juni 1929 als begründet an; Anſprüche für die ſpä⸗ 
tere Zeit wurden abgelehnt. RG. hob auf und verwies zurück. 

Die Entſch. des BG. beruht im weſentlichen auf folgen⸗ 
dem Gedankengange: 

Der Bekl. hat durch ſein Vorgehen im Nov. 1928 fahr⸗ 
läſſigerweiſe die Abſzeßbildung im Darm des Kl. hervorgerufen 
und muß daher den dadurch hervorgerufenen Schaden gem. 
8 823 Abſ. 1 BGB. erſtatten. Die Erkrankung des Kl. wäre 
aber bis ſpäteſtens zum 20. Jan. 1929 zu beſeitigen geweſen, 
wenn dieſer dem Rat des Dr. P. gefolgt wäre und ſich im Dez. 
1928 der Operation unterzogen hätte. Daß er das nicht tat, 


Umſtänden des Einzelfalles abhängig gemacht hat (8 254 BOB.) 
Trotzdem laſſen ſich einige feſte Geſichtspunkte für die Beurteilung 
aufſtellen. 

I. Objektive Vorausſetzungen. Während früher das 
freie Selbſtbeſtimmungsrecht des Verletzten über ſeinen Körper zu 
einſeitig betont wurde, hat das RG.: JW. 1907, 470 und RE. 
83, 15 ff. grundſätzlich eine Operationspflicht des Verletzten an⸗ 
erkannt. Das RG. hat vier beſtimmte objektive Vorausſetzungen 
aufgeſtellt, die vorliegen müſſen, damit aus dem Unterlaſſen der 
Operation der rechtsvernichtende Einwand mitwirkenden Verſchuldens 
gegen den Bekl. erhoben werden kann. 

1. Die Operation muß nach dem Gutachten von 
Sachverſtändigen gefahrlos ſein, ſoweit überhaupt auf 
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iſt ihm zum Verſchulden anzurechnen. Denn die Operation 
war gefahrlos und erfolgreich, und nicht mit erheblichen 
Schmerzen verbunden geweſen. Sie war ihm von Dr. P. unter 
Hinweis auf die ſchweren Folgen, die ſich aus ihrer Unter⸗ 
laſſung ergeben würden, dringend angeraten und als einziges 
Mittel zur Heilung dargeſtellt worden, verſtärkt dadurch, daß 
Dr. P. nach Ablehnung der Operation die weitere Behandlung 
aufgab. Alle ſchädlichen Folgen der Erkrankung, die ihren 
Grund in der noch nach dem 20. Jan. 1929 beſtehenden 
Krankheit hatten, ſind daher lediglich durch das ſchuldhafte 
Verhalten des Kl. herbeigeführt worden und fallen daher gem. 
§ 254 BGB. dieſem zur Laſt. 

Die Annahme, daß der Bekl. an ſich den durch die Abſzeß⸗ 
bildung entſtandenen Schaden zu erſtatten habe, iſt frei von 
Rechtsirrtum. Es kann ſich alſo nur fragen, ob Rechts⸗ 
bedenken dagegen beſtehen, daß die Verantwortung für alle 
Schäden, die ihren Grund in dem Fortbeſtehen der Erkrankung 
nach ae 20. Jan. 1929 haben, allein dem Kl. auferlegt wor⸗ 
den iſt. 

Daß der Unfallverletzte ſich zur Heilung oder zur Er⸗ 
langung größerer Arbeits⸗ und Erwerbsfähigkeit trotz ſeines 
Selbſtbeſtimmungsrechtes über ſeinen Körper u. U. einer Ope⸗ 
ration unterziehen muß und daß er ſchuldhaft i. S. des § 254 
BGB. handelt, wenn er ihr ſich nicht unterzieht, ſteht in der 
Rſpr. des RG. feſt (vgl. Seuff. 46, 294 ff.; RG. 60, 147ff.; 
83, 15 ff.; 129, 398 ff. 1); JW. 1906, 341 u. 206; 1907, 
740; 1912, 136; RGurt. III 46/05 v. 23. Juni 1905, 
VI 424/16 v. 26. Febr. 1917; VI 365/27 v. 19. April 1928, 
VI 642/30 v. 1. Juni 1931). Dieſe Rſpr. geht davon aus, 
daß auch für das Verhältnis des Verletzten zum Schädiger die 
Grundſätze von Treu und Glauben Platz zu greifen haben, daß 
der Verletzte danach verpflichtet iſt, zu tun, was in ſeinen 
Kräften ſteht, um die Heilung zu erreichen, und die Heilmittel 
anzuwenden, welche die ärztliche Wiſſenſchaft an die Hand 
gibt und die der Arzt anrät. Dieſe Pflichten ergeben ſich auch 
aus dem in § 254 BGB. maßgebenden Geſichtspunkt, daß 
jeder auf ſeinen Körper im eigenen Intereſſe Rückſicht zu neh⸗ 
men hat und beſtrebt ſein muß, ihn geſund zu erhalten und 
im Falle der Krankheit möglichſt raſch und gründlich der Ge⸗ 


1) JW. 1931, 1463. 


Grund ärztlicher Erfahrungen von Gefahrloſigkeit geſprochen werden 
kann. Dazu bringt vorſtehendes Urt. zwei beachtliche Geſichtspunkte; 

Ob eine Operation als gefahrlos erſcheint, richtet ſich ſowohl 
nach den Umſtänden des Einzelfalles wie nach dem Stand der ärzt⸗ 
lichen Kunſt. Daher hebt unſer Urt. hervor — was übrigens wohl 
nur gegen übertriebenen Präjudizienkult zu jagen notwendig war —, 
daß die Außerung aus dem Jahre 1913 in RG. 83, 19, eine 
Operation in Chloroformnarkoſe ſei als gefährlich nie zuzumuten, 
keinen ein für allemal gültigen Grundſatz aufſtellte. Heute kann 
umgekehrt geſagt werden, daß eine Operation unter Narkoſe regel⸗ 
mäßig ungefährlich iſt, wenn ſich nicht aus der beſonderen körper⸗ 
lichen Beſchaffenheit des Verletzten Bedenken ergeben. 

Die beſonderen Verhältniſſe ſind für die Beurteilung der Zu⸗ 
mutbarkeit einer Operation nicht bloß inſofern von Bedeutung, als 
ſich aus ihnen, z. B. der beſonderen Konſtitution des Verletzten, 
eine Gefahr ergeben kann, ſondern auch durch den mit der Operation 
erſtrebten Erfolg. Dem Verletzten iſt die Übernahme einer ge⸗ 
wiſſen Gefahr eher zuzumuten, wenn die Operation das einzige 
Mittel iſt, um einer ſicher zu erwartenden gefährlichen Verſchlim⸗ 
merung ſeines Leidens zu begegnen, als wenn ſie nur dazu dienen 
ſoll, ſeine Erwerbsfähigkeit zu ſteigern. 

2. Die Operation darf nicht mit nennenswerten 
Schmerzen verbunden ſein. Unſer Urt. ſpricht von „erheb⸗ 
lichen Schmerzen“. Ohne dieſem Ausdrucksunterſchied allzuviel Be⸗ 
deutung zuzumeſſen, darf doch aus ihm ſoviel entnommen werden, 
daß bei einer zur Abwendung des Leidens notwendigen Operation — 
wie hier — dem Verletzten mehr Schmerzen zu erdulden zuzumuten 
iſt, als bei einer Operation zur Hebung der Erwerbsfähigkeit. 

3. Die Operation muß die ſichere Ausſicht auf 
Heilung oder doch beträchtliche Beſſerung bieten, 
ſoweit ein verſtändiger Arzt überhaupt von einer Sicherheit des Er⸗ 
folges ſprechen kann (vgl. RG. 129, 400 — ZW. 1931, 1463). 

4. Der Schadenserſatzpflichtige muß zu erkennen ge⸗ 
geben haben, daß er bereit iſt, die Operation auf feine 
Koſten und Gefahr ausführen zu laſſen. 

II. Subjektive Seite des Verſchuldens. Von einem 
Verſchulden des Verletzten kann trotz der objektiven Vorausſetzungen 
der Zumutbarkeit nur geſprochen werden, wenn nicht ſubjektive 


neſung zuzuführen. Andererſeits kann ihm aber nicht zu⸗ 
gemutet werden, ſich einer ſein Leben gefährdeten Kur oder 
Operation zu unterziehen, dabei erhebliche Schmerzen zu er⸗ 
dulden, oder auch Operationen dann vornehmen zu laſſen, 
wenn ſie nicht ſichere Ausſicht auf Heilung oder beträchtliche 
Beſſerung bieten. Wo die Grenze einer ſolchen Zumutung zu 
ziehen iſt, welchen Erwägungen die überwiegende Bedeutung 
zu geben iſt, läßt ſich nur nach den geſamten Umſtänden des 
einzelnen Falles und auch unter Berückſichtigung der perſön⸗ 
lichen Eigenſchaften des Verletzten beurteilen. Handelt der 
Verletzte lediglich aus Eigenſinn oder nutzt er nur rückſichtslos 
und ſelbſtſüchtig die Haftung des Schadenserſatzpflichtigen aus, 
ſo trifft ihn ohne weiteres ein Verſchulden. Daß die Operation 
des Kl. Anfang Dez. 1928 einfach und gefahrlos und nicht 
mit beſonderen Schmerzen verbunden geweſen wäre, auch mit 
an Sicherheit grenzender Wahrſcheinlichkeit in vier bis ſechs 
Wochen volle und glatte Heilung gebracht hätte, iſt den Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. zu entnehmen. Der Umſtand, daß die 
Operation in allgemeiner Narkoſe hätte durchgeführt werden 
müſſen, weil Lokalanäſtheſie wegen der Eiterung nicht möglich 
und Leitungsanäſtheſie nicht ratſam war, machte nach Lage 
der Umſtände die Operation noch nicht zu einer gefahrvollen, 
nicht zumutbaren. Wenn das RG. in RG. 83, 15 ff. (19) 
eine Operation in Chloroformnarkoſe als gefährlich und des⸗ 
halb nicht zumutbar bezeichnet hat, ſo hat es damit keinen ein 
für allemal gültigen Grundſatz aufſtellen, ſondern nur ſagen 
wollen, nach dem damaligen Stande der Wiſſenſchaft habe man 
eine Operation in Narkoſe als gefährlich zu erachten. In⸗ 
zwiſchen hat ſich die Gefährlichkeit der Narkoſe offenbar be⸗ 
deutend verringert, denn das BG. ſtellt feſt, daß bei der Nar⸗ 
koſe nur 1 Todesfall auf etwa 3—4000 Fälle vorkommt. Er⸗ 
geben ſich aus der körperlichen Beſchaffenheit des Verletzten 
keine beſonderen Bedenken — und ſolche ſind hier nicht be⸗ 
hauptet —, ſo muß eine Operation in Narkoſe, die ja eine 
praktiſch nur in faſt verſchwindendem Maße gefährliche iſt, 
dem Verletzten jedenfalls dann zugemutet werden, wenn ſonſt 
eine gefährliche Verſchlimmerung des Leidens ſicher zu er⸗ 
warten iſt und die Operation als einziges Mittel bleibt. So 
aber lag die Sache hier, und dadurch unterſcheidet ſich dieſer 


Gründe ſeine Weigerung, ſich einer Operation zu unterziehen, recht⸗ 
fertigen. In der Anerkennung ſolcher ſubjektiver Gründe geht die 
Rſpr. recht weit. Es handelt ſich um eine Abwägung der Intereſſen 
des Verletzten und des Schädigers, bei der auch die perſönlichen 
Eigenſchaften des Verletzten zu berückſichtigen ſind. Dabei hat das 
RG. eine Mindeſtgrenze ſtets feſtgehalten: der Verletzte darf 
nicht aus Eigenſinn handeln und nicht rückſichtslos und ſelbſtſüchtig 
die Haftung des Schadenserſatzpflichtigen ausnützen. Darüber hinaus 
können nur einige Anhaltspunkte erwähnt werden: 

1. Selbſt bei objektiv gefahrloſer Operation kann dem Ver⸗ 
letzten ſeine ſubjektive Vorſtellung über die Gefähr⸗ 
lichkeit der Operation entlaſten (vgl. Ziff. 3), zumal wenn in 
ſeiner Furcht eine Gefahrenquelle auch objektiv liegt (RG.: JW. 
1906, 206 30). 

2. Ebenſo iſt die Furcht vor Schmerzen zu berückſich⸗ 
tigen, ſoweit ſie nicht bloß auf Einbildung beruht. 

3. Bei der Beurteilung der Gefährlichkeit der 
Operation iſt der Verletzte nicht ſchlechthin an ärztlichen Rat ge⸗ 
bunden: es trifft ihn kein Vorwurf, wenn er von 
ſeinem Standpunkt aus berechtigte Zweifel hatte. 
So darf er ſeinem Hausarzt mehr vertrauen als einem Facharzt, 
auch wenn dieſer ſachverſtändiger iſt (vgl. RG. 129, 400/11)); er 
kann die Operation ablehnen, wenn er zu dem Arzt nicht genügen⸗ 
des Vertrauen hat. Ja, es kann ihn ſogar — wie das vorſtehende 
Urt. im Anſchluß an RG.: Recht 1915 Nr. 2655 beſtätigt — ent⸗ 
ſchuldigen, wenn er „zu einem nicht approbierten Homöopathen 
flüchtet“! 

In dieſer letzteren Ausführung liegt m. E. ein angreifbarer 
Punkt der Entſcheidung. Das RG. drückt ſich auch ſehr vorſichtig 
aus: das Vertrauen zu einem Homöopathen ſei ihm nicht „zu einem 
erheblichen Verſchulden“ anzurechnen — alſo doch zum „Ver⸗ 
ſchulden“?! Gewiß handelt es ſich für das RG. nicht darum zu dem 
Streit zwiſchen wiſſenſchaftlicher Medizin und Homöopathie Stellung 
zu nehmen, ſondern nur den Überlegungen des Verletzten bei Ab⸗ 
lehnung der Operation gerecht zu werden. M. E. aber müßte hierbei 
die Intereſſenabwägung zugunſten des Schädigers und gegen den 
Verletzten getroffen werden. Der Schädiger ſoll für den vollen 
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Fall auch weſentlich von dem in RG. 83, 15 ff. entſchiedenen, 
in dem die Operation in der Hauptſache nur dazu dienen 
ſollte, die Erwerbsfähigkeit des Verletzten zu ſteigern. In letz⸗ 
teren Fällen wird man nach Lage des Falles etwas ſtrengere 
Anforderungen an die Gefahrloſigkeit ſtellen konnen. Hinzu 
kommt vorliegend als gefahrherabſetzend noch, daß nach dem 
Gutachten Dr. H.s eine oberflächliche Athernarkoſe genügt 
hätte. Lagen ſomit objektiv die Vorausſetzungen für die Zu⸗ 
mutbarkeit der Operation vor, ſo rügt die Rev. doch mit 
Recht, daß bei der Prüfung der ſubjektiven Seite des Verſchul⸗ 
dens, nicht alle dafür in Betracht kommenden Umſtände er⸗ 
wogen worden ſind. 

Die Behauptungen des Kl. über ſeinen Nervenzuſtand in 
der in Betracht kommenden Zeit und deren Wirkung auf ſeine 
Entſchließungen ſind nicht ausreichend gewürdigt worden. Das 
BG. erwägt in ſeiner Betrachtung nur, daß die Behauptungen 
nicht geeignet ſeien, einen ſolchen pſychiſchen, die Unmöglich⸗ 
keit der Entſchlußfaſſung bewirkenden Zuſtand darzutun, und 
aufzuzeigen, daß der Kl. die Operation wegen dieſer Entſchluß⸗ 
unfähigkeit unterlaſſen habe. Darauf allein kam es aber nicht 
an. Denn ein Verſchulden konnte auch ſchon dann ausgeräumt 
oder jedenfalls erheblich gemindert werden, wenn der Kl. zwar 
nicht unfähig zu Entſchlüſſen, aber doch in ſeiner Entſchluß⸗ 
kraft erheblicher beeinträchtigt war. Und auch darauf kommt 
es grundſätzlich nicht an, ob die geringe Entſchlußkraft gerade 
eine Folge des Unfalls war oder ob die Konſtitution des Kl. 
dieſe ganz oder teilweiſe herbeigeführt hat. Denn für die 
Frage des Verſchuldens iſt das Vorhandenſein der geringen 
Entſchlußkraft ſchlechthin in Betracht zu ziehen. Zu erwägen 
iſt auch noch, daß der Kl. zwar bereit war, ſich von dem ihm 
bekannten Dr. P. operieren zu laſſen, nicht aber im Kranken⸗ 
haus von einem anderen Arzt. Weiter iſt aber auch die Hin⸗ 
zuziehung des Homöopathen B. unzureichend gewürdigt wor⸗ 
den. Daß keine Schädigung durch ſeine Behandlungsweiſe als 
ſolche herbeigeführt wurde, iſt feſtgeſtellt. Im übrigen iſt nur 
die durch dieſe Behandlung herbeigeführte Verzögerung in der 
zutreffenden Behandlung betrachtet worden. Das Vorbringen 
des Kl. hierzu hatte aber erkennbar den folgenden weiteren 
Sinn: Die geſamten Umſtände ließen es dem Kl. geboten er⸗ 
ſcheinen, ſich nicht nur auf den Rat des Dr. P. zu verlaſſen, 
ſondern noch einen anderen, ihm vertrauensvoll erſcheinenden 
Heilkundigen zuzuziehen. Das war für ihn B. Dieſes Vor⸗ 
bringen iſt nicht bedeutungslos. Es läßt ſich insbeſ. nicht ohne 
weiteres ſagen, daß der Kl. grob ſchuldhaft handelte, wenn er 
dem Arzt nicht traute und zu dem nicht approbierten Homöo⸗ 
pathen flüchtete (vgl. auch RG.: Recht 1915 Nr. 2655). Hatte 
der Kl. Vertrauen zu B., und war dieſes Vertrauen wegen des 
Rufes, den B. genoß, und wegen der von ihm erzielten Heil⸗ 
erfolge nicht unberechtigt, ſo wird es ihm nicht zu einem er⸗ 
heblichen Verſchulden anzurechnen ſein, wenn er ihn zuzog, 
ehe er ſich zur Operation entſchloß, beſonders wenn er wegen 
der Verweiſung an das Krankenhaus und der Ablehnung einer 
Erfolgsgarantie durch P. von ſeinem Standpunkt Anlaß hatte, 
doch Zweifel in die Gefahrloſigkeit und das ſichere Ergebnis 


Schaden verantwortlich ſein, ſoweit er nicht durch den Verletzten ab⸗ 
gewendet werden konnte. Iſt nach dem heutigen Stand der Medizin 
eine Operation objektiv zumutbar, fo kann der ſubjektive Einwand 
des Verletzten, er vertraue nur oder mehr der Homöopathie, keine 
Beachtung verdienen. Vertraut er der nach dem Urteil der medi⸗ 
ziniſchen Wiſſenſchaft verwerflichen Laienmedizin, die für unſere 
Volksgeſundheit doch zum mindeſten bedenklich iſt, ſo mag er das 
auf eigene Gefahr tun. Wird durch die Heranziehung des Homöo⸗ 
pathen das Leiden verſchlimmert, ſo ſollte dafür der Schädiger nicht 
verantwortlich gemacht werden. Die Feſtſtellung des RG., durch die 
gandlungsweiſe des Homöopathen „als ſolche“ ſei keine Schädigung 
eingetreten, iſt ſehr unbefriedigend, zumal es ſelbſt bemerkt, daß 
durch dieſe Behandlung eine Verzögerung „der zutreffenden Behand⸗ 
zung“ eingetreten ſei. Darin liegt doch gerade die große Gefahr der 
Vaienmedizin, daß allein die Tatſache ihres Eingreifens ſehr oft eine 
nicht wieder gutzumachende Verzögerung der zutreffenden und ſofort 
gebotenen ärztlichen Behandlung herbeiführt! 

4. Nicht billigen kann ich die Meinung des RG., daß 
mangelnde Entſchlußkraft ſchlechthin in Betracht 
5 ziehen ſei. Soweit ſie eine Folge des Unfalls iſt, iſt dagegen 
5 1 0 einzuwenden. Anders wenn ſie auf perſönlicher Veranlagung 
3 uht. Auch für das mitwirkende Verſchulden iſt wie für eigentliches 

erſchulden ein abſtrakter Maßſtab anzulegen; individuelle Eigen⸗ 


der Operation zu ſetzen. Riet ihm dann B. auch nicht zur 
Operation und beſſerte ſich im Laufe der Behandlung ſchein⸗ 
bar ſein Zuſtand, ſo wird man ihm um ſo weniger einen Vor⸗ 
wurf machen können, wenn er in dieſer Behandlung längere 
Zeit verblieb. 

Es muß alſo unter Würdigung dieſer Geſichtspunkte ge⸗ 
prüft werden, ob die Hinausſchiebung der Operation ein Ver⸗ 
ſchulden des Kl. darſtellt und wie es zu bewerten iſt. Denn es 
muß, da ja die Handlung des Bekl. immer auch mit die Ur⸗ 
ſache der weiteren Erkrankung blieb, nicht nur die Ver⸗ 
urſachung, ſondern auch das Verſchulden des Kl. und des 
Bekl. abgewogen werden. 

In der erneuten Verhandlung wird das BG. auch erneut 
prüfen müſſen, ob ſchon Anfang Dez. 1928 die Operation ſo 
dringend geboten war, daß die jpäteren, erſt bei der Opera⸗ 
tion vom Juni 1929 feſtgeſtellten ſchweren Dauerfolgen dar⸗ 
auf zurückzuführen ſind, oder ob eine gründliche, Ende 
März 1929 vorgenommene Operation noch genügt hätte, um 
dieſe ſchweren Folgen zu vermeiden. Denn damals hatte der 
Kl. ſich ſchon wieder an Dr. P. gewendet, und dieſer hatte auch 
zwei kleinere Operationen vorgenommen. 

(U. v. 15. Dez. 1932; VIII 425/32. — Dresden.) [H.] 
= NG. 139, 131.) 


3. 8826 BGB. Wie die Fernbehandlung be⸗ 
ſtimmter einzelner Perſonen verdient auch die 
ſyſtematiſche Anleitung zur Selbſtb e handlung 
unter grundſätzlicher Umgehung ärztlicher Un⸗ 
terſuchung und Beratung die Bezeichnung als 
Kurpfuſcherei. 

Die Kl. betreibt eine Fabrik zur Herſtellung pharmazeu⸗ 
tiſcher Präparate, für die ſie eine ſehr umfangreiche Reklame 
macht. Der Verkacf erfolgt nicht unmittelbar an Privat⸗ 
perſonen, ſondern durch Apotheken. Zur Reklame benutzt die 
Kl. unter anderem das Buch „Pfarrer H.s Heilmittel“, ferner 
Gutſcheine zum Gratisbezug des H.⸗Buches ſowie Gutſcheine 
für den ermäßigten Bezug ihrer Heilmittel. Früher hat ſie 
auch die Broſchüre „Pfarrer H., Die neue Heilmethode“ ver⸗ 
trieben. 

Der bekl. Verein hat ſich die Bekämpfung des Kur⸗ 
pfuſchertums zur Aufgabe gemacht. Gelegentlich zweier Wander⸗ 
ausſtellungen hat ſie in einem Ausſtellungsſtand unter der 
Bezeichnung „Organiſation und Geſchäftsgebaren der Kur⸗ 
pfuſcher und Schwindelmittelfabrikanten“ folgende Stücke auf⸗ 
genommen: „Gutſcheinkarte zum Bezug des Pfarrer⸗H.⸗Buchs; 
Gutſchein zum ermäßigten Bezug von Pfarrer H.ſchen Heil⸗ 
mitteln und die beiden genannten Druckſchriften.“ Der Be⸗ 
zeichnung entſprachen Angaben in dem gelegentlich der Aus⸗ 
ſtellungen herausgegebenen Katalog. Ferner hat die Bekl. in 
einem die Aufnahme von Anzeigen der Kl. beanſtandenden 
Brief an eine Zeitung ausgeführt, die Kl. „treibe mit ihren 
Mitteln Schwindel und propagiere durch das Pfarrer⸗H.⸗ 
Buch eine Fernbehandlung, die die Bekl. für eine verurteilens⸗ 
werte Kurpfuſcherei halte“. 


ſchaften können — entgegen Leonhard und ſeinen Anhängern — 
nicht entſchuldigen. 

III. Adäguate Verurſachung. Mit Recht fordert das 
NG. eine Prüfung, ob die ſchweren Dauerfolgen des Leidens auf 
das Unterlaſſen der Operation im Dezember 1928 zurückzuführen 
find. Denn erſte Vorausſetzung für die Anwendung des 8§ 254 iſt 
ein Verhalten des Verletzten, der für den entſtandenen oder ver⸗ 
größerten Schaden mitverurſachend war. 

IV. In der Literatur wird das mitwirkende Verſchulden über⸗ 
wiegend als Verletzung der Gebote des eigenen In⸗ 
tereſſes, nicht als Verſtoß gegen eine Rechtspflicht aufgefaßt 
(Enneccerus⸗Lehmann, Recht der Schuldverhältniſſe, 1932, 
8 16 1 3). Dieſer Anſicht widerſpricht Leonhard (Allgemeines 
Schuldrecht des BGB., 1929, § 82) mit Entſchiedenheit. Nach ihm 
handelt es ſich um eine Obliegenheit, die der Verletzte ſeinem 
Gegner gegenüber hat. Das NG. verſucht beide Anſichten zu ver⸗ 
binden! Der Verletzte habe „auf ſeinen Körper in eigenem Intereſſe 
Rückſicht zu nehmen“, aber „auch für das Verhältnis des Verletzten 
zum Schädiger haben die Grundſätze über Treu und Glauben Platz 
zu greifen, daß der Verletzte danach verpflichtet (1) iſt“. Praktiſche 
Bedeutung hat, wie das weite Herz des RG. zeigt, die Streitfrage 


wirklich nicht! 
Prof. Dr. Stoll, Tübingen. 
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Die Kl. erblickt in dieſem Verhalten der Bekl. eine Be⸗ 
leidigung ihres Inhabers und eine unerlaubte Handlung i. S. 
des § 826 BGB. 

LG. verbot der Bekl., die Propagandamittel der Kl. unter 
der beanſtandeten Überſchrift auf Ausſtellungen zu zeigen, wies 
aber die Klage, ſoweit fie auf Schadenserſatz gerichtet war, ab, 
weil die Kl. in der Tat Kurpfuſcher ſei. 

Ber. und Rev. der Kl. wurden zurückgewieſen. 

Das BG. unterſucht m. R. in erſter Linie die Frage, ob 
die Kl. als Kurpfuſcher nach der allgemeinen Verkehrsauffaſ⸗ 
ſung anzuſehen iſt und prüft deshalb vorweg, was der Ver⸗ 
kehr unter einem Kurpfuſcher verſteht. Es ſtellt im Anſchluß 
an das Gutachten A. feſt, daß jedenfalls dann Kurpfuſcherei 
vorliege, wenn von einem Nichtarzt gewerbsmäßig eine Kran⸗ 
kenbehandlung vorgenommen werde. Dieſer Auffaſſung ſchließt 
ſich das BG. an. Es hat den Begriff zwar im Anſchluß an 
das Gutachten aber ganz ſelbſtändig geprüft. Der Nach⸗ 
prüfung durch das Rev. unterliegt die Frage, ob das BG. 
den Begriff der Kurpfuſcherei richtig abgegrenzt hat. Denn 
dabei handelt es ſich nicht um die Erörterung von Tatſachen, 
deren Feſtſtellung der Tatrichter allein zu treffen hat, nicht 
um das Ergebnis einer Beweiswürdigung, deren Nachprüfung 
der Rev Inſt. verſchloſſen iſt. Vielmehr iſt die „allgemeine 
Verkehrsauffaſſung“ von Kurpfuſcherei gleichbedeutend mit 
dem in Laienkreiſen (im Gegenſatz zu Arztekreiſen) üblichen 
allgemeinen Sprachgebrauch. Der Satz, daß ein allgemeiner 
Sprachgebrauch beſteht, wird in der Rſpr. ſtändig als die Auf⸗ 
ſtellung eines allgemeinen Erfahrungsſatzes aufgefaßt und iſt 
deshalb in der Rev Inſt. nachprüfbar (RG. 99, aue , 
419; 128, 2671)). Es beſtehen nun keine Bedenken, den in 
Übereinſtimmung mit dem Sachverſtändigen aufgeſtellten und 
oben wiedergegebenen Grundſätzen des BG. für die Abgren⸗ 
zung des Begriffs des Kurpfuſchers im allgemeinen zu folgen, 
jedenfalls nicht inſoweit, daß das BG. den Begriff auf Dinge 
erſtreckt hätte, die man nicht wohl als Kurpfuſcherei aus⸗ 
ſprechen kann. Streitig iſt dabei allerdings nur die Frage, 
was Krankenbehandlung iſt. Die Kl. will darunter nur eine 
rein perſönliche Behandlung des Einzelfalls verſtanden wiſ⸗ 
ſen, ſo daß nicht einmal die vom BG. beanſtandete Harn⸗ 
unterſuchungstätigkeit der Kl. als Kurpfuſcherei angeſehen wer⸗ 
den könnte. Indeſſen hat das BG. den Begriff der Kranken⸗ 
behandlung nicht zu weit gefaßt, wenn es darunter jede Ein⸗ 
wirkung auf eine andere Perſon zwecks Behebung eines — 
vermeintlichen oder tatſächlichen — Krankheitszuſtandes ver⸗ 
ſteht und es dabei für unerheblich erklärt, ob der Behandelnde 
ſelbſt eine Tätigkeit entfaltet oder nur Ratſchläge für die vom 
Behandelten zu ergreifenden Maßregeln erteilt. Die Be⸗ 
mängelungen der Rev. hierzu find deshalb unbegründet. 

Indeſſen könnten Bedenken in mehrfacher Richtung gegen 
die Begr. des angef. Urt. beſtehen, wenn nur das Kur⸗ 
pfuſcherei wäre, was das BG. im Verfolg ſeiner Annahme, 
Kranken behandlung liege nur bei einer ganz beſon⸗ 
deren individuellen Beziehung zwiſchen dem Behandelnden 
und dem Behandelten vor, als ſolche anſieht. Es iſt zwar rich⸗ 
tig, daß die allgemeine öffentliche Anpreiſung von Heil⸗ 
mitteln gegen beſtimmte einzelne Krankheiten keine Kranken⸗ 
behandlung iſt. Es iſt wohl auch richtig, daß die Aufſtellung 
einer Diagnoſe nicht unter allen Umſtänden ausreicht, um 
von Krankenbehandlung ſprechen zu können. Andererſeits iſt 
ſolche Behandlung anzunehmen, wenn die Diagnoſe mit einer 
Willensbeeinfluſſung der behandelten Perſon in Richtung auf 
die Anwendung gewiſſer Heilmaßnahmen verbunden iſt, auch 
wenn ganz genaue Anweiſungen nicht gegeben werden. Aber 
das alles führt nur dazu, die Harnunterſuchungen der Kl. in 
Verbindung mit deren anſchließender Beratungstätigkeit als 
Krankenbehandlung anzuſehen. Dagegen iſt an ſich nichts 
einzuwenden. Denn die Belehrung einer beſtimmten Perſon 
über die Bedeutung des Befundes einer Harnunterſuchung iſt 
ſicherlich Krankenbehandlung, wenn ſie — wie im vorl. Falle 
— i. S. einer Belehrung über die möglicherweiſe vorl. Krank⸗ 
heit unter Hinweis auf beſtimmte, zur Anwendung empfohlene 
Heilmittel erfolgt. Aber dann wäre möglicherweiſe die Rüge 
der Rev. gerechtfertigt, daß das BG. die Klage nicht voll⸗ 
ſtändig hätte abweiſen, ſondern ein beſchränkteres Verbot hätte 
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erlaſſen müſſen, zumal auch die Frage der Wiederholungs⸗ 
gefahr nach der ganzen Haltung der Bekl. vor und während 
des Rechtsſtreits nicht verneint werden könnte. Einer Prü⸗ 
fung dieſer Fragen bedarf es jedoch nicht, weil das BG. den 
Begriff der Krankenbehandlung durch nicht approbierte Per⸗ 
ſonen zu eng gefaßt hat, dem allgemeinen Sprachgebrauch 
nicht vollkommen gerecht geworden iſt. 


Die Betrachtung der geſamten Geſchäftsgebarung der Kl. 
läßt keinen Zweifel darüber, daß nicht nur die vom BG. als 
kurpfuſcheriſch bezeichnete Fernbehandlung im Anſchluß an 
Harnunterſuchungen eine ſolche Bezeichnung rechtfertigt, ſon⸗ 
dern, daß der Bekl. ganz allgemein den Inhaber der Kl. m. R. 
als Kurpfuſcher bezeichnet hat, und zwar ohne Einſchränkung. 
Der Sachverſtändige A. hat unter dem Eindruck des von der 
Kl. in großem Umfang vertriebenen Buches „Pfarrer 9.3 
Heilmittel“ treffend bemerkt, daß die Kl. den Arzten ins Hand⸗ 
werk pfuſche, und zwar mindeſtens dadurch, daß ſie in dem 
gen. Buch zur Selbſtbehandlung und zur weiteren Laien⸗ 
behandlung anleite und verleite. Daß dieſe Bemühungen, 
deren einziger Zweck die Förderung des eigenen Handels mit 
den empfohlenen verſchiedenartigen Heilmitteln iſt, gelegent⸗ 
lich durch den Hinweis auf die Zweckmäßigkeit der Befragung 
eines Arztes bemäntelt werden, ändert an der Beurteilung 
nichts. Trotzdem hat das BG. im Anſchluß an weitere Aus⸗ 
führungen des Sachverſtändigen die Annahme einer Kranken⸗ 
behandlung grundſätzlich verneinen zu müſſen geglaubt, ſo⸗ 
bald zwiſchen der einzelnen beeinflußten Perſon und der Kl. 
eine beſondere individuelle Beziehung nicht beſteht. Den Man⸗ 
gel einer ſolchen Beziehung nimmt das BG. ſtets dann an, 
wenn der Rat, was bei Vorliegen gewiſſer Symptome zweck⸗ 
mäßigerweiſe ohne Zuziehung eines Arztes zu geſchehen habe, 
ſich nicht an eine beſtimmte Perſon auf Grund der von die⸗ 
ſer gemachten Angaben richtet. Dieſe Begrenzung entſpricht 
nicht der allgemeinen Auffaſſung; ſie erſcheint zu eng, weil 
ſie nur die ſog. Fernbehandlung umfaßt, die ſyſtematiſche An⸗ 
leitung zur Selbſtbehandlung unter grundfäßlicher Umgehung 
ärztlicher Unterſuchung und Beratung aber ausſchließt. Das 
BG. überſieht, daß es ſich bei dem Buch „Pfarrer H.s Heil⸗ 
mittel“ keineswegs nur um eine öffentliche Ankündigung 
üigendeines einzelnen Mittels oder eine Reihe von Heil⸗ 
mittelfabrikaten unter Angabe derjenigen Leiden, zu deren 
Bekämpfung das einzelne Mittel dienen ſoll, handelt. Der 
Inhalt des Buches iſt vielmehr ganz allgemein darauf zu⸗ 
geſchnitten, den Leſer „zur Selbſtbehandlung und zur weite⸗ 
ren Laienbehandlung anzuleiten und zu verleiten“. Übrigens 
beſtehen auch gewiſſe perſönliche Beziehungen zwiſchen dem 
Beſitzer des Buches und der Kl. Dieſe vertreibt das Buch nicht 
im Buchhandel, ſondern verſendet es unentgeltlich an Per⸗ 
ſonen, die auf Grund von ſog. Gratisſcheinen, die öffentlichen 
Reklameanzeigen angehängt ſind, das Buch bei der Kl. be⸗ 
ſtellen. Ob dieſe nun weiter, wie im Falle der Urinunter⸗ 
ſuchungen, den Patienten berät und mit ihm ſo in nähere 
perſönliche Beziehungen tritt, iſt unerheblich. Von ſolchen 
näheren Beziehungen kann es nicht abhängen, ob man die 
Kl. als das bezeichnen darf, was ſie tatſächlich iſt, nämlich als 
ein Unternehmen, das im eigenen geſchäftlichen Intereſſe dar⸗ 
auf ausgeht, die Beſitzer des Buches im Krankheitsfalle zur 
Selbſtbehandlung unter Vermeidung ärztlicher Beratung an⸗ 
zuregen und anzuleiten. Deshalb darf man ſagen, daß die Kl. 
ſich als Kurpfuſcher betätigt. Dieſe Beurteilung des Unter⸗ 
nehmens der Kl. ergibt ſich aus dem unftreitigen Sachverhalt, 
beſonders aus dem Text des Pfarrer⸗H.⸗Buches. Daran ändert 
auch der Umſtand nichts, daß die Kl. es vermeidet, unmittelbar 
an Patienten ihre Heilmittel zu liefern. Ebenſo iſt es für die 
Beurteilung des vorl. Falles ganz unerheblich, ob die von 
der Kl. angeprieſenen Mittel als Geheimmittel anzuſehen ſind 
oder nicht, und ob die Behörden aus dieſem oder einem ſon⸗ 
ſtigen Grunde außerſtande ſind, gegen die geſchäftliche Ge⸗ 
barung der Kl. einzuſchreiten. 

Die Bekl. war berechtigt, den Inhaber der Kl. als Kur⸗ 
pfuſcher zu bezeichnen, weil nach dem herrſchenden Sprach⸗ 
gebrauch ſo alle Perſonen bezeichnet werden, die ohne ſtaat⸗ 
liche Anerkennung auf Grund beſonderer Vorbildung gewerbs⸗ 
mäßig entweder perſönlich Kranke behandeln oder dieſe zur 
Selbſtbehandlung anleiten. Deshalb iſt es auch unerheblich, ob 
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die vom BG. als Kurpfuſcherei anerkannte Art der Fern⸗ 
behandlung durch Harnunterſuchung und anſchließende ſchrift⸗ 
liche Belehrung für die Beurteilung der geſamten Geſchäfts⸗ 
tätigkeit der Kl. ſo erheblich iſt, daß ſie allein ſchon die un⸗ 
eingeſchränkte Bezeichnung der Kl. als Kurpfuſcher recht⸗ 
ertigen könnte. Denn es iſt zu beachten, daß diejenigen Kun⸗ 
den der Kl., die ſich in dieſer Weiſe für wenig Geld haben 
beraten laſſen, auch ſonſt geneigt ſein werden, ſich nach den 
Anweiſungen des H.⸗Buches ſelbſt zu unterſuchen und ſelbſt zu 
behandeln; ſie werden deshalb auch beſonders geneigt ſein, 
die Mittel der Kl. zu kaufen, worauf es dieſer hauptſächlich 
ankommt. 

Somit iſt das von der Kl. beantragte Verbot, ſoweit es 
nicht ſchon im erſten Rechtszuge erlaſſen iſt, tatſächlich un⸗ 
begründet, weil die von der Bekl. aufgeſtellte Behauptung zu⸗ 
treffend iſt. Es kann deshalb der Bekl. auch nicht verboten 
werden, in ihren Ausſtellungskatalogen die Kl. als Kur⸗ 
pfuſcher zu bezeichnen. Es ift kein objektiv rechtswidriger Ein⸗ 
griff der Bekl. in eines der nach 8 824 BGB. geſchützten 
Rechtsgüter gegeben. Aber auch ſonſt liegt der Tatbeſtand 
einer unerlaubten Handlung nicht vor. Die Art und Weiſe, 
wie die Bekl. ihre Behauptung über die Kurpfuſchereigenſchaft 
der Kl. aufgeſtellt hat, rechtfertigt weder die Annahme einer 
formalen Beleidigung noch die eines Sittenverſtoßes. Was die 
Kl. allein zur Beanſtandung berechtigen könnte, wäre nur die 
Verwendung des Wortes Kurpfuſcher. Das kann aber nicht 
bemängelt werden, weil die deutſche Sprache ein anderes Wort 
für Perſonen, die ſich in dieſer Art betätigen, nicht hat und 
weil deshalb nicht erſichtlich iſt, wie die Bekl. ſich anders hätte 
ausdrücken ſollen. Daß das Wort Kurpfuſcher nach allgemei⸗ 
ner Auffaſſung für die damit bezeichnete Perſon nicht gerade 
beſonders ehrenvoll iſt, muß nach Lage der Sache in Kauf ge⸗ 
nommen werden. 

(U. v. 26. Nov. 1932; IX 278/32. — Berlin.) [H.] 

4. 881360, 1389 BGB. Die Ehefrau, die die 
Wiederherſtellung der Ehegrundlos verweigert, 
kann den Unterhalt nicht in Form einer Geld- 
rente verlangen. 

Der Mann iſt nicht verpflichtet, der Frau, die ſich der 
ehelichen Lebensgemeinſchaft gegen ſeinen Willen grundlos 
entzieht, den Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente zu 
gewähren und ſie auf dieſe Weiſe in den Stand zu ſetzen, 
außerhalb der Ehewohnung zu leben. Er genügt vielmehr nach 
der ſich aus § 1360 Abſ. 3 Satz 1 BGB. ergebenden geſetz⸗ 
lichen Regel ſeiner Unterhaltspflicht, wenn er dafür ſorgt, daß 
die Frau im gemeinſamen Haushalt ihren Unterhalt emp⸗ 
fangen kann (RG.: RGWarn. 1908 Nr. 65; 1915 Nr. 24). 
Durch die dem ehelichen Güterrecht angehörende Vorſchr. des 
8.1389 Abſ. 2 wird an den Vorſchr. der §8 1360, 1361 über 
die Unterhaltspflicht des Mannes gegenüber der Frau nichts 
geändert. 8 1389 Abſ. 2 beſagt, auf den vorl. Fall ange⸗ 
wendet, nur, daß der Bekl. verpflichtet iſt, den Reinertrag des 
eingebrachten Gutes u. a. zur Beſtreitung des Unterhaltes 
er Kl. im gemeinſamen Haushalt zu verwenden. 
Dazu iſt er auch bereit. 

Die Rev. bezeichnet die Anſicht des BG. als unrichtig, 
daß die Gewährung des Unterhalts bei beſtehender häuslicher 

ſemeinſchaft nur in Natur zu erfolgen habe. Dies ſei z. B. 
nicht der Fall, ſoweit es ſich um Bezahlung von Arztkoſten 
und Anſchaffungen der Frau für ihre Kleidung handle. Die 
Rerauf entfallenden Beträge ſtünden der Frau auch dann zu, 
wenn ſie nicht in häuslicher Gemeinſchaft lebe. Dieſe Aus⸗ 
führungen vermögen der Rev. nicht zum Erfolg zu verhelfen. 
Das Bh. ſtellt der Unterhaltsgewährung in Natur die Unter⸗ 
haltsgewährung durch Zahlung einer Geldrente gegenüber. 
Mit der Gewährung des Unterhalts „in Natur“ meint es alſo 
ſeine Gewährung in der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft 
gebotenen Weiſe (8 1360 Abſ. 3 Satz 1). Es iſt nun zwar 
„ötig, daß zur Gewährung des Unterhalts in der durch die 
19 Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe auch die Hingabe 
in Geldbeträgen gehören kann, z. B. zwecks Beſchaffung 
unzelner zum Unterhalt erforderlicher Gegenſtände durch den 
5 nterhaltsberechtigten ſelbſt (vgl. auch RG. 97, 286). Dem 

on der Kl. erhobenen Anſpruch vermag die Vorſchr. des 


8 1360 Abſ. 3 Satz 1 BGB. jedoch deshalb nicht als Stütze 
zu dienen, weil die eheliche Lebensgemeinſchaft zwiſchen den 
Parteien in vollem Umfang aufgehoben iſt. Ihre Herſtellung 
— nicht bloß die der häuslichen Gemeinſchaft — wird von 
der Kl. grundlos verweigert. Die Hingabe von Geldbeträgen 
kann, wie Staudinger 8 1360 Bem. 4 d Abſ. 4 zutreffend 
darlegt, unmöglich als zur Gewährung des Unterhalts „in 
der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe“ 
gehörig bezeichnet werden, wenn zwiſchen den Ehegatten eine 
eheliche Lebensgemeinſchaft überhaupt nicht beſteht. Die von 
Ehlers: ArchZivpPr. 132, 334 vertretene gegenteilige An⸗ 
ſicht findet im Geſetz keine Grundlage. 

Die Rev. weiſt ſchließlich noch darauf hin, daß unter 
Umſtänden die eheliche Lebensgemeinſchaft i. S. des 81353 
BGB. auch ohne die häusliche Gemeinſchaft beſtehen könne. 
Das iſt an ſich richtig (RG. 51, 182; 59, 256; RGWarn. 
1918 Nr. 210). Wenn in ſolchen Fällen die Unterhaltspflicht 
durch Entrichtung einer Geldrente zu erfüllen iſt, ſo folgt 
dies aus der beſonderen Geſtaltung, die die eheliche Lebens⸗ 
gemeinſchaft angenommen hat (Prot. IV S. 111; Stau⸗ 
dinger § 1360 Bem. 4 d Abſ. 2). Der Anſpruch auf Zah⸗ 
lung einer Geldrente ergibt fich alſo in dieſen Fallen ebenfalls 
aus 8 1360 Abſ. 3 Satz 1 BGB. Auf dieſe Vorſchr. kann die 
Kl. ſich aber nicht berufen, da ſie die Herſtellung der ehelichen 
Lebensgemeinſchaft verweigert. 

(U. v. 6. April 1933; 425/32 IV. — Berlin.) [Ka.] 

* 5. Die im 8 2332 BGB. erwähnte Kenntnis 
von der Wirkſamkeit der Verfügung umfaßt auch 
die richtige Würdigung des Sachverhalts. 

Die Eheleute Georg und Pauline H., die in württem⸗ 
bergiſch⸗landrechtlicher Errungenſchaftsgemeinſchaft gelebt hat⸗ 
ten, hatten am 30. Juni 1904 und 30. Mai 1906 gemein⸗ 
ſchaftliche Teſtamente errichtet, in welchen ſie ſich, abgeſehen 
von ſonſtigen Anordnungen, gegenſeitig und außerdem ihre 
6 Kinder nach Kopfteilen zu Erben eingeſetzt hatten. Der 
Ehemann hatte ferner beſtimmt, daß das zu ſeinem Sonder⸗ 
gut gehörige Hofgut Ruhetal dem Sohn Adolf zum Preiſe 
von 60000 % zufallen ſollte. — Der Ehemann ſtarb am 
27. Jan. 1909. Seine Witwe verkaufte dem Teſtament ent⸗ 
ſprechend am 10. Juni 1914 das Gut an den Sohn Adolf. 
Am nächſten Tage errichtete die Witwe ein einſeitiges Teſta⸗ 
ment, in welchem ſie die Söhne Georg, Karl und Adolf auf 
einen Geldanſpruch in Höhe der Hälfte ihres geſetzlichen 
Erbteils beſchränkte und auf den Pflichtteil ſetzte. 

Mit der gegenwärtigen Klage macht der Kl. als Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker über den Nachlaß des verſtorbenen Sohnes 
Adolf deſſen Pflichtteilsanſpruch an dem Nachlaß der Mutter 
gegen die 3 Geſchwiſter Adolfs geltend, die Erben der Mutter 
geworden ſind. 

Die Bekl. haben demgegenüber die Einrede der Ver⸗ 
jährung erhoben. Das BG. führt dazu aus: Dem Bevoll⸗ 
mächtigten des Sohnes Adolf war eine Ausfertigung des 
Teſtaments der Mutter am 9. März 1926 erteilt worden. 
Die Klage iſt erſt v. 7. Aug. 1930 datiert. Durch ſeinen 
Rechtsbeiſtand war Adolf H. dahin belehrt worden, die An⸗ 
ordnung der Mutter ſei wegen ihres Widerſpruchs zu den 
als korreſpektiv angeſehenen Beſt. der gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
mente der Eltern ungültig. Die Nachlaßbehörde hatte aus 
den gleichen Gründen den Erbſchein nach der Mutter auf alle 
6 Geſchwiſter ausgeſtellt. Sämtliche Inſtanzen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit waren gleicher Auffaſſung geweſen. Ebenſo 
hatte ein in einem Vorprozeſſe erlaſſenes Urt. des LG. vom 
26. Juni 1927 entſchieden. Erſt das dazu ergangene BU. 
des OLG. in Stuttgart v. 16. Mai 1928 erklärte die Be⸗ 
ſchränkung der 3 Brüder auf den Pflichtteil für rechtsgültig. 
Die Rev. gegen dieſes Urt. wurde vom RG zurückgewieſen. — 
Das BG. ſtellt daher feit, daß Adolf H. bis zum Erlaß des 
oberlandesgerichtlichen Urt. v. 16. Mai 1928 die Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Anordnung der Mutter nicht gekannt, ſich 
vielmehr bis dahin als Miterben betrachtet hat, und zieht 
daraus den Schluß, daß die Verjährungsfriſt des § 2332 BGB. 
erſt von dieſem Zeitpunkt ab laufe. 

Gegen dieſe Auffaſſung wendet ſich die Rev. 

Gegenüber den Ausführungen des BG. kann nicht weſent⸗ 
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lich ſein, ob, worauf die Rev. hinweiſt, Adolf H. ſchon i. J. 
1915 gewußt habe, daß die Mutter ihn auf den Pflichtteil 
geſetzt habe. Denn vor dem Eintritt des Erbfalls beginnt 
der Lauf der Verjährung keinesfalls, und eine frühzeitige 
Kenntnis der Anordnung der Mutter nimmt auch das BG. 
an. — Auch die Ausführungen der Rev. über das Verhalten 
Adolf H.s ſeiner Mutter gegenüber treffen die Entſcheidungs⸗ 
gründe des BG. zur Verjährungsfrage nicht, da die Ver⸗ 
fügung der Mutter, nicht aber deren Gründe dazu, für die 
Kenntnis, die in § 2332 BGB. vorausgeſetzt wird, das 
Weſentliche iſt. 

Das BG. ſtützt ſich auf die Entſch. des RG. 115, 301) 
und 135, 2362). Die Rev. weiſt demgegenüber darauf hin, 
daß es ſich im vorl. Rechtsſtreit nur um eine unrichtige 
rechtliche Auffaſſung handle. Ein Unterſchied im Sachverhalt 
iſt allerdings nicht zu verkennen. Im Fall RG. 115, 303) 
beſtanden berechtigte Zweifel an der Echtheit der Unterſchrift, 
alſo Zweifel, ob eine letztwillige Anordnung überhaupt vor⸗ 
handen war. Im vorl. Falle waren ſolche Zweifel auf tat⸗ 
ſächlichem Gebiet nicht vorhanden, Zweifel erhoben ſich nur, 
ob die als echt und formgültig erkannte Verfügung der 
Mutter ihres Inhalts wegen wirkſam war, ob ſie etwa als 
unzuläſſiger Widerruf der gemeinſchaftlichen Teſtamente beider 
Eltern zu werten war (§ 2271 Abſ. 2 BGB.). Die Zweifel 
lagen hier alſo nur auf rechtlichem Gebiete, berührten aber 
ebenfalls die Wirkſamkeit der Anordnung, nicht etwa nur 
ihre Auslegung. Die Entſch. hängt danach von der Frage 
ab, wieweit ſich die in § 2332 vorausgeſetzte Kenntnis von 
der Wirkſamkeit der Verfügung erſtrecken muß, ob nur auf 
den Tatſachenbereich, oder ob ſie die richtige rechtliche Wür⸗ 
digung mitumfaſſen muß. Das letztere erſcheint nötig. So⸗ 
lange der Pflichtteilsberechtigte nicht weiß, daß die Ver⸗ 
fügung rechtswirkſam iſt, er hier ſogar auf Grund des 
Erbſcheins von dem Gegenteil überzeugt ſein mußte, fehlt 
ihm das Maß an Kenntnis von der Wirkſamkeit der Ver⸗ 
fügung, auf Grund deſſen ein Handeln von ihm verlangt 
werden kann. Ein ſolches Maß aber muß der Beſt. des 
§ 2332 zugrunde gelegt werden. Ob Rechtsirrtum oder Tat- 
ſachenunkenntnis dieſes Maß von Wiſſen nicht gewinnen ließ, 
bedeutet für die Lage des Pflichtteilsberechtigten keinen Unter⸗ 
ſchied. Von einer Schuld macht $ 2332 BGB. den Beginn 
der Verjährung nicht abhängig. 

In den Mot. z. BGB. V, 425, 426 wird zwar aus⸗ 
drücklich auf einen Tatbeſtand hingewieſen, bei dem ein 
Rechtsirrtum den Beginn der Friſt nicht hindern ſoll. Das 
Beiſpiel bezieht ſich aber nur auf einen Rechtsirrtum bei 
Auslegung der Verfügung, nicht auf einen Rechtsirrtum 
über die Wirkſamkeit der Verfügung. Die Hervorhebung 
der Unbeachtlichkeit eines ſolchen Rechtsirrtums bei $ 2332 
BGB. kann nicht dazu führen, die Vorausſetzungen für den 
Beginn der Friſt hier anders zu beurteilen als in den 
Fällen der SS 852, 2082 BGB., bei denen die Motive auf 
die Unbeachtlichkeit von Rechtsirrtum nicht hinweiſen (Mot. 
II, 742; V, 58). 

Für die in 8852 BGB. vorausgeſetzte Kenntnis geht 
die Rſpr. dahin, daß Rechtsirrtum dann nicht ſchadet, wenn 
er das dort vorausgeſetzte Maß der Kenntnis, der Kenntnis 
von der Perſon des Schädigers, beeinträchtigt (RG. 76, 61 
6310; Urt. VI 381/11 v. 13. Mai 1912). 

Ebenſo iſt für die in $ 2082 BGB. erforderte Kenntnis 
in RG. 107, 1925) anerkannt, daß fie jo lange fehlt, als 

1) JW. 1927, 1206. ) JW. 1932, 1366. ) JW. 1927, 1206. 
4) IW. 1911, 453. 5) JW. 1924, 295. 


Zu 6. Der Anſpruch der Kl. ruht auf doppelter Grundlage: 
Sie wehrt ſich ſowohl gegen einen Mißbrauch ihrer Firma und 
ihres Namens (Société Anonyme de la Benedietine) als auch 
gegen eine Verletzung des für ſie inländiſch geſchützten Waren⸗ 
zeichens. 

I. Der Schutz der Firma für ausländiſche Unternehmungen 
im Inland iſt durch Art. 8 des ſog. Unionsvertrags (Pariſer Über- 
einkunft v. 20. März 1883, mehrfach ſpäter abgeändert), dem faſt 
alle Kulturſtaaten beigetreten ſind, garantiert. Hiernach wird der 
Handelsname in allen Verbandsſtaaten auch ohne inländiſche Re⸗ 
giſtereintragung geſchützt. Die Rſpr. des RG. geht noch weſentlich 
darüber hinaus und gewährt ſchon auf Grund des § 12 BGB., 


der Pflichtteilsberechtigte die letztwillige Verfügung für un⸗ 
gültig hält. Rechtsirrtum ſchadet alſo in allen dieſen Fällen 
nicht, wenn er das erforderte Maß von Kenntnis zu ge⸗ 
winnen verhindert hat. 

(U. v. 2. März 1933; IV 352/32. — Stuttgart.) 
= NG. 140, 75.) 


[Ka.] 


6. §8 1, 16 Un l WG.; 813 Wo z G.; 812 BGB.; 
81 Arz Mitt VO. v. 22. Okt. 1901. Auch amtlich be» 
ſtätigte Beſchaffenheitsangaben dürfen nicht ſo 
gebraucht werden, daß fie als Individualbe⸗ 
zeichnung angeſehen werden können, die mit 
einer anderen Individualbezeichnung ver⸗ 
wechſelt werden kann. ) 


Die Kl., die Herſtellerin des ſog. „Benediktiners“, ge⸗ 
nießt ſeit März 1896 inländiſchen Warenzeichenſchutz für das 
Wort „Benedictine“ in bezug auf Likör. Die Bekl. zu 1, 
eine Fabrik pharmazeutiſch⸗kosmetiſcher Präparate, ſtellt u. a. 
einen Kräuterauszug her, den ſie „Elektrobinol⸗Benediktiner⸗ 
Mageneſſenz“ nennt und als Magenmittel vertreibt. 


Kl. verlangt Unterlaſſung. LG. hat verurteilt, BG. ab⸗ 
gewieſen, RG. das erſte Urt. wiederhergeſtellt. 

Das Wort „Bénédictine“ in der Firmenbezeichnung der 
Kl. ſtellt den charakteriſtiſchen Beſtandteil dar, der im Verkehr 
ſchlagwortartige Bedeutung erlangt hat und deshalb ſchon für 
ſich allein Namens⸗ und Firmenſchutz genießt. Für die Frage, 
ob die Benutzung durch den angeblichen Verletzer unbefugt iſt 
i. S. des § 16 Unl WG. und des inſoweit mit dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift zuſammenfallenden Beſt. des 812 BGB. kommt 
es nicht darauf an, ob der Benutzer an ſich ein Recht auf 
Benutzung des betr. Wortes hat. Der Unterlaſſungsanſpruch 
richtet ſich vielmehr auch gegen ein vollkommen loyales Tun; 
er erfordert lediglich objektive Verwechſlungsgefahr. Grund⸗ 
ſätzlich das gleiche gilt für die Frage, ob das Zeichenrecht der 
Kl. an dem Worte „Bénédictine“ durch die Bekl. verletzt wird, 
wenn man zunächſt von dem für die Zeichenverletzung weiter⸗ 
beſtehenden Erfordernis der Gleichartigkeit der beiderſeitigen 
Waren abſieht. Daß bezüglich beider Bezeichnungen die Ver⸗ 
wechſlungsgefahr an ſich gegeben iſt, ſteht außer Zweifel. 
Der Fall liegt nur inſofern eigenartig, als die von beiden 
Parteien verwendete, faſt gleichlautende Bezeichnung eine 
doppelte Bedeutung hat: Das Wort „Bénédictine“ dient 
als Herkunftsbezeichnung für den bekannten Likör; dagegen 
ſtellt das Wort „Benediktinereſſenz“ die Bezeichnung für ein 
Arzneimittel dar auf Grund der KaiſVoO. v. 22. Okt. 1901 
ohne den Charakter des Hinweiſes auf eine beſtimmte Er⸗ 
zeugungs⸗ oder Vertriebsſtätte. Dieſes Arzneimittel wird 
unter der angegebenen Bezeichnung („Benediktinereſſenz“) in 
Ziff. 3 des SI KaiſVO. betr. den Verkehr mit Arzneimitteln 
als eine der Ausnahmen vom Apothekenzwange, dem die 
Auszüge in feſter und flüſſiger Form (extracta et tincturae) 
grundſätzlich unterliegen, ausdrücklich aufgeführt. Man ver⸗ 
ſteht darunter nach der auf Grund des Gutachtens des Sach⸗ 
verſtändigen vom BG. getroffenen Feſtſtellung einen alko⸗ 
holiſchen Kräuterauszug aus beſtimmten Beſtandteilen, der als 
Stomachicum gegen Magenbeſchwerden benutzt wurde. Es 
handelt ſich alſo bei der Bezeichnung „Benediktinereſſenz“ im 
Fall der Bekl., von deren Ware nicht behauptet iſt, daß ſie der 
Beſchaffenheit des Artikels i. S. der KaiſVO. nicht entſpreche, 
um den ordnungsmäßigen, vom Geſetz ſelbſt gebrauchten 


§ 16 UnlWG. einen umfaſſenden, nicht an die Eintragung der ver⸗ 
letzten Firma gebundenen Schutz, ſelbſt für Angehörige von 
Staaten, die ſich dem Unionsvertrag nicht angeſchloſſen haben und 
ſogar ohne Rückſicht darauf, ob das ausländiſche Unternehmen eine 
inländiſche Niederlaſſung beſitzt und ob die Gegenſeitigkeit ver⸗ 
bürgt iſt (vgl. hingegen den jetzt nahezu gegenſtandsloſen § 28 
Unl WG.). Das ſtellt die bekannte Eskimoentſcheidung des RG. 
(117, 215) mit aller Deutlichkeit klar. Das RG. hat ſpäterhin (vgl. 
NG. 132, 380) dieſe Rſpr. nur unweſentlich eingeſchränkt, indem es 
die Vorausſetzung aufſtellte, daß die ausländiſche Firma in 
Deutſchland erkennbar wenigſtens eine geſchäftliche Tätigkeit ent⸗ 
wickelt. Das hat wenig zu bedeuten, da ja im allgemeinen nur in 
dieſem Fall die ausländiſche Firma ein Intereſſe an inländiſchem 
Schutz hat und da es nach der Meinung des RG. ſchon genügt, 
wenn eine geſchäftliche Tätigkeit in Deutſchland auch nur ange⸗ 
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Namen dieſes Arzneimittels, zu deſſen Bezeichnung ein an⸗ 
derer Name mithin nicht zur Verfügung ſteht. Nach dem in 
813 WbzG. ausgeſprochenen Rechtsgedanken, der zunächſt 
zwar nur gegenüber dem formalen Schutzrecht des Zeichen⸗ 
berechtigten aus § 12 Wbz®. gilt, aber ſinngemäß auch 
gegenüber 812 BGB. und § 16 Unl WG. anzuwenden iſt und 
darauf gerichtet iſt, die unentbehrlichen Bezeichnungen dem 
Verkehr zu ſichern, ſoweit es ſich nicht um einen waren⸗ 
zeichenmäßigen bzw. ſchlagwortartigen Gebrauch des fremden 
Warenzeichens bzw. Firmennamens als Individualbezeich⸗ 
nung handelt, iſt eine erſichtlich als Beſchaffenheitsangabe, 
als Gattungsbezeichnung oder als Warenname, ſomit nicht 
als Individualbezeichnung, auch nicht zur Kennzeichnung der 
Herkunft einer Ware erfolgende Verwendung nicht zu be⸗ 
anſtanden (vgl. z. B. außer zahlreichen früheren Entſch. die 
Urt. v. 19. Nov. 1929, II 87/291); v. 12. Juli 1932, 
II 36/32; v. 10. März 1933, II 387/32: MuW. XXX, 120 
betr. Valvoline; XXXII, 537 ff. betr. „Markenſchutzverband“, 
insbeſ. 538 a. E. und 539; XXXIII (Juniheft) betr. „Milch⸗ 
hof“; Callmann, Note 120—122b zu 8 16; auch Roſen⸗ 
thal, Nr. 76 ff. zu 8 16 UnlWG.). Für die grundſätzlich 
zuläſſige Verwendung eines zeichenrechtlich oder firmenrecht⸗ 
lich geſchützten Wortes als Beſchaffenheitsangabe, als Gat⸗ 
tungsbezeichnung oder als Warenname bedarf es nicht der 
Vorausſetzung, daß das betr. Wort im Verkehr allgemein in 
einer dieſer Bedeutungen bekannt iſt, ſei es ſchon an ſich nach 
dem allgemeinen Sprachgebrauch, ſei es durch Verkehrsgel⸗ 
tung, ſei es wie hier durch geſetzliche Beſt. als Warenname. 
Angeſichts der Tatſache, daß die Bezeichnung „Benediktiner⸗ 
eſſenz“ durch die Aufnahme in die genannte VO. in die Ge⸗ 
ſetzes⸗ und damit in die Rechtsſprache eingeführt iſt, mußte 
die Kl. die hieraus folgende Gefahr der Verwäſſerung ihrer 


1) JW. 1930, 1699. 


bahnt werden foll, z. B. durch Anmeldung eines Warenzeichens in 
Deutſchland. 

Es iſt ſehr zu bezweifeln, daß eine ſolche Rſpr. heute ange⸗ 
ſichts des geſteigerten nationalen Empfindens in Deutſchland und 
angeſichts der gegen Deutſchland im Ausland betriebenen, auf ge⸗ 
ſchäftliche Schädigung deutſcher Unternehmen abgeſtellten Hetze 
noch zeitgemäß iſt. Das RS. hätte in der vorl. Entſch. Anlaß 
nehmen ſollen, dieſe übermäßig auslandsfreundliche Haltung zu 
revidieren. Daß internationale Abmachungen, denen das Deutſche 
Reich ſeine Unterſchrift gegeben hat, gehalten werden müſſen, iſt 
ſelbſtverſtändlich. Nichts verpflichtet uns aber, darüber hinaus 
ohne vertragliche Bindung und ohne Verbürgung der Gegen⸗ 
ſeitigkeit Angehörigen anderer Staaten einen Schutz zu gewähren, 
der deutſchen Firmen im Ausland ſchwerlich in dieſer Unbefangen⸗ 
heit zuteil wird. Das Grundübel liegt in der ungemeſſenen Aus⸗ 
ehnung des Namensſchutzes nach 512 BGB. auf Bezeichnungen 
anderer Art, insbeſ. die Firma, die ſchon durch Sondervorſchr. hin⸗ 
länglich geſichert find. Fraglich erſcheint mir auch, ob der Unions⸗ 
vertrag die Verneinung eines Rechtsſchutzbedürfniſſes ausſchließt, 
wenn eine Entfaltung geſchäftlicher Tätigkeit im Inland noch nicht 
in nennenswertem Umfang erkennbar und nachweisbar iſt. Man 
ermag in dieſen Anforderungen m. E. viel weiter zu gehen, als 
dies das RG. tut. 

Im übrigen wird man ſich freilich BEN abfinden 
müffen, daß der deutſche Schutz der Firma im Vergleich zu an⸗ 
deren Ländern weſentlich umfaſſender iſt und deshalb — da der 
Umfang des Schutzes ſich ausſchließlich nach dem Recht des 
Staats bemißt, in dem der Schutz in Anſpruch genommen wird — 
St. Angehörigen auch ſolcher dem Unionsvertrag angeſchloſſenen 

taaten zuteil werden muß, deren eigene wettbewerbsrechtliche 
cöeſebgebung in dieſer Beziehung zurückhaltender iſt. Insbeſ. 
ommt alſo der Schutz des § 16 gegen bloße Verwechſlungsgefahr 
und die Erſtreckung des Firmenſchutzes auf einzelne ſchlagwort⸗ 
artige Beſtandteile der Firma (MuW. 1930, 120) wie überhaupt 
18 zunehmende Verfeinerung des gegen unlauteres Gebaren im 
Wettbewerb ſprechenden Empfindens der deutſchen Rſpr. auslän⸗ 
biſchen Unternehmungen zu gute. Man ſollte jedoch bei künftigen 
Glolerungen des Unionvertrags ſtärker darauf hinwirken, daß die 
G eichwertigkeit des Wettbewerbsrechts in den Verbandsſtaaten zur 
e für die Gewährung gleicher Rechte an ausländische 
e oder daß der Schus N Unterneh- 

inheitli it n internatio = 

gelegt wird. ich für alle Verbandsſtaate ional feſt 
II. Anders liegt es auf dem Gebiet des Warenzeichen⸗ 
rechts. Hat wie im vorl. Fall eine ausländiſche Firma die Ein⸗ 


Schlag⸗ und Kennwortbezeichnung auf ſich nehmen (vgl. das 
zit. Urt. des erk. Sen. betr. „Markenſchutzverband“). Da⸗ 
gegen iſt unbedingte Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der 
Verwendung in einer der angegebenen Wortbedeutungen eine 
Benutzungsart, durch welche die Verwechſlungsgefahr nach 
Möglichkeit vermieden wird. Nur der redliche Geſchäftsverkehr 
wird durch den 813 Wbz b. geſchützt. Dazu genügt aber nicht, 
daß der Fall einer bewußten Irreführung des Publikums 
nicht gegeben iſt, d. h. wenn alſo dem Handelnden ein Ver⸗ 
ſtoß gegen § 1 Un WG. oder 8 826 BGB. nicht zur Laſt fällt 
(Urt. des erk. Sen.: IW. 1929, 3066). Es genügt die 
Gefahr der Irreführung des Publikums. Für die unmittel⸗ 
bare Anwendung des 813 WbzG. gegenüber dem Waren⸗ 
zeichen der Kl. „Bénédictine“ bedarf es im Gegenſatz zur 
dargelegten ſinngemäßen Anwendung dieſes Grundſatzes gegen⸗ 
über dem Namens⸗ und Firmenſchutz der Gleichartigkeit der 
beiderſeitigen Waren. Dieſe Vorausſetzung iſt hier gegeben 
abweichend von der Anſicht des BG., welches annimmt, daß 
die beiderſeitigen Waren nach Verwendungszweck und wirt⸗ 
ſchaftlicher Bedeutung grundverſchieden ſeien. Benediktiner⸗ 
eſſenz iſt ein Grundſtoff für die Herſtellung von Likör. Liköre, 
die unter Verwendung alkoholiſcher Auszüge aus Drogen 
erzeugt werden, ſtehen ſomit zu den ihren Grundſtoff bildenden 
Eſſenzen in bezug auf Zuſammenſetzung, Verwendungszweck 
und Beſchaffenheit in engſter Beziehung, auch wenn die Eſſenz 
im Einzelfalle Heilzwecken dienen ſoll. Drogengeſchäfte ver⸗ 
kaufen erfahrungsgemäß ſowohl Liköre wie apothekenfreie 
Heilmittel. Aus alledem folgt, daß für das unbefangene Pu⸗ 
blikum eine Beziehung der Benediktinereſſenz der Bekl. zu der 
Kl. außerordentlich naheliegt. 


(U. v. 12. Mai 1933; II 27/33. — Hamburg.) (Ku. 


tragung ihres Warenzeichens in der Zeichenrolle erlangt, ſo er⸗ 
wirbt ſie damit grundſätzlich den Anſpruch auf Gleichbehandlung 
mit inländiſchen Unternehmungen. Hier reicht aber auch der Schutz 
nur fo weit, als gleichartige Waren mit demſelben oder einem 
verwechſlungsfähigen Kennzeichen belegt werden. Freilich fällt 
auch hier das Erfordernis der Gleichartigkeit wieder fort, ſobald 
das geſchützte Warenzeichen dem Namen oder der Firma des Ver⸗ 
letzten entnommen iſt und daher gleichzeitig der Namen⸗ und 
Firmenſchutz nach $12 BGB., § 16 Unl WG. Platz greift. Zudem 
wird ja auch ohne Übereinſtimmung von Namen oder Firma mit 
dem Warenzeichen der § 16 entgegen der ausdrücklichen gegen⸗ 
teiligen Beſt. (S 16 Abſ. 3 S. 2) von der Rſpr. infolge des In⸗ 
einanderfließens von Waren⸗ und Geſchäftsbezeichnung zur Er⸗ 
weiterung des Warenzeichenſchutzes verwendet. Es beſteht aber 
kaum ein zwingender Grund, den Rahmen des Warenzeichenrechts 
auf Grund des § 12 BGB., § 16 Unl WG. erheblich weiter zu 
ziehen. Die Verwechſlungsgefahr iſt eine weſentlich ſchwächere, 
wenn gleiche oder ähnliche Bezeichnungen für Waren ganz ver⸗ 
ſchiedener Art benutzt werden. Man ſollte daher in der Aner⸗ 
kennung einer Verwechſlungsgefahr etwas weniger weitherzig ſein, 
als es in der RGRſpr. bislang geſchieht. Trägt doch das RG. in 
der vorl. Entſch. mit Recht kein Bedenken, den Namen⸗ und 
Firmenſchutz auf Grund einer anderen Belt. des W3G., des § 13, 
entſprechend einzuſchränken. Sobald man bei der Anwendung all⸗ 
gemeiner Normen in den Bereich des Warenzeichenſchutzes gerät, 
ſollten die Vorſchr. des WG. zum mindeſten richtunggebend ſein. 

Die Ausführungen, mit denen das RO. die Gleichartigkeit der 
in Rede ſtehenden Waren hier bejaht, fordern Widerſpruch her⸗ 
aus. Das Publikum wird kaum je Benediktiner⸗Likör und Bene⸗ 
diktiner⸗Eſſenz als etwas Gleichwertiges und Gleichartiges an⸗ 
ſehen. Die wiſſenſchaftlichen Anſchauungen des Gutachters über die 
Verwendung des gleichen Grundſtoffs find ſelbſt in Fachkreisen 
wohl kaum allgemeiner bekannt, geſchweige denn bei dem Publi⸗ 
kum, auf deſſen Auffaſſung es doch vornehmlich ankommt. Eine 
Verwechflungsgefahr kann hier gar nicht vorliegen und das BG. 
traf deshalb das Richtige, als es die Verwechſlungsgefahr aus 
dieſem Grunde verneinte. 

Trotzdem iſt die Entſch. des RG. im Endergebnis zu billigen. 
Die Ungleichartigkeit der vertriebenen Waren verliert dann ihre 
ausſchlaggebende Bedeutung, wenn durch ſonſtige Mittel die Er⸗ 
zeugniſſe der deutſchen Firma zu dem ausländiſchen Unternehmen 
abſichtlich in Beziehung geſetzt werden. Das von der Bekl. ver⸗ 
wendete Monchsbild dient offenſichtlich dieſem Zweck. Die Ver⸗ 
wechſlungsgefahr liegt nunmehr auf der Hand. Nationale Belange 
können den Einbruch in die fremde Rechtsſphäre nicht rechtfertigen, 
verlangen im Gegenteil ſogar, daß Anſtändigkeit und Lauterkeit 
als deutſches Erbgut beſonders betont werden. 
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7. 83 Unl WG. Begriffe des „Herſtellungs“⸗, 
„Herſteller“⸗, „Fabrikpreiſes“. f) 

Nach dem die Bekl. früher ihre Erzeugniſſe an Schuhen 
nur an Wiederverkäufer abgeſetzt hatte, hat ſie in Berlin 
mehrere eigene Schuhwarenläden für den Einzelverkauf an die 
Verbraucher eröffnet. Sie hat Anzeigen erſcheinen laſſen, 
worin ſie auf die Eröffnung ihrer Läden hinweiſt und den 
Verkauf ihrer als „Direkt⸗Schuhe“ bezeichneten Ware „direkt 
ab Fabrik“, „direkt an das Publikum“ zum „Originalfabrik⸗ 
preis + 75 Pf.“ ankündigt. Die Kl. behaupten, die Bezeich⸗ 
nung der höchſten Liſtenpreiſe als „Originalfabrikpreiſe“ ſei 
eine Irreführung der Käufer; die höchſten Liſtenpreiſe könne 
die Bekl. nur ganz ſelten von Leuten erhalten, die über die 
Marktpreiſe nicht unterrichtet ſeien. 

Das BG. hat die auf SS 1, 3 UnlWG. geſtützte Unter⸗ 
laſſungs⸗ und Schadensklage abgewieſen. Es hat, ausgehend 
von dem zutreffenden Satze, es komme darauf an, wie das 
Verbraucherpublikum die Ankündigung auffaſſe, ausgeführt: 
Das Publikum, dem von einer Fabrik Ware, die es regel⸗ 
mäßig vom Händler beziehe, angeboten und verkauft werde, 
verſtehe unter dem Originalfabrikpreis den Preis, den der 
Fabrikant dem Händler berechne, nicht etwa den Herſtellungs⸗ 
preis. Als Auffaſſung des Publikums laſſe ſich aber auch nicht 
feſtſtellen, daß darunter derjenige Preis verſtanden werde, den 
der Abnehmer großer Mengen dem Fabrikanten zahle, viel⸗ 
mehr unterſtelle es beim Angebot an Einzelverbraucher den 
Preis als Fabrikpreis, den überhaupt der Händler bezahle, 
wenn auch ohne Mengenrabatt. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 

Die allein auf Verletzung des ſachlichen Rechts, nämlich 
der 88 1, 3 UnlWG. und SS 133, 157 BGB. geſtützte Rev⸗ 
Begr. nimmt ihren Ausgangspunkt von dem Satz: Wenn der 
Fabrikant ſelbſt einen Verkauf zum Fabrikpreis ankündige, 
ſo ſei darunter ein Preis zu verſtehen, der im weſentlichen 
durch die Koſten der Herſtellung, dagegen nicht oder nicht 
weſentlich durch die Koſten der Verteilung beſtimmt oder mit⸗ 
beſtimmt ſei. Dieſer Satz iſt teils zu unbeſtimmt, teils un⸗ 
richtig, unrichtig jedenfalls dann, wenn man, wie die Rev. 
es tut, daraus folgert, es ſei danach ein Preis anzuſetzen, der 
im weſentlichen durch die eigenen „Herſtellungskoſten“ des 
Fabrikanten beſtimmt ſei. Dieſen Herſtellungskoſten, mögen 
darin auch die allgemeinen Geſchäftsunkoſten mitinbegriffen 
ſein, muß, wie der erk. Sen. jüngſt wieder in ſeinem Urt. 
v. 28. März 1933, II 308/32 (Streitfall zwiſchen einem 
Schuhhändlerverband und einem Warenhaus über die An⸗ 
kündigung: „Niedriger Preis durch Ausſchaltung aller Zwi⸗ 
ſchenſpeſen“) ausgeſprochen hat, unter allen Umſtänden der 
für die Exiſtenz des Fabrikanten erforderliche Unternehmer⸗ 
gewinn hinzugeſchlagen werden, um zum „reinen Herſteller⸗ 
preis“ zu gelangen. Um von da weiter zum „Fabrikpreis“, 
wie er dem Verkauf an Händler (große und kleine) zugrunde 


Zu 7. In der Frage, wie die Ankündigung des Verkaufs 
zu „Fabrikpreiſen“ vom Publikum gedeutet wird, iſt man ſich 
einig darüber, daß man unterſcheiden muß, ob die Ankündigung 
vom Fabrikanten oder ob ſie vom Händler ausgeht (ſiehe dazu 
Callmann Anm. 38 a und Baumbach S. Bei der 
Ankündigung durch den Händler läge es zwar nahe, unter Fabrik⸗ 
preis den Preis zu verſtehen, den der Fabrikant dem Händler ſelbſt 
in Anrechnung bringt. Aber man weiſt darauf hin, daß das Pu⸗ 
blitum im allgemeinen nicht erwartete, daß der Händler ohne eine 
Spanne zwiſchen Einkaufs⸗ und Verkaufspreis veräußere, und 
deutet daher im Regelfall das Angebot dahin, daß der Händler 
den Preis in Rechnung ſtelle, den der Fabrikant ſelbſt im Klein⸗ 
verkauf den Verbrauchern berechnet. 

Die hier allein intereſſierende Frage iſt die andere, wie das 
Angebot durch den Fabrikanten zu deuten ſei. Hier geht die vor⸗ 
herrſchende Meinung mit Recht dahin, daß unter Fabrikpreis der 
Preis ohne Händleraufſchlag zu verſtehen iſt. Dabei wird aber zum 
Teil die Frageſtellung dadurch erſchwert, daß nicht einfach der tat⸗ 
ſächliche, dem Händler in Rechnung geſtellte Preis als maßgebend 
betrachtet wird, ſondern daß man 125 auf eine Berechnung einläßt 
und auf den Preis abſtellt, der — wie die Rev. es ausgeführt hat 
— „im weſentlichen durch die Herſtellungskoſten der Ware, dagegen 
nicht oder nicht weſentlich durch die Koſten der Warenverteilung 
beſtimmt oder mitbeſtimmt iſt“ (.. Callmann a. a. O. mit 
Rechtſprechungshinweiſen; vgl. zu den verſchiedenen Deutungsmög⸗ 
lichkeiten auch OSS. München: JW. 1915, 805). Es ift das Ver⸗ 


gelegt werden kann, zu kommen, muß notwendig ein gewiſſer 
Betrag für den Aufwand hinzutreten, der dem Fabrikanten 
durch die Werbung und Bearbeitung der Händlerſchaft er⸗ 
wächſt; nur durch dieſen Zuſchlag bleibt ihm der vorerwähnte 
Unternehmergewinn frei, wenn er zum „Fabrikpreis“ an 
Händler nun wirklich verkauft. Dieſer Betrag unterſcheidet 
ſich von demjenigen Aufwand, der bei dem Verkauf im kleinen 
unmittelbar an die Verbraucher, insbeſ. mittels der Einrich- 
tung eigener Verkaufsſtellen entſteht. Der erſtere Betrag darf 
und muß mindeſtens ſolange, als auch an Händler verkauft 
wird, ſchon im „Fabrikprets“ ſtecken, fo daß es auch nicht 
richtig iſt, bei dieſem Preis von einem völligen Ausſchluß 
jedes Aufwands auf die Verteilung des Erzeugniſſes zu reden. 
Der Aufwand aber, der durch den Kleinverkauf entſteht und 
der bedingt, daß auch in den von einem Fabrikunternehmen 
eingerichteten Kleinverkaufsſtellen das Publikum nicht ohne 
weiteres mit einem Verkauf zu „Fabrikpreiſen“ rechnen kann, 
iſt hier durch die Bekl. vom Fabrikpreis getrennt und in⸗ 
ſoweit, als er dem Käufer auferlegt wird, bündig in den 
feſten Betrag von 75 Pf. für das Paar gebracht. Gegen dieſe 
Trennung, die nur größere Klarheit ſchafft, iſt, in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Vorderrichter, nichts einzuwenden. Ob 
der zugeſchlagene Betrag von 75 Pf. dieſe Sonderkoſten des 
Kleinverkaufs deckt oder nicht deckt, iſt, wie der Vorderrichter 
zutreffend ſagt, für den Käufer gleichgültig. Erſterenfalls 
weiß er, daß er dieſen Betrag zu zahlen hat, ſelbſt wenn die 
Koſten, aufs Paar umgerechnet, dahinter zurückblieben. Letz⸗ 
terenfalls weiß er, daß er nicht mehr als 75 Pf. zu leiſten 
hat; dann ſchmälert eben der Mehraufwand den Unternehmer⸗ 
gewinn, den der Fabrikant ſonſt mit dem Fabrikpreis machen 
würde. 


(U. v. 19. Mai 1933; II 401/33. — Berlin.) [Ku.] 


8. § 12 Abſ. 2 Nr. 1 KraftfG. Zur Frage, ob 
die Kapitalhöchſtzahlung für den in der Bergan- 
genheit liegenden Schaden auch dann zugeſpro⸗ 
chen werden kann, wenn für die Zukunft noch 
weiterer Schaden zu erwarten iſt. f) 


In RG. 133, 179 ff.) hat der Senat in einem Falle, in 
dem der Schaden bei Erlaß des BU. bereits vollkommen ab⸗ 
geſchloſſen war, ein Erſatz für künftige Schäden demnach nicht 
mehr in Betracht kam, die Zubilligung einer Entſchädigung in 
Form einer Kapitalzahlung für zuläſſig erklärt. Von dieſer 
rechtlichen Beurteilung (der von Müller, Automobil., 
8. Aufl., Erl. C zu § 13, S. 365, 366, zugeſtimmt wird) ab⸗ 
zuweichen, beſteht kein Anlaß. h 

Der Sachverhalt weicht allerdings von dem in der an- 
gezogenen Entſch. beurteilten Sachverhalt ab. Denn der Scha⸗ 
den der Kl. iſt noch keineswegs abgeſchloſſen; die Kl. be⸗ 
hauptet vielmehr, daß auch in Zukunft weiterer Erwerbsausfall 
entſtehen und eine Vermehrung ihrer Bedürfniſſe vorliegen 


1) JW. 1931, 3340. 


dienſt des RG,, in der vorl. Entſch. deutlich von dieſer Berechnungs⸗ 
art abgerückt zu ſein. Den Herſtellungskoſten — ſo betont das RG. 
mit Recht — müſſen, damit man zum Fabrikpreis kommt, der 
Unternehmergewinn und die Unkoſten für Werbung und Bearbei⸗ 
tung der Händlerſchaft zugeſchlagen werden. Man kann hinzu⸗ 
ſetzen: bei der Unbeſtimmtheit der in Frage ſtehenden Faktoren iſt 
wichtiger als jede Art der Berechnung die Feſtſtellung, welcher 
Preis in Wirklichkeit den Händlern in Anrechnung gebracht wird. 
Anzufügen bleibt dann nur, daß es ſich dabei um einen Preis 
handeln muß, der nicht bloß auf dem Papier ſteht, ſondern zu dem 
tatſächlich Abſchlüſſe mit Händlern zuſtande kommen. Oder mit 
anderen Worten: es muß ein Preis ſein, der angeſichts der Markt⸗ 
lage den Händlern gegenüber erzielt werden kann und erzielt wird. 
Prof. Dr. E. Ulmer, Heidelberg. 


Zu 8. Das RG. hat die Frage auch hier, ebenſo wie in RG. 
133, 179 JW. 1931, 3340 unbeantwortet gelaſſen und be⸗ 
jahend nur für den Fall beantwortet, daß zukünftiger Schaden 
nicht geltend gemacht wird. Damit eröffnet das Urt. dem Unfall⸗ 
verletzten Möglichkeiten, die eine ſtarke Einſchränkung der in den 
Haftpflichthöchſtſummen liegenden Sicherungen des Erſatzverpflich⸗ 
en Bi Folge haben können. Inſoweit iſt das Urt. nicht unbe⸗ 
enklich. 

Die lediglich auf das Kraftf®. geſtützte, vom Nachweis eines 
Verſchuldens unabhängige Erſatzpflicht des Fahrzeughalters und 
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werde. Solchen zukünftigen Schaden hat die Kl. aber nicht 
geltend gemacht und kann ſie auch im Rahmen des KraftfG. 
nicht mehr geltend machen, wenn ihr bereits für in der Ver⸗ 
gangenheit liegende Schäden der Höchſtbetrag zugeſprochen iſt, 
bis zu dem der Bekl. nach Kraftf®. überhaupt haftbar werden 
kann. Sie kann alsdann auch nicht etwa noch eine Rente für 
künftige Schaden fordern. Denn die Haftung nach KraftfG. 
iſt für alle aus der Verletzung eines Menſchen entſtehenden 
Anſprüche auf die Höchſtſätze des 8 12 Abſ. 1 Nr. 1 beſchränkt. 
Das gilt auch beim etwaigen Zuſammentreffen von Kapital⸗ 
und Rentenforderung; in ſolchen Fällen hat zwecks Wahrung 
der Höchſtſätze eine Umrechnung ſtattzufinden (Urt. des Sen. 
in JW. 1931, 854 Nr. 2; Müller a. a. O., Erl. B II a 
S. 357; Ifaac⸗Sieburg, Automobil®., 2. Aufl., 
Erl. III 4 zu 812 S. 380, 381). Vom Geſichtspunkt der 
Möglichkeit einer Geltendmachung weiterer künftiger Schäden 
aus fteht daher der Anwendung des in RG. 133, 179 aus⸗ 
geſprochenen Grundſatzes auf den vorliegenden Sachverhalt 
nichts im Wege. Dabei iſt nicht zu verkennen, daß der Zeit⸗ 
punkt des letzten tatrichterlichen Urteils für die hier zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehende Frage von gewiſſer Bedeutung wird. In⸗ 
ſofern nämlich, ob die Kl. angejichts des Umſtandes, daß nach 


des Führers aus Unfällen ift auf Höchſtbeträge (§ 12 KraftfG.) 
beſchränkt. Der Höchſtbetrag der Rente iſt (bei Einzelſchäden) 
1500 % im Jahr, der Höchſtbetrag einer bei Vorliegen beſon⸗ 
derer Gründe die Rente ablöfenden Kapttalzahlung 25000 Aut; 
dies iſt auch der Höchſtbetrag der bei Erlaſſung des Urt. in der 
Vergangenheit liegenden, durch Kapitalzahlung abzugeltenden 
Schaden. Wer durch Kraftfahrzeugunfall eine Minderung feiner 
Erwerbsfähigkeit erfahren hat, kann hiernach (auf Grund KraftfG.) 
für die Zukunft eine Rente von höchſtens 1500 RM jährlich for⸗ 
dern. Treffen Vergangenheits⸗ und Zukunftsſchäden, alſo Kapital⸗ 
beträge und Rentenbeträge, zuſammen, ſo müſſen die feſtgelegten 
Höchſtbeträge dadurch gewahrt bleiben, daß eine entſprechende Um- 
rechnung (Herabſetzung der Rente) ſtattfindet. 

Nun hat RG. 133, 179 JW. 1931, 3340 folgende Sätze 
aufgeſtellt: 

1. Nach KraftfG. ſeien in der Regel alle Schäden durch Ka⸗ 
pitalzahlung abzugelten, durch Rente nur ausnahmsweiſe, ſoweit 
es ſich um Schäden für die Zukunft (d. h. bei Erlaſſung des Urt. 
noch nicht fällige Leiſtungen) aus Aufhebung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit oder aus Vermehrung der Bedürfniſſe handele. 

2. Der Erſatzanſpruch aus Erwerbsſchaden ſei nicht allgemein 
— ſondern nur für die Rente, alſo für zukünftige Leiſtungen — 
auf 1500 ./ jährlich beſchränkt. \ 

Hiernach — To folgert das RO. — ſei die Begrenzung der 
Rente auf 1500 2.4 nicht fo zu verſtehen, daß ſchlechthin für einen 
Jahresverdienſtausfall jeweils nicht mehr als 1500 ., gefor⸗ 
dert werden dürften; vielmehr ſei möglich daß für Schaden aus 

em in der Vergangenheit liegenden (und daher als Kapital, nicht 
als Rente abzugeltenden) Verdienſtausfall ein 1500 % über- 
ſchreitender, alſo ſogar der Kapitalhöchſtbetrag von 25 000 RX für 
ein einziges Jahr zuerkannt werde, falls nämlich weiterer Schaden 
(für die Zukunft) nicht in Betracht komme, der geſamte Schaden 
in der Vergangenheit abgeſchloſſen ſei; nicht alſo ſei in ſolchem 
Fall die Verpflichtung zum Erſatz beſchränkt auf den bei Verdienſt⸗ 
ausfall für die Jahresrente feſtgelegten Höchſtbetrag von 1500 .. 
Demgemäß hat das RG. 133, 179 JW. 1931, 3340 einen den 
Jahresxrentenbetrag überſchreitenden Betrag für einen in der Ver⸗ 
enten abgeſchloſſenen Schaden aus Verdienſtausfall zuge⸗ 

ochen. 
hm Diefer Entſch.: RG. 133, 179 = JB. 1931, 3340 lag alſo der 
atſächliche Sachverhalt zugrunde, daß der geſamte Schaden bereits 
1 5 Vergangenheit angehörte, weiterer überhaupt nicht in Betracht 
am. Im nunmehr vorl. Urt. iſt das nicht der Fall, der Schaden 
erſtreckt ſich auch noch in die Zukunft: aber geltend gemacht wird 
= inſoweit nicht, ſondern nur für die Vergangenheit. Die in RG. 

33, 179 offen gebliebene Frage wird auch im vorl. Urt. nicht 
Blgemein beantwortet, die Frage nämlich, ob für einen in der 
5 ergangenheit liegenden Schaden der Kapitalhöchſtbetrag ſelbſt in 
dem Fall zugeſprochen werden darf, daß der Schaden noch in die 
gukunft wirkt alfo ob in ſolchem Fall von dem geſetlichen jähr- 
1 den Rentenhöchſtbetrag abgeſehen werden, die oben erwähnte 
ſich ehrung unterbleiben kann. Die Bedeutung der Frage ergibt 
N N aus folgendem Beiſpiel. Der Verdienſtausfall möge 9000 RA 
der betragen. Erſtreckt ſich dieſer Schaden überhaupt nur auf 
of Sabre, iſt er alſo damit abgeſchloſſen (Fall in RG. 133, 179), 
bett 3 X 9000, zurückgeführt auf 25 000 % als Kapitalhöchſt⸗ 
lich 9000 örſbrechen Wie aber, wenn der gleiche Schaden von jähr⸗ 
12 ch Ab RA auch in Zukunft entſtehen wird und etwa das Urt. 
N lauf des fünften Schadensjahres erlaſſen wird; find dann 


ihrer eigenen Behauptung der Unfallſchaden ſich auch in die 
fernere Zukunft, ſogar auf ihre Lebensdauer, erſtreckt, befugt 
war, die Forderung des Kapitalhöchſtbetrages von 25 000 AM 
auf den tatſächlichen Erwerbsausfall in einem (kleineren) 
Zeitabſchnitt zu gründen. Dieſe Frage iſt allerdings in RG. 
133, 179 nicht entſchieden. Die Folgerung, daß die Schadens⸗ 
kapitalforderung nicht auf den Satz von 1500 AM jährlich be⸗ 
ſchränkt ſei, iſt dort nur für den Fall ausgeſprochen worden, 
daß der Schaden bereits vollkommen abgeſchloſſen war. Der 
Zeitpunkt der Urteilsfällung war demnach dort nicht von der 
gleichen Bedeutung wie in Fallen, in denen der Schaden ſich 
noch in die Zukunft erſtreckt. Darauf iſt indeſſen im vorl. 
Fall kein ausſchlaggebendes Gewicht zu legen. Vorliegend iſt 
die weitere Beſonderheit der Sachlage die, daß die Kl. von 
der Exiſtenz eines weiteren Erſatzpflichtigen in der Perſon des 
Bekl. als des Mithalters des Kraftwagens erſt i. J. 1930 
Kenntnis erhielt. In dieſem Zeitpunkt näherte ſich ihr Er⸗ 
werbsſchaden nach der Feſtſtellung des BG. bereits der Hochſt⸗ 
grenze erheblich, und dieſe Grenze mußte während des Rechts⸗ 
ſtreits erreicht werden; die Kl. hat auch von vornherein die 
Kapitalhöchſtzahlung mit 25000 AA und nur dieſe begehrt, 
dagegen keine Rente mehr für die Zukunft, auch keinen weiter⸗ 


auch, wie in RG. 133, 179, 25 000 % als Kapitalhöchſtbetrag für 
die Vergangenheit zuzuſprechen oder ſind für die fünf zurückliegen⸗ 
den Jahre 7500 e, Kapital = 5 mal 1500 RM (Jahresrenten⸗ 
höchſtbetrag) und für die Zukunft 1500 ./ als Rente einzuſetzen? 
Oder in einem anderen Beiſpiel: Der Verdienſtausfall möge jähr- 
lich 2500 ,, betragen; z. Z. des Urt. ſind fünf Jahre ver⸗ 
gangen; find dann 5 X 2500 = 12500 R.# zuzuſprechen und für 
die Zukunft eine im Hinblick auf die 12 500 % entſprechend 
(nämlich um die Hälfte, da die 12 500 AA 50% des Kapital⸗ 
höchſtſatzes von 25000 Se ausmachen) geminderte Rente von 
750 «RA oder auch für die fünf zurückliegenden Jahre, wie auch 
für die Zukunft je nur 1500 RA (kapitaliſiert für die zurück⸗ 
liegenden fünf Jahre: 7500 Ru)? 

RG. hat, ohne dieſe Frage grundſätzlich zu beantworten, im 
vorl. Fall aus der „Beſonderheit der Sachlage“ den Schluß ge- 
zogen, es könne für den Vergangenheitsſchaden der Kapitalhöchſt⸗ 
fat von 25 000 %% zugeſprochen werden; es hat nicht die Gründe 
dargelegt, aus denen die Kl. ſolchen Anſpruch zu erheben berechtigt 
iſt, ſondern ſich auf die Bemerkung beſchränkt, es liege kein Grund 
vor, weshalb die Kl. nicht dieſen Anſpruch haben ſollte. Die Be⸗ 
ſonderheit der Sachlage aber erblickt das RG. darin, 

1. daß in dem Zeitpunkt, in dem der Kl. die Geltendmachung 
des Anſpruchs möglich war (Erlangung der Kenntnis vom Vor⸗ 
handenſein eines weiteren Erſatzpflichtigen), der Vergangenheits⸗ 
ſchaden ſchon faſt den Kapitalhöchſtbetrag erreichte, 

2. daß die Kl. für die Zukunft keinen Schaden geltend macht. 

Was iſt Sinn und Tragweite der Entſch.? Die hier vorl. 
Tatſache, daß Schaden für die Zukunft nicht geltend gemacht wird, 
ſetzt RG. dem in RG. 133, 179 gegebenen Sachverhalt gleich, 
daß Schaden für die Zukunft überhaupt nicht vorliegt. Verzichtet 
der Verletzte auf Geltendmachung zukünftigen Schadens, ſo wird 
er für den in der Vergangenheit liegenden frei von der Be⸗ 
ſchränkung auf die Höchſtbeträge. Wer durch den Unfall mehr als 
den geſetzlichen Rentenhochſtbetrag von 1500 e, an Verdienſt⸗ 
ausfall erlitten hat (z. B. im erſten Jahr ſchon 25 000 Zn), 
braucht, um dieſen Betrag zugeſprochen zu erhalten, nur ſeine 
Anſprüche auf die Vergangenheit zu beſchränken; er entgeht dann 
der aus § 12 Kraftf®. zu entnehmenden Rechtsfolge, daß ihm 
grundſätzlich nur für jedes Jahr hochſtens 1500 RM zugeſprochen 
werden dürfen. Damit ift für derartige Fälle praktiſch die Be⸗ 
grenzung auf 1500 2. jährlicher Rente beſeitigt. Die Kraftfahr⸗ 
zeughalter und führer ſowie die Haftpflichtverſicherer werden ſich 
darauf einſtellen muſſen, daß fie von vornherein auf 25 000 . 
in Anſpruch genommen werden können. Allerdings mußten ſie In⸗ 
anſpruchnahme in Höhe dieſes Betrages auch bisher ſchon in Rech⸗ 
nung ſtellen, aber doch nur in den Fällen, wo aus einem vom 
Verletzten darzulegenden wichtigen Grunde an Stelle der Rente 
die Kapitalabfindung zugeſprochen wurde. 

Die Bedeutung der Haftungsbegrenzung in § 12 Kraftf®. 
wird durch die Rſpr. mehr und mehr eingeſchränkt; in erſter 
Linie geſchieht das durch die Steigerung der Anforderungen an 
die Sorgfaltspflicht von Führer und Halter; ſie ermöglicht regel⸗ 
mäßig, mit Erfolg Verſchulden geltend zu machen, alſo den Er⸗ 
ſatzanſpruch aufs BGB. zu ſtützen und damit die Rechtswohltat 
des § 12 für den Haftungsverpflichteten völlig auszuſchließen. 
Selbſt aber wo ausnahmsweiſe § 12 an ſich anzuwenden iſt, wird 
er durch eine dem Verletzten günſtige Auslegung eines weſent⸗ 
lichen Teils ſeines den Verpflichteten ſchützenden Inhalts ent⸗ 
kleidet. Min R. Geh. RegR. Dr. Müller, Berlin. 
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gehenden Feſtſtellungsanſpruch erhoben. Ein Grund, der es 
der Kl. verwehrt hätte oder verwehren ſollte, die höchſtmögliche 
Haftung des Bekl. ſchon für ihren in der Vergangenheit lie⸗ 
genden Schaden ſofort in Geſtalt der Kapitalzahlung in An⸗ 
ſpruch zu nehmen, iſt bei dieſer Sachlage keinesfalls gegeben. 
Die in RG. 133, 1792) offengelaſſene Frage bedarf ſomit auch 
hier keiner Entſcheidung. 
H.] 


(U. v. 10. April 1933; VI 401/32. — Berlin.) 

9. 5166 VVG.; § 332 BGB. Die Angabe eines 
aus einem Lebensverſicherungsvertrag Bezugs⸗ 
berechtigten muß gegenüber dem Verſicherer er⸗ 


folgen. Andernfalls fällt die Verſicherung in 
den Nachlaß. 7) 


Der Kaufmann K., mit dem die Bekl. verheiratet war, 
hatte bei der A. Lebensverſicherungsbank AktG. eine Lebens⸗ 
verſicherung abgeſchloſſen. Nach ſeinem erfolgten Tode iſt über 
ſeinen Nachlaß das Konkursverfahren eröffnet und der Kl. 
zum Konk Verwalter ernannt worden. Auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme erhoben beide Parteien Anſpruch. Die Verſicherungs⸗ 
bank hat die Verſicherungsſumme hinterlegt. Alle Inſtanzen 
haben die Bekl. verurteilt, darein zu willigen, daß von der 
hinterlegten Summe ein Teilbetrag an den Kl. ausgezahlt 
werde. 

Das BG. hat feſtgeſtellt, zwiſchen der Verſicherungsbank 
und K. ſei nichts über die Bezugsberechtigung der Bekl. 
vereinbart worden. 

Die Rev. macht geltend, daß K. mindeſtens nachträglich 
ſeinen Willen erklärt habe, daß die Bekl. bezugsberechtigt aus 
der Verſicherung ſein ſolle. Das möge zwar nicht der Ver⸗ 
ſicherungsbank gegenüber erklärt worden ſein; aber es ſei 
ſonſt in genügender Weiſe ausgedrückt worden, ſo namentlich 
in dem Abſchiedsbrief K.s an die Bekl. mit den beigefügten 
Anweiſungen an ſie, wie ſie ſich der Verſicherungsbank gegen⸗ 
über verhalten ſolle, um die Verſicherungsſumme ausgezahlt 
zu bekommen. 

Die Rev. wendet alſo an ſich nichts gegen die tatſäch⸗ 
liche Feſtſtellung des BU. ein, daß der Verſicherungsbank auch 
nachträglich keine Erklärung des K. zugegangen iſt, die Bekl. 
ſolle aus der Lebensverſicherung bezugsberechtigt ſein. Die 
rechtlichen Ausführungen der Rev. über das Ausreichen einer 
Willenserklärung des Verſicherungsnehmers gegenüber der als 
bezugsberechtigt in Frage kommenden Perſon oder auch gegen⸗ 
über ſonſtigen Perſonen können aber nicht als zutreffend an⸗ 
erkannt werden. Zwar ſteht es nach 8 166 VVG. im Zweifel 
— und ein Ausnahmefall iſt hier nicht anzunehmen — dem 
Verſicherungsnehmer frei, jederzeit einen Dritten als Be⸗ 
zugsberechtigten zu bezeichnen, wie auch an Stelle des ſo be⸗ 
zeichneten Dritten einen anderen zu ſetzen, oder andererſeits 
auch eine widerrufliche Bezugsberechtigung einfach zu wider⸗ 
rufen, ohne daß der Verſicherer dem allen gegenüber einen 
Einwand erheben könnte. Aber das Recht des Bezugsberech⸗ 
tigten beruht doch auf dem Vertr. zwiſchen dem Verſicherer 
und dem Verſicherungsnehmer, und da es ſich bei allen den 
gedachten Beſt. des Verſicherungsnehmers um eine Anderung 
des Vertr. handelt, wenn auch um eine einſeitig von ihm 
herbeigeführte, ſo muß dieſe Anderung doch ſo erfolgen, daß 
der VertrGegner in die Lage verſetzt wird, ſie zur Kenntnis 


) JW. 1931, 3340. 


Zu 9. Nach § 332 BGB. kann, wenn ſich im Vertrag zugun⸗ 
ſten eines Dritten der Verſprechensempfänger die Befugnis vor⸗ 
behalten hat, ohne Zuſtimmung des Verſprechenden an die Stelle 
des im Vertrag bezeichneten Dritten einen anderen zu ſetzen, dies 
im Zweifel auch in einer Verfügung von Todes wegen geſchehen. 
Es fragt ſich, ob dieſe Vorſchr., die für die Beſt. des Dritten eine 
nicht empfangsbedürftige Willenserklärung genügen laßt, extensiv 
dahin ausgelegt werden kann, daß die Beſt. des Dritten überhaupt 
nie, alſo auch dann nicht gegenüber dem Verſprechenden erklärt zu 
werden brauche, wenn ſie nicht in die Form einer letztwilligen 
Vfg. gekleidet worden ſei. Die Frage iſt beſonders für die Lebens⸗ 
verſicherung von praktiſcher Bedeutung. Hier hat das RG. im 
Intereſſe des Verſicherers verlangt, daß die Bezeichnung des Drit⸗ 
ten, und zwar ſowohl wenn es ſich um deſſen Erſtbenennung, wie 
wenn es ſich um einen Wechſel in der Perſon des Dritten handele, 
ſtets dem Verſicherer gegenüber erfolgen müſſe und erſt mit dem 


zu nehmen, d. h. eben, die Erklärung muß ihm zugehen. Ins⸗ 
beſ. iſt daraus, daß der Verſicherer einer ſolchen Anderung 
des Vertr. nicht widerſprechen kann, nicht zu folgern, daß 
ſie ihm auch nicht zur Kenntnis gebracht zu werden brauchte. 
M. R. hat der NevBefl. auch darauf hingewieſen, daß es 
zur größten Unſicherheit führen könne, wenn man jeder ſchrift⸗ 
lich oder auch nur mündlich gegenüber irgendwem betätigten 
Willenskundgebung des Verſicherungsnehmers hinſichtlich der 
Bezugsberechtigung in den angegebenen Richtungen Rechts⸗ 
wirkſamkeit beimeſſen wollte. Daran ändert auch der S 332 
BGB. nichts. Diefe Vorſchr. wird zwar auf Grund des § 166 
VVG. für das Verſicherungsrecht dahin zu erweitern ſein, 
daß der Verſicherungsnehmer im Zweifel nicht nur eine von 
Anfang an getroffene Bezugsberechtigung durch letztwillige 
Verfügung auf einen anderen umſtellen, ſondern daß er ſie 
durch eine ſolche auch erſtmalig beſtimmen kann. Dagegen 
kann der Vorſchr. nicht entnommen werden, daß nun über⸗ 
haupt einſeitige, dem Verſicherer gar nicht zugegangene Er⸗ 
klärungen betr. der Bezugsberechtigung rechtswirkſam ſein 
könnten; inſofern liegt vielmehr im 8332 BGB. eine der 
ausdehnenden Auslegung nicht zugängliche AusnahmeBeit. 
Der erk. Sen. hat auch ſchon in RG. 127, 2691) ohne beſon⸗ 
dere Ausführung und in NG. 136, 492) mit näherer Begr. 
ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß Erklärungen betr. der 
Bezugsberechtigung als empfangsbedürftige Willenserklärun⸗ 
gen anzuſehen ſeien, alſo dem Verſicherer gegenüber abgegeben 
werden müßten; durch letztere Entſch. iſt auch gerade OLG. 
Hamburg v. 13. Juli 1931, auf das ſich Bruck a. a. O. be⸗ 
zogen hat, aufgehoben worden. An dieſem von ihm eingenom⸗ 
menen Standpunkt hat der Sen. bereits ausdrücklich gegenüber 
den Beanſtandungen im Schrifttum, beſonders von Bruck, 
im Urt. v. 25. Nov. 1932, VII 280/32) feſtgehalten. In 
allen drei den erwähnten Entſch. zugrunde liegenden Fällen 
handelt es ſich um die Frage, ob die Erklärung eines Wider⸗ 
rufs der Bezugsberechtigung dem Verſicherer zugehen müſſe; 
aber das gleiche muß auch für die erſtmalige nachträgliche An⸗ 
ordnung einer Bezugsberechtigung, wie für die Umſtellung 
einer ſolchen gelten, und in RG. 136, 52*) iſt dieſe weitere 
Geltung immerhin ſchon angedeutet. Irgendein Grund für 
eine unterſchiedliche Behandlung der Fälle beſteht nicht, und 
ebenſowenig kann die Sachlage für die Bekl. günſtiger be⸗ 
urteilt werden, weil es ſich nicht um einen Rechtsſtreit mit 
der Verſicherungsgeſellſchaft handelt, ſondern um einen Streit 
zwiſchen zwei Parteien, von denen jede die Verſicherungs⸗ 
ſumme für ſich in Anſpruch nimmt. 

Übrigens kommt vorliegend auch noch der § 15 Allg Verſ⸗ 
Bed. in Betracht, nach deſſen Satz 1 der Verſicherungsnehmer 
bei Abſchluß der Verſicherung oder ſpäter der Geſellſchaft 
gegenüber dritte Perſonen als bezugsberechtigt bezeichnen 
kann, was als das Erfordernis einer der Verſicherungsbank 
gegenüber abgegebenen, ihr zugegangenen Erklärung ver⸗ 
ſtanden werden muß. 

Daß in dem Abſchiedsbrief des K. v. 1. Mai 1930 keine 
rechtswirkſame letztwillige Vfg. liegt, hat das BG. rechtlich 
einwandfrei angenommen, und das gilt aus dem gleichen 
Grunde auch für die ihm beigefügten Verhaltungsmaßregeln 
für die Bekl. Im übrigen iſt es aber nach dem vorher Aus⸗ 
geführten ohne rechtliche Bedeutung, ob aus den beiden 


1) JW. 1930, 3628. 
5) JW. 1933, 771. 


2) JW. 1932, 2516. 
4) JW. 1932, 2516. 


Zugang an ihn wirkſam werde. Der Fall der zwar getroffenen, 
aber nicht zugegangenen Beſt. wird hiernach dem Fall der nicht 
getroffenen Beſt. gleichgeachtet; ſoweit es infolgedeſſen an der Beſt. 
eines Dritten überhaupt fehlt, gehört die Verſicherungsforderung 
zum Nachlaß des Verſicherungsnehmers. An dieſer ſtändigen Pra⸗ 
ris wird auch in der obigen Entſch feſtgehalten. Und mit Rückſicht 
auf den Verſicherer, der ſonſt den laſtigſten Situationen ausgeſetzt 
wäre, wird man ſich dem Standpunkt des RG. trotz des Wider⸗ 
ſpruches, den er in der verſicherungsrechtlichen Literatur erfahren 
hat, grundſätzlich anſchließen müſſen. Das RG. hält aber an ihm 
auch da feſt, wo der Verſicherungsſchein mit der Inhaberklauſel 
verſehen iſt. Und da erſcheint er formaliſtiſch, weil hier die Inter⸗ 
eſſen des Verſicherers durch den Charakter der Police als eines 
zweifelsfreien Legitimationspapieres ausreichend gewahrt ſind. 
Prof. Dr. Titz e, Berlin. 
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Schriftſtücken an ſich der Wille des K. erhellt, daß die Bekl. 
bezugsberechtigt ſein ſollte. 

(U. v. 17. Febr. 1933; VII 270/32. — Breslau.) [Ku.] 
“= RG. 140, 30.) 


** 10. § 368 k RVO.; 8125 BGB. 

1. Die Mitwirkung des Vertrags ausſchuſſes 
iſt zum Zuſtandekommen des Kaſſenarztvertra⸗ 
ges obligatoriſch vorgeſchrieben, auch dann, 
wenn die Parteien ſich ſelbſt vollſtändig geeinigt 
haben. Nichtigkeit des Vertrages bei Fehlen der 
Mitwirkung des Vertragsausſchuſſes. 

2. Die gleiche Rechtslage war auch ſchon vor⸗ 
handen unter der Geltung der VO. v. 30. Okt. 
1923 und des ſog. Berl Abk. v. 23. Dez. 1913. 

3. Offentlich⸗ rechtlicher Charakter des Berl⸗ 
Abk. infolge der Beſtimmung von § 18 der VO. 
v. 30. Okt. 1923; von da an ſind ſeine Beſtimmun⸗ 
gen bindend und der Verfügungsgewalt der Par⸗ 
teien entzogen. ) 

Zur Entſch. ſteht lediglich die Frage, ob der zwiſchen den 
Parteien geſchloſſene kaſſenärztliche Geſamtvertrag (Kollektiv⸗ 
vertrag) nebſt Honorarabkommen rechtswirkſam oder wegen 
Nichtmitwirkung des Vertragsausſchuſſes nichtig iſt. 

Nach 8 368 k RVO. iſt zur Herbeiführung angemeſſener 
Verträge zwiſchen den Krankenkaſſen und Arzten im Bezirke 
jedes Verſicherungsamts ein Vertragsausſchuß zu errichten. 
Soweit die einzelnen Kaſſen und ihre Arzte nicht dem Ver⸗ 
tragsausſchuſſe ſelbſt die Aufſtellung des Vertrags überlaſſen, 
haben fie ihm nach 8 368 k Abſ. 2 den von ihnen vereinbarten 
Entw. vorzulegen. Der Vertragsausſchuß ſtellt Inhalt und 
Wortlaut des Vertrags feſt. Kommt im Vertragsausſchuß 
keine Einigung zuſtande, oder einigen ſich die Parteien nicht 
auf die vom Vertragsausſchuſſe feſtgeſtellten Bedingungen, jo 
entſcheidet nach 8 368 k Abſ. 3 auf Anruf einer oder beider 
Vertragsparteien über die ſtreitigen Punkte das Schiedsamt 
(8 3681 RVO.). Wären dieſe Vertragsausſchüſſe bereits zu 
der Zeit errichtet geweſen, als der Kaſſenarztvertrag v. 1. Okt. 
1924 abgeſchloſſen wurde und als die Verhandlungen über ſei⸗ 
nen Abſchluß ſtattfanden, ſo könnte es keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß der Vertragsabſchluß nicht unter Umgehung des 
Vertragsausſchuſſes hätte erfolgen dürfen. Der § 368 k RVO. 
ſtellt in Abſ. 2 zwingende Vorſchr. für die Anrufung des Ver⸗ 
tragsausſchuſſes auf. Aus der Faſſung von S. 1 ergibt ſich 
zweifelsfrei, daß es der Geſetzgeber als Regelfall angeſehen 
wiſſen will, dem Vertragsausſchuſſe ſelbſt die Aufſtellung des 
Vertrags zu überlaſſen. Schon hieraus geht klar hervor, daß 
eine Mitwirkung des Vertragsausſchuſſes in jedem Falle 
zwingend ift. Überlaſſen Kaſſen und Arzte nicht dem Ver⸗ 
tragsſchluß ſelbſt die Aufſtellung des Vertrags, dann haben 
Nie ihm nach Halbſ. 2 den von ihnen vereinbarten „Entwurf“ 
vorzulegen. Die Abmachungen der Parteien untereinander 
bleiben alſo lediglich ein Vorſchlag, ein Entw., während der 
Vertragsausſchuß ſeinerſeits Inhalt und Wortlaut des Ver⸗ 
trags feſtſtellt. Danach widerlegt ſich ohne weiteres die An⸗ 
icht, daß dann, wenn die Parteien ſich ohne Vertragsausſchuß 
einigen, dem Willen des Geſetzes bereits entſprochen ſei, der 
Vertragsausſchuß alſo nur dann tätig zu werden habe, wenn 


Zu 10. Die Regelung der Beziehungen zwiſchen Krankenkaſſen 
und Arzten iſt lange Zeit eines der ſchwierigſten Probleme geweſen, 
inſofern es galt, nicht nur die Intereſſen beider Parteien zu be⸗ 
ſriedigen, ſondern auch die der Verſicherten entſprechend zu berück⸗ 
ſichtigen. Die Regelung hat verſchiedene Wandlungen durchgemacht. 
Zur Zeit find die 88 368—373 RVO. i. d. Faſſ. der VO. über 
gaſſenärztliche Verſorgung v. 14. Jan. 1932 (RGS Bl. I, 19) mit den 
inzwiſchen wiederum verſchiedentlich ergänzten und geänderten Aus⸗ 
führungs⸗ und Überleitungsbeſt. über das kaſſenärztliche Dienſtver⸗ 
hältnis v. 30. Dez. 1931 (RG Bl. I, 1932, 2) maßgebend. Sie 
Kommen für die vorl. Entſch. noch nicht in Betracht. 

m aus Grund des Ermädt®. v. 13. Okt. 1923 erging die VO. 
delt Arzte und Krankenkaſſen v. 30. Okt. 1923 (ROT. I, 1051), 
Reich zur Regelung der genannten Beziehungen die Bildung eines 
% ichsausſchuſſes und von Landesausſchüſſen, von Einigungs⸗ und 
en, Schiedsſtellen anordnete. Zur Sicherung gleichmäßiger und an⸗ 
gemeſſener Vereinbarungen zwiſchen den Kaſſen und Arzten ſollte 
ach 8 5 RO. der Reichsausſchuß Richtlinien aufſtellen, die ſich 


die Parteien ſich nicht ſelbſt einigen. Schon der Wortlaut des 
Geſetzes ergibt, daß nicht die Parteien, ſondern der Vertrags⸗ 
ausſchuß in jedem einzelnen Falle für den Inhalt und Wort⸗ 
laut des Vertrages maßgebend iſt, und die hierbei verfolgte 
Abſicht des Geſetzgebers iſt in den einleitenden Worten des 
8 368 k beſtimmt und zweifelsfrei dahin ausgedrückt, daß die 
Errichtung von Vertragsausſchüſſen „zur Herbeiführung an⸗ 
gemeſſener Verträge zwiſchen den Krankenkaſſen und Arzten“ 
zu erfolgen habe, wobei auch auf die Belange der Verſiche⸗ 
rungspflichtigen billige Rückſicht zu nehmen iſt. Die Rechts⸗ 
folgen der Nichtmitwirkung des Vertragsausſchuſſes bei dem 
Abſchluß eines Kaſſenarztvertrages ſind im Geſetz allerdings 
nicht beſtimmt, und die RVO. enthält namentlich keinen Aus⸗ 
ſpruch darüber, daß in einem ſolchen Falle der Vertrag nichtig 
ſein ſoll. Dieſe Rechtsfolge iſt jedoch unbedenklich dem $ 125 
S. 1 BGB. zu entnehmen, wonach ein Rechtsgeſchäft, welches 
der durch Geſetz vorgeſchriebenen Form ermangelt, nichtig iſt. 
Schon der § 368 RO. ſchreibt vor, daß die Beziehungen 
zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten durch ſchriftlichen Vertrag 
geregelt werden, und Rſpr. und Schrifttum ſind im weſent⸗ 
lichen darüber einig, daß das Erfordernis der Schriftform 
zwingend iſt und daß die Nichteinhaltung dieſer Form den 
Vertrag nichtig macht. Bei der Bedeutung, welche das Geſetz 
der Mitwirkung des Vertragsausſchuſſes bei Abſchluß der 
kaſſenärztlichen Verträge beimißt, muß die gleiche Rechtsfolge 
dann eintreten, wenn dem Formerfordernis des § 368 K 
Abſ. 2, daß der Vertragsausſchuß Inhalt und Wortlaut des 
Vertrags feſtzuſtellen hat, nicht Genüge geleiſtet iſt. Das iſt 
denn auch die ſtändige Rſpr. des RSchieds A. (RVerſANachr. 
1925, 258 Nr. 5; 259 Nr. 6; 305 Nr. 7; 1926, 364 Nr. 17; 
1927, 278 Nr. 38; ANachrfRVerſ. 1928, 18 Nr. 49; RArb⸗ 
Bl. 1928 T. IV). Im gleichen Sinne iſt der grundſätzliche Be⸗ 
ſchluß des Reichsausſchuſſes für Arzte und Krankenkaſſen vom 
14. Nov. 1925: RArbBl. 1925, Amtl. T., S. 541 Nr. 134 
Ziff. 3 ergangen. Auch das Schrifttum ſtimmt damit überein 
(Richter⸗Sonnenberg, Die kaſſenärztlichen Rechtsver⸗ 
hältniſſe, 2. Aufl., 8 368 k Anm. 4). Aus der Entſch. des 
Bay LSchieds A. v. 25. April 1928: Mitt. des Bay“ Vers A. 
1928, 33 = „Die Arbeiter⸗Verſorgung“ Heft 1591 v. 2. Jan. 
1929 S. 10 iſt nichts Gegenteiliges herzuleiten. Ihr liegt ein 
anders geſtalteter Sachverhalt zugrunde; auch iſt in dieſer 
Entſch. nicht ausgeſprochen, daß beim Fehlen der in 8 368 
RWO. vorgeſehenen Schriftform der Vertrag gleichwohl Rechts⸗ 
gültigkeit haben ſolle, ſondern es iſt nur geſagt, daß eine etwa 
2½ Jahre fortgeſetzte, auf beiderſeitigem Einverſtändnis be⸗ 
ruhende Bezahlung bei der Frage nach dem bisher maßgeben⸗ 
den Vergütungsſyſtem nicht unbeachtet bleiben könne. Wörtlich 
die gleichen Beſt. wie in 8 368k RVO. finden ſich übrigens 
bereits in § 10 der auf Grund des ErmächtGG. v. 13. Okt. 
1923 von der RReg. erlaſſenen VO. über Arzte und Kranken⸗ 
kaſſen v. 30. Okt. 1923, ſo daß hiernach in gleicher Weiſe zu 
entſcheiden wäre. 

Nun find aber die auf Grund des § 18 Abſ. 1 der VO. 
v. 30. Okt. 1923 von dem RArbM. zu erlaſſenden AusfBeſt. 
erſt am 14. Nov. 1924 ergangen (RGBl. I, 743), alſo nach 
Abſchluß des hier in Betracht kommenden Geſamtvertrags, 
und das LG. ſtellt feſt, daß die in der RBO. und in der VO. 
v. 30. Okt. 1923 vorgeſehenen Vertragsausſchüſſe erſt im 
Frühjahr 1925 eingerichtet worden ſind. Zur Zeit des Ver⸗ 


namentlich auch auf den allgemeinen Inhalt der Arztverträge ſollten 
erſtrecken können. Sodann war nach § 10 VO. zur Herbeiführung 
angemeſſener Verträge zwiſchen den Krankenkaſſen und Arzten im 
Bezirk jedes Verſicherungsamts ein paritätiſch zuſammengeſetzter 
Vertragsausſchuß zu errichten. Dieſer ſtellte nach der ein⸗ 
deutigen Vorſchr. des § 10 Abſ. 2 Inhalt und Wortlaut des Ver⸗ 
trages feſt. Ihm haben die einzelnen Kaſſen und ihre Arzte den von 
ihnen vereinbarten Entwurf vorzulegen, ſoweit ſie nicht — und das 
ſteht voran — dem Vertragsausſchuß ſelbſt die Aufſtellung des Ver⸗ 
trags überlaſſen. Der Vertragsausſchuß ſollte alſo in jedem Fall maß⸗ 
gebend mitwirken. Nur ſo wollte die Übereinſtimmung des Vertrags 
mit den Richtlinien und den ſonſtigen geſetzlichen Vorſchr. geſichert 
werden. Der Inhalt des § 10 iſt bei der Neuredaktion der RBO. 
v. 15. Dez. 1924 (RGBl. I, 779) wörtlich in dieſe als § 368 K 
übernommen worden. 

Die BD. über Arzte und Krankenkaſſen ſtellt eine geſetzver⸗ 
tretende VO. dar. Ihre Vorſchr. hatten Geſetzeskraft, fie gehören dem 
öffentlichen Recht an und waren wie die Vorſchr. des §S 368 k RVO. 
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tragsabſchluſſes war jedoch der 8 18 VO. v. 30. Okt. 1923 in 
Kraft, in deſſen Abſ. 2 beſtimmt iſt, daß bis zum Erlaß der 
nach Abſ. 1 erforderlichen AusfBeſt. „die entſpr. Vorſchr. des 
Berl Abk. v. 23. Dez. 1913 weiter gelten“. Gemeint iſt damit 
das Einigungsabkommen zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen 
v. 23. Dez. 1913 (bei Schlottmann, Berlin 1914). Die⸗ 
ſes Berl Abk. beſtimmt unter Nr. 4, daß die Kaſſen innerhalb 
des Bezirks eines Verfü. und die innerhalb dieſes Bezirkes 
zur Kaſſenpraxis zugelaſſenen Arzte je eine Vereinigung zur 


Wahl eines Vertragsausſchuſſes bilden (Schlottmann \ 


S. 15 u., 16). Auch die Einrichtung von Schieds A. iſt in 
Nr. 5 des Berl Abk. bereits vorgeſehen. Die näheren Anord⸗ 
nungen über die Einrichtung und die Aufgaben des Vertrags⸗ 
ausſchuſſes find in den AusfBeſt. zu dem Berl Abk. vom 
10. Febr. 1914 Anl. 2 enthalten, die die Überſchrift trägt: 
„Beſt. über die Bildung und die Tätigkeit des Vertragsaus⸗ 
ſchuſſes“ (Schlottmann a. a. O. S. 41). Hier ift unter II 
folgendes angeordnet: „Die Kaſſen und ihre Arzte ſind be⸗ 
rechtigt, über Vertragsbedingungen zu verhandeln, und das 
Ergebnis dieſer Verhandlung dem Vertragsausſchuß als Ver⸗ 
tragsgrundlage zu unterbreiten. Dabei iſt anzugeben, in wel⸗ 
cher Weiſe das Ergebnis zuſtande gekommen iſt. Der Wort⸗ 
laut des Vertrags wird vom Vertragsausſchuß feſtgeſtellt. 
Die Verträge ſelbſt werden zwiſchen der Kaſſe, oder dem 
Kaſſenverband und dem einzelnen Arzte geſchloſſen.. ..“ 
Aus dieſen bei Abſchluß des ſtreitigen Kaſſenarztvertrags 
bereits geltenden AusfBeſt. zu dem Berl Abk. ergibt ſich hin⸗ 
ſichtlich der Mitwirkung des Vertragsausſchuſſes bei Feſt⸗ 
ſtellung der Arztverträge im weſentlichen die gleiche Rechts⸗ 
lage, wie fie in 8 10 VO. v. 30. Okt. 1923 und in § 368 k 
RVO. geſtaltet iſt. Auch hier wird nur eine Berechtigung der 
Kaſſen und Arzte anerkannt, über die Vertragsbedingungen 
zu verhandeln, das Ergebnis dieſer Verhandlungen findet aber 
nicht ſeinen Niederſchlag in dem endgültigen Abſchluß des 
Vertrages durch die Vertragsparteien, ſondern es iſt dem 
Vertragsausſchuß als „Vertragsgrundlage“, ſonach lediglich 
als ein Vorſchlag zu unterbreiten, während der Wortlaut 
des Vertrags — und damit ſelbſtverſtändlich auch der Ver⸗ 
tragsinhalt — vom Vertragsausſchuß feſtgeſtellt wird. Auch 
nach dieſem Berl Abk. iſt die Annahme abzulehnen, daß es 
den Kaſſen und den Kaſſenärzten geſtattet ſein könnte, bei 
Willensübereinſtimmung den Vertragsausſchuß zu umgehen 
und den Kaſſenarztvertrag ſelbſtändig abzuſchließen. Unter VI 
dieſer Anl. 2 der AusfBeſt. ift eine für beide Teile verbindliche 
Entſch. des Schieds A. vorgeſehen, falls eine Einigung der 
Parteien im Vertragsausſchuß nicht zuſtande kommt, und hier 
wie in Anl. 3 unter VI ift angeordnet, daß die bisherigen Ver⸗ 
träge weiter gelten ſollen, ſolange das Verfahren beim Ver⸗ 
tragsausſchuß oder beim Schieds A. ſchwebt. Nun iſt in 8 18 
Abſ. 2 VO. v. 30. Okt. 1923 bis zum Erlaß der AusfBeſt. 
angeordnet, daß die entſpr. Vorſchr. des Berl Abk. weiter gel⸗ 
ten ſollen. Über die Bedeutung dieſer Beſt. herrſcht Streit. 
Das RWVerſal. hat in einer grundſätzlichen Entſch. (RVerſA⸗ 
Nachr. 1924, 130 Nr. 2799) ausgeſprochen, das BerlAbk. habe 
nach Maßgabe des § 18 Abſ. 2 und 3 WO. v. 30. Okt. 1923 
Geſetzeskraft erlangt, danach ſeien die Krankenkaſſen verpflich⸗ 
tet, nach Löſung des bisherigen Arztvertrags die Dienſte der 
Kaſſenärzte unter den früheren Bedingungen vorläufig bis 
zum Abſchluß eines neuen Vertrags wieder anzunehmen, wenn 
die Bereitſchaft hierzu ſeitens der Arzte binnen einer angemeſ⸗ 
ſenen Friſt ausgeſprochen werde. Gegen die Annahme, daß 


zwingend. Durch Parteivereinbarung konnte auf die vorgeſchriebene 
in der Mitwirkung des Vertragsausſchuſſes liegende Form nicht ver⸗ 
zichtet werden. Wurde dieſe nicht eingehalten, ſo ſind die unter Um⸗ 
gehung der Vorſchr. zuſtande gekommenen Verträge zwiſchen Kaſſen 
und Arzten nach 8 125 Satz 1 BGB. nichtig. Daran kann gegebenen⸗ 
falls auch der Umſtand nichts ändern, daß die Parteien ihrerſeits ſich 
über deren Inhalt geeinigt haben. 

Die Schlußvorſchr. der BD. ſchrieben nun in 8 18 Abſ. 2 vor, 
daß bis zum Erlaß der AusfBeft. die entſprechenden Vorſchr. des für 
die Beziehungen zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten damals maß⸗ 
gebenden Berliner Abk. v. 23. Dez. 1913 (HM Bl. 14, 85) weiter 
gelten ſollten. Damit änderten dieſe Schlußvorſchr. den Rechts⸗ 
charakter des bisher rein privatrechtlichen Berliner Abk. Ihnen 
wurde nunmehr, wie das Urt. zutreffend ausführt, ebenfalls öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Charakter mit der Wirkung beigelegt, daß die in der 


das Berl Abk. durch 8 18 Abſ. 2 und 3 VO. v. 30. Okt. 1923 
ſelbſt Geſetzeskraft erlangt habe, ſind im Schrifttum Bedenken 
geäußert worden, und zwar hauptſächlich mit Rückſicht dar⸗ 
auf, daß das Berl Abk. urſprünglich einen rein bürgerlich⸗ 
rechtlichen Vertragscharakter gehabt habe. Es iſt auch richtig, 
daß die SenEntſch. v. 24. Juni 1927, III 46/27 es als zwei⸗ 
felhaft bezeichnet hat, ob die Reg. die bezeichneten Normen 
des Berl Abk. zu Rechtsvorſchr. erklären, und ob ſie dies wirk⸗ 
ſam tun konnte, ohne das Abk. ſelbſt der VO. v. 30. Okt. 
1923 einzuverleiben. Die Annahme, daß das Berl Abk. durch 
die Inbezugnahme in der BD. der RReg. ſelbſt Geſetzeskraft 
erlangt habe, mag zu weit gehen; allein den Ausführungen 
des RVerſ A.: RVerſANachr. 1924, 130, daß das BerlAbk. 
durch § 18 Abſ. 2 und 3 VO. v. 30. Okt. 1923 öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Charakter erhalten habe und den Normen des öffent⸗ 
lichen Rechts zuzurechnen ſei, iſt beizutreten. Jedenfalls ſind 
die in der VO. der RReg. in Bezug genommenen Beft. des 
Berl Abk. der Verfügungsgewalt der Vertragsparteien entrückt 
und dadurch für die Vertragsteile zwingendes Recht geworden. 
Inſoweit können auch die in der SeneEntſch. v. 24. Juni 1927 
erhobenen Bedenken — wenn ſie auch an ſich vom Stand⸗ 
punkte der Vertragsparteien aus geſehen durchaus möglich 
ſind — doch nicht als durchgreifend erachtet werden. Es han⸗ 
delt ſich bei der bindenden Anordnung der Weitergeltung ver⸗ 
tragsmäßiger Abmachungen in einer VO. mit Geſetzeskraft um 
einen Rechtsvorgang, wie er in der Nachkriegszeit nament- 
lich auf dem Gebiete der Wohnungszwangswirtſchaft nicht 
vereinzelt daſteht. Es braucht nur auf 8 6 Abſ. 4 MitSh®. 
in der Abänderung des Geſ. v. 29. Juni 1926 Neufaſſung in 
der Bek. v. 30. Juni 1926 hingewieſen zu werden, wo be⸗ 
ſtimmt iſt, daß trotz Aufhebung des Mietverhältniſſes die Be⸗ 
teiligten, ſolange der Erſatzraum nicht geſichert iſt, in An⸗ 
ſehung des Mietraumes die ſich aus dem Mietverhältniſſe 
ergebenden Rechte und Pflichten haben. Alſo auch hier die 
zwangsweiſe Verlängerung eines Vertragszuſtandes durch das 
Geſetz in einer beide Vertragsteile verpflichtenden Weiſe! (RG. 
122, 571)). Und was das weitere Bedenken betrifft, ob die 
RReg. die Weitergeltung der Vorſchr. des Berl Abk. rechts⸗ 
wirkſam anordnen konnte, ohne das Abk. ſelbſt in die VO. 
v 30. Okt. 1923 aufzunehmen, jo iſt darauf hinzuweiſen, daß 
über den Wortlaut und den Inhalt des BerlAbke kein Zweifel 
beſtehen konnte und kann. Wie das Prot. zu dem BerlAbk. 
(Schlottmann a. a. O. S. 9) und die Niederſchrift zu den 
AusfBeſt. hierzu (Schlottmann a. a. O. S. 27) ergeben, 
ſind beide in feierlicher Form im vormaligen Reichsamt des 
Innern in Anweſenheit einer größeren Anzahl von Regie⸗ 
rungsvertretern des Reichs und der Bundesſtaaten aufgenom⸗ 
men worden, und es iſt in Nr. 2 des zuerſt erwähnten Prot. 
(Schlottmann a. a. O. S. 11) ausdrücklich zugeſagt, die be⸗ 
teiligten Regierungen würden bemüht ſein, die ordnungs⸗ 
mäßige Durchführung dieſes Abk. in den Grenzen ihrer geſetz⸗ 
lichen Befugniſſe nach Möglichkeit zu fördern. Der Wortlaut 
des BerlAbk. iſt zudem amtlich veröffentlicht, und es befaßt 
ſich mit ihm ein Erlaß des PrMinHanducdew. v. 17. Febr. 
1914 nebſt Anl. (PrMin Bl. d. HanduckewVerw. 1914, 85, 
87 ff.). Tatſächlich ift denn auch nicht nur in § 18 Abſ. 2 u. 3 
VO. v. 30. Okt. 1923 auf die Vorſchr. des BerlAbk ver⸗ 
wieſen, ſondern auch in mehreren Beſt. der RVO.: fo in 
§ 3685 Abſ. 2 und 3, 8 368t und endlich in 855 der von 
dem Reichsausſchuß für Arzte und Krankenkaſſen erlaſſenen 
ZulaſſungsO. v. 14. Nov. 1928 (Richter⸗Sonnenberg 


) JW. 1929, 2867. 


VO. in bezug genommenen Beft. des Berliner Abk. der Verfügungs⸗ 
gewalt der Vertragsparteien entrückt, für dieſe zwingendes Recht ge⸗ 
worden waren. Nach den AusfBeſt. zu dieſem Abk. iſt es zweifellos, 
daß über die Mitwirkung des Vertragsausſchuſſes bei Feſtſtellung 
der Arztverträge im entſcheidenden Punkt das gleiche gelten ſollte, 
wie nach § 10 Abſ. 2 VO. v. 30. Okt. 1923. Daraus folgt, daß Ver⸗ 
träge, die unter der Geltung des § 18 Abſ. 2 nach dem Berliner Abk. 
abzuſchließen waren, zu ihrer Gültigkeit ebenfalls der Feſtſtellung 
durch den Vertragsausſchuß bedurften und Verträge, welche ohne dieſe 
Jeſtſtellung abgeſchloſſen worden find, nichtig find. 

Der Entſch., welche zu den verſchiedenen Auffaſſungen in zu⸗ 
treffender Weiſe ausführlich Stellung nimmt, iſt durchaus beizupflichten. 


Staatsm. a. D. Prof. Dr. Ludwig v. Köhler, Tübingen. 
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a. a. O. S. 241 ff.), ohne daß die betr. Vorſchr. einzeln auf⸗ 
geführt ſind, offenbar weil man ſie als einwandfrei feſtſtehend 
anſah und anſehen durfte. Mag man übrigens die in Betracht 
kommenden Beſt. des Berl Abk. ſelbſt als mit Geſetzeskraft aus⸗ 
geſtattet oder als vertragliche Vereinbarungen erachten, die 
auf Grund Geſetzesbefehls weiter beſtehen, — in jedem Falle 
haben ſie durch die Anordnung ihrer Weitergeltung ſeitens 
des Geſetzgebers rechtsverbindliche zwingende Kraft für die 
Vertragsparteien erlangt und ſind damit der willkürlichen 
Vereinbarung der Parteien entzogen. Iſt dies aber der Fall, 
dann iſt die Annahme des LG., daß der $ 125 BGB. auch auf 
einen ohne Mitwirkung des Vertragsausſchuſſes unter der 
Herrſchaft des Berl Abk. und feiner AusfBeſt. abgeſchloſſenen 
Kaſſenarztvertrag Anwendung zu finden habe, rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Aus den AusfBeſt. zu dem BerlAbk. vom 
10. Febr. 1914 ergibt ſich die Tätigkeit und die Aufgabe des 
Vertragsausſchuſſes und die Verpflichtung der Vertragspar⸗ 
teien, nicht ohne ſeine Mitwirkung kaſſenärztliche Verträge 
abzuſchließen. Aus dieſen AusfBeſt. ergibt fi) aber auch, 
daß die Meinung der Rev., vom 1. Jan. 1924 bis zur Ein⸗ 
richtung der geſetzlichen Vertragsausſchüſſe hätten Verträge 
zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen überhaupt nicht gültig ver⸗ 
einbart werden können, nicht zutrifft, daß es vielmehr Sache 
der Parteien war, den auch nach dem Berl Abk. und den Ausf⸗ 
Deft. vorgeſehenen Vertragsausſchuß und gegebenenfalls das 
Schiedsamt anzurufen. 


(U. v. 29. Nov. 1932; III 458/31. — Hannover.) [Sch.] 
«= RE. 138, 366.) 


**11, 883680, 368 m, 368n, 368r, 368p RVO. Um⸗ 
fang der Nachprüfung von Entſcheidungen der 
erwaltungsbehörden durchdie ordentlichen Ge⸗ 
richte. Entſcheidung der Schiedsamtsinſtanzen bei 
Streit über die Bedingungen eines Arztver⸗ 
trages; Umfang der Nachprüfung folder Ent- 
ſcheidungen der Schiedsämter und des Reichs⸗ 
ſchiedsamts durch die ordentlichen Gerichte nur 
nach der Richtung, ob die Verwaltungsbehörden 
innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit, alſo 
innerhalb ihrer geſetzlichen Befugniſſe, gehan⸗ 
belt haben, ob ferner die Entſcheidung etwa mit 
Mängeln behaftet iſt, die ohne weiteres ergeben, 
daß ein beſtimmungsgemäßes Verfahren oder 
eine behördliche Entſcheidung überhaupt nicht 
vorliegt. .) 

Zwiſchen den Parteien hatte ein Arztevertrag beſtanden, 
der zum 1. Jan. 1929 gekündigt worden war. Da bei den 
Verhauolungen, die im VertrAusſch. bei dem VerſA. über 
den Abſchluß eines neuen Arztevertrages geführt wurden, über 
verſchiedene Punkte des Entw. eines zugehörigen Honorar⸗ 
abkommens eine Einigung nicht erzielt wurde, rief die Bekl. 
die Entſch. des bei dem OVerſal. errichteten Schieds A. an. 
In dieſem Verfahren, in welchem ſchließlich nur noch zwei 
Punkte im Honorarabkommen ſtreitig geblieben waren, näm⸗ 
lich die Art und Höhe des Honorars und die Regelung 
eines Honorars für die Behandlung der Mitglieder durch 
— 


Zu 11. Der vorl. Fall war nach einem Rechte zu entſcheiden, 
das inzwiſchen durch die Neuregelung des Kaſſenärzterechts (zuerſt 
durch die WO. des RPräſ. v. 26. Juli 1930 (RG Bl. I, 311, 3251, 
letzt auf Grund der 4. Not O. v. 8. Dez. 1931 [RG Bl. 699, 718], 
ng. darüber Lutz Richter, Das Kaſſenärzterecht von 1931/32) 
überholt ift und das in der Hauptſache auf der ermächtigten VO. 
über Arzte und Krankenkaſſen v. 30. Okt. 1923 (RGBl. 1, 1051), 
1 1 dem Geſ. über das Reichsſchiedsamt v. 22. Jan. 1925 (S. 3) 
und auf dem 1. Gef. über Abänderung des 2. Buches der ARD. 
5 22. Mai 1926 (S. 243) beruhte. Da die jetzt entſchiedenen Rechts⸗ 
ſragen teilweiſe veraltet ſind, iſt zu dem zutreffenden Urt. nur wenig 
zu jagen. Zur Verhütung von Mißverſtändniſſen ſei darauf hin⸗ 
riefen, daß bei der Neufaſſung in der VO. über kaſſenärztliche 
aue argung v. 14. Jan. 1932 (S. 19) auf Grund der 4. Not O. 
an die im Urt. angeführten Paragraphen der RVO. eine veränderte 
de erhalten haben. Der Arztevertrag oder Arztvertrag, von 
en Urt. die Rede iſt, war ein Kollektivvertrag zwiſchen einer 
ar tende rechtlichen Krankenkaſſe und einem privatrechtlichen Kaſſen⸗ 
Ne zur Regelung der Bedingungen, unter denen die Arzte 
1 Krankenkaſſe tätig wurden; er hatte in den Vertragsricht⸗ 

en v. 14. Nov. 1928 (RArbBl. IV, 409) den Namen „kafjen- 
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auswärtige Arzte, fällte das Schieds A. eine Entſch., wo⸗ 
nach das Honorarabkommen für Kaſſenmitglieder zu dem von 
der Bekl. vorgelegten VertrEntw. mit der Maßgabe gelten 
ſollte, daß die Honorierung nach Einzelleiſtungen nach den 
Mindeſtſätzen der jeweils gültigen PrGeboO. zu erfolgen habe, 
daß aber als Begrenzung im Geſamtdurchſchnitt aller Kaſſen⸗ 
ärzte und Behandlungsfälle im Kalendervierteljahr auf den 
Behandlungsfall nicht mehr als das 5% fache der Beratungs⸗ 
gebühr (Begrenzungsziffer) entfallen dürfe und daß die Be⸗ 
grenzung nur bei denjenigen Arzten Anwendung finden dürfe, 
die mehr als 50 Behandlungsfälle im Kalendervierteljahr 
hätten. 

Gegen die Entſch. legte die Bekl. Berufung ein mit dem 
Anſpruch auf Einführung der Pauſchalvergütung an Stelle 
der Einzelvergütung; hilfsweiſe beantragte ſie Herabſetzung 
der Begrenzungsziffer auf das 5½fache der Beratungsgebühr. 
Das bei dem RVerſA. errichtete RSchieds A. entſprach dieſem 
letzteren Antrage, indem es die Entſch. des Schieds A. dahin 
abänderte, daß in der vorſtehend wiedergegebenen Maßgabe⸗ 
beit. die Zahl 5% auf 5¼ herabgeſetzt und die Beſchränkung 
auf diejenigen Arzte, die mehr als 50 Behandlungsfälle im 
Kalendervierteljahr hatten, in Wegfall kam. Daraufhin wurde 
der Arztvertrag mit einem den Entſch. des Schieds A. und 
RSchieds A. entſprechenden Honorarabkommen nach Feſtſtel⸗ 
lung des Wortlautes durch den VertrAusſch. von beiden Par⸗ 
teien unterſchriftlich vollzogen. 

Der Kl. hält die Entſch. des RSchieds A. für nichtig; 
er iſt der Auffaſſung, ſoweit die Bekl. mit dem Hilfsantrage 
lediglich eine Herabſetzung der Begrenzungsziffer erſtrebt habe, 
ſei die Berufung nach §S 3680 RWO. nicht zuläſſig geweſen. 
Das RSchieds A. hätte die Berufung als unzuläſſig verwerfen 
müſſen; die Parteien ſeien deshalb an die Entſch. des 
RSchieds A. nicht gebunden; es habe vielmehr die Entſch. des 
Schieds A. Geltung. Den Unterſchiedsbetrag der Honorar⸗ 
berechnung, wenn ſtatt des 5½ fachen das 5% fache der Be⸗ 
ratungsgebühr zugrunde gelegt wird, klagt Kl. ein; LG. er⸗ 
kannte nach dem Klageantrage, BG. wies die Klage ab, die 
Rev. hatte keinen Erfolg. 

Gegen die Annahme des BG, daß für die vorl. Klage 
der Rechtsweg nach § 368m Abſ. 1 Satz 2 RVO. gegeben 
ſei, ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. Soweit das BG. 
die Einrede, daß die Entſch. durch Schiedsrichter zu erfolgen 
habe, für unbegründet erklärt hat, iſt ein Rev Angriff nicht 
erhoben. 

Die Rev., welche Verletzung des § 3680 RWO. ſowie 
der Grundſätze über die Nachprüfbarkeit nichtiger Verwal⸗ 
tungsakte durch die ordentlichen Gerichte rügt, wendet ſich 
lediglich dagegen, daß das BG. angenommen hat, die Entſch. 
des RSchieds A. ſei hinſichtlich der Frage der Zuläſſigkeit 
der von der Bekl. gegen die Entſch. des Schieds A. eingelegten 
Berufung durch das ordentliche Gericht nicht nachprüfbar. 
Sie vertritt die Auffaſſung, über die Berufung der Bekl. 
hätte das RSchieds A. überhaupt ſachlich nicht entſcheiden dür⸗ 
fen, es hätte vielmehr die Berufung, ſoweit ſie auf Herab⸗ 
ſetzung der Höhe der Begrenzungsziffer gerichtet geweſen ſei, 
als unzuläſſig verwerfen müſſen. Denn die Berufungsmög⸗ 


ärztlicher Geſamtvertrag“ erhalten und ſteht dem Geſamtvertrag des 
heutigen Kaſſenärzterechtes am nächſten. 

Die Regelung der Rechtsbeziehungen zwiſchen den Streitteilen 
(und den einzelnen Mitgliedern der ärztlichen Partei) war durch 
ſchlichteriſche Entſch. des RSchieds A., alſo durch privatrechts⸗ 
geſtaltenden Staatsakt erfolgt, dem nach § 368 r RVO. 
damaliger Faſſung (jetzt § 368 8) bindende Wirkung zukam. Trotz⸗ 
dem haben die Parkeien noch einen kaſſenärztlichen Geſamtvertrag 
ſamt Honorarabkommen formuliert und unterſchriftlich vollzogen. 
Auf die Bedeutung dieſes zum obrigkeitlichen Geſtaltungsakt hinzu⸗ 
tretenden und ſeinen Inhalt übernehmenden Privatrechts⸗ 
geſchäftes ſind weder bie Parteien (ſoweit erſichtlich) noch das 
Gericht eingegangen. Es könnte Frage der Auslegung ſein, ob damit 
nicht dem Inhalte des Staatsaktes eine von feiner Rechtsbeſtändig⸗ 
keit unabhängige Grundlage gegeben wurde. Auch im allgemeinen 
Arbeitsrecht kommt ſolche Übernahme des Inhalts eines verbind⸗ 
licherklärten Schiedsſpruches in einen wenigſtens der Form nach 
frei geſchloſſenen Tar Vertr. vor; auch hier find die rechtlichen Folgen 
der Übernahme noch nicht genügend unterſucht. 

Die noch heute in zwei Stufen, als Schiedsämter und RSchieds A. 
(LSchieds A.) beſtehenden kaſſenärztlichen Schiedsinſtanzen haben 
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lichkeit ſei durch 8 3680 RVO. hinſichtlich der Zuläſſigkeit 
auf die beſtimmten dort aufgeführten Fälle beſchrankt. 

Die Rev. iſt unbegründet. Das nach § 2681 bei dem 
OVerſ A. gebildete Schieds A. iſt nach 8 368 m Abſ. 1 RVO. 
berufen zur Entſch. bei Streit über die Bedingungen eines 
Arztvertrages ſowie zur Entſch. von Streitigkeiten aus ab⸗ 
geſchloſſenen Arztverträgen. Gegen die Entſch. findet eine 
Berufung ſtatt. Zur Entſch. über die Berufung iſt nach 
§ 3680 Abi. 1 RVO. das nach 8 368n bei dem RVerſ A. 
gebildete RSchieds A. zuſtändig. Die nach § 3680 Abſ. 2 
binnen Monatsfriſt bei dem RSchieds A. einzulegende Be⸗ 
rufung iſt jedoch nach §S 368 0 Abſ. 3 nur in den dort einzeln 
aufgeführten beſtimmten Fällen zuläſſig. Nach § 368 0 Abſ. 4 
kann die Berufung ohne mündliche Verhandlung durch Beſchl. 
der drei unparteiiſchen Mitglieder des RSchieds A. verworfen 
werden, wenn dieſe über die Unzuläſſigkeit oder über die 
nicht rechtzeitige Einlegung einig find. Nach § 368 r find die 
endgültigen Entſch. der Schieds u. und des RSchieds A. für 
beide Teile bindend. Der Geſchäftsgang und das Verfahren 
bei den Schieds e. und bei dem RSchteds A. find durch die 
auf Grund des 8 3688p RVO. vom RVerſA. erlaſſene 
Schieds AO. v. 8. April 1925 und RSchieds AO. v. 17. Febr. 
1925 eingehend geregelt. 

Soweit hiernach nach $ 368 m RWO. den Schieds AJInſt. 
die Entſch. bei Streit über die Bedingungen eines Arztver⸗ 
trages übertragen iſt, iſt die Tätigkeit dieſer Verwaltungs⸗ 
behörden der Tätigkeit der Schlichtungs Inſt. i. S. der Schlich⸗ 
tungs VO. v. 30. Okt. 1923 vergleichbar; fie iſt dazu be⸗ 
ſtimmt, im Wege des Intereſſenausgleichs die Bedingungen 
eines abzuſchließenden Arztvertrages bindend feſtzuſetzen. So⸗ 
weit ihnen die Entſch. von Streitigkeiten aus bereits ab⸗ 
geſchloſſenen Arztverträgen obliegt, handelt es ſich um die 
Tätigkeit einer vom Geſetz als Schiedsſtelle mit richterlichem 
Einſchlag eingeſetzten Verwaltungsbehörde. In beiden Fällen 
entſcheiden Schieds A. und RSchieds A. für die Parteien bin⸗ 
dend. Ihren Entſch. ſtehen die ordentlichen Gerichte hinſichtlich 


zweierlei Zuſtändigkeit, richterliche und ſchlichteriſche. Im 
Bereich der richterlichen Zuſtändigkeit können die Parteien ſich 
über ein beſonderes Schiedsgericht einigen. Jedoch bleibt für ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche der ordentliche Rechtsweg (vor den ordent⸗ 
lichen bürgerlichen Gerichten, nicht vor den ArbGBehörden) vor⸗ 
behalten (alter S 368 m Abſ. 1, jetziger § 368 n Abſ. 1 RVO.) . Dem 
vorl. Prozeß war eine vermögensrechtliche Wendung gegeben (Geld⸗ 
anſpruch); die prozeßhindernde Schiedseinrede iſt deshalb ſchon vom 
BG. mit Recht verworfen worden. Der Ausſpruch des RSchieds A., 
um den der Rechtsſtreit geht, iſt der ſchlichteriſchen Zu⸗ 
ſtändigkeit entſloſſen; er diente dem Intereſſenausgleich zwiſchen 
ärztlicher Partei und Krankenkaſſe und brachte einen Zwangs⸗ 
ausgleich der Intereſſen. Sehr zutreffend zieht das RG. die Parallele 
zu den Schlichtungsinſtanzen i. S. der allgemein arbeitsrechtlichen 
Schlicht O. v. 30. Okt. 1932 (RGBl. 1, 1043). Zutreffend charak⸗ 
teriſiert es auch das RSchieds A. in ſeiner richterlichen Zuſtändigkeit 
als Verwaltungsbehörde. Beim Streit aus abgeſchloſſenen Arzt⸗ 
verträgen (jetzt Einzel⸗ und Gefamtverträgen bzw. Mantel verträgen) 
übt allerdings die Schiedsinſtanz eine gerichtliche Funktion, wird 
aber darum organiſatoriſch nicht zum Gericht. Die Beſchreibung als 
„Schiedsſtelle mit richterlichem Einſchlag“ iſt etwas unbeſtimmt. 
Die funktionelle Unabhängigkeit des Art. 102 RVerf. kommt auch 
den Schiedsinſtanzen und deren Mitgliedern in ihrer richterlichen 
Funktion zu, nicht aber die perſönlichen Unabhängigkeitsbürgſchaften 
des Art. 104. 

Das Kernſtück der Entſch. it die Wiederholung des Satzes, 
daß richterliche Nachprüfung der Entſch. der Verwaltungs⸗ 
behörden (daß unter den durch die neuzeitliche Geſetzgebung ge⸗ 
ſchaffenen auch wieder die Betriebsräte auftauchen, iſt ein Schön⸗ 
heitsfehler, an den man ſich gewöhnt hat) nur in der Richtung zu⸗ 
läſſig iſt, ob die Verwaltungsbehörde innerhalb der Grenzen ihrer 
Zuſtändigkeit, d. h. innerhalb ihrer geſetzlichen Befugnis, gehandelt 
hat, und ferner in der Richtung, ob die Entfch. etwa mit Mängeln 
behaftet iſt, die ohne weiteres ergeben, daß ein behördliches Ver⸗ 
fahren oder eine behördliche Entſch. nicht vorliegt. Mit der An⸗ 
wendung des Begriffes der Zuſtändigkeit und mit der Annahme von 
Zuſtändigkeitsmängeln find RG. und RArbG. bisher ſehr weit ge⸗ 
gangen; ihre Nachprüfungslehre, die anderen Mängeln des Verwal⸗ 
tungsaktes gegenüber ſehr zurückhaltend iſt, hat mancherlei Kritik 
herausgefordert. Darauf hier einzugehen, beſteht kein Anlaß. Wohl 
aber könnte es ſcheinen, als werde jetzt ein Wandel eingeleitet, in⸗ 
ſofern der Verwaltungsbehörde, dem RSchieds A., weithin die eigene 
Entſch. über die Zuständigkeit ohne Nachprüfung überlaſſen wird. 


der Nachprüfbarkeit in gleicher Weiſe gegenüber, wie dies 
nach ſtändiger Rſpr. gegenüber den Entſch. der Verwaltungs⸗ 
behörden, insbeſ. der durch die neuzeitliche Geſetzgebung ge⸗ 
ſchaffenen Verwaltungsorgane, wie MEI. und PE, Be⸗ 
triebsräte, Schlichtungsausſchüſſe überhaupt der Fall iſt. 
Nach dieſer Rſpr. (vgl. RG. 101, 531), 115; 103, 3152); 
105, 59; 116, 9°): 119, 196); R ArbG. 3, 167, 252; 4, 
166, 291; 10, 124) iſt eine Nachprüfung von Entſch. der 
Verwaltungsbehörden nur in der Richtung zuläſſig, ob die 
Verwaltungsbehörde innerhalb der Grenzen ihrer Buftändig- 
keit, d. h. innerhalb ihrer geſetzlichen Befugnis, gehandelt hat, 
und ferner in der Richtung, ob die Entſch. etwa mit Mängeln 
behaftet iſt, die ohne weiteres ergeben, daß ein behördliches 
Verfahren oder eine behördliche Entſch. nicht vorliegt. Gegen⸗ 
über den Entſch. der hier in Frage kommenden SchiedsInſt. 
den ordentlichen Gerichten eine Nachprüfungsbefugnis in 
weiterem Umfange einzuräumen, liegt um ſo weniger Anlaß 
vor, als durch die Beſt. der RVO. i. Verb. m. den vom 
RVerſ A. erlaſſenen Verfahrensordnungen das Verfahren in 
einer dem gerichtlichen Verfahren nachgebildeten Weiſe ge⸗ 
regelt und ſchon dadurch den Parteien eine Gewähr für eine 
ſachgemäße Erledigung der Angelegenheit gegeben iſt. Von 
dieſer Rſpr. iſt auch das BG. bei ſeiner Stellungnahme zu 
der Entſch. des RSchieds A. ausgegangen. Es hat aber weder 
eine Überſchreitung der Zuſtändigkeit noch einen für das 
ordentliche Gericht beachtlichen Verfahrensmangel feſtſtellen 
können. Ihm kann in dieſer Auffaſſung nur beigetreten wer⸗ 
den. Die von der Bekl. gegen die Entſch. des Schieds A. ein⸗ 
gelegte Berufung richtete ſich in erſter Linie gegen die durch 
das Schieds A. erfolgte Feſtſetzung des Syſtems der Einzel⸗ 
vergütung, indem ſie die Einführung der Pauſchalvergütung 
erſtrebte; für den Fall der Beibehaltung des Syſtems der 
Einzelvergütung ſuchte ſie eine Herabſetzung der Begrenzungs⸗ 
ziffer zu erreichen. Das RSchieds A. hat, indem es auf die 
Berufung der Bekl. die Entſch. des Schieds A. abgeändert hat, 
die Zuläſſigkeit der Berufung als gegeben angeſehen. Ob 


2) JW. 1921, 275. ) JW. 1922, 581. 
) JW. 1927, 1520. 0 SW. 1928, 278. 


Indeſſen lag doch beim RSchieds A. eine beſondere poſitivrechtliche 
(nunmehr erledigte) Regelung vor, weil die Berufung zu ihm in 
Schlichtungs⸗ wie auch in Rechtſprechungsſachen nicht ſchlechthin, ſon⸗ 
dern nur unter einzelnen, kaſuiſtiſch aufgeführten und doch reichlich 
unbeſtimmten Vorausſetzungen (8 368 0 Abſ. 3 RVO.) zuläffig war. 
Bei dieſer Lage mußte dem RSchieds A. ein nicht engherzig be⸗ 
meſſener Ermeſſensſpielraum für die Zulaſſung der Berufung ein⸗ 
geräumt werden, den man wohl in das Geſetz hineininterpretieren 
darf — fo daß alſo das RG. von feiner grundſätzlichen Haltung 
in der Nachprüfungsfrage nicht abgewichen iſt. Im einzelnen freilich 
ſind die Formulierungen des RG. nicht ganz bedenkenfrei. Wenn 
das RSchieds A. zur Entſch. über Berufungen gegen Entſch. ber 
Schiedsämter zuſtändig war (und für gewiſſe Fälle noch iſt), ſo folgt 
daraus nicht zwingend, daß es auch — und zwar mit der Folge 
des Ausſchluſſes gerichtlicher Nachprüfung — über die Zuläſſigkeit 
der Berufung zu entſcheiden hatte. Vollends kann dieſe Folgerung 
nicht darauf geſtützt werden, daß zur Vereinfachung des Verfahrens 
die drei unparteiiſchen Mitglieder allein, mithin nicht das RSchieds A. 
als ſolches, die Berufung bei Unzuläſſigkeit verwerfen können; 
dieſe Vorſchr. kann wenigſtens jo aufgefaßt werden, daß ſie zur Ver⸗ 
meidung von RSchiedsAEntſch. dient, die der ſpäteren richterlichen 
Nachprüfung nicht ſtandhalten würden. Wichtiger iſt das Argument 
aus 8 368 0 Abf. 3 Ziff. 6, die allerdings der Verwaltungsbehörde 
ſelbſt ein Ermeſſen über die Zulaſſung der Berufung, über den Um⸗ 
fang ihrer Zujtändigkeit und damit eine Art von Kompetenz⸗ 
Kompetenz einräumt. Der entſcheidende Geſichtspunkt liegt aber wohl 
in der Eigenart des dem RSchieds A. aufgetragenen Schlichtungsver⸗ 
fahrens, bei dem innerhalb des notwendigen Intereſſenausgleichs 
die einzelnen Streitpunkte ſich nicht nach formalen Merkmalen von⸗ 
einander trennen laſſen. Man darf hier, bei der Schlichtung, wohl 
von einem Grundſatz der Totalität der Entſch, ſprechen, den das RG. 
zwar dahingeſtellt bleiben, aber doch anklingen läßt. Das neue 
Kaſſenärzterecht hat denn auch bei der Berufung die beſonderen Zu⸗ 
läſſigkeitsvorausſetzungen wegfallen laſſen und nur noch die Reviſion 
an ſpezielle Gründe (81697 RVO.) gebunden. Wo jetzt Berufung 
überhaupt zuläſſig iſt, iſt fie es ſchlechthin. Für das Schlichtungs⸗ 
verfahren über Geſamtverträge iſt allerdings die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
rufung infolge der Technik des Geſetzes zweifelhaft; überwiegende 
Gründe ſprechen jedoch für ihre Bejahung (vgl. Lutz Richter: 
Betr. 1932 Sp. 425 ff.). 
Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 
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überhaupt im vorl. Falle mit dem Kl. zwiſchen einer Berufung 
der Bekl., welche ſich gegen das Vergütungsſyſtem richtet und 
daher nach § 368 0 Abf. 3 Nr. 4 RVO. ohne Zweifel zu⸗ 
läſſig iſt, und einer ſolchen, welche ſich lediglich gegen die 
Höhe der Vergütung richtet, nach der Sachlage unterſchieden 
werden konnte, oder ob nicht vielmehr die Nachprüfung der 
Zweckmäßigkeit des von dem Schieds A. feſtgeſetzten Arzt⸗ 
ſyſtems notwendig die Nachprüfung der nach dieſem Syſtem 
zu gewährenden Vergütungen auch ihrer Höhe nach in ſich 
ſchloß, kann dahingeſtellt bleiben, jedenfalls hat das 
RSchieds A., indem es die Berufung im ganzen Umfange der 
in dieſer Beziehung geſtellten Anträge für zuläſſig erachtet 
hat, ſeine ihm vom Geſetz eingeräumte Befugnis nicht über⸗ 
ſchritten. Denn nach der RVO. hat das RSchieds A. über die 
Zuläſſigkeit der Berufung ſelbſt zu entſcheiden. Das ergibt ſich 
ſchon aus § 368 0 Abſ. 1, wonach es zur Entſch. über die 
Berufungen gegen Entſch. der Schieds A. zuſtändig iſt. Die 
Entſch. über die Berufung ſchließt, ſoweit nicht das Geſetz 
etwas anderes beſtimmt, auch die Entſch. über die Zuläſſig⸗ 
keit der Berufung in ſich. Daß dies auch vorliegend zutrifft, 
ergibt ſich insbeſ. aus § 368 0 Abſ. 5, wonach unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen eine Berufung durch Beſchl. allein 
der drei unparteüſchen Mitglieder des RSchieds A. als un⸗ 
zuläſſig verworfen werden kann. Es ergibt ſich ferner mittelbar 
auch aus § 368 0 Abſ. 3 Ziff. 6 RV O., indem dort die Be⸗ 
rufung für zuläſſig erklärt iſt, wenn es ſich um eine noch 
nicht feſtgeſtellte Auslegung geſetzlicher Vorſchr. oder um eine 
ſonſtige Frage von grundſätzlicher Bedeutung handelt, eine 
Frage, deren Entſch. in Ermangelung der Beft. einer ſonſt 
hierfür zuſtändigen Stelle nur derjenigen Stelle obliegen 
kann, die über das Rechtsmittel überhaupt zu entſcheiden be⸗ 
rufen iſt. Indem alſo das RSchieds A. über die Frage der 
Zuläſſigkeit einer Berufung entſcheidet, handelt es im Rahmen 
der ihm durch das Geſetz gegebenen Zuſtändigkeit, und wenn 
es hierbei die Zuläſſigkeit der Berufung bejaht, ſo iſt in⸗ 
ſoweit ſeine Entſch. der Nachprüfung des ordentlichen Ge⸗ 
richts nicht unterworfen, es ſei denn, daß bei der Zulaſſung 
der Berufung ſo weſentliche Verſtöße gegen Verfahrensvorſchr. 
ſtattgefunden haben, daß dadurch der Entſch. ſelbſt die Rechts⸗ 
grundlage entzogen und damit dieſe als nichtig anzuſehen 
iſt. Das iſt aber bei dem vorl. Sachverhalte keineswegs der 
Fall. Mit Recht hat das BG. auch bereits hervorgehoben, 
aß für eine Anwendung der im Urt. des erk. Sen.: JW. 
1931, 20173 zum Ausdruck gebrachten Rechtsauffaſſung auf 
den vorl. Fall die Vorausſetzungen nicht gegeben ſind. Denn 
im dem jener Entſch. zugrunde liegenden Falle war über ein 
Rechtsmittel entſchieden worden, das gegen die in Betracht 
kommende Entſch. nach dem Geſetz überhaupt nicht gegeben 
war, während nach der RVO. gegen die Entſch. des Schieds A. 
nach § 368 0 Abſ. 1 RVO. die Berufung grundſätzlich ge- 
geben it und das als BerInſt. in Frage kommende 
RSchieds A. über die Zuläſſigkeit der Berufung im Einzelfalle 
nach Maßgabe der beſonderen Beſt. des Geſetzes ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden hat. Wenn endlich die Rev. darauf hingewieſen hat, 
daß das Bu. § 368 0 Abſ. 2 u. 3 RVO. als für den in⸗ 
neren Geſchäftsbetrieb des RSchieds A. beſtimmte Verfahrens⸗ 
vorſchr. bezeichnet habe und daß ſich daraus ſchon eine Ver⸗ 
kennung der Bedeutung dieſer Vorſchr. auf ſeiten des BG. 
ergebe, ſo iſt zuzugeben, daß die von dem BG. gewählte Aus⸗ 
brucksweiſe Mißverſtändniſſe hervorzurufen geeignet fein kann. 
Die Ausführungen des BU. im übrigen laſſen es jedoch nicht 
zweifelhaft erſcheinen, daß das BG. damit nur hat zum Aus⸗ 
druck bringen wollen, über das Vorhandenſein der in dieſen 
Beſt. aufgeführten formalen und ſachlichen Erforderniſſe einer 
zuläſſigen Berufung habe nach dieſen Vorſchr. das RSchieds A. 
ſelbſt zu entſcheiden. 
(Al b. 14. Okt. 1932; 416/31 III. — Naumburg.) [Sch.] 

= NG. 138, 64.) 


er II. Verfahren. 

12. 883 ff. Z PO. Berechnung des Streit- und 
Beſchwerdewertes bei Zug um Zugleiſtungen. 
> Die Revell. iſt zur Zahlung von 95 082,27 franz. Fran⸗ 
un Jug um Zug gegen Zahlung von 766.15.10 engl. Pfund 

rurteilt worden. Der Kurswert der eingeklagten Franken⸗ 


ſumme war zur Zeit der Reviſionseinlegung 15 631,50 RM. 
Es kommt darauf an, ob, um die Beſchwer der Revͤl. feſt⸗ 
zuſtellen, die Gegenleiſtung abgezogen werden muß; wäre das 
der Fall, fo würde der Streitwert für die RevInſt. unter 
6000 RA bleiben. Der Wert der Gegenleiſtung iſt aber nicht 
abzuziehen. Soweit der Streitwert einer Klage in Betracht 
kommt, ſteht in Rſpr. ſowie in den Lehr⸗ und Erläuterungs⸗ 
büchern ſeit langem der Grundſatz feſt, daß, wenn auf Leiſtung 
gegen Gegenleiſtung geklagt wird, der Wert der Gegenleiſtung 
bei der Berechnung nicht abzuziehen iſt. Das gilt ſowohl bei 
gegenſeitigen Verträgen, wie in allen anderen Fällen. Es iſt 
auch gleichgültig, ob der Kl. die Gegenleiſtung von vornherein 
anbietet oder ob erſt die Verteidigung des Bekl. dahin geht, 
daß er nur gegen eine Gegenleiſtung ſeinerſeits zu leiſten 
habe (RG. 5, 409; 12, 155; JW. 1890, 255; 1893, 73; 
1899, 424; 1905, 29; Stein⸗Jonas, Anm. I, 2 zu 83 
ZPO.; Wilmowsky und Levy, Anm. zu 8 4 3 O.; 
Seuffert⸗Walsmann, Anm. 1 zu 8 4 3PO.; För⸗ 
fter, Anm. 1 bb zu 83 ZPO.; Struckmann⸗Koch, An⸗ 
merkung 2 zu § 4 3PO.; Wach, Zivilprozeß I ©. 374; 
a. A., ſoweit erſichtlich, nur Schmidt, Lehrbuch S. 76). Für 
dieſe Berechnungsart wird u. a. auch angeführt, daß, wenn 
man die Gegenleiſtung berückſichtige, bei Gleichheit von Lei⸗ 
ſtung und Gegenleiſtung überhaupt kein Streitwert, bei höhe⸗ 
rem Wert der Gegenleiſtung ſogar eine negative angenommen 
werden müßte, was völlig undenkbar ſei (Strückmann⸗ 
Koch a. a. O.). In den höheren Rechtszügen handelt es ſich 
allerdings darum, inwieweit der jeweilige Rechtsmittelkläger 
durch die angef. Entſch. beſchwert iſt. Der Wert dieſer Be⸗ 
ſchwer kann aber — immer vorausgeſetzt, daß die Klage im 
vollen Umfange abgewieſen oder zugeſprochen und das Rechts⸗ 
mittel im vollen Umfange eingelegt iſt — kein anderer ſein 
als der des urſprünglichen Klagegegenſtandes, ſowohl wenn 
der Kl., wie wenn der Bekl., Rechtsmittelkläger iſt. Wollte 
man annehmen, daß nunmehr die Gegenleiſtung zu berückſich⸗ 
tigen ſei, weil fie durch das angef. Urt. dem Bekl. zugefloſſen 
ſei, ſo würde man bei Gleichwertigkeit der Leiſtungen oder 
höherem Wert der Gegenleiſtung unweigerlich zu dem Ergeb⸗ 
nis kommen, daß keine Beſchwer vorhanden und daher auch 
kein Rechtsmittel gegeben ſei. Schon deshalb kann dieſe An⸗ 
ſicht nicht richtig ſein. Es muß aber überhaupt der Gedanke 
abgelehnt werden, daß in ſolchem Falle dem Bekl. durch das 
Urteil etwas zufließe. Nun iſt allerdings in dem Beſchluß des 
7. Sen. v. 17. März 1933, VII 80/33, ausgeſprochen, daß 
der für den Streitwert der Klage geltende Grundſatz, wonach 
der Wert der geforderten Leiſtung auch dann entſcheide, wenn 
Leiſtung Zug um Zug gegen Gegenleiſtung verlangt werde, 
nicht gelte, wenn der Zug um Zug verurteilte Bekl. Reviſion 
eingelegt habe, daß ſich vielmehr ſein Intereſſe am Obſiegen 
in der RevInſt. auf den Unterſchied zwiſchen der Leiſtung, 
zu der er verurteilt ſei, und dem Gegenwert, den er Zug um 
Zug erhalte, beſchränke. Einer Anrufung der Ver ZivSen. be⸗ 
darf es indeſſen nicht, und zwar ſchon deshalb nicht, weil der 
erwähnte Beſchluß ausdrücklich betont, daß in dem zugrunde 
liegenden Rechtsfalle kein gegenſeitiger Vertrag in Frage ſtehe, 
die Entſcheidung alſo auf einen Sonderfall beſchränkt worden 
iſt, der im gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht gegeben iſt. 
(U. v. 6. Mai 1933; I 18/33. — Hamburg.) [Ra.] 

<= RG. 140, 359.) 


13. Der Anſpruch aus 8 945 3 PO. unterliegt 
der Verjährung nach 5852 BGB. Dieſe beginnt 
nicht erſt mit der rechtskräftigen Entſcheidung 
des Hauptprozeſſes, ſondern ſchon mit dem Zeit⸗ 
punkt, in dem der Arreſtgegner weiß, daß der 
Hauptanſpruch nicht beſteht und daß ihm ein 
Schaden entſtanden iſt. 

Die Rev. bittet um Nachprüfung, ob der Anſpruch aus 
§ 945 ZPO. als ſolcher aus unerlaubter Handlung im wei⸗ 
teren Sinne anzuſehen ſei und ob deshalb für die Verjährung 
dieſes Anſpruchs 8 852 BGB. m. R. angewendet ſei. In⸗ 
deſſen beſtehen auch bei erneuter Prüfung keine Bedenken, 
an dieſer vom RG. ſeit langer Zeit ſtändig vertretenen 
Rechtsanſicht feſtzuhalten. Der 4. Ziv Sen. hat ſchon in RE. 
74, 2491) ausgeführt, daß der Begriff der unerlaubten Hand⸗ 

) JW. 1910, 1008. 
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lung im BGB. gegenüber dem älteren Recht auf Fälle aus⸗ 
gedehnt ſei, in denen ein Verſchulden der ſchadenserſatzpflich⸗ 
tigen Perſon nicht Vorausſetzung der Haftung iſt; es ſei des⸗ 
halb gerechtfertigt, die Grundſätze der 88 823 ff. BGB. auf 
gleichartige in anderen RGeſ. behandelte Tatbeſtände der 
Haftpflicht für angerichteten Schaden anzuwenden, insbeſ. in 
Fällen der Gefährdungshaftung. Dieſer Anſicht haben ſich 
andere Sen. des RG. angeſchloſſen (RG. 78, 202 [2071 2); 
106, 291; 113, 134 u. a.). Der jetzt erk. Sen. trägt auch 
bei erneuter Prüfung der Frage keine Bedenken, an dieſer 
Auffaſſung feſtzuhalten, die dem Sinn und Zweck des 8 945 
3PO. offenbar durchaus gerecht wird. Schon die Entſtehungs⸗ 
geſchichte dieſer Vorſchr. ergibt deutlich, daß man in dieſen 
wie in ähnlichen Fallen die Haftung für den Schaden zwar 
von einem Verſchulden unabhängig machen wollte, daß man 
aber an der Notwendigkeit objektiver Rechtswidrigkeit 
feſthielt und dieſe in der Vollſtreckung einer EinſtwVerf. er⸗ 
blickte, für die ſich nachher herausſtellt, daß der zunächſt glaub⸗ 
haft gemachte Anſpruch tatfächlich nicht beſteht (vgl. Hahn, 
Mat., Bd. 8 S. 173, 393). Das Geſetz geſtattet eine ſolche 
vorläufige Maßnahme auf Grund vorläufiger Prüfung; es 
gibt dem Antragſteller das Recht, fie durchzuſetzen, aber auf 
eigene Gefahr und nur vorbehaltlich der ſpäteren endgültigen 
Entſch., die damit auch über die objektive Rechtmäßigkeit des 
Eingriffs ergeht. So erklärt es ſich, daß dieſes Vorgehen nach 
der endgültigen Entſch. rechtswidrig ſein kann, obwohl es 
durch eine richterliche Anordnung erſt ermöglicht wird. Die 
im Schrifttum gegen dieſe Rſpr. geäußerten Bedenken können 
hiernach nicht für durchgreifend erachtet werden. 

In Übereinſtimmung mit der bisherigen Rſpr. des RG. 
(vgl. bei. IW. 1927, 1153) iſt davon auszugehen: zur Er⸗ 
füllung der Vorausſetzungen der 88 945 ZPO., 852 BGB. iſt 
es nicht erforderlich, daß im Arreſtverfahren auf Grund er⸗ 
hobenen Widerſpruchs der Arreſt als unrechtmäßig aufgehoben 
oder der durch Arreſt geſicherte Anſpruch als unbegründet er⸗ 
klärt wurde. Vielmehr kann die Frage, ob der Arreſt von vorn⸗ 
herein ungerechtfertigt geweſen iſt, in dem auf § 945 3PO. 
geſtützten Schadenserſatzprozeß entſchieden werden. Die Klage⸗ 
möglichkeit beſteht deshalb, ſobald der Arreſtgegner weiß, daß 
der Hauptanſpruch nicht beſteht und daß ihm ein Schaden 
entſtanden iſt. Das gilt beſonders auch dann, wenn bereits 
über den Hauptanſpruch ein Rechtsſtreit ſchwebt. Vom Augen⸗ 
blick dieſer Möglichkeit (Kenntnis) an beginnt der Lauf der 
Verjährung. Unzutreffend iſt alſo die Anſicht, daß regelmäßig 
erſt nach rechtskräftiger Entſch. des Hauptprozeſſes die Ver⸗ 
jährung beginnen könne. Die Einlaſſung der Kl. auf den Vor⸗ 
prozeß und ſeine Durchführung ergibt, daß die Kl. von der 
Berechtigung ihres Standpunktes, alſo vom Nichtbeſtehen des 
Hauptanſpruchs, von vornherein überzeugt waren. Sie hätten 
deshalb auch alsbald den vorl. Rechtsſtreit mit hinreichender 
Ausſicht auf Erfolg von ihrem eigenen Standpunkt aus an⸗ 
ſtrengen können. Das genügt aber, um den Kl. die alsbaldige 
Erhebung der vorl. Schadenserſatzklage zuzumuten. 

19.1 


(U. v. 5. Nov. 1932; IX 360/32. — Frankfurt.) 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 

Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 

I. Materielles Recht. 

14. 551 StGB. Wenn Trunkenheit in Frage 
kommt, iſt die Anwendbarkeit des 851 StGB. 
keineswegs auf die Fälle ſinnloſer Trunkenheit 
beſchränkt (RGSt. 63, 47; 64, 353). 

853 StGB. Notwehr kann auch der Abwehr 
einer Beleidigung dienen; doch ſind ihre tat⸗ 
ſächlichen Erforderniſſe immer nur erfüllt, falls 
die ehrverletzende Kundgebung noch nicht be⸗ 
endet, ihre Fortſetzung vielmehr noch zu be⸗ 
fürchten iſt (RG St. 29, 240). Auch bildet der Wille 
zur Abwehr eine Vorausſetzung der echten gleich 
wie der vermeintlichen Notwehr (RGSt. 54, 199). 


(2. Sen. v. 13. Juli 1933; 2 0D 741/33.) [On] 
2) JW. 1912, 391. 


15. 8174 StGB. Zum Begriffe des Pfleg⸗ 
ſchaftsverhältniſſes. 


Gegen die Annahme, daß der BeſchwF. der Pflegevater 
der am 22. Sept. 1913 unehelich geborenen B. Q. geweſen 
ſei, beſtehen rechtliche Bedenken. Der BeſchwF. wurde, nach⸗ 
dem er ſich 1928 mit der Stiefmutter des Kindes S., der 
geſchiedenen Q., jetzigen Frau P., verlobt hatte, da er er⸗ 
krankt war, fünf Monate in deren Haushalt gepflegt. An⸗ 
fang März 1930 iſt das Paar endgültig zuſammengezogen. 
Wenn, was hiernach anzunehmen iſt, der Beſchw§. in der 
Zwiſchenzeit nicht Hausgenoſſe der P. war, dann kann ſich 
in der erſten Zeit des Zuſammenlebens, das nur kurz beſtand 
und vermutlich auch von vornherein nur auf kurze Zeit in 
Ausſicht genommen war, nicht wohl ein Pflegſchaftsverhältnis 
herausgebildet haben. Denn dieſes ſetzt eine dauernde Ver⸗ 
bundenheit, ähnlich der wie zwiſchen Eltern und Kindern 
voraus (RGSt. 34. 161; 37, 1; ferner II 761/28 und 
II 1035/28). 


B. Q. war dann nur wieder von Anfang März 1930 
bis Anfang Dez. 1930 mit dem Angekl. in häuslicher Ge⸗ 
meinſchaft. Ob das LG. bei Ausſcheiden der früheren Zeit 
des Zuſammenlebens dieſe Zeitſpanne von 9 Monaten zur 
Entwicklung eines Pflegſchaftsverhältniſſes für ausreichend 
angeſehen hätte, muß bezweifelt werden. Zu dieſem Bedenken 
tritt das weitere, daß das Mädchen, als es 1930 wieder zur 
Stiefmutter zurückkehrte, bereits in das 17. Lebensjahr und 
damit in ein Alter eingetreten war, bei welchem in den 
Kreiſen, denen ſie angehörte, die Erziehung im allgemeinen 
als abgeſchloſſen gilt. Hier kommt dies um ſo mehr in Frage, 
als es bereits längere Zeit in auswärtigen Dienſten geſtanden, 
alſo eine gewiſſe Selbſtändigkeit erlangt hatte. Die perſön⸗ 
lichen Beziehungen zum Angekl. beſtanden zudem nicht nur 
darin, daß er ihr als der künftige Ehemann ihrer Stiefmutter 
erſchien, der jetzt ſchon wie ein ſolcher in Haus und Geſchäft 
ſchaltete und waltete. Sie trat ihm gegenüber als ein Ge⸗ 
ſchöpf, das das Opfer ſeiner geſchlechtlichen Lüſte geworden 
und trotz ſeines Verhältniſſes zur Stiefmutter dauernd von 
ihm mißbraucht worden war. Dieſen Geſchlechtsverkehr hat 
er, wie feſtgeſtellt, auch 1930 wieder aufgenommen und 
fortgeführt. 

Dieſe Umſtände, die das LG. bei der Beurteilung teils 
nicht, teils nicht genügend in Rechnung gezogen hat, er⸗ 
wecken ſtarke Bedenken gegen die Annahme, daß ſich zwiſchen 
dem Angekl. und der B. Q. i. J. 1930 ein inneres Band 
hergeſtellt habe, das dem Verhältnis zwiſchen Vater und 
Tochter vergleichbar iſt, und ſie laſſen es ſehr zweifelhaft 
erſcheinen, ob ſie ſich einer ſolchen Verbundenheit bewußt 
werden konnten (vgl. JW. 1931, 1364). Da feſtgeſtellt wurde, 
daß die Q. Anfang Dez. 1930 infolge eingetretener ſtarker 
Entfremdung das Haus verlaſſen hat, ſo hätte auch eine Prü⸗ 
fung in der Richtung nahegelegen, ob dieſe Entfremdung 
nicht ihren Grund in Abſcheu oder Mißachtung hatte, die ſie, 
herangereift, gegen den Angekl. empfand, als er ſie von 
neuem geſchlechtlich mißbrauchte und den Beiſchlaf an ihr 
vollzog, wo er ſie gerade traf. 


(2. Sen. v. 22. Juni 1933; 2 D 364/33.) W. 

16. 8176 Ab ſ. 1 Nr. 3 StGB. Das Merkmal 
der Vornahme einer unzüchtigen Handlung mit 
einer Perſon unter vierzehn Jahren iſt erfüllt, 
wenn ein Mann ohne irgendwelche weitere Mit⸗ 
wirkung aus Geilheit es geſchehen läßt, daß ein 
neben ihm ſitzendes Mädchen unter vierzehn 
Jahren aus eigenem Antrieb ihm den Hoſenlatz 
öffnet und an ſeinem Geſchlechtsteil bis zum 
Samenerguß reibt. 


Das Verhalten des Angekl. muß ebenſo beurteilt werden, 
wie die bloße Duldung der Beiſchlafsvollziehung durch einen 
noch nicht vierzehnjährigen Knaben ſeitens einer weiblichen 
Perſon, in welcher der 3. StrSen. (RGSt. 10, 158, 160) 
gleichfalls die „Vornahme einer unzüchtigen Handlung“ ge⸗ 
funden hat. 


(1. Sen. v. 7. Juli 1933; 1 D 687/33.) [Hn.] 
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Der Angekl. hat der am 30. Nov. 1920 geborenen M. 
unter die Röcke an ihren Schlüpfer gefaßt, um ihn herunter⸗ 
zuziehen, hat dann auf die Außerung des Mädchens, er ſolle 
ſie loslaſſen, ſie müſſe zur Meſſe gehen, zwar zunächſt von 
ihr abgelaſſen, ſich ihr alsbald wieder genähert, fie gegen den 
Küchentiſch gelehnt und unter Umarmen an ſich gedrückt. Die 
Stra. hat den Angekl. nur wegen verſuchten Verbrechens 
nach § 176 Nr. 3 StGB. verurteilt; fie geht davon aus, daß 
der Angekl. entweder den Körper des Mädchens habe entblößen 
oder den entblößten Körper habe berühren wollen, aber das 
beabſichtigte Ziel, die Befriedigung ſeiner wollüſtigen Abſicht 
nicht erreicht habe. 

Das angef. Urt. hat ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt, das 
Verhalten des Angekl. ſei geeignet, das allgemeine Scham⸗ 
und Sittlichkeitsgefühl zu verletzen, und daß der Angekl. in 
wollüſtiger Abſicht gehandelt habe. Dadurch, daß die Strͤ. 
wohl in Anlehnung an RGSSt. 47, 74 den Angekl. nur wegen 
bloßen Verſuchs des Verbrechens gegen 8176 Nr. 3 StGB., 
und nicht, wie es nach dem Sachverhalt näher gelegen hätte 
(vgl. RGSt. 53, 188; 58, 277), wegen eines vollendeten Ver⸗ 
brechens verurteilt hat, iſt der Angekl. nicht beſchwert. Mit 
Recht hat jedenfalls das LG. auch von ſeinem Standpunkte 
die Anwendung des § 46 Nr. 1 StGB. abgelehnt. Es erblickt 
zutreffend in dem ganzen Verhalten des Angekl. gegenüber 
dem Kinde einen einheitlichen Vorgang, und nimmt an, daß 
dann in dem nur zeitweiſen Ablaſſen des Angekl. von dem 
Mädchen kein Rücktritt vom Verſuch zu finden ſei, weil der 
Angekl. durch ſeine wiederholte Annäherung an das Mädchen 
zu erkennen gegeben habe, daß er nicht die ernſtliche Abſicht 
hatte, von ſeinem Vorhaben endgültig abzuſehen. Übrigens 
hätte auch in dieſem zweiten Akte des einheitlichen Vorgangs 
ſchon eine vollendete unzüchtige Handlung nach § 176 Nr. 3 
StGB. erblickt werden können. Dann würde für die Anwen⸗ 
dung des § 46 Nr. 1 StGB. überhaupt kein Raum fein. 
Bedenken beſtehen aber wegen des inneren Tatbeſtandes 
inſofern, als nicht feſtgeſtellt worden iſt, daß der Angekl. das 
Alter des Mädchens unter 14 Jahren gekannt habe. Für die 
weitere Verhandlung iſt darauf hinzuweiſen, daß eine be⸗ 
ſtimmte Kenntnis von dem Alter des Mädchens nicht feſt⸗ 
geſtellt zu werden brauchte, ſondern es genügt, wenn in dieſer 
Beziehung der bedingte Vorſatz nachgewieſen wird (vgl. RGSt. 
10, 337; 21, 420). 

On. 


(U. v. 24. Mai 1933; 2 D 514/33.) 

18. Die Annahme einer Tateinheit zwiſchen 
dem Verbrechen nach 88178, 176 Ziff. 1 und 3 
StGB. und dem Totſchlag, 8 212 StGB., iſt recht- 
lich ſtatthaft. 4) 

Jie Für die Verurteilung des Angekl. aus 8178 mit 8176 
Ziff. 1 und 3 StGB. genügte es, daß die von dem Angell. 
— 


. „ Zu 18. 1. Sind die Vorausſetzungen des § 178 i. Verb. m. 
3176 Ziff. 1 und 3 auch dann erfüllt, wenn der Todeserfolg nicht 
eigentlich durch die unzüchtige Handlung, ſondern durch die hierbei 
angewandte Gewalt verurſacht worden iſt? Die vorl. Entſch. nimmt 
dies an. M. E. mit Recht. Soweit 8 176 Ziff. 1 in Frage ſteht, 
ergibt ſich das unzweifelhaft daraus, daß die Gewaltanwendung 
geſetzlicher Beſtandteil der Ausführungshandlung iſt. Für 8176 
Ziff. 3 gilt das zwar nicht; aber es 155 genügen, daß im konkreten 
all die unzüchtige Handlung gewaltſam begangen, die Gewalt⸗ 
N tatſächlicher Beſtandteil der Ausführungshandlung ge- 
i 

2. § 178 enthält ein fog. durch den Erfolg qualifiziertes Ver⸗ 
reihen. Die Strafbarkeit des Täters tft daher nach heute ein- 
Je iger Meinung unabhängig davon, ob ſein Verſchulden ſich auch 
uf ven Todeserfolg erſtreckt hat. Wie aber, wenn der Täter des 
den iſtzierten Delikks — wie im vorl. Fall — zugleich vorſätzlich 
ü Ali des Todeserfolgs gehandelt hat? Zweifel beſtehen hier 
Pi te das Verhältnis zwiſchen dem durch den Todeserfolg quali 
(orten und dem Tötungsverbrechen (§ 212). In Frage kommen 
eil dertonkurrenz (in ihren verſchiedenen Formen) und (bei Ein⸗ 
Frogee n Handlung) Idealkonkurrenz. Eine einheitliche Entſch. der 
Del für die Geſamtheit der durch den Todeserfolg qualiftzterten 
ikte iſt nicht möglich. So ſchließt etwa nach richtiger Anſicht 


gegen das Mädchen angewendete Gewalt deſſen Tod ver⸗ 
urſacht und es ſich bei dieſer Gewalthandlung um eine zur 
Ausführung des alsdann zur Vollendung gelangten Ver⸗ 
brechens nach § 176 Ziff. 1 und 3 StGB. dienende Tätigkeit 
des Angekl. gehandelt hat (RGSt. 40, 325). Auch die An⸗ 
nahme der Tateinheit zwiſchen dem Verbrechen nach 88178, 
176 Ziff. 1 und 3 StGB. und dem Totſchlag iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden. 

In der Rechtslehre wird allerdings vereinzelt die Anſicht 
vertreten, daß zwiſchen den hier in Frage ſtehenden Ver⸗ 
brechen das Verhältnis der „Spezialität“ beſtehe, weil neben 
der unbeabſichtigten auch die vorſätzliche Herbeiführung der 
Todesfolge in der Strafbeſtimmung des § 178 StGB. be⸗ 
rückſichtigt und ſonach der Tatbeſtand des § 212 StGB. mit⸗ 
umfaßt ſei. Dieſe Meinung iſt indes abzulehnen. Geſetzes⸗ 
einheit liegt vor, wenn mehrere Strafgeſetze denſelben Tat⸗ 
beſtand aufſtellen und ſich nur dadurch unterſcheiden, daß das 
eine Geſetz ein Begriffsmerkmal oder mehrere in engerer Be⸗ 
grenzung oder beſonderer Geſtaltung enthält. Die eine Straf⸗ 
tat muß eine, wenn nicht notwendige, ſo doch regelmäßige 
Erſcheinungsform der anderen fein (RGSt. 60, 122 und dort 
Angeführte). An dieſer Übereinſtimmung fehlt es zwiſchen 
den hier zu vergleichenden Straftaten, da ſich der Tötungs⸗ 
vorſatz vorausſetzende Totſchlag keineswegs als die regel⸗ 
mäßige Erſcheinungsform der Straftat nach § 178 SGB. 
erweiſt, zu deren Begehung nur die vorſätzliche Ausführung 
des Grunddelikts, aber kein Verſchulden hinſichtlich des töd⸗ 
lichen Ausganges erforderlich iſt (vgl. RGSt. 31, 202). 

Das Vorliegen des rechtlichen Zuſammentreffens zwiſchen 
den Verbrechen nach 88 178 und 212 StGB. ergibt ſich hier 
ohne weiteres daraus, daß die Tötungshandlung ſich zugleich 
als Ausführungshandlung im Tatbeſtande des Verbrechens 
nach §8 178, 176 Ziff. 1 und 3 StGB. darſtellt (vgl. zur 
ähnlich liegenden Frage der Tateinheit zwiſchen 88 251, 212 
StGB. RGSt. 4, 288/89; 33, 318; 42, 333). 

(2. Sen. v. 27. April 1933; 2 D 374/33.) [Hn.] 


(RGSt. 61, 375; Frank, Anm. I zu § 226; LpzKomm. Anm. 1 
zu § 226; a. M. Löffler, Schuldformen, S. 276) der Tatbeſtand 
des § 212 den des 8 226 aus; denn Körperverletzungsvorſatz und 
Tötungsvorſatz ſind grundſätzlich unvereinbar (Fall der Alternati⸗ 
vität; vgl. Hirſchberg: 3StW. 53, 48). Für 8178 dagegen 
kommt nicht nur eine entſprechende Begr. nicht in Frage; die 
Löſung kann hier — wie in allen anderen Fällen, in denen das 
qualifizierte Verbrechen mit einer höheren Strafe bedroht iſt als 
der Totſchlag — überhaupt nicht darin liegen, daß § 212 allein 
anwendbar iſt. Denn es iſt nicht anzunehmen, daß der Geſetzgeber 
(unter ſonſt gleichen Vorausſetzungen) die vorſätzliche Verurſachung 
des Todes hat milder beſtrafen wollen als die zufällige. 

Für das Verhältnis zwiſchen § 178 und $ 212 kommen ſomit 
nur in Betracht: Ausſchluß des § 212 durch § 178 (Spezialität, 
Konſumtion) oder Idealkonkurrenz der Verbrechen aus § 178 und 
$ 212. Die vorl. Entſch. nimmt mit der im Schrifttum herrſchenden 
Meinung (vgl. Lpz Komm., Anm. 1 zu 85178; Olshauſen, 
Anm. 1 zu § 178) Idealkonkurrenz an. Dieſem Ergebnis iſt zuzu⸗ 
ſtimmen. Spezialität ſcheidet ſchon deswegen aus, weil ſie gleichen 
Unrechtswert (Einheit des verletzten Rechtsguts) für die zu ver⸗ 
gleichenden Tatbeſtände vorausſetzt (vgl. Frankis, Anm. VII 2c 
zu 873; Hirſchberg a. a. O. S. 39 ff.). Aber auch wenn man 
den Begriff der Spezialität weiter faßt, kann § 178 gegenüber 
§ 212 nicht das ſpezielle Geſetz ſein, weil $ 212 zwar nicht objektiv, 
jedoch ſubjektiv (Vorſatz bezüglich des Todeserfolgs) den engeren 
Tatbeſtand enthält (das überſieht Löffler a. a. O. S. 271 ff., 
276). Schließlich wird auch die Annahme einer Konſumtion des 
8212 durch § 178 dem Verhältnis der beiden Tatbeſtände zuein⸗ 
ander nicht gerecht. § 178 faßt nicht die Tatbeſtände der SS 176, 177 
einerſeits, des § 212 andererſeits zu einem neuen ſelbſtändigen Tat- 
beſtand der „Tötung durch unzüchtige Handlung uſw.“ zuſammen 
(je Binding, Lehrb. I, S. 202, 199, 19, der allerdings Fahr⸗ 
läſſigkeit hinſichtlich des Todeserfolgs vorausſetzt). Vielmehr be⸗ 
chränkt ſich der Geſetzgeber darauf, bei den Handlungen aus 
§.176, 177 mit Rückſicht auf die ihnen innewohnende Gefahr den 
objektiven Eintritt des Todeserfolgs ſtrafſchärfend zu berückſich⸗ 
tigen. Das vorſätzlich auf den Todeserfolg gerichtete Tun (5 212) 
behält daneben ſeine ſelbſtändige rechtliche Bedeutung. Treffen 
beide Geſichtspunkte — wie hier — auf eine konkrete Handlung 
zu, ſo iſt daher Idealkonkurrenz gegeben. 

PrivDoz. Dr. Wilhelm Gallas, Berlin. 
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19. 8185 StGB. Konnte jemand zu der An⸗ 
nahme kommen, daß ein verführtes Mädchen zum 
Geſchlechtsverkehr geneigt ſei, ſo begründet dies 
nicht ohne weiteres die Feſtſtellung, daß das 
Mädchen mit der ihr zugefügten Ehrverletzung 
einverſtanden geweſen ſei. 

Das LG. hat in dem Spielen des Angekl. an dem Ge⸗ 
ſchlechtsteil des noch nicht 16jährigen Mädchens zwar ob⸗ 
jektiv das Vorliegen einer Beleidigung nach 8185 StGB. 
erblickt, aber das Bewußtſein des ehrenkränkenden Charakters 
feiner Kundgebung verneint, weil der Angekl. nach dem Ver⸗ 
halten des Mädchens nicht habe annehmen können, daß er 
mit ſeinem Tun deſſen Geſchlechtsehre verletze. Dieſes Ver⸗ 
halten hat darin beſtanden, daß es ſich noch ſpät abends mit 
zwei ihm völlig unbekannten Mannsperſonen zu einer Auto⸗ 
fahrt bereit fand, die von dem Angekl. in einem Weinlokal 
erzählten ſchlüpfrigen Witze anſtandslos hinnahm, ſich wieder⸗ 
holt von ihm küſſen ließ und dieſes Liebesſpiel trotz eines 
voraufgegangenen Griffes an ihre Bruſt fortſetzte. 

Nun iſt es zwar zutreffend, daß die Einwilligung des 
Verletzten einer an ſich beleidigenden Außerung den Charakter 
des Ehrverletzenden nehmen kann. Doch wird gerade bei Be⸗ 
leidigungen der Geſchlechtsehre jugendlicher Perſonen dieſen 
vielfach das Verſtändnis für den Wert der Ehre fehlen, ſo daß 
ihre Einwilligung die Ehrverletzung als ſolche nicht beſeitigt 
(RGSt. 60, 36). Die Berufung auf das Einverſtändnis des 
Betroffenen muß daher in ſolchen Fällen grundſätzlich ver⸗ 
ſagen. Außer den oben erwähnten Umſtänden, die den Angekl. 
lediglich zu einer Annahme der Geneigtheit zum Geſchlechts⸗ 
verkehr berechtigten, iſt aber nichts feſtgeſtellt, was gleichwohl 
den Angekl. zur Verneinung einer Ehrverletzung hätte be⸗ 
rechtigen können. Um deshalb das Bewußtſein von der ehren⸗ 
kränkenden Art ſeiner Handlungen gegenüber dem un⸗ 
erwachſenen Mädchen zu verneinen, hätten ſolche beſonderen 
Umſtände feſtgeſtellt werden müſſen. 


(I. Sen. v. 19. Mai 1933; 1D 239/33.) W. 


20. 8215 StGB. Es ift nicht rechtsirrig, den 
Totſchlag an dem ehelichen Vater als beſonders 
ſtrafwürdig anzuſehen. Grundſätzliche Erör⸗ 
terungen über die Strafzumeſſung. 

Mit Recht wird die Ausführung des angefochtenen Urt. 
beanſtandet, für eine Tötung der Eltern könne — von Aus⸗ 
nahmefällen abgeſehen — eigentlich nur die Todesſtrafe als 
eine angemeſſene Sühne angeſprochen werden, und es müßten 
jedenfalls erhebliche mildernde Umſtände vorliegen, um ein 
Hinuntergehen unter das geſetzliche Höchſtmaß zu rechtferti⸗ 
gen. Es iſt Sache des Geſetzgebers, für jede Art von ſtraf⸗ 
baren Handlungen den Strafrahmen zu beſtimmen. Innerhalb 
dieſes Rahmens hat das Gericht in jedem einzelnen Falle 
unter Berückſichtigung aller Umſtände die angemeſſene Strafe 
zu finden. Es iſt aber nicht ſeines Amtes, Erwägungen dar⸗ 
über anzuſtellen, ob der geſetzliche Strafrahmen nach ſeiner 
Anſicht zu niedrig oder zu hoch iſt, und es wäre ein Rechts⸗ 
verſtoß, wenn es in Fällen der erſteren Art ſtets die Höchſt⸗ 
ſtrafe, in Fällen der letzteren Art ſtets die Mindeſtſtrafe als 
die Normalſtrafe anſehen wollte, von der nur aus erheblichen 
Gründen abgewichen werden dürfe. Die vorſtehend wieder⸗ 
gegebenen Ausführungen des angefochtenen Urt. könnten aller⸗ 
dings den Anſchein erwecken, als ſei das SchwG. von einer 
derartigen rechtsirrigen Anſchauung ausgegangen. Wenn das 
Rev. gleichwohl zu der Überzeugung gelangt iſt, daß der 
Angekl. durch die Strafzumeſſung nicht beſchwert iſt, ſo iſt 
folgendes in Betracht gezogen worden: Das Schw. führt 
eine Reihe von Umſtänden an, die die Tat als beſonders 
ſchwer erſcheinen laſſen, nämlich die rein egoiſtiſchen Beweg⸗ 
gründe, eine unglaubliche Roheit und Gefühlloſigkeit bei 
der Ausführung und das Verhalten des Angekl. nach der 
Tat, das auf eine kaum überbietbare Niedrigkeit der Ge⸗ 
ſinnung ſchließen laſſe. Ferner war der Getötete der eheliche 
Vater des Angekl. Das durfte, entgegen der Meinung der 
Rev., innerhalb des Rahmens des § 215 StGB. ſtrafſchärfend 
berückſichtigt werden. Denn der Kreis der Perſonen, deren 
Tötung in dieſer Vorſchr. unter ſchwerere Strafe geſtellt iſt, 
umfaßt nicht nur die ehelichen Eltern, ſondern alle Ver⸗ 


wandten aufſteigender Linie, alſo auch die unehelichen Eltern, 
die Großeltern und die weiteren Vorfahren. Es iſt deshalb 
nicht rechtsirrig, wenn das Schw. den Totſchlag an dem 
ehelichen Vater im Rahmen des 8 215 StGB. als beſonders 
ſtrafwürdig angeſehen hat. Und ſchließlich hat das Schw., 
obgleich es keine erheblichen Milderungsgründe als vorliegend 
erachtet hat, tatſächlich nicht auf die geſetzliche Höchſtſtrafe, 
nämlich lebenslängliches Zuchthaus, ſondern auf eine Zucht⸗ 
hausſtrafe von 15 Jahren erkannt. 

(1. Sen. v. 11. Juli 1933; 1 D 749/33.) [Hn.] 


21. 88 218, 223 StGB. Die gemiſchte medi⸗ 
ziniſch⸗ſoziale Indikation kann den Notſtand 
rechtfertigen. 

Das LG. hat die Frage erörtert, ob bei der Güter⸗ 
abwägung zugunſten des Täters der Umſtand berückſichtigt 
werden müſſe, daß ein Mittel, durch deſſen Anwendung an 
ſich einer für die Schwangere beſtehenden Gefahr vorgebeugt 
und damit die ſonſt ihrer Abwehr dienende Unterbrechung 
der Schwangerſchaft vermieden werden könnte, im einzelnen 
Fall der Schwangeren wegen ihrer ungünſtigen Wirtſchafts⸗ 
lage nicht zur Verfügung ſtehen würde („gemiſcht mediziniſch⸗ 
ſoziale Indikation“). Das LG. hat die Frage bejaht, und 
Umſtände ſolcher Art in den Fällen, wo ſie in Frage kamen, 
berückſichtigt. Gegen dieſe Auffaſſung wird kein rechtliches 
Bedenken beſtehen. 

Weiter ſind die Angekl. in 13 Fällen wegen eines an 
Frauen vorgenommenen Eingriffs der Körperverletzung ſchul⸗ 
dig befunden worden. In elf der Fälle wurde vorſätzliche, in 
den zwei andern fahrläſſige Körperverletzung angenommen. 

Allen 13 Fällen gemeinſam iſt, daß der Eingriff darauf 
gerichtet war, die Frauen durch Sperrung der Keimwege un⸗ 
fruchtbar zu machen (Steriliſation), und daß in allen Fällen 
die behandelten Frauen mit der Vornahme des Eingriffs ein⸗ 
verſtanden geweſen ſind. Für alle 13 Fälle, wegen der Be⸗ 
ſonderheit der Rechtslage auch für die beiden Fälle von fahr⸗ 
läſſiger Körperverletzung, iſt die Frage grundlegend, ob etwa 
die Strafbarkeit des Eingriffs wegen des mit ihm verfolgten 
Zieles wegfalle. Dieſe Frage iſt vom LG. unter eingehender 
Erörterung der tatſächlichen Verhältniſſe und der Rechts⸗ 
grundſätze verneint worden. Inſoweit iſt den Ausführungen 
des LG. beizutreten. 

Dabei bedarf es nach der Sachlage hier keiner nähern 
Erörterung, ob man anzunehmen habe, daß die von einem 
Arzt zur Heilung vorgenommenen Eingriffe überhaupt und 
grundſätzlich keine „Körperverletzungen“ i. S. des StGB. 
ſeien, oder daß die zur Heilung vorgenommenen Eingriffe, 
wenn auch an ſich den Tatbeſtand der Körperverletzung be⸗ 
gründend, doch als nicht rechtswidrig ſtraflos blieben. Denn 
nach den, auch für das Rev. maßgebenden, tatſächlichen 
Feſtſtellungen des LG. zu den einzelnen Fällen kann nirgends 
daran gezweifelt werden, daß keine Umſtände gegeben ſind, 
die eine Strafloſigkeit der Tat rechtfertigten. Die Auf⸗ 
faſſung aber iſt vom RG. ſtets abgelehnt worden, daß ein 
vom Arzte vorgenommener Eingriff immer und ohne 
weiteres deshalb ſtraflos wäre, weil er „zur Heilung be⸗ 
ſtimmt“ iſt. 

Im einzelnen genügt es hier, folgendes hervorzuheben. 

Die Aufhebung der Zeugungsfähigkeit iſt auch nicht 
ohne weiteres deshalb zuläſſig oder ſtraflos, weil ſie von 
dem Betroffenen ſelbſt verlangt wird oder er ſich mit ihr 
einverſtanden erklärt. Das Gegenteil folgt nicht daraus, daß 
jemand nicht ſtrafbar wäre, wenn er den Eingriff an ſich 
ſelbſt vornähme. Denn wer den Eingriff an einem andern 
vornimmt, ſetzt äußerlich den in den 88 223 ff. StGB. auf⸗ 
geſtellten Tatbeſtand; der Einwilligung des Verletzten aber 
kann, wie das LG. zutreffend annimmt, jedenfalls da keine 
rechtliche Bedeutung beigemeſſen werden, wo es ſich, wie hier 
bei der Zeugungsfähigkeit, um eine Naturanlage handelt, die 
für das Geſamtwohl und für die Zukunft von Volk und Staat 
von ſo hoher Bedeutung iſt, daß dem Einzelnen nicht eine 
vollkommen freie Verfügung eingeräumt werden kann. Auch 
darin iſt dem LG. beizutreten, daß es dabei nicht bloß auf 
die Erhaltung und Vermehrung des Staatsvolks ankommt, 
ſondern daß auch auf die ſittlichen Gefahren geſehen werden 
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muß, die ſich daraus ergäben, daß es jedem einzelnen frei⸗ 
geſtellt wäre, über ſeine Zeugungsfähigkeit zu verfügen und 
ſich hemmungslos geſchlechtlich auszuleben. Auf dieſer Grund⸗ 
lage der Bedürfniſſe des ſtaatlichen Zuſammenlebens kann 
alſo die Einwilligung des einzelnen dem Eingriff die Rechts⸗ 
widrigkeit nur dann nehmen, wenn ſie einem Willen ent⸗ 
ſpringt, der mit dem Gemeinwohl vereinbar iſt, und daher 
auch vom Strafrecht anerkannt werden kann. 

Im einzelnen führt hierzu das angefochtene Urt. aus: 
Wenn die Sperrung der Keimwege zur Heilung beſtimmt ſei, 
könne die Einwilligung den Eingriff rechtfertigen. Dabei liege 
ein Heilzweck nicht nur dann vor, wenn eine jetzt beſtehende 
Krankheit beſeitigt, ſondern auch dann, wenn der Verſchlim⸗ 
merung dieſer Krankheit entgegengetreten oder der Entſtehung 
einer Krankheit vorgebeugt werden ſolle. Der Eingriff brauche 
nicht (wie bei der Unterbrechung der Schwangerſchaft) das 
einzige Mittel zum Zweck zu ſein, die Einwilligung entbehre 
alſo nicht darum ihrer Kraft, weil es möglich wäre, die mit 
einer künftigen Schwangerſchaft etwa verknüpften Gefahren 
dadurch zu verhüten, daß geſchlechtliche Enthaltſamkeit geübt 
oder jeweils beim Beiſchlaf Mittel angewandt würden, die 
Empfängnis zu verhüten. Wohl aber müſſe wegen der ſchwe⸗ 
ren Folgen des Eingriffs verlangt werden, daß da, wo die 
beſtehende Gefahr durch eine andere weniger einſchneidende 
Heilmaßnahme beſeitigt werden könne, zu dieſem Mittel ge⸗ 
griffen werde. Nicht genügen könne es ferner, wenn die Mög⸗ 
lichkeit nur entfernt ſei, daß eine neue Schwangerſchaft eine 
Gefahr für das Leben oder die Geſundheit der Schwangeren 
bringen würde, oder wenn die beſtehende Gefahr ihrer Art 
nach nur geringfügig ſei; ſo könnten insbeſ. die gewöhnlichen 
Gefahren und Beſchwerden einer Schwangerſchaft den Ein⸗ 
griff nicht rechtfertigen, es müſſe vielmehr die Gefahr einer 
weſentlichen Geſundheitsbeſchädigung gegeben ſein. So⸗ 
weit aber die Frauen bei ihrer Einwilligung ſolche vom Straf⸗ 
geſetz anerkannte Zwecke verfolgten — und daher die Ein⸗ 
willigung nach der Vorſtellung der Frauen als nicht ſitten⸗ 
widrig angeſehen werden müſſe — ſei gleichwohl der Eingriff 
dann, wenn jene Vorſtellung auf einem Irrtum beruhte, durch 
die Einwilligung nicht gedeckt und daher rechtswidrig. Wenn 
allerdings in einem ſolchen Falle auch der Arzt infolge einer 
irrigen Beurteilung der Sachlage glaube, der Eingriff ſei 
zur Heilung erforderlich, dann ſei die Vorſätzlichkeit der Kör⸗ 
perverletzung ausgeſchloſſen und könne nur allenfalls eine 
ſahrläſſige Begehung in Frage kommen. 

Der erk. Sen. tritt dieſen rechtsgrundſätzlichen Darlegun⸗ 
gen des angefochtenen Urt. bei. Die in ihnen zutage tretende 
Strenge der Beurteilung läßt ſich zum mindeſten ſo lange 
nicht entbehren, als noch keine geſetzliche Regelung der Frage 
beſteht und keine Stelle eingerichtet iſt, die mit amtlicher 
Huberläſſigkeit darüber zu entſcheiden hat, ob und in welcher 
Weiſe im gegebenen Falle der Eingriff vorzunehmen ſei. 
Bei der großen Wichtigkeit der Angelegenheit für den Beſtand 
des Staates kann nicht dem einzelnen ausführenden Arzt die 
Entſcheidung überlaſſen werden, ſofern nicht ſicher der Eingriff 
5550 ak rechtfertigenden Sinne zur Heilung ge⸗ 

ut. 


-, Zu einer weiteren Einzelfrage hat das LG. keine be- 
Kimmte Stellung genommen: ob nämlich und unter welchen 
zorausſetzungen eine Sperrung der Keimwege auf Grund 
eier aus „ſozialen“ Gründen erteilten Genehmigung zuläſſig 
9 Jedenfalls müßte, führt das Urt. aus, wenn eine ſolche 
echtfertigung ſollte angenommen werden können, eine ernſte 
otlage der Familie vorliegen, alſo weit mehr als eine bloße 
Neengtheit der Wirtſchaftslage, wie ſie in weiten Kreiſen des 
SER beſtehe (und immer beſtanden hat), ohne doch zu einer 
Daltung der Kinderzahl auf einer knappſten Höhe zu führen. 
je 2®. erachtete eine abſchließende Würdigung jener Frage 
= be b nicht für geboten, weil eine Notlage von einer hiernach 
Fal rückſichtigenden Höhe in keinem der in Frage kommenden 
a feſtgeſtellt worden ſei. 
richten von der Staatsanwaltſchaft eingelegte Rev. 
ma ſich nur dagegen, daß in elf Fällen nicht ſtatt Vergehen 
ch 8 223 a Verbrechen nach den 88 224, 225 StGB. 


angenommen w . . . 
4 pt = 
ſuchter Tal den ſind, ſei es in vollendeter oder nur ver 


Es iſt davon auszugehen, daß der „Verluſt“ i. S. des 
§ 224 nicht nur dann anzunehmen iſt, wenn er mit Sicher⸗ 
heit dauernd iſt. Das LG. ſelbſt hat zutreffend angenommen, 
daß dafür die Möglichkeit unbeachtet bleiben muß, durch 
einen ſpäteren neuen ärztlichen Eingriff den zunächſt ein⸗ 
getretenen ſchweren Erfolg i. S. des 8224 StGB. wieder zu 
beſeitigen. Aber auch für die Frage, ob der zunächſt ein⸗ 
getretene ſchwere Erfolg ſpäter von ſelbſt wegfallen könne, 
darf nicht unbeachtet bleiben, daß der Begriff der Zeugungs⸗ 
fähigkeit i. S. einer natürlichen Auffaſſung des Lebens ver⸗ 
ſtanden werden muß. 

Das angefochtene Urt. läßt nun nach der Geſamtheit 
ſeiner Ausführungen keinen Zweifel daran, daß die Angekl. 
durch ihren Eingriff die behandelten Frauen wirklich, und 
zwar zum mindeſten auf eine längere und unbeſtimmte Zeit, 
zur Empfängnis unfähig machen wollten. Nicht nur bei den 
einleitenden und den abſchließenden allgemeinen Ausführun⸗ 
gen, ſondern namentlich bei der Schilderung der einzelnen 
Fälle wird immer wieder geſagt, daß die Angekl. wegen 
der beſondern Lage des einzelnen Falles, insbeſ. wegen der 
Kränklichkeit oder Schwächlichkeit der behandelten Frauen, 
dieſe vor den Gefahren ſchützen wollten, die eine ſpätere 
Schwangerſchaft für ſie bringen würde. Daraus hat das LG. 
geſchloſſen, der Vorſatz der Angekl. ſei dahin gegangen, die 
Frauen — wenn auch möglicherweiſe mit einer zeitlichen 
Beſchränkung — zur Empfängnis unfähig zu machen. Das 
Urt. ſagt weiter von Dr. M., der in jedem Falle den Eingriff 
vorgenommen hat, daß er in Chirurgie beſonders ausgebildet 
worden iſt und in dem von ihm geleiteten Krankenhaus viele 
Operationen ausgeführt hat; insbeſ. aber hebt es hervor, 
bei Dr. M. möge „die Freude am Operieren und an der 
eigenen, zweifellos ſehr guten Technik mitbeſtimmend gewirkt 
haben“. Dann iſt es aber kaum vorſtellbar, daß der von 
Dr. M. im einzelnen Fall gewollte Eingriff unſachgemäß 
ausgeführt worden wäre. Soweit dann gleichwohl, wegen 
der vom LG. feſtgeſtellten allgemeinen Unzuverläſſigkeit der 
bloßen Eileiterabbindung, die Möglichkeit beſtand, daß nach 
träglich ein zunächſt eingetretener vollſtändiger Abſchluß 
der Eileiter wieder mehr oder weniger wegfiel, würde dieſe 
bloße Möglichkeit wegen ihrer vollſtändigen Unſicherheit und 
wegen der Zufälligkeit auch der Frage, wann ſich im ab⸗ 
gebundenen Eileiter wieder ein Durchgang bilden würde, 
nicht die Annahme begründen können, der „Verluſt der Emp⸗ 
fängnisfähigkeit“ ſei nicht eingetreten. Inſoweit könnte alſo 
der hiervon abweichenden Anſicht des LG. nicht beigetreten 
werden. Anders liegt es inſoweit, als das LG. die Möglich⸗ 
keit feſtgeſtellt hat, daß die Abbindung der Eileiter im ein⸗ 
zelnen Falle von vornherein zu keinem vollſtändigen 
Verſchluß geführt habe, ſondern für das reife Ei und die 
Samenzellen die Möglichkeit verblieben ſei, zur Vereinigung 
zu gelangen. Soweit dieſe Möglichkeit, begründet in dem Bau 
und der Lebenskraft der Geſchlechtswerkzeuge, von vornherein 
erhalten geblieben iſt, ließe ſich dann allerdings nicht fagen, 
daß die Empfängnisfähigkeit der Frauen beſeitigt geweſen 
wäre, und danach kann in der Tat der Eintritt der Zeugungs⸗ 
unfähigkeit nicht als nachgewieſen angeſehen werden. 

Wenn aber auch hiernach kein vollendetes Verbrechen 
nach den 88 224, 225 StGB. vorliegt, bleibt doch die Mög⸗ 
lichkeit, daß die Angekl. ein ſolches Verbrechen verſucht 
haben. Das LG. glaubte auch dieſe Frage verneinen zu müſſen. 
Indeſſen kann die Begr. nicht gebilligt werden, mit der es zu 
dieſem Ergebnis gelangt iſt. 

Das Urt. führt aus, die Behauptung der Angekl. habe 
ſich nicht widerlegen laſſen, daß ſie in den Fällen der Unter⸗ 
bindung ſelbſt nicht an den völligen Verluſt der Empfängnis⸗ 
fähigkeit geglaubt hätten, es müſſe alſo die Behauptung als 
wahr unterſtellt werden. Das iſt rechtsirrig. Nach den ſchon 
erwähnten Ausführungen des angefochtenen Urt. handelt es 
ſich bei der Unzuverläſſigkeit der verſchiedenen Ausführungs⸗ 
weiſen des Eingriffs nur darum, daß möglicherweiſe, in dem 
einen oder andern Fall, die getroffene Vorkehrung eine Ver⸗ 
einigung des im Eierſtock gereiften Eies mit einer Samenzelle 
nicht vollſtändig und nicht ſicher ausſchloß. Nur dieſen In⸗ 
halt kann, auch nach der Annahme des LG., die — als wahr 
angenommene — Meinung des Angekl. gehabt haben. Das 
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ſchließt dann aber keineswegs aus, daß die Angekl. in der 
Vorſtellung und mit dem Willen handelten, daß im all⸗ 
gemeinen, alſo in der Regel und abgeſehen von dem 
erwähnten Mangel einer vollen Zuverläſſigkeit, der Eingriff 
ſeine Wirkung tun würde, und es iſt rechtlich bedeutungslos, 
wenn ſich die Angekl. ſagten, der von ihnen mit dem Eingriff 
erſtrebte Erfolg würde nicht ſicher und nicht in jedem Fall 
wirklich und dauernd eintreten; denn eine ſolche Annahme 
ſchloß keineswegs aus, daß, gerade nach der Vorſtellung der 
Angekl., der Eingriff wenigſtens in der Regel und auf eine 
längere unbeſtimmte Zeit Erfolg haben würde. Dann müßten 
ſie aber in jedem Fall zum mindeſten mit dem bedingten 
Vorſatz gehandelt haben, daß gerade in dieſem Fall der Ein⸗ 
griff nicht verſagen würde. Wenn in einem beſonderen Fall 
die Frau ſelbſt angegeben hat, der Eingriff habe nur bewirken 
ſollen, daß ſie vorläufig keine Kinder mehr bekäme, ſo 
muß das nicht dahin verſtanden werden, daß der Eingriff 
ſchon ſelbſt und von vornherein nur eine ſolche vorübergehende 
Wirkung hatte; ſondern wegen der Unmöglichkeit, von vorn⸗ 
herein die Wirkung einer bloßen Unterbindung des Eileiters 
auf eine beſtimmte Zeitdauer einzuſtellen, mußte der Eingriff, 
wenn er eine Schwangerſchaft auch „nur vorläufig“ ver⸗ 
hüten ſollte, nicht anders als ein ſolcher vorgenommen werden, 
der einen Erfolg wenigſtens von einer gewiſſen längeren 
Dauer haben ſollte, nur daß etwa in Ausſicht genommen war, 
nötigenfalls ſpäter durch einen neuen Eingriff, unter noch⸗ 
maliger Offnung der Bauchhöhle, die Unterbindung wieder 
zu löſen. Auch in dieſem Falle ſtünde alſo rechtlich nichts 
der Annahme eines verſuchten Verbrechens nach 8 225 StGB. 
entgegen. 

(1. Sen. v. 12. Mai 1933; 1D 1359/32.) At.] 

** 22. §§ 218, 222 StG B. Vollendete Abtreibung 
iſt immer erſt dann gegeben, wenn der Erfolg, 
die Tötung der Frucht, eingetreten iſt. Der Tat⸗ 
beſtand der Abtreibung nach § 218 StGB. fett 
nicht voraus, daß die Schwangere die Tötung 
ihrer Frucht überlebt hat. Der bei der Abtrei⸗ 
bung beteiligte Dritte iſt trotz gleichzeitigen 
Todes der Schwangeren und der Frucht wegen 
Teilnahme an einer vollendeten Abtreibung zu 
beſtrafen. 

Die Angekl. hat durch die an Frau A. vorgenommene 
Abtreibungshandlung bewirkt, daß ſich die Frucht innerhalb 
der Gebärmutter loslöſte und Luft durch die Gebärmutter in 
den Körper der A. eingedrungen iſt. Die hierdurch hervor⸗ 
gerufene Luftembolie hat in kurzer Zeit den Tod der Frau A. 
herbeigeführt. Die Tötung der Frucht iſt möglicherweiſe erſt 
zu der Zeit eingetreten, als auch das Leben der Schwangeren 
endete. 

Gegen die Annahme des Schw., daß ſich die Angekl. 
der fahrläſſigen Tötung der Frau A. ſchuldig gemacht hat, 
find Rechtsbedenken nicht zu erheben. Dem Schw. iſt im 
Ergebnis auch darin beizutreten, daß die Angekl. damit zu⸗ 
gleich ein Vergehen der vollendeten Abtreibung begangen hat. 
Abzulehnen iſt allerdings die Anſicht des Gerichts, daß die 
Vollendung der Abtreibung ſich ſchon daraus ergebe, daß die 
Frucht durch die Löſung innerhalb der Gebärmutter ihre 
Lebensfähigkeit verloren habe und ſomit der Erfolg der Ab⸗ 
treibung ſicher geweſen ſei. Denn nach dem Geſetze iſt voll⸗ 
endete Abtreibung immer erſt dann gegeben, wenn der Er⸗ 
folg, die Tötung der Frucht, eingetreten iſt (RGSt. 20, 367 
bis 369). Rechtsirrig iſt auch die Meinung der Rev., daß 
vorliegend nur verſuchte Abtreibung in Frage kommen könne, 
weil der Tod der A. den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
der Abtreibungshandlung der Angekl. und der Tötung der 
Frucht der A. unterbrochen habe. Die Abtreibungshandlung 
hat den Tod der A. verurſacht und dieſes Ereignis zugleich die 
Tötung der Frucht bewirkt. Damit ſteht der Urſachenzuſam⸗ 
menhang zwiſchen der auf die Abtreibung gerichteten Tätigkeit 
der Angekl. und der Tötung der Leibesfrucht außer Zweifel. 
Die Beſonderheit des Falles liegt allein darin, daß nach dem 
Sachverhalt die Schwangere die Tötung ihrer Leibesfrucht 
nicht überlebt hat. Der frühere 4. StrSen. des RG. vertrat 
in der Entſch. v. 22. Mai 1908, IV 325/08 (RGSt. 41, 328 


bis 331) für die vor dem Gef. v. 18. Mai 1926 (RGBl. 239) 
geltende Faſſung der Strafbeſtimmungen über die Abtreibung 
die Anſicht, der Tatbeſtand der vollendeten Abtreibung ſetze 
voraus, daß die Schwangere die Tötung ihrer Frucht überlebt 
habe. Die in dieſer Entſch. begründete Auffaſſung iſt durch 
die neue Faſſung des § 218 StGB. nicht berührt worden, da 
in ihm der maßgebende Tatbeſtand der Abtreibung gegenüber 
der früheren Regelung in den 88 218, 219 SGB. a. F. nicht 
geändert worden iſt. Das Schrifttum hat überwiegend den 
vom 4. StrSen. eingenommenen Standpunkt abgelehnt. Auch 
der erk. Sen. vermag ſich ihm nicht anzuſchließen, ſondern iſt 
der Anſicht, daß der Tatbeſtand der Abtreibung nach $ 218 
StGB. nicht vorausſetzt, daß die Schwangere die Tötung ihrer 
Frucht überlebt hat. Aus dem Wortlaut der Beſt. iſt für eine 
ſolche einengende Auffaſſung nichts zu entnehmen. Sinn und 
Zweck der ſtrafrechtlichen Regelung der Abtreibung ſtehen einer 
ſolchen Einſchränkung ihres Tatbeſtandes entgegen. Durch 
$ 218 StGB. wird die Leibesfrucht als Keim der in ihr ſich 
entwickelnden Perſönlichkeit geſchützt (RG. v. 19. Febr. 1925, 
2 D 872/24). Wie die Abſ. 2 und 4 des 8 218 StGB. er- 
geben, hat der Geſetzgeber in beſonderem Maße die Erfahrung 
des Lebens berückſichtigt, daß andere Perſonen aus Gründen 
aller Art bereit ſind, der Schwangeren die Wege zu ebnen, 
ſich von ihrer Schwangerſchaft unter Vernichtung der Frucht 
zu befreien. In richtiger Erkenntnis des Einfluſſes der 
Schwangerſchaft auf den ſeeliſchen Zuſtand der Schwangeren, 
der vielfachen Gründe, die das Leben ſchafft, um in der 
Schwangeren den Wunſch nach Beſeitigung ihrer Leibesfrucht 
entſtehen zu laſſen, und der damit gegebenen beſonderen Ge⸗ 
fahr, die dem geſchützten Rechtsgut aus der Beſtärkung oder 
Ausnutzung dieſer bei der Schwangeren vorhandenen ſeeliſchen 
Stimmungen durch andere drohen, hat das Geſetz gegen dieſe 
anderen zum Teil beſonders ſchwere Strafvorſchriften auf⸗ 
geſtellt. Der Sinn der Geſetzesſtelle muß ſomit dazu führen, 
daß ſie die anderen an einer Abtreibung Beteiligten auch in 
den Fällen mit der vollen Schärfe des Geſetzes treffen will, in 
denen die Abtreibung nicht nur die Tötung der Frucht, ſon⸗ 
dern auch den Tod der Schwangeren herbeigeführt hat. Nur 
zwingende Gründe könnten daher eine Auslegung des Geſetzes 
dahin rechtfertigen, daß eine ſolche beſonders ſchwere Wir⸗ 
kung der Abtreibungshandlung nicht auch im Tatbeſtande der 
Abtreibung ihre volle Berückſichtigung finde. Sie liegen nicht 
vor. Die Vollendung der Abtreibung iſt durch den Erfolg der 
Tötung der Leibesfrucht bedingt. Aus der Natur der Ab⸗ 
treibung als eines Erfolgsdelikts folgt nicht, daß die Schwan⸗ 
gere in den Fällen, in denen ſie ſelbſt die Tat begeht, den 
Erfolg erleben müſſe. Auch aus der Art des durch die Straf⸗ 
beſtimmungen der Abtreibung geſchützten Rechtsgutes läßt ſich 
nichts für die Anſicht entnehmen, daß das Überleben der 
Schwangeren Vorausſetzung einer vollendeten Abtreibung 
ſein müſſe. Vielmehr erfordert die ſtarke Gefährdung dieſes 
Rechtsgutes durch andere, daß deren Mitwirkung bei der Ab⸗ 
treibung beſonders ſcharf zu bekämpfen iſt. Das muß dazu 
führen, den bei der Abtreibung beteiligten Dritten trotz gleich⸗ 
zeitigen Todes der Schwangeren und der Frucht wegen Teil⸗ 
nahme an einer vollendeten Abtreibung zu beſtrafen. 
[Hn.] 


(2. Sen. v. 11. Mai 1933; 2D 125/33.) 


23. § 230 StB. Ein Arzt, beſonders aber 
ein Naturheilkundiger, iſt weitgehend zur offe⸗ 
nen Mitteilung der Krankheitsart an den Pa⸗ 
tienten verpflichtet und handelt daher nicht 
ohne weiteres fahrläſſig, wenn er ſeinen Pa⸗ 
tienten über ein beſtehendes Krebsleiden auf⸗ 
klärt und dieſer infolge der Aufklärung geiſtes⸗ 
krank wird. An den Nachweis des Kauſalzuſam⸗ 
menhanges ſind ſtrenge Anforderungen zu 
ſtellen. f) 

Frau L., die, wie das BG. unterſtellt, möglicherweiſe 
ein Krebsleiden hatte, bat den Angekl., einen berufsmäßigen 
Heilbehandler, im November 1930 um Unterſuchung und Be⸗ 


Zu 23. Der Stellungnahme des RG. zu der Frage, ob der Arzt 
ſeinen Patienten über die Art der Erkrankung aufklären dürfe, iſt 
reſtlos zuzuſtimmen. Dabei iſt zu unterſcheiden, ob der Arzt, wie im 
vorl. Falle, dem Patienten unaufgefordert die Wahrheit über ſeine 
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handlung „wegen unbeſtimmter Beſchwerden“. Der Angell. 
erklärte ihr, nachdem er ſie unter Anwendung der Augen⸗ und 
Pendeldiagnoſe unterſucht hatte, es ſtehe ſehr ernſt um ſie, 
das Blut ſei vergiftet, das Herz ſei an einem Flügel ent⸗ 
zündet, ſie habe Anlagen zu Krebs, es ſeien ſogar ſchon Krebs⸗ 
knurren vorhanden. Er verſprach ihr, fie zu heilen, verſchrieb 
ihr Arzeneien und beſtellte ſie wieder. Frau L. hatte ſchon 
vor dieſer Unterſuchung Dritten gegenüber Krebsfurcht ge⸗ 
äußert und hypochondriſche Verſtimmungszuſtände gezeigt; ſie 
ging nicht wieder zum Angekl.; fie geriet über ſeine Erklärun⸗ 
gen in große ſeeliſche Erregung, litt unter Angſtzuſtänden, es 
entwickelte ſich ein Zuſtand „ſchwerſter Depreſſion mit Selbſt⸗ 
mordneigung“, ſo daß ſie im April 1931 als geiſteskrank in 
eine Heilanſtalt aufgenommen werden mußte. 

1. Zur Begr. der Fahrläſſigkeit führt das LG. aus: Die 
Furcht vor Krebs ſei außerordentlich verbreitet; dieſe Krank⸗ 
heit werde in Laienkreiſen allgemein für unheilbar und töd⸗ 
lich gehalten; die offene Erklärung von ärztlicher Seite, ein 
Menſch leide an Krebs, ſei geeignet, den Betroffenen körper⸗ 
lich und ſeeliſch ſchwer zu erſchüttern; deshalb müſſe es als 
Pflicht des Naturheilkundigen ebenſo wie des Arztes angeſehen 
werden, gerade bei Krebserkrankung in der Behandlung regel⸗ 
mäßig beſonders ſchonend vorzugehen und die ſonſt erlaubte 
oder gebotene Offenheit gegenüber dem Patienten weſentlich 
einzuſchränken, falls nicht beſondere Umſtände die Mitteilung 
der Wahrheit erheiſchen. 

Soweit hiermit geſagt werden ſoll, daß regelmäßig 
dem Kranken zu verheimlichen ſei, daß er an Krebs leide, kann 
dem nicht zugeſtimmt werden. Auch bei ſchweren Erkrankungen 
wie bei Krebs hat der Kranke das Intereſſe und den An⸗ 
ſpruch, von dem Heilbehandler (Arzt oder Naturheilkundigen), 
dem er ſich anvertraut, wahrheitsgemäß über die Natur ſeines 
Leidens unterrichtet zu werden. Er kann nur dann ſich ſach⸗ 
gemäß darüber entſcheiden, ob er ſich überhaupt einer Heil⸗ 
behandlung und welcher er ſich unterziehen, ob er insbeſ., 
was hier in Frage kommen konnte, weiter den Lehren und der 
Behandlungsweiſe der Naturheilkunde vertrauen oder noch 
einen Arzt über etwaige Notwendigkeit operativer Behandlung 
befragen will. Volle Aufklärung iſt vornehmlich geboten, 
wenn ſie zu Heilzwecken erforderlich erſcheint; und gerade bei 


Krankheit fagen dürfe oder müſſe, und ob er dies tun müſſe auf die 
ausdrückliche Frage des Patienten hin nach der Art der Krankheit und 
ſeine vorausſichtliche Lebensdauer. Wenn dieſe letztere Frage auch 
für die vorl. Entſch. nicht in Betracht kommt, fo gehört fie doch zu 
dieſem Fragenkomplex und ſpielt in der Praxis eine erhebliche Rolle. 
R 1. Daß der Arzt zunächſt normalerweiſe nicht verpflichtet 
iſt, ſeinen Patienten über die wahre Natur ſeiner Erkrankung un⸗ 
gefragt aufzuklären, verſteht ſich von ſelbſt, allerdings mit der Ein⸗ 
ſchränkung, daß eine Aufklärung dann geboten iſt, wenn ſie zur 
Unterſtützung der Therapie notwendig erſcheint. Dies liegt einerſeits 
dann vor, wenn die Art der Behandlung gefahrvoll oder beſonders 
kompliziert iſt und der Patient ſich darüber zu entſcheiden hat, ob er 
ſich dieſer Behandlung überhaupt oder doch durch den zunächst be⸗ 
lragten Arzt unterziehen oder ob er nicht vielmehr wegen des Ernſtes 
der Erkrankung einen anderen Arzt, etwa eine Autorität auf dem 
betreffenden Gebiet, entweder neben dem zunächſt befragten Arzt oder 
an deſſen Stelle konſultieren will. Eine dahin gehende Pflicht beſteht, 
wie das ch. mit Recht betont, beſonders für Naturheilkundige, da 
der Patient ein vitales Intereſſe daran hat, in ernſteren Fällen einen 
abprobierten Arzt zuzuziehen. Durch den Heilvertrag wird die Pflicht 
dür Aufklärung aber auch dann gefordert, wenn dieſe Aufklärung 
als Mittel dazu anzuſehen iſt, den Kranken zu einer beſonders ſorg⸗ 
fältigen Befolgung der therapeutiſchen Anordnungen anzuhalten, und 
Arzt der Überzeugung ift, der Kranke werde dies nur dann tun, 
wenn er über den Ernſt ſeiner Lage nicht im unklaren ſei. In die⸗ 
im Falle folgt die Pflicht zur Aufklärung aus dem mit dem Pa⸗ 
Genter abgeſchloſſenen Arztvertrag. Inhalt dieſes Vertrages iſt die 
Seht, die nicht nur auf die Heilung des beſtehenden Leidens im 
aenttichen Sinne, fondern überhaupt auf Linderung des krank⸗ 
iſt, * Zuſtandes ſowie allgemein auf Lebensverlängerung gerichtet 
4 vorausgefeht, daß das Leben für den Kranken ſelbſt oder feine 
ee 5 auch für weitere Kreiſe 1925 d Bedeu⸗ 
zun U, und der ſelbſt baren Wert auf Berlä 
feines Lebens age ſelbſt erkenn T ngerung 
{ arüber hinaus beſteht jedoch keine allgemeine Pflicht des 
„ehanbefnben Arztes dend de Kranken etwa auf alle 
55 eiligen Folgen aufmerkſam zu machen, die bei einer dem Kran⸗ 
kön angeratenen Behandlung, insbeſ. einer Operation eintreten 
uten, vor allem deshalb, weil eine umfaſſende Belehrung über 


einem Naturheilkundigen kann die Pflicht zur Angabe der 
vollen Wahrheit, auch über den Ernſt des Leidens, beſonders 
dringend ſein, weil er nur dann vom Kranken eine ſo pein⸗ 
liche Befolgung ſeiner naturheilkundigen Vorſchr. erwarten 
kann, wie ſie auch nach ſeiner Lehre erforderlich iſt, damit 
nicht jede Ausſicht auf Erfolg ſchwindet. Nur nebenbei iſt 
auch darauf hinzuweiſen, daß der Kranke beſonders bei einer 
gefährlichen Erkrankung völlige Aufklärung regelmäßig nötig 
haben wird, um ſeine häuslichen und geſchäftlichen Angelegen⸗ 
heiten dementſprechend beſtellen zu können. Auch einen Krebs⸗ 
kranken hat alſo der Heilbehandler wahrheitsgemäß über ſein 
Leiden — wenn auch nicht notwendig über alle Einzelheiten 
und Folgen — aufzuklären, ſoweit nicht daraus aus beſon⸗ 
deren Gründen des Einzelfalls eine Beeinträchtigung der Hei⸗ 
lung zu befürchten iſt. — Schon dadurch, daß das BG. die 
Frage, was inſoweit bei der Beratung und Behandlung auch 
eines Krebskranken als Regel und was als Ausnahme zu 
gelten hat, in entgegengeſetztem Sinne beantwortet hat, kann 
die Entſcheidung zuungunſten des Angekl. beeinflußt ſein. 

Unter Umſtänden wird die Perſönlichkeit des Kranken, 
ſein körperliches und ſeeliſches Befinden, ausnahmsweise von 
der Verpflichtung zu völliger Aufklärung befreien, und es iſt 
zuzugeben, daß die bei Frau L. ſchon vor der Unterſuchung 
vorhanden geweſene Zuſtände — das erregte Gemütsleben, 
die hypochondriſchen Verſtimmungszuſtände, die geſteigerte 
Krebsfurcht — vielleicht hierzu geeignet waren. Daß das LG. 
aber geprüft hätte, ob der Angekl. ſich vor der Aufklärung 
um die Krebskrankheit nach Kräften bemüht habe, ein zu⸗ 
verläſſiges Bild von der Perſönlichkeit der Frau L. zu er⸗ 
langen, oder ob ihm zum Vorwurf zu machen ſei, daß er ſich 
nicht hinreichend über die Natur der Kranken unterrichtet 
habe, und ob er jene Zuſtände der Frau L. kannte oder hätte 
erkennen können, — iſt dem angef. Urt. nicht zu entnehmen. 

Die Art, wie der Heilbehandler den Kranken wahr⸗ 
heitsgemäß aufklärt, iſt in der Hauptſache eine Frage des 
ärztlichen Taktes. Nicht jede Verletzung des Taktes enthält 
aber ſchon einen ärztlichen Kunſtfehler. 

Ob ein ſolcher im Einzelfall vorliegt — ſei es, weil mit 
Rückſicht auf die gegebenen und bei der gebotenen Sorgfalt 
erkennbaren, beſonderen Umſtände die unbeſchränkte Kund⸗ 


alle möglichen nachteiligen Folgen den Kranken nicht ſelten davon 
abſchrecken würde, ſich der Behandlung oder Operation zu unter⸗ 
werfen, obwohl dieſe trotz der damit verbundenen Gefahren geboten 
oder doch zweckmäßig iſt, oder weil der Kranke durch die Vorſtellung 
der mit der Operation uſw. verbundenen Gefahren in Angſt und Er⸗ 
regung verſetzt und ſo der günſtige Verlauf der Operation und Hei⸗ 
lung gefährdet werden könnte (jo NG. v. 1. März 1912 JW. 
1912, 529). Anders läge die Sache ſelbſtverſtändlich dann, wenn die 
Operation in der Entfernung wichtiger Organe, ſei es innerer oder 
äußerer Organe oder Glieder des Körpers, beſteht, deren Entfernung 
die Ausſchaltung gewiſſer Körperfunktionen und Betätigungsmöglich⸗ 
Reiten zur notwendigen Folge hat (z. B. Exſtirpation oder Reſeſttion 
des Magens, der Gebärmutter, der Hoden, der Blaſe, einzelner Teile 
der Extremitäten oder dieſer ſelbſt uſw.). Dieſe Aufklärungspflicht 
verſtößt keineswegs gegen die ärztliche Ethik, wird in den Fällen, 
in denen die Aufklärung therapeutiſchen Zwecken dienen ſoll, viel⸗ 
mehr als eine aus dem Heilvertrage folgende Pflicht des Arztes an- 
zuſehen ſein. 

Zweifelhaft könnte dies allerdings dann ſein, wenn die Auf⸗ 
klärung nicht dem Zwecke der Heilung dienen, ſondern die Mit⸗ 
teilung der Wahrheit den Kranken über den Ernſt ſeiner Lage, etwa 
den nahe bevorſtehenden Tod, deshalb unterrichten ſoll, um ihm die 
Möglichkeit zu geben, feine Angelegenheiten zu ordnen, oder, etwa 
im Falle einer bevorſtehenden Erblindung, eine Anderung des Berufs 
vorzubereiten, gewiſſe Fähigkeiten zu erlernen, um auch nach der 
Erblindung für ſich und ſeine Familie ſorgen zu können. In dieſen 
Fällen ift die Aufklärung nicht durch den Hetlvertrag geboten, da ſie 
in die Lebensgeſtaltung des Patienken in einem Umfang eingreift, 
der nicht von der Heilbehandlung gefordert wird. Trotzdem wird man 
auch in dieſen Fällen den Arzt wohl für berechtigt halten dürfen, wie 
dies auch das RG. tut, den Kranken aufzuklären, während anderer⸗ 
ſeits aber eine aus dem Arztvertrag abzuleitende Verpflichtung hierzu 
nicht beſteht. Ja, der Arzt wird in dieſer Hinſicht beſonders vor⸗ 
ſichtig ſein müſſen, da einerſeits die Prognoſe über den nahe bevor⸗ 
ſtehenden Tod, eine Erblindung uſw., in der Regel ſchon unſtcher iſt 
und außerdem eine Auskunft durch den Heilzweck nicht gefordert 
wird, der Arzt in dieſer Hinſicht alſo überhaupt nicht ſpeziell als aus 
dem Heilvertrag verpflichteter Arzt, ſondern als unaufgeforderter Gut⸗ 
achter handelt. Mehr als bei der Tätigkeit des Arztes im Rahmen 


2064 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


gebung der Wahrheit überhaupt, ſei es, weil die Art, in der 
ſie erfolgte, die Heilung nach den Erfahrungen und Lehren 
der ärztlichen Wiſſenſchaft nur ungünſtig beeinfluſſen 
konnte —, wird regelmäßig nur durch Vernehmung von Sach⸗ 
verſtändigen zu ermitteln ſein. Das angef. Urt. läßt dem 
Zweifel Raum, ob das BG. derart und von einem richtigen 
rechtlichen Geſichtspunkte aus geprüft hat, ob und inwieweit 
dem Angekl. ein ärztlicher Kunſtfehler zuzurechnen und zur 
Laſt zu legen iſt. 

2. Durchgreifen muß aber das Bedenken, ob die Ver⸗ 
urteilung des Angekl. wegen fahrläſſiger Körperverletzung 
auf einer rechtlich zutreffenden Auffaſſung vom Begriffe der 
Verurſachung beruht. 

Das BG. hält für erwieſen, daß der Angekl. durch die 
ſchonungsloſe Aufklärung der Frau L. über die Krebs⸗ 
erkrankung den Ausbruch der Geiſteskrankheit „jedenfalls mit⸗ 
verurſacht“ hat. Der ärztliche Sachverſtändige hatte erklärt: 
die ſchon vor dem Aufſuchen des Angekl. bei Frau L. vor⸗ 
handen geweſenen hypochondriſchen Verſtimmungszuſtände ſeien 
durch die große ſeeliſche Schädigung infolge der Mitteilung 
der Krebsdiagnoſe verſtärkt und vertieft worden; mit großer 
Wahrſcheinlichkeit ſei anzunehmen, daß jene ſchonungsloſe 
Aufklärung bei Frau L. „die krankhafte Urteilsbildung bis 
zur Wahngeſtaltung geſteigert“ habe, zum mindeſten erblicke 
er in der rückhaltloſen Mitteilung der Krebsdiagnoſe „eine 
Hilfsurſache“ für den Ausbruch der Geiſteskrankheit, 
wenn auch deren eigentliche Baſis in dem erregbaren Ge⸗ 
mütsleben der Frau L. zu ſuchen ſei. — Wenn ſich das BG. 
dem angeſchloſſen, als ſicher alſo mit dem Sachverſtändigen 
nur das Vorliegen einer „Hilfsurſache“ angeſehen hat, ſo iſt 


ſeiner Berufsverpflichtungen wird es hier auf den perſönlichen Takt, 
auf ethiſche und praktiſche Erwägungen ankommen, überhaupt auf 
eine höchſt individuelle Berückſichtigung des einzelnen Falles (vgl. 
hierzu auch Moll, Berl. Tabl. v. 28. Mai 1916 und Eber⸗ 
mayer, Der Arzt im Recht, 1930, S. 97 f.). Daß es ſich bei einer 
Verletzung des Taktes bei dieſer wie bei der pflichtgemäßen Auf⸗ 
klärung nicht immer um einen ärztlichen Kunſtfehler handelt, hebt 
das RG. mit Recht hervor, wiewohl in den Fällen, in denen ein 
gröblicher Taktverſtoß einen Geſundheitsnachteil für den Patienten 
zur Folge hat und der Arzt dies vorausſehen konnte, ſicher von 
einer wenigſtens fahrläſſigen Verletzung der ärztlichen Pflichten ge⸗ 
ſprochen werden muß, die aber immer nur auf Grund eines Sach⸗ 
verſtändigengutachtens über den körperlichen und ſeeliſchen Zuſtand 
des Kranken und die vorausſichtlichen Wirkungen einer ſchonungs⸗ 
loſen Aufklärung bejaht werden könnte. Jedenfalls liegt es nicht 
im Rahmen genereller Erfahrung, daß ein geiſtig geſunder Patient, 
der von einem Heilbehandler über die Art ſeiner Krankheit, auch 
einer ſchweren, wie ſie etwa Krebs oder Syphilis u. dgl. ſind, auf⸗ 
geklärt wird, auf Grund dieſer Aufklärung und der für den Patienten 
damit verbundenen Aufregung in Geiſtes krankheit verfallen oder ſich 
etwa das Leben nehmen wird. Mit einer ſolchen Möglichkeit wird der 
Heilbehandler nur dann rechnen müſſen, wenn objektive Anzeichen 
für das Eintreten dieſer Wirkungen auf Grund der erfolgten Auf⸗ 
klärung beſtehen (Dispoſition zu geiſtiger Erkrankung, Selbſtmord⸗ 
äußerungen des Patienten für den Fall, daß eine beſtimmte Erkran⸗ 
kung bei ihm feſtgeſtellt wird uſw.). 

2. Anders liegt der Fall allerdings dann, wenn dem Arzt von 
dem Patienten die ausdrückliche Frage nach der Natur ſeiner Er⸗ 
krankung oder über ſeine vorausſichtliche Lebensdauer im Hinblick 
auf eine mit Sicherheit tödlich verlaufende Erkrankung (inoperables 
Karzinom uſw.) vorgelegt wird. Insbeſ. können in dieſer Hinſicht 
Fälle vorkommen, in denen der Patient ſeine Frage damit begründet, 
daß er zur Zeit noch die Kraft habe, wichtige geſchaäftliche Dispoſi⸗ 
tionen zu treffen, die für ſeine Angehörigen, Geſchäftsteilhaber uſw. 
von größter Wichtigkeit ſind, ja u. U. gleichzeitig hinzufügt, daß er 
den Arzt für den materiellen Schaden haftbar mache, der aus einer 
ungenügenden Aufklärung oder unrichtigen Auskunft für ihn und 
andere erwachſe. In dieſem Falle iſt zu unterſcheiden: 

a) Prinzipiell iſt der Arzt verpflichtet, die Wahrheit zu ſagen, 
da der Patient in dieſem Falle von ihm ein Urteil verlangt nicht als 
von dem Arzt im Rahmen des Heilzweckes, ſondern als von dem 
Sachverſtändigen, der nur die tatſächliche Grundlage für das ſachver⸗ 
ſtändige Gutachten aus der vorausgegangenen Unterſuchung oder Be⸗ 
handlung gewonnen hat. Iſt nun der Arzt in einem ſolchen Falle 
ſubjektiv, d. h. gefühlsmäßig davon überzeugt, daß der Patient hinter 
dem angegebenen Grund ſeines Intereſſes an der Beantwortung der 
Frage einen anderen Grund verſteckt, daß er die Wahrheit z. B. nur 
deshalb erfahren will, um im Falle einer ungünſtigen Auskunft ſein 
Leben freiwillig zu beenden, das ihm dann nicht mehr lebenswert er⸗ 
ſcheint, wie das in der Praxis nicht ſelten von dem befragten Arzt ver⸗ 


daraus nicht klar erkennbar, ob das BG. als erwieſen er⸗ 
achtet hat, daß die Geiſteskrankheit überhaupt nicht oder nicht 
in dem Grade ausgebrochen wäre, wenn der Angekl. die 
Frau L. über das Weſen und den Ernſt der Krankheit gar 
nicht oder nicht jo ſchonungslos aufgeklärt hätte. Der Ur- 
ſachenzuſammenhang wird zwar nicht dadurch beſeitigt, daß 
außer der Handlung des Täters noch andere Umſtände zur 
Herbeiführung des Erfolgs mitgewirkt haben; durch erſtere 
braucht auch nicht die überwiegende Bedingung für den 
Eintritt des Erfolgs geſetzt worden zu ſein; Vorausſetzung 
für die Feſtſtellung des urſächlichen Zuſammenhangs iſt 
aber jedenfalls, daß die Handlung des Täters nicht hinweg⸗ 
gedacht werden kann, ohne daß zugleich der Erfolg entfiele, 
Dieſe Vorausſetzung iſt bisher nicht einwandfrei nachgewieſen. 

3. Nicht klar erſichtlich iſt ſchließlich, ob das LG. feſt⸗ 
ſtellen wollte, es liege im Rahmen allgemeiner Erfahrung 
und ſei vom Angekl. vorauszuſehen geweſen, daß auch bei 
einem Menſchen, bei dem eine ſolche „Baſis“ für eine 
Geiſteskrankheit noch nicht vorhanden iſt, eine Geiſtes⸗ 
krankheit lediglich dadurch hervorgerufen werden kann, daß 
er von einem Heilbehandler in der feſtgeſtellten Art über das 
Vorliegen einer Krebskrankheit unterrichtet wird. Eine der⸗ 
art weite Ausdehnung der Vorherſehbarkeit würde, ſoweit 
ſie nicht auf einem beſtimmten ärztlichen Gutachten beruht, 
bedenklich ſein. Wollte aber das LG. nur unter Mitberück⸗ 
ſichtigung der nach dem Sachverſtändigengutachten ſchon vor⸗ 
handenen „Baſis“ für die Geiſteskrankheit deren Ausbruch 
als vorausſehbare Folge des Verhaltens des Angekl. 
bezeichnen, ſo würde es an der Feſtſtellung fehlen, daß der 
Angekl. die den Ausbruch der Geiſteskrankheit bei Frau L. 


mutet wird, ſo würde auch eine ſolche ſubjektive Meinung des Arztes 
dieſen nicht zu einer Täuſchung berechtigen. Denn der Patient hat 
auch in dieſem Falle eine Entſcheidung in die Hand des Arztes gelegt, 
die über den Heilzweck hinausliegt. Würde daher der Arzt auf die von 
ihm bloß ſubjektiv vorgeſtellte Möglichkeit einer ungünſtigen Wir⸗ 
kung feiner Auskunft auf den Kranken eine falſche Auskunft geben, 
ſo würde er dadurch das Weiterhandeln des Patienten in einer 
Weiſe beeinfluſſen, die von dem Heilzweck nicht mehr gedeckt iſt, da 
es ſich hierbei um eine Frage der Lebensgeſtaltung überhaupt handelt. 

Das Vertrauen des Patienten in das Wiſſen und die Aufrichtig⸗ 
keit des Arztes würde gefährlich erſchüttert, wenn der Arzt in dieſen 
Fällen mit der Wahrheit zurückhalten würde. Dazu kommt, daß die 
Konſeguenzen aus der Erfüllung der Wahrheitspflicht weniger be⸗ 
denklich ſind, vor allem für den Stand der Arzte im allgemeinen, als 
die Konſequenzen aus einer Verletzung dieſer Pflicht. Können ſchon 
in jeder Diagnoſe Fehlerquellen liegen, ſo würden dieſe Fehlerquellen 
vermehrt, wenn der Arzt gegen ſeine Überzeugung die Wahrheit ver⸗ 
ſchwiege. Es fragt ſich alſo prinzipiell immer, inwieweit ſich der 
Patient in die Hand des Arztes geben will. Allerdings wird ſich der 
Arzt bei der Mitteilung des wahren Sachverhalts auch hier nach der 
Perſönlichkeit und dem ſeeliſchen Zuſtand des Kranken zu richten 
haben, wird ihm u. U. die Wahrheit nur allmählich und ſchonend ſagen 
oder ihm mit dem Hinweis, daß jeder Arzt irren könne, u. U. auch 
eine Auskunft verweigern können. Gibt er ihm aber unter den an⸗ 
gegebenen Vorausſetzungen eine bewußt falſche Antwort, ſo wird er 
auch die Konſequenzen zu tragen haben und evtl. auch zivilrechtlich 
haftbar gemacht werden können. 

Eine ſolche Haftbarkeit würde in dieſem Falle entweder aus einer 
Verletzung der in dem Werkvertrag begründeten Pflichten folgen (kein 
Dienſtvertrag hinſichtlich der verlangten gutachtlichen Außerung, da 
hier ein Erfolg, ein Leiſtungsprodukt gefordert wird, eine geſonderte 
ſelbſtändige Leiſtung, die nicht ein unſelbſtändiger Teil der Heilbehand⸗ 
lung iſt [$ 635 BGB.]), oder evtl. auch aus poſitiver Vertragsver⸗ 
letzung, und zwar deshalb, weil der Arzt entweder nicht oder ſchlecht 
erfüllt. Dagegen wäre in dieſem Falle eine Haftung nach Deliktsrecht 
nicht begründet, und zwar nach $ 823 Abſ. 1 BGB. deshalb nicht, 
weil nicht ein abſolutes Recht verletzt iſt, nach 8 823 Abf. 2 BGB. 
deshalb nicht, weil nicht anzunehmen iſt, daß ein Betrug vorliegt, in⸗ 
dem der Arzt zum Zwecke der Täuſchung des Patienten ein unrichtiges 
Gutachten deshalb abgibt, um ſich einen rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vorteil zu verſchaffen. Ebenſowenig läge der Fall des § 826 BGB. 
vor, da in der Erſtattung eines wiſſentlich falſchen Gutachtens unter 
den vorausgeſetzten Umſtänden keine ſittenwidrige Vermögensſchädi⸗ 
gung zu ſehen iſt. 

Allerdings wird der Arzt ſtets zu erwägen haben, ob durch eine 
wahrheitsgemäße Mitteilung nicht eine Beeinträchtigung der Heilung 
zu befürchten iſt, eine Erwägung, die aber bei ſicherer Prognoſe der 
Unheilbarkeit nicht in Frage kommt. Nur muß der Arzt auch hier 
erwägen, daß der ſichere Tod eines auch an inoperablem Karzinom 
oder anderen Erkrankungen Leidenden nicht immer zu einer Zeit 
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beſonders begünſtigenden Umſtände kannte oder mit ihnen 
rechnen konnte. 


Das Urteil muß hiernach, ohne daß noch auf die un⸗ 
begründeten Verfahrensrügen eingegangen zu werden brauchte, 
aufgehoben werden, ſoweit die Ber. des Angekl. verworfen 
worden iſt; in dieſem Umfang wird die Sache an die Vor⸗ 
inſtanz zurückverwieſen. 


(2. Sen. v. 29. Febr. 1932; 2 D 57/82.) At.] 


II. Verfahren. 


24. 88 36, 320 ff. StPO. Hat das BG. über die 
Ber. des Angekl. entſchieden, während für den 
Nebenkl. noch die Berufungsfriſt lief, ſo muß 
das Rev. auf entſprechende Verfahrensrüge 
hin das Urt. aufheben und die Sache an das AG. 
zurückverweiſen, damit dieſes nach 8836, 320 ff. 
StPO. verfahre. f) 

Das ſchöffengerichtliche Urt. iſt dem Hauptzollamt nicht 
zugeſtellt worden; infolgedeſſen iſt die Friſt zur Einlegung 
eines Rechtsmittels gem. 8 472 Abſ. 1 (verb. mit § 467 Abſ. 2 
RAHgD.) für dieſe Beh. nicht in Lauf geſetzt worden. Hin⸗ 
ſichtlich einer beſtimmten Tat eines und desſelben Angekl. 
kann, auch wenn verſchiedene Beteiligte Ber. eingelegt haben, 
über ſämtliche Beſchw. notwendigerweiſe nur durch ein Urt. 
entſchieden werden. Nur dann, wenn die Ber. eines Be⸗ 
teiligten unzuläſſig iſt, kann fie gem. 8 322 Abſ. 1 StPO. 
vor der Hauptverhandlung durch Beſchl. verworfen werden. 
Auch kann im Falle des § 329 Abſ. 1 StPO. die Ber. des 
ſäumigen Angekl. alsbald durch beſonderes Urt. verworfen 
und hierauf über diejenige der StA. verhandelt und ent⸗ 
ſchieden werden (RGGSt. 65, 231; 61, 180). Um einen ſol⸗ 


vorauszuſehen iſt, zu der der Kranke noch tätig ſein kann, wenig⸗ 
ſtens nicht von dem fachlich nicht beſonders vorgebildeten Arzt. 

b) Anders kann die Entſcheidung dagegen ausfallen, wenn der 
Arzt aus objektiven Anhaltspunkten (3. B. aus Mitteilungen von An⸗ 
gehörigen, eigenen Außerungen des Patienten uſw.) mit Sicher⸗ 
heit weiß, daß der Kranke, wenn er die Wahrheit über ſeinen nahe 
bevorſtehenden Tod erfährt, ſeinem Leben ein Ende machen wird. In 
dieſem Falle wäre der Heilzweck in dem erwähnten Inhalt entſchei⸗ 
dend. Macht der Arzt dem Patienten in dieſem Falle eine wahr⸗ 
heitswidrige Angabe über ſeinen ſicheren Tod, ſo tut er dies, um da⸗ 
durch eine Verlängerung ſeines Lebens zu erreichen, und zwar nicht 
nur aus einer nicht nachprüfbaren ſubjektiven Meinung heraus, 
ſondern geſtützt auf objektive Anhaltspunkte, die wegen ihrer Unab⸗ 
hängigkeit von einer rein ſubjektiven Überzeugung auch ſein Verhalten 
unter dem Geſichtspunkt der Intereſſenabwägung und der Berufs⸗ 
pflicht rechtfertigen können. Denn im Hinblick auf den höheren Zweck 
kann der Arzt im Rahmen des Heilzweckes auch gegen den ſubjektiven 
Willen des Patienten und den von dieſem verfolgten Zweck verſtoßen. 

Ebenſo läge der Fall, wenn der Arzt auf Grund ſeiner Erfah⸗ 
rung weiß, daß die Mitteilung von dem ſicheren Eintritt des Todes 
auf die pfychiſche Verfaſſung eines Menſchen beſtimmter Charakter⸗ 
anlage und Reaktionsweiſe einen ſolchen Einfluß ausüben kann, daß 
der Kranke dadurch einen körperlichen oder ſeeliſchen Schock erleidet, 

er entweder einen Herztod oder eine geiſtige Erkrankung zur Folge 
aben kann. Würde er in dieſem Falle auf eine direkte Frage des 
Patienten etwa ſchonungslos ſeiner Überzeugung von dem nahe bevor⸗ 
ſtehenden Tode Ausdruck geben, oder auch nur in einer Weiſe die 
Auskunft verweigern, aus der unzweideutig ſeine wahre Überzeugung 
zu erſchließen iſt, ſo könnte er ſich, wenn er den daraus reſultieren⸗ 
en näheren Tod oder eine geiſtige Erkrankung mit Wahrſcheinlichkeit 
vorausſieht, der fahrläſſigen Tötung oder Körperverletzung ſchuldig 
machen und würde damit ſeine Heilpflicht in gröblicher Weiſe 
verletzen. 

Die Entſcheidung des Arztes über die Pflicht zur Wahrheits⸗ 
unterdrückung ergibt ſich mithin aus ſeiner Kompetenz als Arzt oder 
Gutachter, und die Grenze liegt dort, wo der Heilzweck leinſchließlich 
Der Lebensverlängerung) in Frage kommt. 

Prof. Dr. Bohne, Koln. 


4 Zu 24. Das Urt. der Str. mußte aufgehoben werden, weil 
8 aus dem Weſen des Strafverfahrens ſich ergebende ungeſchriebene 
tundſat verletzt iſt, daß „hinſichtlich einer beſtimmten Tat eines 
und desſelben Angekl., auch wenn verſchiedene Beteiligte Ber. ein⸗ 
105 haben, über ſämtliche Beſchw. nur durch ein Urt. entſchieden 
rden kann“. Bei der verfahrenen Situation, in die der Prozeß 


chen Ausnahmefall handelt es ſich hier nicht. Die StrK. hätte 
ſomit nicht über die Ber. der Angekl. verhandeln und ent⸗ 
ſcheiden dürfen, ſolange nicht die Rechtsmittelfriſt für die 
Fin Beh. nutzlos verſtrichen oder auch von dieſer ein Rechts⸗ 
mittel eingelegt war. Bevor hierüber Klarheit beſtand, hätten 
die Akten überhaupt nicht an die BerInſt. weitergeleitet 
werden dürfen. Bedeutungslos iſt, daß die FinBeh. den 
Verfahrensmangel erſt in der RevBegr. gerügt und nicht 
ſchon früher auf ihn aufmerkſam gemacht hat, obwohl ſie 
ebenſo wie in der Hauptverhandlung erſter Inſtanz auch in 
der Berufungsverhandlung vertreten war, die Sachlage mit⸗ 
hin gekannt haben muß. 

Bei dieſer Sachlage bleibt nichts anderes übrig, als den 
angefochtenen Teil des Urt. aufzuheben und die Sache un⸗ 
mittelbar an das AG. zurückzuverweiſen, damit dieſes nach 
88 36, 320 ff. StPO. verfahre. 


(3. Sen. v. 12. Juni 1933; 3 D 519/33.) W.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Art. 19, 27, 29 EG BGB.; $ 1635 BGB. Sorge⸗ 
rechtsregelung bei geſchiedenen ſtaatenloſen, vormals pol-⸗ 
niſchen Ehegatten. 

Das LG. ſtellt feſt, daß die Eltern ſtaatenlos find, früher die 
poln. und vordem die öſterr. Staatsangehörigkeit beſeſſen haben. Dieſe 
Feſtſtellungen können nach dem Inhalt der Akten nicht beanſtandet 
werden. 

Soweit mit Rückſicht auf die frühere poln. Staatsangehörigkeit 
des Vaters poln. Recht zur Anwendung kommt, ſtehen der Zu⸗ 
ſtändigkeit der deutſchen VormGer. weder das Haag Vormundſch Abk. 
v. 12. Juni 1902 (RGBl. 1904, 240), dem Polen beigetreten iſt 
(RG Bl. 1929, II, 640), noch das deutſch⸗poln. VormundſchAbk. vom 
5. März 1924 (RGBl. 1925, II, 139) entgegen, da ſich beide Ab⸗ 
kommen ebenſo wie Art. 23 EGBGB. nur auf vormundſchafts⸗ 


durch die Nichtzuſtellung des ſchöffengerichtlichen Urt. an den Nebenkl. 
— ein Fin A. — geraten war, blieb — wie das Urt. mit einem 
Anflug von Reſignation ſagt — in der Tat nichts anderes übrig, 
als eine an ſich außergewöhnlich anmutende Maßnahme zu treffen, 
nämlich die Sache unmittelbar dahin zurückzuverweiſen, wo der Fehler 
begangen worden war, nämlich an das AG., das die Zuſtellung ſeines 
Urt. unterlaſſen hatte. Man mag einwenden, daß dieſe Maßnahme 
in 88 354 Abſ. 2 u. 3, 355 StPO. eine Stütze nicht findet. Dieſe 
Belt. ſtehen der getroffenen Entſch. jedoch auch nicht entgegen. Sie 
iſt jedenfalls zweckmäßig und zeitigt unmittelbar das Ergebnis, zu 
dem bei Verweiſung an das LG. auch die Str. hätte kommen müſſen. 

Eine andere Frage iſt, ob dieſe verfahrene Situation nicht wirk⸗ 
lich hätte vermieden werden müſſen. An ſich iſt es ſchon auffallend, 
daß fünf am Verfahren beteiligte Behörden — das AG., die Str., 
die Staatsanwaltſchaften beim AG. und beim LG. und das Fin A. — 
den Mangel im Verfahren vor Erlaß des StrͤUrt. nicht erkannt 
haben. Eigenartig aber berührt es, wenn das Fin A. nach dem Erlaß 
des Urt. erſter Inſtanz als Nebenkl. ſich weiter betätigt, ſogar an 
der Verhandlung vor der Strͤ. teilnimmt und erſt nach Erlaß des 
Urt. zweiter Inſtanz die Rüge erhebt, es ſei ihm das Urt. erſter 
Inſtanz nicht zugeſtellt worden, ein Urt., das dem Fin A. wohl be⸗ 
kannt war und über deſſen Beſtand unter ſeiner Teilnahme vor der 
Str. verhandelt worden iſt. Es iſt ſchwer verſtändlich, daß das 
Fin A. die mangelnde Zuſtellung des Urt. erſter Inſtanz nicht eher 
erkannt haben ſoll und warum es dieſen Mangel nicht zu einer Zeit 
geltend gemacht hat, als der Fehler noch reparabel war. Die Fälle, 
in denen ein Find. Nebenkl. it, ſind nicht ſelten; die Teilnahme 
des Fin A. als Nebenkl. im Strafverfahren birgt Klippen in ſich, an 
denen ſchon manches Urt. geſcheitert iſt; ſo auch im vorl. Falle. Die 
Forderung nach ſtrenger Arbeitsökonomie im gerichtlichen Verfahren 
wird in ſolchen Fällen nur dann erfüllt werden können, wenn auch 
die Behörde, die im Strafverfahren als Nebenkl. aufzutreten befugt 
ift, von ſich aus bemüht iſt, an einer Vereinfachung und Verkürzung 
des Verfahrens mitzuwirken. Am wirkſamſten kann dies geſchehen 
dadurch, daß durch ſachdienliche Förderung des Verfahrens die Be⸗ 
mühung höherer Inſtanzen und die Wiederholung von Gerichts⸗ 
verhandlungen vermieden wird. 

Das hier Geſagte ſoll eine allgemeine, durch den Einzelfall ver⸗ 
anlaßte, aus der Erfahrung in der Praxis geborene Bemerkung ſein. 
Im vorl. Falle iſt die Aufhebung des Urt. wegen der gerügten Ver⸗ 
letzung formellen Rechtes deshalb erträglich, weil, wie aus dem nicht⸗ 
veröffentlichten Teil des reichsgerichtlichen Urt. hervorgeht, die Auf⸗ 
hebung auch aus Verletzungen materiellen Rechtes wenigſtens zum 
Teil geboten war. OLGR. Dr. Lang, Hamburg. 


259 


2066 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


gerichkliche Maßnahmen im eigentlichen Sinne beziehen, nicht aber 
auf die Regelung des Sorgerechts, um die es ſich im vorl. Falle han⸗ 
delt (vgl. KJ. 45, A 18 ff.; 46, A 27ff.; Kipp⸗ Wolff, Familien⸗ 
recht, 6. Aufl., S. 435). 

Der einſeitigen Verweiſungsnorm des Art. 19 EGBGB. iſt der 
Grundſatz zu entnehmen, daß über das Rechtsverhältnis zwiſchen 
Eltern und einem ehelichen Kinde das Recht des Staates entſcheidet, 
dem der Vater angehört, und daß dieſer Grundſatz auch dann gilt, 
wenn die Ehe geſchieden iſt (vgl. Lewald, Das deutſche inter⸗ 
nationale Privatrecht [1931], S. 131 ff., 137; Kipp Wolff a. a. O. 
S. 435; KGJ. 46, A 27 ff.; Staudinger, BGB. VI 2, 9. Aufl., 
S. 462, 479). Da der Vater zur Zeit der Eheſcheidung ſtaatenlos 
war, kommen danach gemäß Art. 29 EGEGB. auch im vorl. Falle 
die Geſetze des Staates zur Anwendung, dem er zuletzt angehörte. 
Maßgebend iſt alſo das polniſche Recht. 

Art. 27 EGBGB, wonach die deutſchen Geſetze anwendbar 
ſind, wenn durch das Recht eines fremden Staates auf ſie verwieſen 
wird, führt zwar nur die Artikel des deutſchen internationalen Pri⸗ 
vatrechts auf, die zweiſeitige Verweiſungsnormen enthalten, und zu 
denen der hier maßgebende Art. 19 nicht gehört. Art. 27 EGBGB. 
iſt jedoch ebenfalls entſprechend anzuwenden, wenn bei der analogen 
Anwendung des Art. 19 das ausländiſche Recht maßgebend iſt. Das 
polniſche Recht iſt alſo in dieſem Falle jo anzuwenden, wie es der 
polniſche Richter anwenden würde (vgl. KG. 1a X 1339/30; KGJ. 
46, A 27, bei. S. 29; Bergmann, Internationales Ehe⸗ und 
Kindſchaftsrecht [1926], Bd. 1 S. 65; Kipp⸗Wolff a. a. O. S. 465; 
RG. 91, 1397). 

Als das maßgebende polniſche Recht hat das LG. das in den 
früher öſterreichiſchen Gebieten, aus denen der Vater ſtammt, heute 
als polniſches Partikularrecht geltende öſterreichiſche Recht angeſehen. 

Die internationalrechtlichen Beſt. der verſchiedenen polniſchen 
Partikularrechte konnten aber nur ſo lange Geltung beanſpruchen, 
als Polen ſeine internationalen Privatrechtsbeziehungen nicht ander⸗ 
weitig regelte (vgl. Bergmann a. a. O. Bd. 2 S. 443). Nachdem es 
durch das „Geſetz betr. das für internationale Privatrechtsverhält⸗ 
niſſe geltende Recht“ v. 2. Aug. 1926 (in deutſcher Überſetzung ab⸗ 
gedruckt u. a. bei Les ke⸗Loewenfeld, Rechtsverfolgung im 
internat. Verkehr, Bd. 8 S. 149 ff. u. Bergmann a. a. O. Nach⸗ 
trag 1929 S. 89 ff.) eine einheitliche Kodifikation des polniſchen 
internationalen Privatrechts geſchaffen hat, kommt den einzelnen 
polniſchen Partikularrechten nur noch ihre materiellrechtliche Be⸗ 
deutung nach Maßgabe des „Geſetzes über das für die inneren Ver⸗ 
hältniſſe geltende Recht“ v. 2. Aug. 1926 zu. Bei der Prüfung der 
Frage, ob polniſches oder ausländiſches materielles Recht zur An⸗ 
wendung kommt, iſt deshalb nicht mehr von den bis dahin geltenden 
Kolliſionsnormen der polniſchen Partikularrechte, ſondern don dem 
neueren polniſchen Geſetz über das internationale Privatrecht aus⸗ 
zugehen. Erſt wenn ſich aus dieſem ergibt, daß polniſches materielles 
Recht überhaupt Anwendung findet, ſo iſt nach dem polniſchen Geſetz 
über das innerſtaatliche Privatrecht vom gleichen Tage zu prüfen, 
welche Partikularrechtsordnung in Betracht kommt (vgl. Franken⸗ 
ſtein: Oſtrecht 1926, 1087). 

(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 10. Febr. 1933, 14 X 1557/2.) 
Der. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


2. Art. 22 Abſ. 1, 27 EGBGB. 

1. Die deutſchen Gerichte ſind zur Beſtätigung von 
Kindesannahmeanträgen zuſtändig, auch wenn der An⸗ 
nehmende Ausländer iſt. Abweichendes könnte nur gelten, 
wenn der Heimatſtaat — was für die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika nicht zutrifft — die ausſchließliche Zu⸗ 
ftändigfeit der Heimatbehörden beanſprucht. 

2. Die Annahme an Kindes Statt richtet ſich, wenn der 
Annehmende Ausländer iſt, in entſprechender Erweiterung 
des Art. 22 Abſ. 1 EGBGB. nach feinem Heimatrecht. Bei 
verſchiedener Staatsangehörigkeit mehrerer Annehmender 
iſt die Beſtätigung nur unter den Vorausſetzungen beider 
Heimatrechte zuläſſig. 

3. Verlangt das anzuwendende ausländiſche Recht — 
wie das des Staates New Vork — die Prüfung der Zweck⸗ 
mäßigkeit der Kindesannahme, ſo iſt die Beſtätigung ab⸗ 
zulehnen, da dieſe Prüfung von einem deutſchen Beſtäti⸗ 
gungsgericht nicht vorgenommen werden kann. 

4. Es iſt nicht nur das materielle Heimatrecht, ſondern 
auch deſſen Kolliſionsrecht einſchließlich der in ihm be- 
ſtimmten Rückverweiſung zu berückſichtigen. Das nord⸗ 
amerikaniſche Kolliſionsrecht verweiſt für Kindesannahme⸗ 
verträge auf das Recht des Domizils. Amerikaniſches 
Schrifttum und amerikaniſche Rechtſprechung neigen zu 
der Auffaſſung, daß bei verſchiedenem Domizil der Ver⸗ 
tragſchließenden in erſter Linie das Domizil des Ange⸗ 
nommenen das anzuwendende Recht beſtimme. 


1) JW. 1918, 173. 


5. Der Domizilbegriff, der als Beſtandteil der Rück— 
berweiſungsnorm nach dem anzuwendenden Heimatrecht 
zu beſtimmen iſt, iſt nach engliſchem und amerikaniſchem 
Recht verſchieden. Die amerikaniſche Rechtſprechung hat 
ſich dem deutſchen Wohnſitzbegriff angenähert. Sie ſtellt 
es, ſoweit erkennbar, neben der körperlichen Anweſenheit 
nur auf die Begründung eines „home“ ab. 


(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 10. März 1933, 1a X 155/33.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


3. 88 1666, 1779, 1909 BGB. Ein Streit der Eltern 
über die religiöſe Erziehung der Kinder iſt für die Frage, 
ob die Mutter oder ein Dritter als Pfleger zu beſtellen 
iſt, nachdem dem Vater das Sorgerecht für die Perſon des 
Kindes entzogen wurde, ohne Belang. 

Das LG. geht zu Recht davon aus, daß bei beſtehender Ehe 
das dem Vater gem. § 1666 BGB. entzogene Perſonenſorgerecht 
nicht auf die Mutter übergeht, daß in dieſem Falle vielmehr grund⸗ 
ſätzlich ein Pfleger zu beſtellen iſt, da die Vorausſetzungen des 
§ 1909 BGB. gegeben find (vgl. KJ. 30, A 40 RA. 6, 23 ff.; 
RIA. 10, 94; 11, 7). Die übertragung der dem Vater gem. § 1666 
BGB. entzogenen Perſonenſorge auf die Mutter durch das VormöGer. 
iſt in einem ſolchen Falle unzuläſſig (vgl. RIA. 10, 94 und 11, 7; 
ferner Staudinger, 1927 Anm. VII zu $ 1666). Indeſſen wird 
hierdurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Mutter in geeigneten Fällen 
zum Pfleger beſtellt wird (RJ A. 10, 94; Staudinger a. a. O.). 
Allerdings wird dann, wenn die Eltern noch zuſammenleben, von 
einer Beſtellung der Mutter als Pfleger abzuſehen ſein, weil bei 
der Abhängigkeit der Mutter von dem Vater und dem Einfluß des 
letzteren auf ſie der Erfolg der getroffenen Maßregel in vielen Fällen 
vereitelt würde; das iſt offenbar auch der Grund, weshalb der Ge⸗ 
ſetzgeber bei beſtehender Ehe für den Fall der Sorgerechtsentziehung 
das Sorgerecht nicht auf den anderen Elternteil übergehen läßt (vgl. 
Staudinger 8 1666 Anm. VII). Abgeſehen hiervon aber richtet 
ſich die Frage, wer als Pfleger zu beſtellen iſt, ausſchließlich nach den 
Vorſchr. des 81779 BGB., die gem. 8 1915 daſ. auf die Beſtellung 
eines Pflegers entſprechende Anwendung finden. Die Belt. des 8 1776 
BGB. über die Berufung zur Vormundſchaft gelten gem. 8 1916 dar. 
für die nach 8 1909 anzuordnende Pflegſchaft nicht, ſcheiden hier auch 
ſonſt aus. Gemäß § 1779 Abſ. 2 Satz 1 BGB. find bei der Auswahl 
des Vormundes oder Pflegers Verwandte und Verſchwägerte des 
Mündels zunächſt zu berückſichtigen, vorausgeſetzt, daß ſie nach Maß⸗ 
gabe des § 1779 Abſ. 2 Satz 1 BGB. geeignet find. Es find alſo 
andere Perſonen ſolange nicht als Vormund oder Pfleger zu be⸗ 
ſtellen, als eine Verwandte oder Verſchwägerte und auch ſonſt ge⸗ 
eignete Perſon zur Verfügung ſteht, es ſei denn, daß beſondere 
Gründe im Einzelfalle die Beſtellung eines anderen Vormundes oder 
Pflegers rechtfertigen (vgl. KG.: OLG. 42, 111 Anm. 1b; f. auch 
KOT. 43, A 41ff.; RIA. 14, 4 und Staudinger a. a. O. 81779 
Anm. 2 a). 

Im vorl. Falle kommt hiernach die Mutter mit in erſter Linie 
für die Beſtellung als Pfleger in Betracht. Von ihrer Beſtellung darf 
nur dann abgeſehen werden, wenn ſie für das Amt nicht geeignet iſt 
oder wenn beſondere Gründe gegen ihre Beſtellung beſtehen. Das AG. 
begründet auch die Ablehnung der Beſtellung der Mutter als Pfleger 
nur damit, daß ein Widerſtreit der Eltern betreffend die religiöſe 
Erziehung des Kindes beſtehe. Dieſer Geſichtspunkt muß aber bei 
der Beurteilung der Frage, ob aus beſonderen Gründen von der Be⸗ 
ſtellung der Mutter als Pfleger abzuſehen iſt, außer Betracht 
bleiben, weil der Meinungsſtreit der Eltern hinſichtlich der religiöſen 
Erziehung des Kindes auch nicht dadurch beſeitigt werden würde, 
daß ein Dritter zum Pfleger beſtellt wird. Gemäß § 1698 BGB. 
würde der Mutter, wenn ein Dritter zum Pfleger beſtellt würde, 
neben dieſem die Sorge für die Perſon des Kindes in gleicher Weiſe 
zuſtehen wie nach § 1634 BGB. neben dem Vater. Bei einer 
Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihr und dem Pfleger würde alſo 
die Meinung des Pflegers vorgehen. Hinſichtlich der zwiſchen den 
Eltern jetzt ſtrittigen Frage, in welchem Bekenntnis das Kind zu 
erziehen ſei, würde aber gem. 8 3 Abſ. 1 RelCr;G. ihre Meinung vor⸗ 
gehen. Sie würde alſo, auch wenn ein Dritter als Pfleger für die 
Perſon des Kindes beſtellt wäre, beſtimmungsberechtigt ſein, es fei 
denn, daß ihr das Recht der religiöſen Erziehung auf Grund des 
81666 BGB. entzogen wird (vgl. Engelmann, Nele. zu 
$2 III 1b und Anm. III 1a zu 8 3 Abſ. 1). Bei der Ausübung ihres 
Beſtimmungsrechts wäre fie an die Schranke des 82 Abs. 2 RelerzG. 
gebunden, weil zur Zeit der Eheſchließung ſie und ihr Ehemann darin 
einig geweſen ſind, daß das Kind in der evangeliſchen Religion er⸗ 
zogen werden ſolle. Es würde alſo der Zuſtimmung ihres Ehemannes 
bedürfen, wenn das Kind im katholiſchen Bekenntnis erzogen werden 
ſoll, es ſei denn, daß die Zuſtimmung nach § 2 Ab. 3 RelErzch. durch 
das Vormcber. erſetzt wird. Bei dieſer Rechtslage ift aber nicht erſicht⸗ 
lich, inwiefern die Meinungsverſchiedenheit der Eltern hinſichtlich der 
religiöſen Erziehung des Kindes einen beſonderen Grund für die Be⸗ 
ſtellung eines Dritten als Pfleger darſtellen ſoll. Auch im Falle der 
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Beſtellung der Mutter als Pfleger würde ſich hinſichtlich der Frage 
der religiöſen Erziehung des Kindes die gleiche Lage ergeben. Denn 
auch, wenn die Mutter als Pfleger für die Perſon des Kindes beſtellt 
würde, wäre ſie bei der Beſt. des Bekenntniſſes, in dem das Kind 
erzogen werden foll, an die Zuſtimmung ihres Ehemannes gebunden. 
In ihrer Eigenſchaft als Pflegerin könnte fie gem. § 3 Abſ. 2 Satz 6 
RelErzG. die ſchon erfolgte Veit. über die religiöſe Erziehung über⸗ 
haupt nicht ändern (vgl. Engelmann, 83 Anm. IV 2a d S. 68), 
ſondern nur in ihrer Eigenſchaft als ſorgeberechtigte Mutter, und hier 
beſteht die Einſchränkung des 8 2 Abſ. 2 NRellrzC. 
(KG., 1a Ziv Sen., Beſchl. v. 4. Nov. 1932, 1a X 1209/32.) 
* 


4. 8 1910 BGB.; 8 807 3PO. Eine Gebrechlichkeits⸗ 
pflegſchaft kann zum Zwecke der Aufſtellung des Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes und der Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides nicht angeordnet werden. 

Eine Pflegſchaft, gleichviel welcher Art, auch eine ſolche aus 
81910 BGB., fest in erſter Linie ein Fürſorgebedürfnis voraus, 
d. h. die Pflegſchaft muß mindeſtens auch im Intereſſe des unter 
Pflegſchaft zu Stellenden, nicht nur eines Dritten liegen. Erſteres 
iſt hier nicht der Fall. Es mag unter Umſtänden zutreffen, daß die 
ſittliche Pflicht eines Menſchen, ſeine Schulden zu bezahlen, die Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers als auch in ſeinem Intereſſe liegend er⸗ 
ſcheinen laſſen kann. Dies trifft aber hier nicht zu. Der Schuldner 
iſt zwar unter den Vorausſetzungen des 8 807 3PO. zur Leiſtung 
des Offenbarungseides verpflichtet. Wenn er ſelbſt ihn aber nicht 
leiſten kann, weil er geiſtig erkrankt iſt, ſo iſt nicht einzuſehen, 
inwiefern ſein Intereſſe dahin gehen ſollte, den Eid ſtatt ſeiner durch 
einen Pfleger leiſten zu laſſen. Der nur zu dieſem Zweck beſtellte 
Pfleger, der nicht etwa ſchon vorher die Vermögensverwaltung hin⸗ 
ſichtlich des Gebrechlichen gehabt hat, würde auch gar nicht in der 
Lage ſein, den Eid zu leiſten, wenn ihn der Gebrechliche ſeines Zu⸗ 
ſtandes wegen nicht felbft informieren kann. Was der Pfleger von 
ſich aus ohne den Schuldner feſtſtellen kann, könnte ſchließlich der 
Gläubiger ſelbſt auch. 

Es ergeben aber auch die Beſtimmungen der ZPO., daß in 
einem Falle wie dem vorliegenden eine Pflegſchaft vom Geſetze nicht 
vorgeſehen iſt. Wenn gegen den Gebrechlichen erſt noch eine Klage zu 
erheben wäre, würde auf Antrag des Gläubigers nach 857 ZPO. 
vom Prozcher. ein Prozeßvertreter zu beſtellen ſein, und es wäre 
Sache des Gebrechlichen ſelbſt oder eines an ſeiner Perſon In⸗ 
tereſſierten, einen Pfleger beſtellen zu laſſen, andernfalls der Prozeß⸗ 
vertreter den Prozeß bis zur rechtskräftigen Erledigung durch⸗ 
zuführen hätte (Gruch. 45, 1091). Im Gebiete des Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahrens iſt eine ähnliche Beſtimmung nur für den Fall 
getroffen, daß ein Recht an einem Grundſtück geltend gemacht werden 
ſoll, das von dem bisherigen Eigentümer nach § 938 BGB. auf⸗ 
gegeben und von dem Aneignungsberechtigten noch nicht erworben 
worden iſt (8787 ZPO.). Auch hier iſt ein Vertreter zu beſtellen, 
der die aus dem Eigentum ſich ergebenden Rechte und Verpflich⸗ 
tungen im Zwangsvollſtreckungsverfahren wahrzunehmen hat. Aber 
gerade dieſe Sonderbeſtimmung zeigt, daß das Geſetz davon ausgeht, 
eine Pflegſchaft — im Falle des 8787 3PO. allerdings aus $ 1913 
BGB. — komme nicht in Frage, offenbar eben, weil die Vertretung 
des zukünftigen Grundſtückseigentümers nicht einer Fürſorge in 
ſeinem Intereſſe, ſondern nur dem Vorteile des Gläubigers diene 
(ſo anſcheinend auch OLG. Hamburg: Os. 38, 33). 

Zu bedenken iſt auch noch folgendes: Es kann ein Volljähriger, 
der nicht unter Vormundſchaft ſteht, ſehr wohl wegen geiſtiger Ge⸗ 
brechen nicht in der Lage ſein, einen Eid zu leiſten, ohne daß doch 
eine Verſtändigung mit ihm nicht möglich wäre. Hier könnte der 
Gläubiger zweifellos nicht die Beſtellung eines Pflegers erzwingen, 
da die nach 8 1910 Abſ. 3 BGB. erforderliche Einwilligung des 
Gebrechlichen ganz von ſeinem Willen abhängt. Die Rechte des Gläu⸗ 
bigers können aber nicht größer ſein, wenn eine ſolche Verſtändi⸗ 
gung nicht möglich iſt. Daß in dieſem Falle eine Pflegſchaft auch 
ohne Einwilligung des Gebrechlichen angeordnet werden kann, ift 
zweifellos wieder nur im Intereſſe des Gebrechlichen vorgeſehen. 

KG., Ziv Sen. la, Beſchl. v. 28. April 1933, 1a X 459/33.) 
Ber. von KR. Heydtmann, Berlin. 
* 

5. 81947 BGB. Eine Erbausſchlagung mit dem 
Zuſaßz „zugunſten von 4“ iſt regelmäßig nicht als unbe⸗ 
dingte Ausſchlagung anzuſehen; ſie iſt alſo unwirkſam, 
wenn jener Erfolg nicht erreicht werden kann. 

. Unbedenklich iſt zunächſt die Annahme, daß die namens der 
Frau Lucie F. von ihrem Bruder erklärte Erbausſchlagung ihrem 
Sr nach aus der Vollmacht zu ergänzen, alſo ebenfalls nur 
Erbaden Zuſatze „zugunften der Mutter“ erklärt ſei. Die einer 
fi ausfchlagung beigefügte Maßgabe, daß fie zugunſten einer be⸗ 
. Perſon, insbeſ. eines Miterben, erklärt werde, kann nun, 

e das LG. richtig erkannt hat, verſchiedene Bedeutungen haben. 


Es iſt möglich, daß ſie lediglich als Angabe des Beweggrundes 
gemeint iſt, ohne daß der Erklärende die Wirkſamkeit der Aus⸗ 
ſchlagung von dem Eintritt des vorausgeſetzten Erfolges abhängig 
machen will. Dieſe Auffaſſung iſt aber keineswegs die allein mög⸗ 
liche oder auch nur, wie vereinzelt im Schrifttum, ſo von Bin⸗ 
der (Rechtsſtellung des Erben I S. 128) und von Kipp (Erb⸗ 
recht § 53 VI), dagegen nicht auch vom KG.: KGJ. 35, A 63 
angenommen wird, die nächſtliegende. Wer ausdrücklich erklärt, 
daß er zugunſten einer beſtimmten anderen Perſon ausſchlage, wird 
regelmäßig auf den danach vorausgeſetzten Erfolg ſeiner Erklä⸗ 
rung ſo entſcheidenden Wert legen, daß nicht angenommen wer⸗ 
den kann, er habe ſie auch mit einem anderen Erfolge gelten 
laſſen wollen. Es müßten alſo für die letztere Anſicht im einzelnen 
Falle beſondere Anhaltspunkte vorliegen. Solche waren jedoch hier 
weder von dem BeſchwF. geltend gemacht noch ſonſt erſichtlich. 
Das LG. konnte vielmehr ſeine gegenteilige Feſtſtellung auf die 
Erwägung ſtützen, daß Frau Lucie F. ein auch vom BeſchwF. 
nicht beſtrittenes Intereſſe daran gehabt habe, die Erbſchaft aus⸗ 
ſchließlich ihrer Mutter zuzuwenden, da es ihr aber durch ihren 
Aufenthalt im Auslande erſchwert geweſen ſei, das Vorliegen der 
weiteren Vorausſetzungen hierfür bei Abgabe einer uneingeſchränk⸗ 
ten e e ee feſtzuſtellen. Eine dritte Aus⸗ 
legungsmöglichkeit, daß nämlich die eingeſchränkte „Erbausſchla⸗ 
gung“ den Willen der Frau F. zum Ausdruck gebracht habe, die 
Erbſchaft anzunehmen und gleichzeitig der Mutter zu übertragen, 
iſt vom LG. ebenfalls geprüft, aber ohne Rechtsirrtum und in⸗ 
ſoweit übereinſtimmnd mit der Auffaſſung des BeſchwF. abgelehnt. 
Hiernach iſt die tatſächliche Feſtſtellung, daß Frau Lucie F. die 
durch ihren Bruder abgegebene Ausſchlagungserklärung nur im 
Falle des Eintritts der ausdrücklich vorgeſehenen Wirkung habe 
gelten laſſen wollen, für das Gericht der weiteren Beſchw. bindend. 

Daraus ergibt ſich, wie man auch die Einſchränkung der 
Ausſchlagungserklärung rechtlich würdigen mag, ihre Unwirkſam⸗ 
keit mindeſtens für den gegebenen Fall, daß die Ausſchlagung 
mangels Gültigkeit der weiter erforderlichen Ausſchlagung des 
BeſchwF. nicht ausſchließlich zugunſten der Mutter wirken konnte 
(ebenſo KGJ. 35, A 63). Geht man mit dem LG. davon aus, daß 
Frau F. die erklärte Ausſchlagung von dem erwarteten ſpäteren 
Eintritte der ſonſtigen Vorausſetzungen für das alleinige Erbrecht 
ihrer Mutter habe abhängig machen wollen, ſo beſteht kein Be⸗ 
denken, darin eine der Erbausſchlagung beigefügte aufſchiebende 
Bedingung zu ſehen. Eine ſolche macht, da fie nach 81947 BGB. 
unzuläſſig iſt, die ganze Erbausſchlagung unwirkſam. Nimmt 
man dagegen, was übrigens ferner liegt, mit dem BeſchwF. an, 
daß die Einſchränkung der Erbausſchlagung der Frau F. auf einen 
gegenwärtigen Umſtand abgeſtellt geweſen ſei, nämlich darauf, daß 
die Erklärung ſchon im Zeitpunkt ihrer Abgabe ohne weiteres die 
gewollte Erweiterung des Erbrechts der Mutter zur Folge habe, 
dann iſt doch das Ergebnis wiederum die Unwirkſamkeit der Er⸗ 
klärung. Denn der erklärte Wille der Frau F. würde dann dahin 
gegangen ſein, unter Aufgabe des eigenen Erbrechtes die Mutter 
zur Alleinerbin zu machen. Eine ſolche Erklärung iſt aber geſetz⸗ 
lich nicht zuläſſig und deshalb unwirkſam. Es iſt auch nicht etwa 
möglich, den erſten Teil der Erklärung, die Erbausſchlagung gel⸗ 
ten zu laſſen, und nur dem zweiten, der Ausſtattung der Mutter 
mit dem aufgegebenen Erbrechte, die Wirkſamkeit abzuſprechen. 
Denn beide Teile der Erklärung ſollten nach der Feſtſtellung des 
LG. untrennbar miteinander verbunden ſein. 


(KG., Beſchl. v. 8. Juni 1933, 1b X 266/33.) 
Eingeſ. v. RA. Dr. Guſtav Schwarz, Berlin. 
* 


6. 8 2364 BGB. Die Anordnung einer aufſchiebend 
bedingten Teſtamentsvollſtreckung ift in dem Erbſchein 
regelmäßig erſt anzugeben, nachdem die Bedingung ein- 
getreten iſt. 

Der Erblaſſer hatte in einem Erbvertrage ſeine drei Kin⸗ 
der zu ſeinen Erben eingeſetzt belaſtet mit der Verpflichtung, ſei⸗ 
ner Witwe eine lebenslängliche Rente zu zahlen. Die dauernde 
Zahlung der Rente ſollte durch Hinterlegung von Wertpapieren 
dei der H. Bank ſichergeſtellt werden. Zu dieſem Zweck wurde die 
Bank beauftragt, die zu hinterlegenden Wertpapiere auszuwählen, 
die Art der Hinterlegung zu beſtimmen und die Anſchaffung ge⸗ 
eigneter Wertpapiere anzuordnen. Für den Fall, daß ſie dies ab⸗ 
lehnen oder aus irgendeinem Grunde nicht in der Lage ſein werde, 
die ihr zugedachte Aufgabe zu erfüllen, wurde das Nachlaßgericht 
erſucht, einen Teſtamentsvollſtrecker mit den nötigen Befugniſſen 
zu ernennen. Das Nachlaßgericht erteilte einen Erbſchein, ohne 
darin die Anordnung der Teſtamentsvollſtreckung zu erwähnen. 
Die Anregung eines Erben, den Erbſchein wegen des Fehlens 
einer ſolchen Angabe als inhaltlich unrichtig einzuziehen, blieb in 
allen Rechtszügen ohne Erfolg. 

82364 Abſ. 1 BGB. beſtimmt zwar ohne Einſchränkung, daß 
die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers in dem Erbſchein an⸗ 
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zugeben iſt. Bei der Anwendung der Vorſchr. darf aber ihr Zweck 
nicht außer acht gelaſſen werden. Der Erbſchein ſoll dem Erben 
als Ausweis über ſeine Verfügungsbefugnis dienen und einem 
Dritten, der ſich mit ihm rechtsgeſchäftlich einläßt, die Möglichkeit 
verſchaffen, den Umfang der Befugnis in zuverläſſiger Weiſe feſt⸗ 
zuſtellen ($ 2366 BGB.). Das iſt nur möglich, wenn es zum In⸗ 
halt des Erbſcheins gehört, über etwaige Verfügungsbeſchränkun⸗ 
en des Erben Auskunft zu geben. Denn nur dann bietet das 
ehlen einer entſprechenden Angabe die Gewähr, daß ſolche Be⸗ 
ſchränkungen nicht beſtehen. Das iſt der Grund, aus dem gem. 
§ 2363 Abſ. 1 BGB. das Recht eines Nacherben und gem. § 2364 
Abſ. 1 BGB. eine Teſtamentsvollſtreckung in den Erbſchein auf⸗ 
zunehmen find (Motive z. BGB. 5, 566). Hiermit wäre es aber 
nicht vereinbar, wenn man ſchlechthin jede Anordnung einer Te⸗ 
ſtamentsvollſtreckung in dem Erbſchein angeben wollte, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob ſie das gegenwärtige Verfügungsrecht des Erben 
wirklich beſchränkt oder ob die Beſchränkung noch nicht oder nicht 
mehr wirkſam iſt. Das KG. hat demgemäß KGJ. 48, 143 bereits 
ausgeſprochen, daß die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers 
bei der Ausſtellung eines Erbſcheins unberückſichtigt zu laſſen iſt, 
wenn ſie bis zu dieſem Zeitpunkt ihre Wirkſamkeit verloren hat. 
Dasſelbe muß gelten, wenn ſie noch nicht wirkſam geworden iſt 
und ihre Aufgahnme in den Erbſchein das einſtweilen unbeſchränkte 
Verfügungsrecht des Erben ins Ungewiſſe 11 würde. Das 
letztere braucht bei Erwähnung einer aufſchiebend bedingten oder 
befriſteten Teſtamentsvollſtreckung nicht notwendig der Fall zu 
ſein, nämlich dann nicht, wenn die Bedingung oder der Zeitpunkt 
für den Beginn der Teſtamentsvollſtreckung derart beſtimmt iſt, 
daß über ihren Eintritt gegebenenfalls kein Zweifel obwalten 
kann (vol. z. B. KG. 46, 141 über die Anordnung der Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung für einen Erbeserben). Iſt aber der Eintritt 
der Bedingung, wie im vorl. Falle, von Umſtänden abhängig, die 
für einen Dritten nicht ohne weiteres erſichtlich ſind, ſo würde 
die Aufnahme einer derart bedingten Teſtamentsvollſtreckung den 
Erbſchein für ſeinen Zweck, das z. Z. beſtehende unbeſchränkte 
Verfügungsrecht des Erben nachzuweiſen, unbrauchbar machen. 
Es würde auch häufig, insbeſ. im Grundbuchverfahren, an jeder 
Möglichkeit fehlen, anderweit den Nichteintritt der Bedingung für 
den Beginn der Teſtamensvollſtreckung darzutun; denn eine be⸗ 
ſondere, den Erbſchein ergänzende Beſcheinigung dahin, daß die 
Teſtamentsvollſtreckung noch nicht wirkſam geworden ſei, iſt im 
Geſetz nicht vorgeſehen. Der Erbſchein darf daher in Fällen der 
hier erörterten Art ſeiner Zweckbeſtimmung gem. das Beſtehen 
der Teſtamentsvollſtreckung erſt angeben, wenn die Bedingung 
eingetreten iſt. Bis dahin muß er die unbeſchränkte Verfügungs⸗ 
macht des Erben zweifelsfrei bezeugen. Wenn die weitere Beſchw. 
demgegenüber geltend macht, daß der Teſtamentsvollſtrecker bei Ein⸗ 
tritt der Bedingung bereits durch den Erbſchein ausgewieſen ſein 
müſſe und nicht erſt mit einer neuen Erbſcheinsverhandlung be⸗ 
ginnen könne, ſo verkennt ſie die Bedeutung des in den Erbſchein 
aufzunehmenden Vermerkes über die Teſtamentsvollſtreckung. Die⸗ 
ſer Vermerk hat nicht den Zweck, dem Teſtamentsvollſtrecker als 
Ausweis zu dienen, wie er denn auch nicht einmal den Namen 
des Teſtamentsvollſtreckers zu enthalten hat, er ſoll vielmehr le⸗ 
diglich die Verfügungsbeſchränkung des Erben verlautbaren. Den 
Ausweis des Teſtamentsvollſtreckers bildet das Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckerzeugnis (8 2368 BGB.), das erſt ausgeſtellt werden kann, 
nachdem die Bedingung für das Wirkſamwerden der Teſtaments⸗ 
vollſtreckung eingetreten und der vom Nachlaßgericht zu ernennende 
Teſtamentsvollſtrecker auch wirklich ernannt iſt. 

Der hier vertretenen Rechtsanſicht ſteht nicht entgegen, daß 
eine aufſchiebend bedingte Nacherbſchaft, ja ſogar Erſatznacherb⸗ 
ſchaft, ſchon alsbald in den Erbſchein aufzunehmen iſt. Die Rechts⸗ 
lage iſt dabei eine weſentlich andere als bei der aufſchiebend be⸗ 
dingten Teſtamentsvollſtreckung. Die Verfügungen des Vorerben 
find nämlich, auch wenn fie vor Eintritt der Bedingung getroffen 
werden, nach deren Eintritt dem Nacherben gegenüber in dem ge⸗ 
ſetzlich vorgeſehenen Umfange unwirkſam. Die bedingt angeordnete 
Teſtamentsvollſtreckung dagegen beſchränkt den Erben in ſeiner 
Verfügungsmacht erſt vom Eintritt der Bedingung ab. Die bis 
dahin von ihm vorgenommenen Verfügungen bleiben nach Ein⸗ 
tritt der Bedingung voll wirkſam. Der Erbſchein muß es ihm des⸗ 
halb auch — anders als dem al eine bedingte Nacherbſchaft be⸗ 
ſchränkten Vorerben — ermöglichen, ſolche auf jeden Fall voll 
wirkſamen Verfügungen zu treffen. 

(KG., ZivSen. 1b, Beſchl. v. 11 Mai 1933, 1b X 247/33.) 


Ber. von LGR. Dr. Henke, Berlin. 
* 


7. 8 2369 BGB. Ein gegenſtändlich beſchränkter 
Erbſchein kann auch dann erteilt werden, wenn die Zu⸗ 
ſtändigkeit eines deutſchen Nachlaßgerichts nicht feſtzu⸗ 
ſtellen iſt. f) 

Ob auf Grund der allgemeinen Vorſchr. des BGB. an Stelle 
des üblichen unbeſchränkten Erbſcheins ſtets ein gegenſtändlich be⸗ 


ſchränkter Erbſchein verlangt werden kann, iſt in Rſpr. und Schrift⸗ 
tum ſtreitig (dafür BayOb sc.: RIA. 13, 16; Planck, Vorbem. 6 
zu 88 2353 ff.; dagegen KG.: OLG. 4, 397; 7, 446; 21, 351; 
HöchſtRRſpr. 1927 Nr. 1297; OLG. Colmar: OLG. 6, 315; RGR⸗ 
Komm. § 2353 Anm. 4; Staudinger 8 2353 Anm. V; 8 2369 
Anm. 1). Die Frage der allgemeinen Zuläſſigkeit eines gegenſtändlich 
beſchränkten Erbſcheins braucht aber zur Zeit nicht entſchieden zu 
werden. Denn die Erteilung eines ſolchen Erbſcheins läßt ſich im 
vorliegenden beſonderen Falle noch auf Grund des 8 2369 BGB. recht⸗ 
fertigen. Ein Erbſchein kann nach dieſer Vorſchr. mit Beſchrankung 
auf den in Deutſchland befindlichen Nachlaß erteilt werden, wenn 
es an einem für die Erteilung eines unbeſchränkten Erbſcheins zu⸗ 
ſtändigen deutſchen Nachlaßgericht fehlt. Der Grund dafür kann nur 
der ſein, daß beim Vorhandenſein inländiſcher Nachlaßgegenſtände die 
Möglichkeit der Ausſtellung eines Erbſcheins unter allen Umſtänden 
gewährleiſtet werden ſollte. Von dieſem Geſichtspunkte aus muß aber 
dem Fall, daß es an einem für die Ausſtellung eines unbeſchränkten 
Erbſcheins zuſtändigen deutſchen Nachlaßgericht fehlt, der Fall gleich⸗ 
geſetzt werden, daß die Zuſtändigkeit eines deutſchen Nachlaßgerichts 
nicht feſtzuſtellen iſt. Denn auch dann iſt, worauf es für den Geſetz⸗ 
geber ankam, die Ausſtellung eines unbeſchränkten Erbſcheins prak⸗ 
tiſch unmöglich. Hiernach rechtfertigt ſich unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden eine mindeſtens entſprechende Anwendung des 8 2369 BGB. 
Die Erteilung des beantragten beſchränkten Erbſcheins darf deshalb 
nicht mit der Begründung abgelehnt werden, daß dazu das Fehlen 
eines allgemein zuftändigen deutſchen Nachlaßgerichts feſtſtehen müſſe. 
(KG., ZivSen. 1 b, Beſchl. v. 11. Juli 1933, 1b X 315/33.) 
Ber. von LER. Dr. Henke, Berlin. 
* 


8. 8847 Ziff. 2, 33, 39 Pr.; Art. 46 PrACBOR. 
Erklärt der überlebende märkiſche Ehegatte in der Erbes⸗ 
legitimationsverhandlung, daß er die ſtatutariſche Por⸗ 
tion wähle, ſo rechtfertigt die Beurkundung dieſer Er⸗ 
klärung in der Regel nicht neben der Gebühr aus 8 47 
Ziff. 2 PrGͤKG. den Anſatz einer weiteren Gebühr aus 
833 Pr GKG. 

Zwar beſtimmt 8 39 Pr&RG., daß nur eine Gebühr zu erheben 
iſt, wenn in einer Verhandlung mehrere Erkl. beurkundet werden, 
die denſelben Gegenſtand haben. $ 39 PrGKG. findet aber auf die 


Zu 7. Die Mitteilung des Tatbeſtandes läßt im Stiche. Man 
erfährt nicht, weshalb der vorl. Fall ein beſonderer iſt, und vor 
allem wird verſchwiegen, warum die Zuſtändigkeit eines deutſchen 
Nachlaßgerichtes, das einen normalen unbeſchränkten Erbſchein zu 
erteilen imſtande wäre, hier nicht feſtzuſtellen ſei. Da ſich Nachlaß⸗ 
gegenſtände im Inlande befinden, etwa ein Bankdepot, fo iſt das 
Intereſſe an der Erlangung eines Erbſcheines begründet. Ein all⸗ 
gemeiner Erbſchein kann nach EG. 25 von uns nicht erteilt werden, 
wenn der Erblaſſer ein Ausländer war. Um ſo dringender beſteht das 
Bedürfnis, daß nach der lex rei sitae wenigſtens ein gegenſtändlich 
beſchränkter Erbſchein ausgeſtellt werde, und zwar nach deutſchem Recht. 
Dieſe Ausnahme gegenüber der unzulänglichen internationalrechtlichen 
Ordnung ſtellt § 2369 auf. Weder hieraus noch aus 8 2353 iſt zu 
ſchließen, daß das Zeugnis über das „Erbrecht“ ſachlich ſtets den 
Nachlaß im ganzen Umfange umfaſſen müßte und daß die Begrenzung 
auf einen einzelnen Nachlaßgegenſtand mit dem Weſen des Erbſchein⸗ 
zeugniſſes in Widerſpruch ſtände. Mit eingehenden Gründen hat das 
BayoObescz.: RIA. 13, 16 die generelle Zuläſſigkeit eines beſchrünkten 
Erbſcheins dargelegt. Eine gründliche Widerlegung hiervon iſt bisher 
nicht erfolgt; es wurde immer nur auf die rein theoretiſche und un⸗ 
bewieſene Behauptung nach Planck abgeſtellt, daß nach dem Begriffe 
des Erbſcheines nur das allgemeine Zeugnis zuläſſig ſei. Das KG., 
das bisher auch dieſer Meinung naheſtand, kommt nach dem vorl. 
Beſchl. der richtigen Deutung nahe. So ſehr dies zu begrüßen iſt, ſo 
muß doch bedauert werden, daß der Beſchl. mit der Lehre einſetzt, 
die Frage der allgemeinen Zuläſſigkeit eines gegenſtändlich be⸗ 
ſchränkten Erbſcheins brauche z. Z. nicht entſchieden zu werden. Das 
iſt leider eine auch beim RG. vielbeliebte Wendung, die häufig nach 
Verlegenheit ſchmeckt. Das KG. beſitzt in Erbſcheinfragen höchſte 
Autorität. Weshalb ſpricht es nicht klar und endgültig aus, was nach 
feiner Anſicht Rechtens ift, ſtatt die Rechtſuchenden immer auf neue 
Prozeſſe und Zweifel zu verweiſen? Wir brauchen ein feſtes Recht. 
Und das hätte für den vorl. Fall, der nach einer praktiſchen Löſung 
abſeits der übertriebenen Begriffsjurisprudenz ſchreit, unſchwer er⸗ 
reicht werden können. Und dabei hätte ſich wohl herausgeſtellt daß 
die Löſung nicht aus § 2369 zu gewinnen iſt, ſondern aus der ge⸗ 
läuterten Auffaſſung des Erbſcheins als des gerichtlichen Zeugniſſes 
über die Wirklichkeit der erbrechtlichen Verfügungsmacht (mein Erb⸗ 
recht, 8. Aufl., § 143). Damit wäre auch die Beſchränkung der Le⸗ 
gitimation auf ein beſtimmtes vererbtes Grundſtück begrifflich durch⸗ 
aus vereinbar und auch die Rechtseinheit mit der willkommenen bayer. 
Praxis hergeſtellt. 

Geh. Rat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 
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Beurkundung einer eidesſtattlichen Verſicherung keine Anwendung, da 
ſich aus der Stellung dieſer Beſt. im Geſetz ergibt, daß unter „Er⸗ 
Klärungen“ in 8 39 a. a. O. nur rechtsgeſchäftliche Erkl. der in 
58 33—37 ſowie 8 40 a. a. O. geregelten Art gemeint fein können 
(AGJ. 43, 333; Bartſcher, Prog., 7. Aufl., § 39 Anm. 2; 
Beushauſen, NotarGebO., 4. Aufl., § 39 Pr. Anm. 12; 
Mügel⸗Ehm, PrGcch., 7. Aufl., § 41 Anm. 16; Rausnitz, 
NotarGebO., 3. Aufl., 8 39 Anm. 2). 5. 

Daher kann der Notar gem. § 5 NotarGebd. grundſätzlich für 
die Beurkundung der eidesſtattlichen Verſicherung nach 9.47 Ziff. 2 
PrGͤKcG. und für die Beurkundung der Erkl. des märkiſchen Ehe⸗ 
gatten, daß er die Hälfte der durch Einwerfung ſeines eigenen Ver⸗ 
mögens in den Nachlaß gebildeten Vermögensmaſſe (die fog. ſtatuta⸗ 
riſche Portion) wähle, nach 8 33 ProKG. eine volle Gebühr erheben. 
Die Anſicht von Rausnitz a. a. O. 8 39 Pr Gg. Anm 2, daß die 
Beurkundung der WahlErkl. neben der eidesſtattlichen Verſicherung 
als gebührenfreies Nebengeſchäft anzuſehen ſei, iſt abzulehnen. Unter 
einem gebührenfreien Nebengeſchäft i. S. $ 54 Prack. iſt nach der 
ftändigen Rſpr. des KG. ein Geſchäft zu verſtehen, das im Verhältnis 
zu dem anderen Geſchäft, dem Hauptgeſchäft, als das minder wichtige, 
weniger bedeutſame erſcheint und mit dem Hauptgeſchaft derart in Zu⸗ 
ſammenhang ſteht, daß es nicht als ein ſelbſtändiges in Erſcheinung 
tritt, ſondern nur vorgenommen wird, um das Hauptgeſchäft vorzu⸗ 
bereiten oder das bereits vorgenommene Geſchäft zu fördern und ſo 
den mit ihm beabſichtigten Erfolg herbeizuführen (KG. 53, 323; 
IFG. Ergesd. 1, 98; 5, 105). Es muß ſich hiernach um eine Ver⸗ 
richtung des Notars handeln, wie ſich auch aus den in 8 10 Abſ. 1 
NotarGebO. angeführten Beispielen für gebührenfreie Nebengeſchäfte 
ergibt, die neben der eigentlichen Beurkundungstätigkeit vorgenom⸗ 
men wird, ſei es als Vorbereitungsgeſchäft oder um das ſchon vor⸗ 
genommene Hauptgeſchäft zu fördern. Die Mitbeurkundung der Wahl⸗ 
Erkl. kann ſchon aus dieſem Grunde nicht als gebührenfreies Neben⸗ 
geſchäft i. S. § 54 Pr&RG. angeſehen werden. Es fehlt ferner an 
dem auch für eine gebührenfreie Nebenabrede i. S. 8 19 ab. 2 Pr⸗ 
Gecch. weſentlichen Erfordernis der Unſelbſtändigkeit gegenüber dem 
gebührenpflichtigen Akt. Die Ausübung des Wahlrechts durch den 
märkiſchen Ehegatten ſchafft erbrechtliche Wirkungen. Mit der Abgabe 
der WahlErkl. wird die Höhe der Erbteile des Ehegatten und der 
anderen geſetzlichen Erben endgültig beſtimmt. Dieſe Wirkung der 
WahlErkl. geht über den Zweck der eidesſtattlichen Verſicherung, der 
lediglich auf Erlangung des Erbſcheins gerichtet iſt, weſentlich hinaus. 
Die WahlErkl. hat eine eigene ſelbſtändige rechtliche Bedeutung. Sie 
kann daher weder nach 8 54 noch nach § 19 Abſ. 2 Pr. ge⸗ 
bührenfrei ſein. 

Der Notar kann aber die zwei Gebühren nur beanſpruchen, 
wenn er wirklich eine WahlErkl. beurkundet hat. Ob dies der Fall 
iſt, iſt eine Frage der Auslegung (Mügel⸗Ehm a. a. O. 8 49 
Anm. 4). Auch für die Gebührenberechnung ift, wie das KG. wieder⸗ 
holt ausgeſprochen hat, nicht der Wortlaut, ſondern der Sinn “er 
beurkundeten Erkl. maßgebend. Nach dem allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
Tab des § 133 BGB. iſt der wirkliche Wille des Erklärenden zu er⸗ 
forſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinn des Ausdrucks zu haf⸗ 
ten. Nicht alles, was in der Urkunde zum Ausdruck gebracht wird, 
iſt Gegenſtand der gebührenpflichtigen Beurkundung. Wird eine Erkl. 
lediglich zum Zwecke der Erläuterung oder Begründung einer anderen 
Erkl. abgegeben, jo ift nur die letztere gebührenpflichtig (KJ. 37 B, 
23; 38 B, 21; 43, 329; 53, 330; 1aX 190/31; 12 X 1221/31). Eine 
ſolche bloß erklärende und motivierende, alſo koſtenrechtlich bedeu⸗ 
tungsloſe Bemerkung iſt nach der ſtändigen Ripr. des KG. im allge⸗ 
meinen dann anzunehmen, wenn die Erkl. nicht der Beurkundungs⸗ 
form bedurfte und keine beſonderen Umſtände dafür ſprechen, daß ſie 
mitbeurkundet werden ſollte. 

Die zur Erlangung eines Erbſcheins regelmäßig erforderliche 
eidesſtattliche Verſicherung des Antragſtellers muß nach § 2356 Abſ. 2 
BGB. vor Gericht oder vor einem Notar abgegeben werden. Es fehlt 
aber an einer Beſt., daß auch die Erkl. des märkiſchen Ehegatten, 
mit der er die ſtatutariſche Portion wählt, in öffentlicher Form er⸗ 
folgen muß. Die erbrechtlichen Wirkungen des Märkiſchen Provinzial⸗ 
rechts find durch Art. 200 Ech BGB. aufrechterhalten worden. Sie 
haben eine Abwandlung durch Art. 46 Pr ABGB. erfahren. Während 
der märkiſche Ehegatte bis zum Inkrafttreten des BGB. nur die 
Wahl zwiſchen der ſtatutariſchen Portion und der Rücknahme des 
eigenen Vermögens hatte, wurde ihm durch Art. 46 § 3 a. a. O. 
ein weiteres Wahlrecht dahin gewährt, ſich für die Erbfolge nach dem 

B. zu entſcheiden. Die Ausübung dieſes letzteren Wahlrechts hat 
durch öffentlich beglaubigte Erkl. gegenüber dem Nachlaßgericht zu er⸗ 
lolgen. Ferner wird durch Art. 46 $ 4 a. a. O. das Märkiſche Pro⸗ 
dünzialrecht dahin abgeändert, daß dem überlebenden Ehegatten auf 
Antrag eines Miterben durch das Nachlaßgericht eine Friſt zur Erkl. 
80 beſtimmen iſt, ob er die ſtatutariſche Portion oder die Rücknahme 
des eigenen Vermögens wähle. Die Wahl ift innerhalb der Friſt gem. 
— 84 Abf. 3 a. a. O. in öffentlich beglaubigter Form dem 
achlaßgericht gegenüber zu erklären. Nur für dieſen Fall ſchreibt das 
eſetz die Anwendung der Formvorſchr. vor. Für die ohne Friſtſetzung, 
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alſo freiwillig von dem überlebenden Ehegatten abgegebene WahlErkl. 
hat das ABGB. keine Beſt. getroffen. Daher richtet ſich ihre Form 
nach den bisherigen Geſetzen. Nach dieſen aber iſt die Erkl. an keine 
Form gebunden und kann ſogar durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen. 
Sie braucht auch nicht dem Nachlaßgericht gegenüber abgegeben zu 
werden. Der märkiſche Ehegatte kann demnach vor der Friſtſetzung 
durch das Nachlaßgericht die ihm nach dem Märkiſchen Provinzial⸗ 
recht zuſtehende Wahl formlos ausüben (KJ. 49, 54; KG. 1 b X 
20/29; 1 bK 89/29; 1 b X 213/30; Nadler⸗Fechner, Nachlaß⸗ 
weſen, 2. Aufl. S. 89; Cruſen⸗Müller, AGB., Art. 46 
IBI bee S. 415; Strang- Gerhard, AG BGB., Art. 46 Anm. 9; 
Lindemann, AG BGB., Art. 46 § 2 Anm. 1; Drews: Motz. 
1921, 11). 

Die öffentliche Beglaubigung der WahlErkl. ift auch nicht zur 
Beſchaffung eines Erbſcheins erforderlich. Die Art der Ausübung des 
Wahlrechts iſt für die Eigenſchaft des überlebenden Ehegatten als 
Erbe ohne Bedeutung. In dem einen wie dem anderen Falle iſt er 
Erbe, nur daß er bei der Rücknahme des eigenen Vermögens an dem 
Nachlaſſe nicht beteiligt iſt (KJ. 49, 49). Daher hat die Ausübung 
des Wahlrechts nur Einfluß auf die Höhe der Erbteile des über⸗ 
lebenden Ehegatten und der anderen geſetzlichen Erben. Gem. 88 2354, 
2356 Abf. 1 BGB. hat der Erbe, der die Erteilung eines Erbſcheins 
beantragt, zwar das Verhältnis, auf dem ſein Erbrecht beruht, durch 
öffentliche Urkunden nachzuweiſen, nicht aber die Höhe der Erbteile. 
Da auch nach den übrigen für den Erbſcheinsantrag gegebenen Beſt. 
die Tatſachen, die für die Höhe der Erbteile beſtimmend find, weder 
durch öffentliche Urkunden noch durch eidesſtattliche Verſicherungen 
nachzuweiſen ſind, bedarf die WahlErkl., wie das KG. bereits ent⸗ 
ſchieden hat, auch zur Erlangung eines Erbſcheins nicht der öffentlichen 
Form (1 b X 213/30). Die Erbteile müſſen nur in dem Erbſcheins⸗ 
antrage angegeben werden ($ 2357 Abſ. 2 BGB.). Die Feſtſtellung 
ihrer Höhe liegt dem Nachlaßgericht gem. 8 2358 BGB. ob. 

Nach alledem muß davon ausgegangen werden, wie Mügel 
a. a. O. zu 5 49 Anm. 4 m. R. hervorhebt, daß die Aufnahme der 
WahlErkl. in die Erbeslegitimationsverhandlung des märkiſchen Ehe⸗ 
gatten regelmäßig nur zur Darlegung der erbrechtlichen Verhältniſſe 
erfolgt. Deshalb handelt es ſich lediglich um eine erläuternde Bemer⸗ 
kung, deren Beurkundung nicht beabſichtigt und die Koſtenrechtlich 
ohne Bedeutung iſt. Nur wenn dem überlebenden Ehegatten gem. 
Art. 46 54 Pr ABGB. eine Friſt zur Ausübung des Wahlrechts 
geſetzt worden iſt, und er innerhalb der Friſt die Erbeslegitimations⸗ 
verhandlung aufnehmen läßt, kann u. U. angenommen werden, daß 
die Beurkundung der in den Notariatsakt aufgenommenen WahlErkl. 
beabſichtigt war. 

GG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 10. März 1933, 14 X 192/33.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


Rechts entſcheide in Miet ⸗ und pachtſchutzſachen 


Berichtet von KGR. Dahmann, Berlin. 


1. 8 47a PrPachtſchd. 

1. Das LG. darf einen Antrag auf Einholung eines 
RE. nicht deshalb ablehnen, weil es die zu entſcheidende 
Rechtsfrage i. S. des Antragſtellers beantworten will. 

2. Das PE A. hat darüber zu entſcheiden, ob eine 
Leiſtung, deren anderweite Feſtſetzung beantragt iſt, zu 
den Leiſtungen i. S. des 8 2 PrPachtſch O. gehört. 

3. Iſt durch ein Nachtragsabkommen die Verpflichtung 
des Pächters zur Stellung einer Pachtſicherheit aufge- 
hoben und dafür eine andere Leiſtung des Pächters ein⸗ 
geführt, z. B. der Pachtzins erhöht worden, ſo kann die 
geänderte Leiſtung des Pächters nach § 2 Prpachtſchd. 
anderweit feſtgeſetzt werden. 

1. 8 47a PrPachtſchO. verpflichtet das LG. zur Einholung 
eines RE. auf Antrag eines Beteiligten, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des RE. gegeben ſind. Dieſe Vorausſetzungen ſind die 
im 8 47 PrpachtſchO. bezeichneten und beſtehen nur darin, daß 
die geſtellte Rechtsfrage in der Sache erheblich und von grund⸗ 
ſätzlicher Bedeutung ſein muß und daß ſie vom KG. noch nicht 
durch RE. beantwortet iſt oder daß die Abweichung von einem 
NE. des KG. beabſichtigt wird. Der Umſtand, daß die Frage in 
Ubereinſtimmung mit dem LG., das die Frage vorlegt, oder ab⸗ 
weichend von feiner Anſicht beantwortet wird, kann nach 8 47 für 
das KG. nicht von Bedeutung ſein und iſt von ihm auch niemals 
für die Beurteilung der Zuläſſigkeit von Rechtsfragen herangezo⸗ 
gen worden. Anders ift es auch nicht im Falle des § 47a. Die 
Pflicht des LG., auf Antrag eines Beteiligten über eine beſtimmte 
Rechtsfrage einen RE. einzuholen, iſt daher unabhängig davon, ob 
das LG. die Frage in Übereinſtimmung mit dem Antragſteller be⸗ 
antworten will oder nicht. 8 

Dadurch, daß das LG. in der Verhandlung oder in einem 
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Beſchl., der gem. § 47 a ergeht und die Einholung des RE, ab⸗ 
lehnt, erklärt, daß es die Frage ebenſo beantworten wolle, wie der 
Antragſteller, wird auch das Rechtsſchutzbedürfnis des Antragſtel⸗ 
lers nicht bejeitigt. Denn die Erklärung iſt nicht verbindlich; viel⸗ 
mehr iſt das LG. ungehindert, feine Anſicht zu ändern. Dieſe Mög⸗ 
lichkeit beſteht insbeſ dann, wenn die Beſetzung der entſcheidenden 
Kammer gewechſelt hat. Anders iſt es, wenn die Frage durch NE, 
beantwortet iſt, da die vom KG. im RE. getroffene Entſch. in 
der Sache verbindlich ift (§ 47 Abſ. 2). Das LG. darf daher einen 
Antrag auf Einholung eines RE. nicht deshalb ablehnen, weil es 
die zu B Rechtsfrage i. S. des Antragſtellers beantwor⸗ 
ten will. 

2. In einem Pachtſchutzverfahren kann ſich der Streit der Be⸗ 
teiligten auf zweierlei beziehen: erſtens auf den Beſtand und In⸗ 
halt des Pachtvertrages und zweitens darauf, ob und wie dieſer 
Pachtvertrag auf Grund der Beſt. der Pachtſchutzordnung abzuän⸗ 
dern iſt. Der erſte Streit iſt ein Streit über den Grund des An⸗ 
ſpruchs i. S. des § 25 PrPachtſch O., betrifft allein bürgerlich⸗recht⸗ 
liche Fragen und iſt endgültig nur vom ordentlichen Gericht zu 
entſcheiden. Der zweite Streit iſt ein Streit über den Betrag des 
Anſpruchs i. S. des § 25. Seine Entſch. erfolgt auf Grund der 
Belt. der PachtſchO. nach wirtſchaftlichen und geſellſchaft⸗ 
lichen (ſozialen) Geſichtspunkten. Diefe Entſch. gehört daher zur 
ausſchließlichen Zuſtändigkeit des PEN. und hat im Gegenſatze zu 
dem Urt. des ordentlichen Gerichts, das über den Beſtand und 
Inhalt des Vertrages ergeht, rechtsgeſtaltende Wirkung. In dem 
Streit über die Abänderung des Vertragsinhalts hat das PEA. 
ſelbſt zu entſcheiden, welche rechtlichen Schlußfolgerungen aus dem 
unſtreitigen oder nach § 25 als richtig zu unterſtellenden Inhalt 
des Vertrages nach den Vorſchr. der PachtſchO. zu ziehen 
find, da die Zuſtändigkeit einer anderen Stelle, insbeſ. des ordent⸗ 
lichen Gerichts, für dieſe Entſch. nicht in Frage kommt. Zur Zu⸗ 
ſtändigkeit des PGA. gehört alſo insbeſ. im Falle des 82 
PrpachtſchO. die Prüfung und Entſch. der Frage, ob die Lei⸗ 
ſtung, deren Abänderung begehrt wird, zu den Leiſtungen i. S. 
des 82 PrpachtſchO. gehört. Dieſe Zuſtändigkeit des PE A. um⸗ 
ſchließt für dasſelbe die Pflicht, die Frage zu entſcheiden. Es kann 
ſie nicht dahingeſtellt ſein laſſen, da es ſonſt die Umſtände, die 
bei der Frage zu beachten ſind, ob die anderweite Feſtſetzung er⸗ 
forderlich iſt und in welchem Umfange ſie der Billigkeit entſpricht, 
nicht hinreichend berückſichtigen würde. Denn nach 82 iſt zwiſchen 
der Geſamtheit der Leiſtungen des Verpächters und der Geſamt⸗ 
heit der Leiſtungen des Pächters unter Berückſichtigung der übrigen 
in 82 aufgeſtellten Erforderniſſe ein der Billigkeit entſprechender 
Ausgleich zu treffen. Iſt alſo im Pachtvertrage vereinbart, daß 
der Pachtzins 80 Pfund Roggen beträgt und daß der Pächter in⸗ 
folge Wegfalls ſeiner Pflicht zur Stellung einer Pachtſicherheit 
weitere 10 Pfund Roggen leiſten muß, fo hat das PEN. ſelbſt 
zu entſcheiden, ob die Leiſtung des Pächters, die der Beurteilung 
u 32 PrpachtſchO. unterliegt, 90 oder 80 Pfund Roggen 

eträgt. 

3. Der Begriff der Leiſtungen, die nach § 2 PrpachtſchO. 
anderweit feſtgeſetzt werden können, iſt nach dem Zwecke der 
PachtſchO. im weiteſten Sinne zu faſſen. Denn nur dann kann 
der Zweck der Pachtſch O., eine gedeihliche und für die Volks⸗ 
ernährung förderliche Bewirtſchaftung des Pachtlandes zu ermög⸗ 
lichen, erreicht werden (vgl. Wagemann⸗ Marwitz, Pacht⸗ 
ſchutzordnung, Anm. 2b zu § 2, S. 59). Daher hat das KG. im 
RE. v. 6. März 1933, 17 X 12/33: JW. 1933, 1264 ausgeſprochen, 
daß das VEN. über den Wegfall der Pflicht des Paächters zur 
Stellung einer Pachtſicherheit während der Vertragsdauer zu ent⸗ 
ſcheiden hat. Ob die Pachtſicherheit verzinslich war und ob dem 
Verpächter die Zinſen der Pachtſicherheit zuſtanden oder nicht, iſt 
unerheblich. Denn einerſeits iſt nicht erforderlich, daß die Leiſtun⸗ 
gen i. S. des §2 Leiſtungen find, die regelmäßig wiederkehren, 
und andererſeits ift die Stellung einer Pachtſicherheit durch den 
Pächter ohne Zweifel eine Leiſtung aus dem Pachtvertrage. Iſt 
nun durch ein Nachtragsabkommen die Verpflichtung des Päch⸗ 
ters zur Stellung einer Pachtſicherheit aufgehoben und dafür eine 
andere Leiſtung des Pächters eingeführt, z. B. der Pachtzins er⸗ 
höht worden, ſo iſt die geänderte Leiſtung gleichfalls eine Leiſtung 
des Pächters i. S. des §2 PrpachtſchO. Sie kann daher auch 
nach §2 vom BEA. anderweit ſeſtgeſetzt werden. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 29. Mai 1933, 17 Y 20/33.) 


Oberlandesgerichte. 
a) Zivilſachen. 
Braunſchweig. I. Materielles Recht. 


1. 8 2113 Abſ. 2 BB. Zum Begriff der unentgelt⸗ 
lichen Verfügung. 
Als entgeltlich i. S. des 8 2113 Abſ. 2 BGB. iſt eine Ver⸗ 


fügung nur dann anzuſehen, wenn das für einen aus dem Nach⸗ 
laſſe angegebenen Gegenſtand entrichtete Entgelt eine gleichwertige 
Gegenleiſtung darſtellt und wenn der Vorerbe bei der Verfügung auf 
ſeine Verpflichtung, den Nachlaß möglichſt in unvermindertem Werte 
herauszugeben, gebührend Rückſicht genommen hat (OLG. 35, 371). 

Beides iſt hier zu verneinen. Der Wert des zum Nachlaß ge⸗ 
hörigen, von der Vorerbin an einen der drei Nacherben verkauften 
Grundſtücks iſt auf 9000 AM angegeben. Das von dem Käufer zu 
leiſtende Entgelt beſteht außer der ſelbſtſchuldneriſchen Übernahme der 
auf dem Grundſtück laſtenden Hyp. in der Zahlung von je 1500 AM 
an die beiden anderen Nacherben 6 Monate nach dem Tode der 
Vorerbin und Zahlung einer Leibrente von 960 AM jährlich und 
Gewährung freier Wohnung, freien Lichtes und freier Feuerung an 
die letztere während ihrer Lebensdauer. 

Soweit der Kaufpreis in Höhe von 3000 RM an die Nach⸗ 
erben zu zahlen iſt, ſtellt die beabſichtigte Auflaſſung zweifellos eine 
unentgeltliche Verfügung dar. Da der Anſpruch auf Zahlung dieſes 
Betrages nicht der Vorerbin zuſteht und nicht Beſtandteil des Nach⸗ 
laſſes iſt, wird durch die Auflaſſung ein Teil des Grundſtückswertes 
aus dem Nachlaſſe weggegeben, ohne daß ihm ein entſprechender 
Gegenwert zufließt. Die Zahlung der Leibrente und die Gewährung 
freier Wohnung, freien Lichts und freier Feuerung, die den weſent⸗ 
lichen Teil der Leiſtung der Käufer darſtellen, ſind auf die Lebens⸗ 
dauer der Vorerbin bemeſſen und kommen mit dem Eintritte der 
Nacherbfolge in Fortfall, ſo daß von dieſem Zeitpunkte ab ein Surro⸗ 
gat für das aus dem Nachlaſſe weggegebene Grundſtück nicht mehr 
vorhanden iſt. Dabei iſt es ohne Bedeutung, daß die Vorerbin zur 
Zeit 61 Jahre alt und bei ihr noch mit einer ſo langen Lebensdauer 
zu rechnen iſt, daß die ihr in Geſtalt der Leibrente zukommenden 
Beträge als gleichwertige Gegenleiſtung für das Grundſtück angeſehen 
werden müſſen. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die Vorerbin ſich nur 
noch eines kurzen Lebens erfreuen wird und daß die Zahlung der 
Leibrente und die Gewährung freier Wohnung, freien Lichtes und 
freier Feuerung an ſie nach ſo kurzer Zeit in Wegfall kommen 
werde, daß die Käufer ein dem Werte des Grundſtücks auch nur an⸗ 
nähernd entſprechendes Entgelt nicht gezahlt und infolgedeſſen den 
Wert des Grundſtücks größtenteils unentgeltlich erhalten haben. Die 
Vorerbin hat daher dadurch, daß ſie die weſentlichſten Teile der 
Gegenleiſtung der Käufer auf ihre Lebenszeit bemaß, nicht genügend 
ihre Verpflichtung berückſichtigt, daß ſie den Nachlaß bei Eintritt 
der Nacherbfolge in möglichſt unvermindertem Werte herauszugeben 
hat. Bei Bemeſſung der Gegenleiſtungen auf die Lebenszeit der Vor⸗ 
erbin iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß der Wert des Nachlaſſes bei 
Eintritt der Nacherbfolge erheblich geringer iſt als er ſein würde, 
wenn die Gegenleiſtungen unabhängig von der Lebensdauer der Vor⸗ 
erbin feſtgeſetzt wären. Wenn die Vorerbin, da ſie von der Beſchrän⸗ 
kung des 82113 Abſ. 1 BGB. befreit iſt, auch ohne die Zuſtim⸗ 
mung der Nacherben über das Grundſtück verfügen darf, ſo muß ſie 
doch bei einer Verfügung darauf Bedacht nehmen, daß der Wert des 
Nachlaſſes möglichſt dadurch unvermindert erhalten bleibt, daß an 
die Stelle des Grundſtückswertes Erſatzwerte treten, die den Nach⸗ 
erben zukommen können. 

Da hiernach die Möglichkeit beſteht, daß die Käufer das Grund⸗ 
ſtück ohne eine ſeinem Werte entſprechende Gegenleiſtung erhalten, 
ſtellt ſich die Auflaſſung des Grundſtücks auf Grund des Kaufver⸗ 
trages als eine unentgeltliche Verfügung über dasſelbe dar, die von 
der Vorerbin nur mit Zuſtimmung der Nacherben vorgenommen wer⸗ 
den darf. 


(OLG. Braunſchweig. 1. ZivSen., Beſchl. v. 11. März 1933, 1 W 34/33.) 
Ber. von LER. Dr. Trike, Wolfenbüttel. 
* 


Sarnıftadt, 

2. 5 1542 RVO. Krankenkaſſen können auch bei Ver- 
letzungen arbeitsloſer Mitglieder durch einen erſatz⸗ 
pflichtigen Dritten Schadenserſatzanſprüche gemäß 8 1542 
RVO. geltend machen. 

Zwei Mitglieder der kl. Kaffe find von einem Autobus der Bekl. 
verletzt worden. Die Kl. hat ihnen die ſatzungsmäßigen Leiſtungen 
gewährt, und zwar Krankenpflege, Unterhalt int Krankenhaus, 
Kranken⸗ und Taſchengeld, und hat die Bekl. gem. 8 1542 RVO. 
auf Zahlung dieſer Beträge in Anſpruch genommen. 

Die Bekl. haben die Forderung inſofern beſtritten, als in den 
geforderten Beträgen Kranken⸗ und Taſchengeld enthalten iſt. Auf 
Kranken- und Taſchengeld hätten die beiden Verletzten gegen die 
Schadensverurſacher keinen Anſpruch; ein ſolcher Anſpruch könne alſo 
auch nicht auf die Kl übergehen. Überdies feien die beiden Verletzten 
zur Zeit des Unfalls arbeitslos geweſen, und hätten deshalb 
keinen Verdienſtausfall gehabt, auf den evtl. das Krankengeld hätte 
verrechnet werden können. 

LG. und OLG. haben nach Klageantrag verurteilt. 

1. Der Anſpruch auf Arbeitsloſenunterſtützung beruht auf dem 
ArbBermb. i. d. Faſſ. des Gef. v. 12. Okt. 1929 (RGBl. I, 162). 
Anſpruch auf Arbeitsloſenunterſtützung hat (887 Ziff. 1 a. a. O.), wer 
arbeitsfähig, arbeitswillig, aber unfreiwillig arbeitslos iſt. Was unter 
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„arbeitzfähig” zu verſtehen iſt, jagt 8 88 Abſ. 1 a. a. O. Werden 
Empfänger der Arbeitsloſenunterſtützung durch Krankheit arbeitsunfähig, 
fo erliſcht der Anſpruch auf Arbeitsloſenunterſtützung für die Zeit, in 
welcher der Arbeitsloſe Krankengeld ... oder eine Erſatzleiſtung er⸗ 
hält (88 88 Abſ. 2, 89 a. a. O.). Die Verſicherung des Arbeitsloſen 
gegen Krankheit beruht auf § 117 a. a. O., wonach der Arbeitsloſe 
während des Bezugs der Hauptunterſtützung für den Fall der Krank⸗ 
heit verſichert iſt. Es gelten die Vorſchr. der RVO. über Pflicht⸗ 
verſicherte mit den Abweichungen, die ſich im weſentlichen daraus er⸗ 
geben, daß der Arbeitsloſe tatſächlich in keiner verſicherungspflichtigen 
Beſchäftigung ſteht. Nach § 118 a. a. O. tritt an die Stelle der ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Beſchäftigung der Bezug der Hauptunterſtützung. 

Der Bezug der Hauptunterſtützung iſt alſo einer verſicherungs⸗ 
pflichtigen Beſchäftigung — in Beziehung auf die Verſicherung für den 
Fall der Krankheit — gleichgeſtellt. Nicht nur, daß § 118 a. a. O. 
dieſe Gleichſtellung ausdrücklich ausſpricht, ſie ergibt ſich auch — im 
Spiegelbild — aus 8 89 a. a. O., wonach der Anſpruch auf die Leiſtungen 
der Arbeitsloſenverſicherung im Falle der Krankheit wegfällt, nämlich 
dann, wenn die Krankheit auch die verſicherungspflichtige Beſchäf⸗ 
tigung unmöglich machen würde; nur in ſolchem Falle wäre Kranken⸗ 
geld zu gewähren, während ſonſt nur Heilungskoſten gewährt werden. 

Dieſe Vorſchr. haben aber nicht nur die Bedeutung poſitivrecht⸗ 
licher Beſt., ſondern ſie ſind der Ausfluß eines Grundgedankens jeder 
Verſicherung gegen Güterverluſt, der ſo ausgeſprochen werden kann, 
daß die Leiſtung des Verſicherers aus der Verſicherung an die Stelle 
des Gutes tritt, gegen deſſen Verluſt der Verſicherte ſich durch die 
Verſicherung ſchützen wollte. Dieſer Grundgedanke hat auch in anderen 
Geſetzen feinen Ausdruck gefunden. Es genügt, auf 88 1045, 1046 
BGB. ſowie 88 1127ff. BB. hinzuweiſen. Bei der Anwendung dieſes 
Grundgedankens kann es keinen Unterſchied machen, ob eine Sache 
gegen Verluſt oder Beſchädigung verſichert wird oder ob die Verſiche⸗ 
rung gegen den Verluſt der Arbeit und damit des aus der Arbeit ge⸗ 
wonnenen Erwerbs und Lebensunterhalts ſchützen foll, Ohne grund⸗ 
ſätzliche Bedeutung iſt es fernerhin, ob es ſich um eine freiwillige, auf 
Vertrag beruhende Verſicherung oder um eine Pflichtverſicherung han⸗ 
delt, die ausſchließlich auf Geſetz beruht und den Verſicherten auch ohne 
oder ſogar gegen ſeinen Willen ergreift, und ob die Verſicherung ganz 
ausſchließlich den Verſicherten ſchützen ſoll, oder ob ſie daneben auch 
der Allgemeinheit (etwa durch Minderung der Wohlfahrtslaſten) dient 
und dienen ſoll. Hieraus ergibt ſich, daß die Arbeitsloſenunterſtützung 
an die Stelle des Erwerbs aus Arbeit tritt und nach allgemeinen 
Rechtsgedanken, die aber auch in dem ArbVermG. ihren klaren Aus⸗ 
druck gefunden haben, dieſem Erwerb vollkommen und in allen Be⸗ 
ziehungen gleichzuſtellen iſt. 

2. Dieſer Erwerb hört in dem Augenblick auf, in dem der 
Arbeitsloſe infolge Krankheit arbeitsunfähig wird. Es tritt dann aber 
zugleich der Anſpruch an die Krankenkaſſe auf Krankengeld und 
Hausgeld an feine Stelle, und zwar (8 120) in genau gleicher Höhe. 
Rein tatſächlich tritt alſo eine Minderung in dem Einkommen des 

rwerbsloſen nicht ein. Dieſe Umſtände könnten den Gedanken nahe⸗ 
legen, daß der Erwerbsloſe einen Anſpruch auf Erſatz für unmöglich 
gewordenen Erwerb an den Verurſacher der Krankheit, die ihrerſeits 
den Wegfall der Arbeitsloſenunterſtützung herbeigeführt hat, deshalb 
nicht habe, weil ihm ein Schaden in dieſer Hinſicht nicht entſtanden 
lei und eine andere Auffaſſung dazu führen konnte, daß er für den 
Schaden doppelten Erſatz bekäme. Daran iſt ſelbſtverſtändlich richtig, 
daß der durch Verſchulden eines anderen krank und arbeitsunfähig 
gewordene Erwerbsloſe keinen Anſpruch auf doppelten Erſatz feines 
We hat. Der Schädiger aber kann ſich auf dieſen Umſtand nicht 
erufen. 

Zunächſt iſt mit dem KG. 5 U 11521/30 v. 2. Dez. 1930 davon 
auszugehen, daß zunächſt der Verluſt des Anſpruchs auf die Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung einen Schaden darſtellt, der dem Erwerbsloſen einen 
Anſpruch auf Erſatz dieſes Schadens an den Schädiger gibt. Dieſer 
Anſpruch kann aber auf die Krankenkaſſe übergehen, denn er beſtand 
einmal auch dann, wenn ſchon im Augenblick feines Entſtehens der 
auf das gleiche Ziel gerichtete Anſpruch an die Krankenkaſſe entſtand. 
Es entſtehen zwei Anſprüche mit dem gleichen Ziel. Die Löfung er⸗ 
grbt ſich aus wirtſchaftlichen und rechtlichen Grundgedanken des Ver⸗ 
ſicherungsrechtes. Die Verſicherung iſt dazu beſtimmt, den Verſicherten 
vor Schaden zu fügen, nicht aber den Dritten, der einen Schaden 
verurfacht. Wer Verſicherungsſchutz gegen Schaden haben will, für den 
er als Verurfacher oder als Haftpflichtiger für einen anderen haftet, 
muß ſich ſeinerſeits verſichern. Auf die Verſicherung des von ihm Ge⸗ 
ſchäoigten kann er ſich nicht berufen. Könnte er das, ſo wäre im End⸗ 
ergebnis der Schädiger auf Koſten des Beſchädigten gegen die Folgen 
2 1 eigenen ſchädigenden Handlungen verſichert, ein Ergebnis, das 
1 unbillig iſt, ſondern auch dem Grundgedanken der Verfiche- 
11 gerabezu widerſpricht. Die Frage der doppelten Entſchädigung iſt 
diesen wischen dem Schädiger und dem Geſchädigten, ſondern zwiſchen 
. und Der Verſicherung auszutragen; der rechtlichen und wirt⸗ 
1 Dedeutung der Verſicherung wird es am eheſten gerecht, 
ſichert ie Serficherung den Schaden zunächſt übernimmt und den Ver⸗ 
ſncherten ſchadlos hält, und dann deffen Ansprüche gegen den Schädiger 


erhält, in der Höhe ihrer eigenen Leiſtungen. Dieſem Grundgedanken 
entſpricht 8 1542 RVO. Danach geht von den beiden zugleich ent⸗ 
ſtandenen Anſprüchen der gegen den Schädiger kraft Geſetzes auf den 
Verſicherer in der Höhe der Leiſtungen des Verſicherers über. Auch 
hier ſind die oben ſchon erwähnten Unterſchiede in der Art der Ver⸗ 
ſicherungen ohne Bedeutung. 

3. Hiernach kommt der Senat zu der Auffaſſung, daß dem Er⸗ 
werbsloſen, der durch eine körperliche Verletzung arbeitsunfähig ge⸗ 
worden iſt, ein Erwerbsausfall entſtanden iſt, daß er gegen den, der 
für die Verletzung, ſei es als ſchuldhafter Schädiger, ſei es als Haft⸗ 
pflichtiger, verantwortlich iſt, einen Anſpruch auf Erſatz dieſes als 
Schaden anzuſehenden Erwerbsausfalls hat, und daß dieſer Anſpruch 
im Fragefall nach 8 1542 RVO. auf die klagende Krankenkaſſe über⸗ 
gegangen iſt, immer vorausgeſetzt, daß der Schädiger oder Haftpflich⸗ 
tige nach den im übrigen maßgebenden Beſtimmungen auch für ſolchen 
Schaden haftet. 

(OLG. Darnıftadt, Urt. v. 11. Jan. 1933, 2 U 10/32.) 


* 
Hamm. 

3. 8 1620 BGB. Für Entſtehung und Umfang der 
Ausſteuerpflicht iſt grundſätzlich die Leiſtungsfähigkeit des 
Vaters und die Bedürftigkeit der Tochter im Zeitpunkt 
der Eheſchließung entſcheidend. 

Der Ausſteueranſpruch ſetzt einmal Bedürftigkeit der Toch⸗ 
ter und zum anderen Leiſtungsfähigkeit des Vaters voraus. 
Maßgebend iſt in beiden Richtungen der Zeitpunkt der Ehe⸗ 
ſchließung auch dann, wenn die berechtigte Tochter zunächſt mit 
Zuſtimmung ihres Ehemannes im Hauſe ihrer Eltern oder 
Schwiegereltern Wohnung genommen hat. Tut ſie dieſes in der 
Abſicht, von der Gründung eines eigenen Hausſtandes dauernd 
Abſtand zu nehmen, ſo wird zwar regelmäßig eine Bedürftigkeit 
zu verneinen ſein, mangels derer die Tochter ihren Anſpruch auf 
Ausſteuer nicht mit Erfolg geltend zu machen in der Lage iſt; 
jedoch iſt dieſer der Durchführung ihres Anſpruches entgegen⸗ 
ftehende Hinderungsgrund auf den Zeitpunkt der Entſtehung des 
Anſpruches ſelbſt ohne Einfluß. Überdies kann auch im vorl. Falle 
nicht angenommen werden, daß der Tatſache, daß die Kl. und 
deren Ehemann nach ihrer Eheſchließung zunächſt bei den Eltern 
des letzteren gewohnt haben, der Entſchluß zugrunde gelegen hat, 
von der Errichtung eines eigenen Haushaltes abzuſehen, denn die 
Kl. hat den Bekl. ſchon vor ihrer Verehelichung auf Gewährung 
einer Ausſteuer in Anſpruch genommen, ohne daß freilich das zwi⸗ 
ſchen den Parteien anhängig geweſene Verfahren auf Bewilligung 
des Armenrechts vor der Heirat der Kl. zur Durchführung gekom⸗ 
men iſt. Der Aufenthalt der Kl. bei ihren Schwiegereltern iſt ſonach 
offenbar nur darauf zurückzuführen, daß ihr der Bekl. während 
der erſten Zeit des Beſtehens ihrer Ehe das nötige Mobilar noch 
nicht geliefert hatte. Bei dieſer Sachlage kann es aber nicht 
zweifelhaft ſein, daß für die den Klageanſpruch bedingenden Vor⸗ 
ausſetzungen nur der Tag der Eheſchließung zugrunde zu legen iſt. 
Demgemäß war davon auszugehen, ob zu dieſem Zeitpunkt eine 
Bedürftigkeit der Kl. als vorliegend zu erachten war. 

Wie anerkannten Rechts iſt, hat die auf Gewährung der 
Ausſteuer klagende Tochter nachzuweiſen, daß die verlangte Aus⸗ 
ſteuer nach Lage des Falles angemeſſen iſt. Sie hat alſo insbeſ. 
darzutun, daß die Stellung ihres Ehemannes z. Z. der Eheſchlie⸗ 
ßung ihr Klagebegehren rechtfertigt (Staudinger 81620 
Anm. 8a: Warn. Komm. z. BGB. Anm. VII), wobei Ande⸗ 
rungen in den Lebensverhältniſſen, auf deren Eintritt z. Z. der 
Eheſchliezung nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge mit Sicher⸗ 
heit zu rechnen war, bei Bemeſſung der Ausſteuer zu berückſich⸗ 
tigen ſind. 

(OLG. Hamm, Urt. v. 14. Dez. 1932, 1 U 123/32.) 
Eingef. von RA. Dr. Niemöller, Hamm i. W. 
* 
Kiel. 

4. 5 1568 BGB. Ausräumung eingebrachten Guts 
durch die in geſetzlichem Güterrecht lebende Ehefrau als 
Ehewidrigkeit. 

Beim geſetzlichen Güterſtand ſteht dem Ehemann während der 
Ehe die Verwaltung und Nutznießung an den der Frau gehörigen 
Möbeln und Einrichtungsgegenſtänden und damit das Recht zu, 
über den Verbleib der Sachen zu beſtimmen. Nur bei berechtigtem 
Getrenntleben der Ehefrau kann dieſe auf Grund des § 1363 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. die zur Führung eines abgeſonderten Haushalts er⸗ 
forderlichen Sachen aus dem gemeinſchaftlichen Haushalte zum Ge⸗ 
brauch herausverlangen, ſofern dieſe Sachen nicht für den Ehe⸗ 
mann unentbehrlich ſind. Auch in dieſem Falle hat jedoch die Ehe⸗ 
frau grundſätzlich kein Recht, hinter dem Rücken des Ehemannes 
und eigenmächtig Sachen aus der Wohnung fortzuſchaffen und dem 
Manne in dieſer Weiſe ohne ſeinen Willen den Beſitz zu entziehen. 
Eine derartige Handlungsweiſe iſt demnach rechtswidrig und kann 
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zugleich eine Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
darſtellen, wenn ſie ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
als eine Rückſichtsloſigkeit oder Liebloſigkeit gegenüber dem Ehe⸗ 
mann darſtellt. Wenn nun auch zu der Zeit, als die Bekl. die 
Wohnung ausräumte, ihr ein Scheidungsgrund noch nicht zuſtand, 
ſo konnte doch die Bekl. ſchon zu dieſer Zeit ſich für berechtigt 
halten, den Kl. zu verlaſſen. Denn der Kl. hatte ſich der Bekl. 
gegenüber häßlich benommen. Es war von ihr nicht lieblos, wenn 
fie unter ſolchen Umſtänden ſich entſchloß, den Kl. zu verlaſſen und 
zu dieſem Zweck ihr eingebrachtes Gut mitzunehmen. Eine 
ſchwere Eheverfehlung liegt daher keinesfalls vor. 
(OLG. Kiel, 1. Ziv Sen., Urt. v. 22. Dez. 1932, 1 U 132/32.) 
Ber. von LGR. Schumacher, Altona. 


* 


5. 81568 BGB. Nur beim Vorliegen ganz befon- 
derer Umſtände iſt in der Eingehung eines Verlöbniſſes 
während beſtehender Ehe eine ſchwere Eheverfehlung nicht 
zu erblicken. 

Hier hatte die Kl. den Bekl. durch ihren jahrelang fortgeſetzten 
ehebrecheriſchen Verkehr mit dem um 23 Jahre jüngeren H. und 
ihre Liebloſigkeiten den Bekl., der wiederholt bereit geweſen war, 
ihr ihre Treuloſigkeiten zu verzeihen, derart zur Verzweiflung ge⸗ 
trieben, daß er ſich ſchlteßlich nach völliger Zerrüttung der Ehe 
durch dieſes Treiben der Kl. dazu veranlaßt ſah, ſich mit der 
Katharina M. zu verloben und mit ihr Zärtlichkeiten auszu⸗ 
tauſchen. Zudem ging er dieſes Verlöbnis erſt nach Erlaß des die 
Klage abweiſenden und feiner Widerklage auf Scheidung ſtatt⸗ 
gebenden landgerichtlichen Urt. ein. Er konnte nach der ganzen 
Sachlage damit rechnen, daß dieſes Urt. rechtskräftig werde. Erſt 
nach Eingehung des Verlöbniſſes legte die Bekl. und Widerklägerin 
— erfolglos — Ber. ein. Bei dieſem Sachverhalt kann ihm eine 
ſchwere Eheverfehlung nicht vorgeworfen werden. Jedenfalls aber 
muß ſich die Bekl. mit Rückſicht auf ihre eigenen ſchweren Ehe⸗ 
verfehlungen die Fortſetzung der Ehe zumuten laſſen. 

(OLG. Kiel, Urt. v. 18. Mai 1933, 1 U 363/31.) 
Eingef. von OLGR. i. R. Dr. Dr. Bovenſiepen, Kiel. 


x 
Königsberg. 

6. 88 1638, 1643, 1821, 1822 BGB. Zum Verfügungs⸗ 
recht des Vaters über das Bankguthaben feines minder⸗ 
jährigen Kindes. 

Ein Vater hatte für ſeine minderjährige Tochter auf deren 
Namen bei einer Bank ein Depoſitenkonto angelegt und ſich for⸗ 
mularmäßig das Verfügungsrecht darüber vorbehalten. Er ver⸗ 
pfändete ſpäter das Guthaben der Tochter für eigene Kreditzwecke. 
Die Bank verrechnete einen Teil des Guthabens der Tochter auf eine 
Schuld des Vaters und weigerte ſich, dieſen Betrag der Tochter aus⸗ 
zuzahlen. Auf deren Klage, vertreten durch einen Pfleger, hat LG. 
und OLG. die Bank zur Zahlung verurteilt. Das OLG. geht davon 
aus, daß das ſtreitige Guthaben als ſolches der Kl. und nicht als Ge⸗ 
ſchäftsguthaben ihres Vaters anzuſehen iſt. Es iſt auf ihren Namen 
eröffnet und dabei als Konto der minderjährigen R. B. unter ge⸗ 
nauer Angabe des Geburtstages bezeichnet worden. Nun folgt zwar 
daraus, daß ein Vater auf den Namen ſeines minderjährigen Kindes 
ein Spar⸗ oder Depoſitenkonto anlegt, nicht unbedingt, daß dieſes 
Konto auch wirklich dem Kind zuſteht. Rechtlich möglich iſt es, 
daß ein Vater ſich durch Einzahlung eigenen Geldes auf den Namen 
ſeines Kindes ein zweites „verdecktes“ Konto ſchafft. Doch kann 
man das nicht ohne weiteres vermuten, und die Anlage auf den 
Namen des Kindes ſpricht zunächſt einmal dafür, daß es auch der 
wirkliche Kontoinhaber fein ſollte. Sache der Bekl. wäre es, zu 
beweiſen, daß ein ſolches Konto trotzdem dem Kind nicht zuſtehen 
ſollte. Das OLG. legt ſodann im einzelnen dar, daß die Tatſachen 
nicht den Eindruck der Angeſtellten der Bekl. rechtfertigen, daß es ſich 
in Wahrheit um ein Konto des Vaters der Kl. handele, daß insbeſ. 
ſeine Angabe bei einer Verpfändung ihres Guthabens, es handele ſich 
um „ſein“ Konto, nicht viel beſagt, weil er unter Mißbrauch ſeiner 
Rechtsſtellung ein im Geſchäftsverkehr der Banken übliche, von der 
Bekl. vorgeſchriebene Erklärung unterſchrieben hat, und er ſich natür⸗ 
lich darüber nicht im unklaren war, daß eine Anderung dieſes einen 
Wortes die ganze Kreditoperation zum ſcheitern bringen würde. 

Iſt mangels Beweiſes der Bekl., daß das Konto in Wahrheit 
dem Vater der Kl. zuſteht, davon auszugehen, daß wirklicher In⸗ 
haber und damit Gläubiger der Bekl. die Kl. ſelbſt geweſen iſt, ſo 
will die Bekl. aus dem Vorbehalt des Verfügungsrechts durch den 
Vater bei Begründung des Kontos folgern, daß damit die Gläubiger⸗ 
rechte der Kl. der Bekl. gegenüber von vornherein beſchränkt ge⸗ 
weſen ſeien; es ſeien dadurch eben nicht wie ſonſt Gelder minder⸗ 
jähriger Kinder, ſondern ein gewöhnliches Geſchäftskonto mit freier 
Verfügungsgewalt des Vaters eingerichtet worden, ſonſt hätte er das 
Geld als „Mündelgeld“ anlegen müſſen, und die Anlage wäre mit 
dem Vordruck „Sparbuch für Mündelgelder“ verſehen worden. 
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Jedoch widerſpricht eine Anlage von Geldern eines Minderjährigen 
mit freier Verfügungsbefugnis des Vaters den geſetzlichen Vorſchriften. 
Aus der Beſtimmung des 81642 BGB., Geld der minderjährigen 
Kinder nach den Beſtimmungen über Mündelgeld anzulegen, folgt 
nicht, daß der Vater all den Beſchränkungen unterworfen iſt, die für 
den Vormund gelten und welche die Bekl. bei ihrem Sparbuch für 
Mündelgelder vorſieht. Unrichtig iſt daher die Meinung der Bekl., 
der Vater der Kl. hätte ihr Vermögen als Mündelgeld entſprechend 
ihrem Vordruck „Sparbuch für Mündelgelder“ anlegen müſſen. Die 
Anlage des Geldes der Kl. bet der Bekl. ſteht von ſelbſt unter den 
Beſtimmungen der 88 1638 ff. BGB., die im Intereſſe und zum 
Schutze der Minderjährigen gegeben und daher zwingenden Rechts 
ſind. Wie der Vater nach den 88 1643, 1822 Ziff. 8 zur Aufnahme 
von Geld auf Kredit des Mündels der Genehmigung des Bormer. 
bedarf, jo gilt das gleiche nach feſtſtehender Rſpr. für eine Verpfän⸗ 
dung des Guthabens des Kindes für Kreditzwecke des Vaters, einer⸗ 
lei, in welcher Form das Geld angelegt iſt. Dieſe zwingende Vor⸗ 
ſchrift kann nicht dadurch ihrer Kraft beraubt werden, daß der Vater 
bei der Anlage von vornherein ſich das jederzeitige freie Verfügungs⸗ 
recht vorbehält; durch das Zulaſſen einer ſolchen Anlageform würden 
die ſämtlichen Schutzbeſtimmungen der 88 1643, 1821, 1822 BGB. 
ihrer Wirkſamkeit entkleidet werden. 

Das OLG. führt ſchließlich des näheren aus, daß ſelbſt wenn 
das Vermögen der Kl. mit voller Freiheit der Verfügungsbefugnis 
des Vaters rechtlich zuläſſig anlegbar wäre, die Bell. für eine 
Deutung ſeines Willens nach dieſer Richtung nichts erbracht hat. Die 
Erklärung in dem auf dieſen Fall nicht paſſenden Vordrucksformular 
der Bank läßt ſich nur dahin auslegen, daß Namen und Unterſchrift 
derjenigen Perſon bezeichnet werden ſollten, der kraft Geſetzes Ver⸗ 
fügungsmacht über das Guthaben zukam, und daß ihre Verfügungs⸗ 
macht auch nur ſoweit reichen ſollte, als das Geſetz es vorſieht. Da⸗ 
gegen kann nicht angenommen werden, daß mit dieſem Vordruck eine 
Verfügungsmacht über die geſetzlichen Beſtimmungen hinaus, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß dies überhaupt zuläſſig wäre, begründet werden ſollte. 
Mangels anderer zweifelsfreier Form kann der Vordruck nur dahin 
ausgelegt werden, daß die Verfügungsberechtigung dort dieſelbe iſt, 
wie der Vater eines Minderjährigen ſie nach dem Geſetz hat. Die 
Bekl. hat dem Vordruck auch ſelbſt keine weitergehende Bedeutung 
beigemeſſen, weil ſie vom Vater das Beibringen der Genehmigung 
des VormGer. zur Verpfändung verlangt hat. 

Unter dieſen Umftänden war die Bekl. bei jeder Verfügungs⸗ 
handlung des Vaters der Kl. verpflichtet, zu prüfen, ob er ſich inner⸗ 
halb der Schranken des Geſetzes hielt. Hätte ſie das getan, ſo hätte 
ſie als ein in der Anlage von Mündelgeld erfahrenes Unternehmen 
ohne weiteres erkennen müſſen, daß der Vater der Kl. ſeine ge⸗ 
ſetzlichen Befugniſſe überſchritt, als er das Guthaben der Kl. zu 
eigenen Kreditzwecken verpfändete. Die Verpfändung iſt unwirkſam, 
und die Bekl. muß das Guthaben deshalb der Kl. zahlen. 

(OLG. Königsberg, 4. Ziv Sen., Urt. v. 1. Dez. 1932, 5 U 270/32.) 
Ber. von OSGR. Ermel, Königsberg t. Pr. 


* 
Stuttgart, 

7. Art. 14 EGBGB; Art. 1420, 2003 Code civil. 
Entziehung der Schlüſſelgewalt nach franz. Recht. 

Die Parteien haben 1915 in Straßburg geheiratet und Er⸗ 
rungenſchaft des BGB. vereinbart. Zufolge dem Verſailler 
Vertrag erlangte die Frau als Altelſäſſerin franzöſiſche Staats⸗ 
angehörigkeit. Der Mann iſt im württembergiſchen Schuldienſt 
angeſtellt. Er ließ wegen übertriebener Anſchaffungen ſeiner Frau 
die Entziehung der Schlüſſelgewalt im Güterrechtsregiſter eintra⸗ 
gen. Die Beſchw. der Frau wurde in allen Inſtanzen zurückgewie⸗ 
ſen. Ob deutſches Ehegüterrecht anzuwenden iſt, dafür fehlt im 
deutſchen Recht eine ausdrückliche Beſt. Art. 14 Abſ. 2 EGBGB. 
bezieht ſich auf den umgekehrten Fall, daß der Mann die Reichs⸗ 
angehörigkeit verloren hat, und läßt ſich nicht analog anwenden. 
Was für die Frage maßgebend iſt, dafür gibt es verſchiedene Mei⸗ 
nungen: das letzte gemeinſame Recht beider Ehegatten (OLG, 
Kiel IW: 1932, 599; Nußbaum: IntPrR. 148) das Perſo⸗ 
nalſtatut des Mannes (Wieruszowski: Ich. 1932, 599 Fuß⸗ 
note), das Perſonalſtatut des betroffenen Gatten (OLG. Stutt⸗ 
gart: Württ. 18, 188) oder das beiden Perſonalſtatuten gemein⸗ 
ſame Recht (Planck, EGBGB, Art. 14 Anm. 1). Aber nach all 
dieſen Grundſätzen iſt deutſches Recht anzuwenden; auch nach dem 
franzöſiſchen darf die Entziehung der Schlüſſelgewalt vom Vorm⸗ 
Ger. nachgeprüft und bei Mißbrauch aufgehoben werden (Anm. 
zu Art. 1420 und 2003 Code civil bei Heinsheimer, Zivil⸗ 
geſetze der Gegenwart). Sachlich wurde die Anſicht des LG. ge⸗ 
billigt, daß die Frau durch heimliche Anſchaffung eines Kleides 
für 98 Ka, und eines Mantels für 75.24 den Rahmen der 
Schlüſſelgewalt überſchritten hat, der für eine Lehrersfamilie auf 
dem Land bei der ſtarken Gehaltskürzung gilt. 

(OLG. Stuttgart, 1. ZivSen., Beſchl. v. 24. Sept. 1932, F 36/32.) 


* 
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8. Ss 374, 414, 407 RVO.; 8317 BGB. Der Kollektiv⸗ 
vertrag eines Krankenkaſſenverbands mit der Vereinigung 
der Zahnärzte bedarf der Genehmigung der Oberſten Ver⸗ 
waltungsbehörde und verpflichtet nicht ohne weiteres die 
einzelnen Mitglieder. Unterſchied zwiſchen Schiedsſpruch 
und Schiedsgutachten. }) 

Der Kl. ließ ſich in H. als Zahnarzt nieder und ſuchte um 
Zulaſſung bei der bekl. Betriebskrankenkaſſe nach. Dieſe lehnte 
ab und verwies ihn auf eine Schiedsſtelle, die in einem Kol⸗ 
lektivvertrag zwiſchen dem Reichsverband der Zahnärzte und einer 
Vereinigung von Betriebskrankenkaſſen vorgeſehen iſt. Die Bekl. 
iſt Mitglied der letzteren, der Kl. Mitglied des Zahnärzteverbands. 
Die Schiedsſtelle beſchloß die Zulaſſung des Kl., die Bekl. lehnte 
die Zulaſſung gleichwohl ab. Darauf begehrte der Kl. beim LG. 
die Feſtſtellung, daß die Bekl. an den Beſchluß der Schiedsſtelle 
gebunden ſei und ihm Krankenſcheine auszufolgen habe. Die Bin⸗ 
dung der Bekl. wurde jedoch in beiden Rechtszügen verneint. 

Für das Rechtsverhältnis zwiſchen den Krankenkaſſen und 
den Zahnärzten gelten nicht die für das Verhältnis zu den Arz⸗ 
ten maßgebenden 88 368 a—t RVO. vielmehr ordnet § 374 RBO. 
durch Verweiſung auf die SS 368, 372 und 373 für einen zwiſchen 
Kaſſe und Zahnarzt abzuſchließenden Vertrag lediglich die Schrift⸗ 
form an, beſchränkt die Vergütungspflicht der Kaſſe auf die Kaſ⸗ 
ſenärzte und läßt einen Eingriff des OVerſA. offen. Im übrigen 
gilt das bürgerliche Recht (vgl. Richter⸗ Sonnenberg, Die 
kaſſenärztlichen Rechtsverhältniſſe S. 150; RArbBl. 1924, 207). 
Nach bürgerlichem Recht beurteilt ſich die Frage, ob durch den 
Kollektivvertrag die einzelnen Kaſſen gebunden ſind. Da das 
BGB. Verträge zu Laſten Dritter nicht kennt, könnte die Bekl. 
nur dann verpflichtet worden ſein, wenn die vertragſchließende 
Vereinigung als Vertreterin der einzelnen Kaſſen gehandelt und 
von dieſen Vollmacht dazu beſeſſen hätte. An beiden fehlt es. Da 
es ſich um einen Kollektivvertrag handelt, können die in der 
Lehre über den TarVertr. als den hauptſächlichſten Kollektivver⸗ 
trag ausgebildeten Grundſatze hier Anwendung finden. Nach der 
herrſchenden Lehre iſt Vertragspartei der abſchließende Verband 
(Verbandstheorie im Gegenſatz zur Vertretungstheorie; vgl. Hueck 
und Nipperdey, ArbR. II, 157 ff; Kaskel⸗Derſch 
S. 43/44). Das gilt auch für den vorl. Vertrag. Aber auch vom 
Standpunkt der Vertretungstheorie ſcheitert die Bindung der Bekl. 
daran, daß der Vereinigung der Betriebskrankenkaſſen nach ihrer 
Satzung die Befugnis Kollektivverträge mit bindender Wirkung 
für ihre Mitglieder abzuſchließen, nicht eingeräumt iſt. 

Nun konnen allerdings die einzelnen Kaſſen ihre Bindung 
an einen ſolchen Vertrag dadurch begründen, daß ſie ſich durch 
Unterzeichnung des im Vertrag vorgeſehenen Verpflichtungsſcheins 
oder auf andere Weiſe binden. Einen Verpflichtungsſchein hat die 
Bekl. nicht unterzeichnet, dagegen hat ſie ſich auf die Verhand⸗ 
lung vor der Schiedsſtelle eingelaſſen ohne deren Unzuſtändigkeit 
geltend zu machen und hat ſich dadurch ihrer Entſch. unterworfen. 
Sie iſt gleichwohl daran nicht gebunden, denn die Vereinigung 
der Betriebskrankenkaſſen hat den Vertrag nicht gültig abgeſchloſ⸗ 
ſen. Dieſe Vereinigung gehört zu den „Kaſſenvereinigungen an⸗ 
derer Art“ i. S. des § 414 RVO., die nur mit Genehmigung der 
Oberſten Verwaltungsbehörde einzelne der in § 407 bezeichneten 
Aufgaben, alſo auch den Abſchluß von Verträgen mit Zahnärzten 


Zu 8. Kaſſenvereinigungen i. S. des § 414 RVO. können die 
Aufgabe des Abſchluſſes von Verträgen mit Zahnärzten nur mit 
enehmigung der oberſten Verwaltungsbehörde übernehmen. Eine 
allgemeine Genehmigung zum Abſchluß ſolcher Verträge genügt; 
es iſt nicht notwendig, daß der einzelne Vertrag genehmigt wird 
(RE. 90, 38 = ZW. 1917, 595). Es iſt dem Urt. darin zuzuſtim⸗ 
men, daß mangels einer ſolchen Genehmigung ein von der Ver⸗ 
einigung abgeſchloſſener Vertrag bindende Wirkung nicht hat. Es 
beſteht tatſächlich die Gefahr, daß die Krankenkaſſen, die ſich zu 
zereinigungen oder Verbänden zuſammenſchließen, unter unzu⸗ 
länglichen Vorausſetzungen Vertragsverhandlungen führen und 
daß die abgeſchloſſenen Verträge wegen Nichtbeachtung der ge⸗ 
ſetzlichen Erforderniſſe verbindliche Wirkung nicht erlangen kon⸗ 
nen. Aber es beſtand auch die Möglichkeit, daß die Kaſſen die 
ereinigung bevollmächtigten, für ſie zu handeln. Die Verhand⸗ 
lung mit der Vereinigung dient dann lediglich der Vereinfachung 
des Verhandlungsweges. Statt zwanzigmal mit zwanzig Betriebs⸗ 
krankenkaſſen zu verhandeln, ſoll mit einer Stelle für alle 
Kaffen verhandelt werden. Es wäre zu prüfen geweſen, ob die 
ertreter der Kaſſenvereinigung nicht in Vertretung der Be⸗ 
triebskrankenkaſſen handelten. Wenn formell der Vertrag den 
Aingerzeig hierfür nicht gab, fo war doch zu erwägen, ob das 
erhalten der Bekl. nicht darauf ſchließen ließ, daß ſie den Ver⸗ 
trag auch gegen ſich gelten laſſen wollte. Die Verhältniſſe zwin⸗ 
gen oft zu dieſer Annahme, zumal dann, wenn längere Zeit nach 
einem ſolchen Vertrag die Beziehungen zwiſchen Zahnärzten und 
Kaſſen abgewickelt werden. Auch die Tatſache, daß ſich die Kaffe 


übernehmen dürfen. Sie hat dieſe Genehmigung nicht nachgeſucht 
und deshalb iſt der Vertrag nichtig (RVO. von Mitgl. des 
RVerfA. § 414 Anm. 3). Das RG. hat dies in RG. 86, 3701) und 
90, 38 2) zwar nur für Verträge zwiſchen Krankenkaſſen und 
Arzten ausgeſprochen, es muß dies aber entſprechend auch für 
Verträge mit Zahnärzten gelten. Hiernach iſt an den Vertrag 
weder die Vereinigung der Betriebskrankenkaſſen noch die Bekl. 
gebunden. Auch eine ſtillſchweigende Anerkennung des Vertrags 
durch die Bekl. vermochte eine ſolche Bindung nicht zu begründen, 
daher auch keine Bindung an den Beſchluß der Schiedsſtelle. 

Schließlich bleibt die Möglichkeit in der Einlaſſung der 
Bekl. vor der Schiedsstelle einen Schiedsvertrag mit dem Kl. 
zu ſehen. Die Bekl. wendet aber mit Recht ein, daß kein Schieds⸗ 
ſpruch mit den zwingenden Formen des § 1039 ZPO. erlaſſen 
wurde: er iſt weder von allen Schiedsrichtern unterſchrieben noch 
den Parteien nach ZPO. zugeſtellt, noch bei Gericht niedergelegt. 
Das LG. hält das nicht für nötig, weil es unter Berufung auf 
NG. 124, 39 nur ein Schiedsgutachten i. S. des § 317 BGB. an⸗ 
nimmt. Dem ſteht entgegen, daß es ſich nicht um eine Entſchei⸗ 
dung über die Höhe von Vergütungen handelt, ſondern um das 
ganze Verhältnis zwiſchen Kaſſe und Arzt (in ähnlichem Sinne 
betr. das auf der RVO. beruhende Schiedsamt Richter Son⸗ 
nenberg S. 109 ff.). Die Befolgung des § 1039 ZPO. könnte 
allerdings von der Schiedsſtelle nachgeholt werden, iſt aber von 
ihr ausdrücklich abgelehnt. 

(OLG. Stuttgart, 2. ZivSen., Urt. v. 3. Nov. 1932, U 636/32.) 


Berlin. II. Verfahren. 

9. 88 627, 940 ZPO.; § 1361 BGB. Unterhaltspflicht 
des Erwerbsloſenunterſtützung beziehenden Ehemanns 
bei Getrenntleben der Ehegatten. 


Der Antragsgegner bezieht ſeit September 1932 11,70 AM 
wöchentlich Erwerbsloſenunterſtützung, während ſeine Frau für 
fh und das Kind von der Erwerbsloſenfürſorge wöchent⸗ 
lich 5,40 e, unmittelbar ausgezahlt erhält. Für die von der 
Erwerbsloſigkeit des Antragsgegners an erforderliche ander⸗ 
weitige Regelung der Unterhaltspflicht war zu berückſichtigen, 
daß für den Unterhalt der Parteien und ihres Kindes insgeſamt 
nur 17,10 Ha für die Woche zur Verfügung ſtehen. Es erſchien 
angemeſſen, die Verteilung dieſes Betrages ſo vorzunehmen, daß 
der Ehemann 8,70 Ke für ſich behält und Frau und Kind zu⸗ 
ſammen 8,40 e erhalten. Dabei iſt der Vorſchr. Rechnung ge⸗ 
tragen, daß der Antragsgegner verpflichtet iſt, jedenfalls alle ver⸗ 
fügbaren Mittel für ſeinen und des Kindes Unterhalt gleich⸗ 
mäßig zu verteilen. Der Antragsgegner war daher anzuhalten, 
von den ihm ſelbſt gewährten 11,70 H, noch 3 gal an die 
Antragsſtellerin abzugeben. Die von der Fürſorgebehörde getrof⸗ 
fene abweichende Regelung iſt für das bürgerliche Recht nicht 
bindend. Der Betrag von 5,40 %., für Frau und Kind erſcheint 
noch nicht einmal für den notdürftigen Unterhalt als ausreichend. 
Der Antragsgegner muß ſich daher noch eine weitere Einſchrän⸗ 
kung ſeiner Bedürfniſſe gefallen laſſen. 

(KG., 14. Ziv Sen., Urt. v. 22. Nov. 1932, 14 U 10324/32.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
* 


auf das Verfahren vor der Schiedsſtelle einließ, gibt zu erken⸗ 
nen, daß ſie ſich den Vertrag zu eigen gemacht hatte. Es iſt aus 
dem Urteil nicht zu erſehen, daß ſie die Unzuläſſigkeit des Schieds⸗ 
gerichtsverfahrens vorgebracht hätte. Gleiche Grundſätze gelten für 
die Unterwerfung lediglich unter einen Schiedsvertrag. Vorbehalt⸗ 
loſe Einlaſſung vor dem Schiedsgericht muß regelmäßfg als Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Schiedsverfahren angeſehen werden. Wollte 
man aus dem Verhalten der Bekl. nicht eine Unterwerfung unter 
den Kollektivvertrag entnehmen, ſo war jedenfalls eine Unterwer⸗ 
fung unter den Schiedsvertrag anzunehmen. Unausgeſprochen 
prüft das Urteil in Wahrheit von dieſem Standpunkt aus den 
Fall. Denn ſonſt hätte der eigentliche Grund zur Klageabweiſung 
nicht darin beſtehen können, daß wegen Nichtbeachtung der Erfor⸗ 
derniſſe des § 1039 ZPO. ein bindender Schiedsſpruch nicht vor⸗ 
liege. Dieſer Grund trägt die Entſch., wenn es richtig iſt, daß es 
ſich um ein Schiedsgericht handelt. Die Angaben des Urteils rei⸗ 
chen zur Prüfung dieſer Frage nicht aus. Der Ausdruck Schieds⸗ 
ſtelle iſt mehrdeutig. Ebenſo wie in den Tar Vertr. zwiſchen Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern können ſich in den Kollektivverträgen 
zwiſchen Kaſſen und Zahnärzten unter dem Wort Schiedsſtelle ſo⸗ 
wohl Schiedsgerichte, Schiedsgutachter oder Schlichtungsausſchüſſe 
verbergen. Es muß an ſich als möglich angeſehen werden, daß 
Schiedsgerichte über den auf einen Kollektivvertrag geſtützten An⸗ 
ſpruch auf Zulaſſung zu einer Kaſſe entſcheiden. 


RA. Clemens Bewer, Leipzig. 
1) JW. 1915, 651. 2) JW. 1917, 595. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wocheuſchriſt 


10. 8627 3PO.; Art. 14 C0 8 B.; 88 91, 796 Oſt A BGB. 
Die Unterhaltspflicht kann durch EinſtwVerf. auch dahin 
geregelt werden, daß kein Unterhalt zu zahlen iſt. An die 
Glaubhaftmachung der Dringlichkeit find keine allzu 
ſtrengen Anforderungen zu ſtellen. Auch bei Regelung der 
Unterhaltspflicht durch Einſtw Verf. iſt das für die Ehe 
der Beteiligten maßgebende ausländiſche Recht zu berück⸗ 
ſichtigen, wenn es ohne erheblichen Zeitverluſt ermittelt 
werden kann. Nach öſterreichiſchem Recht iſt die Ehefrau 
dem bedürftigen Ehemanne gegenüber unterhaltspflichtig. 

Wenn 8627 ZPO. auf § 1361 BGB. verweiſt, jo bedeutet 
das nicht, daß ſich die Möglichkeit einer einſtweiligen Regelung 
ausſchließlich auf die Zahlung von Geld und die Herausgabe von 
Sachen zu beſchränken hätte; dies wäre ein Haften am Wortlaut 
des § 627 ZPO. und mit dem Sinn und Zweck dieſer Beſt. nicht 
vereinbar. Vielmehr kann das Gericht nach freiem Ermeſſen (vgl. 
Stein⸗Jonas, Bem. III 2 zu § 627 ZPO.) außer einer 
poſttiven Regelung durch Anordnung von Zahlungen oder der 
Herausgabe von Sachen die Unterhaltspflicht der Ehegatten auch 
im negativen Sinne regeln. § 627 3800. gibt lediglich den 
Rahmen an, innerhalb deſſen eine EinſtwVerf. über die Erfüllung 
der Unterhaltspflicht erlaſſen werden kann; daß auch eine Anord⸗ 
nung des Inhalts, die Ehefrau habe dem Ehemann für die Dauer 
des Eheſcheidungsprozeſſes keinerlei Unterhalt zu gewähren, 
in dieſem Rahmen liegen kann und die Unterhaltspflicht zwiſchen 
den Parteien i. S. des 8627 ZPO. „ordnet“, iſt nicht zu ver⸗ 
kennen. 

Die weitere Behauptung des Antragsgegners, die Dring⸗ 
lichkeit einer EinſtwVerf. ſei nicht glaubhaft gemacht, geht eben⸗ 
falls fehl. Die Beſt. des 8 627 ZPO. wird zwar von der über⸗ 
wiegenden Praxis im Anſchluß an RE. 49, 368 dahin ausgelegt, 
daß die Vorausſetzungen des § 940 ZPO. vorliegen müſſen, daß 
aljo insbeſ. die Dringlichkeit der einſtweiligen Regelung glaubhaft 
zu machen iſt. Aus dem Weſen des Eheprozeſſes, bei dem in den 
meiſten Fällen — beſonders im Falle des Getrenntlebens der 
Parteien — der eine Teil auf die Unterſtützung des anderen an⸗ 
gewieſen iſt und ſchon aus dieſem Grunde ein Intereſſe an einer 
EinſtwVerf. hat, ergibt ſich jedoch, daß hier an die Glaubhaft⸗ 
machung der Dringlichkeit nicht allzu ſtrenge Anforderungen zu 
ſtellen find. Vielmehr muß hier jedes ernſtliche Bedürfnis, Unter⸗ 
halt zu erlangen oder von einer übernommenen Unterhaltsver⸗ 
pflichtung befreit zu werden, als ausreichender Grund für eine 
einſtweilige Regelung angeſehen werden. 

Bei der Prüfung der Frage, ob und unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen die Antragſtellerin dem Antragsgegner unterhalts⸗ 
pflichtig iſt, kommt, wie bereits das LG. zutreffend feſtgeſtellt hat, 
nach Art. 14 EGBGB, das Recht des Staates zur Anwendung, 
dem die Ehegatten angehören (vgl. RG. 62, 400; 91, 406). Dies 
Recht iſt nach der ſtändigen Rſpr. des Senats (13 U 16403/30, 
13 W 10600/31, 13 W 58/32; 13 U 770/32; zu vgl. allerdings 
auch Leske⸗Loewenfeld, Das Eherecht der europätſchen 
Staaten und ihrer Kolonien, 2. Aufl., Bd. IV, Teil 1, S. 62, 
Anm. 359) auch bei der Regelung durch EinſtwVerf. zu berück⸗ 
ſichtigen, ſofern es ohne erheblichen Zeitverluſt ermittelt werden 
kann: dieſe Vorausſetzung trifft hinſichtlich des im vorl. Falle an- 
zuwendenden Rechtes, des in dem polniſchen Galizien geltenden 
öſterreichiſchen allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, ohne wei⸗ 
teres zu. 

§ 91 ABGB. regelt nur die Unterhaltspflicht des Ehemannes 
der Ehefrau gegenüber; eine Beſt., wonach auch die Ehefrau dem 
Manne unterhaltspflichtig ift, enthält dies Geſetz nicht. Die öſter⸗ 
reichiſche Rſpr. hat aber neuerdings das Beſtehen einer Unterhalts⸗ 
pflicht der Ehefrau doch innerhalb gewiſſer Grenzen anerkannt. 
Der ObGerd., Urt. v. 19. Febr. 1924 (AmtlSlg. 6, 63) hat aus⸗ 
geführt: Wenn nach § 91 ABGB. der Mann entſprechend feiner 
Stellung in der Familie für verpflichtet erklärt werde, der Frau 
den anſtändigen Unterhalt zu verſchaffen, ſo könne daraus nicht 
gefolgert werden, daß die Frau nicht auch den in Not geratenen 
Mann zu unterhalten hätte, wenn ſie hierzu imſtande ſei. Viel⸗ 
mehr ſei aus § 796 ABGB. zu entnehmen, daß jedem Ehegatten, 
alſo auch dem Manne, ſolange er nicht zu einer zweiten Ehe 
ſchreite, der Anſpruch auf den mangelnden Unterhalt gegen den an⸗ 
deren Ehegatten gewährt werde. — Auch aus dem Urt. v. 13. Dez. 
1927 (OſterrNot Z. 1928, 59) ergibt ſich, daß nach öſterr. Recht die 
Vorausſetzung der Unterhaltspflicht der Ehefrau nicht in der Er⸗ 
werbsunfähigkeit des Ehemannes beſteht, ſondern nur die Be⸗ 
dürftigkeit des Mannes und die Leiſtungsfähigkeit der Frau er⸗ 
fordert wird. — Dieſe dem ſittlichen Weſen der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft und dem deutſchen Recht entſprechende Auffaſſung war auch 
der Entſch. des vorl. Falles zugrunde zulegen, zumal eine ab- 
weichende Auslegung oder Fortbildung des Rechts des Oſtel BGB. 
durch die polniſchen Gerichte hier nicht bekannt geworden iſt. 

KG., 13. Ziv Sen., Urt. v. 19. Dez. 1932, 13 U 9242/32.) 

* 


11. 88 3, 6, 739 8 PO.; 88 3, 51 RA Gebo. Streitwert 
des Anſpruchs auf Duldung der Vollſtreckung in das ein⸗ 
gebrachte Gut gegen Ehemann. Erſtattungsfähigkeit der 
dem Ehemann entſtandenen Koſten. 

Der Ehemann iſt auf Duldung der Zwangsvollſtreckung ver⸗ 
klagt worden. Die Beſchw. nimmt an, daß der Streitwert oma 
nicht dem Streitwert des gegen die Ehefrau gerichteten Anſpruchs 
entſpreche. Der Sen. ſchließt ſich jedoch hier der von Stein- 
Jonas III, 3 zu 86 ZPO, W.⸗J.⸗Friedlaender, RA⸗ 
GebO. 1932, Anm. 13 zu § 10 und auch vom KG. in den Entſch. 
OLG. 11, 43 (14. ZivSen. v. 6. Juli 1905) und OLG. 39, 30 
3. Fer Ziv Sen. v. 20. Juli 1928) vertretenen Anſicht an. Danach ſind 
für die Bemeſſung des Streitwerts bei Klagen gegen den Ehe⸗ 
mann auf Duldung der Vollſtreckung in das eingebrachte Gut die 
Grundſätze des §6 ZPO. maßgebend. Es entſcheidet regelmäßig 
der Betrag des Anſpruchs gegen die Ehefrau, ſoweit nicht etwa 
der zur Befriedigung der Glaubiger zur Verfügung ſtehende Wert 
des eingebrachten Gutes geringer iſt. Die Entſch. v. 20. Juli 1928 
weiſt übrigens mit Recht darauf hin, daß ſelbſt bei Anwendung 
des §3 ZPO. die freie Schätzung des Gerichts ſich nicht unter 
dem Betrag der Forderung gegen die Ehefrau halten kann. 

Folglich berechnen ſich im Falle der 883, 51 RAGebO. bei 
Klagen gegen Eheleute, ſofern der Ehemann nur auf Duldung 
der Vollſtreckung in Anſpruch genommen wird, die Gebühren des 
Heid e vertretenden Prozeßbevollmächtigten gegen jeden der 

eiden Streitgenoſſen nach dem vollen Streitwert des Anſpruchs 
gegen die Ehefrau. Beide Streitgenoſſen haften demnach für dieſe 
Gebühren geſamtſchuldneriſch, ſo daß beim Obſiegen nur des Ehe⸗ 
mannes als ihm erwachſene Anwaltskoſten die vollen Anwalts⸗ 
gebühren in Frage kommen können. Sofern er alſo Zahlung der 
vollen Anwaltsgebühren gerade durch ihn glaubhaft macht oder 
wegen unſtreitig feſtſtehender oder nachgewieſener Zahlungsun⸗ 
fähigkeit der Ehefrau ſich dieſe Glaubhaftmachung erübrigt (ardſ. 
Entſch. des Sen. 20 W 11947/30 v. 8. Dez. 1930 und 20 W 
568/33 v. 25. Jan. 1933), ſind ihm die vollen Koſten zu erſtatten. 
(K., Beſchl. v. 25. Febr. 1933, 20 W 2107/33.) 
Ber. von LER. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 
Braunſchweig. 


12. 5 627 ZPO.; § 50 6RG®. Anordnungen, die das 
Getrenntleben der Ehegatten und die Sorge für die Per⸗ 
ſon der Kinder gemeinſam regeln, haben zwei verſchiedene 
Anſprüche zum Gegenſtand. 

Es iſt im Schrifttum und in der Rſpr. ſtreitig, ob bei An⸗ 
ordnungen über das Getrenntleben der Ehegatten und die Sorge 
für die Perſon der Kinder eine oder mehrere nicht vermögensrecht⸗ 
liche Anſprüche vorliegen. Vom KG.: IW. 1929, 144 iſt die An⸗ 
ſicht vertreten, daß derartige Anordnungen über die perſönlichen 
Beziehungen der Ehegatten und ihrer Kinder eine einſtweilige Ge⸗ 
ſamtregelung eines einheitlichen Rechtsverhältniſſes enthalten und 
daher ein Anſpruch vorliege. Scholz: JW. 1929, 3362 hat zu 
dieſer Entſch. ausgeführt, der Verbleib der Ehegatten und das Für⸗ 
ſorgerecht für die Kinder gehöre der Natur der Sache nach untrenn⸗ 
bar zuſammen. Die Betrachtung ihrer einſtweiligen Regelung unter 
einem einheitlichen Geſichtspunkt entſpreche der Lebensnotwendig⸗ 
keit. Sie komme auch in der Zuſammenfaſſung dieſer Dinge in dem 
einen Satze des 8627 ZPO. zum Ausdruck. 

Überwiegend wird dagegen in der Praxis und im Schrifttum die 
Meinung vertreten, es handele ſich beim Zuſammentreffen von 
Anordnungen über das Getrenntleben und die Sorge für die Perſon 
der Kinder um mehrere Anſprüche (Stuttgart: HöchſtRgſor 1930, 
453; Kiel: JW. 1930, 1091; Düſſeldorf: ZW. 1930, 197; Darm⸗ 
ſtadt: 33. 55, 176; Koln: DRZ.1932 Nr. 591; nach Juſtiz⸗ 
VerwBl. 1933, 28 haben auch Jena und Roſtock dieſe Anſicht ver⸗ 
treten; Geiershöfer: JW. 1929, 144; v. Hodenberg: JW. 
1930, 197; Friedlaender 8 10 Anm. 9 u. 10 [8. Aufl.]; Fried⸗ 
laender: 33 P. 54, 64; Karlebach 55, 876). Auch in dieſen 
Entſch. wird zum großen Teil anerkannt, daß die hier in Frage 
kommenden Anſprüche auf einer gemeinſamen Grundlage beruhen 
(Darmſtadt a. a. O.). Die auf dieſer Grundlage entſtandenen An⸗ 
ſprüche ſeien aber ihrer Natur nach grundſätzlich verſchieden und an 
verſchiedene Vorausſetzungen geknüpft. § 627 3 PO. gebe nur die 
Möglichkeit, mehrere familtenrechtliche Auſprüche gleichzeitig zu regeln 
(Köln a. a. O.). Dieſe Erwägungen erſcheinen richtig. Die rein äußer⸗ 
liche Zuſammenfaſſung der nach 5627 8PO. möglichen Anordnungen 
in einem Satz dieſer Vorſchr., auf die ſich Scholz a. a. O. beruft, 
kann nicht ausfchlaggebend fein. Richtig iſt, daß die nach 8 627 zu 
treffenden Anordnungen auf der Einwirkung der Scheidungsklage auf 
ein einheitliches Lebensverhälntis (die Ehe) beruhen. Inſofern können 
fie als Regelung eines Lebensverhältniſſes aufgefaßt werden. Dar- 
aus folgt aber nicht die Einheitlichkeit des Anſpruchs. Es iſt keines⸗ 
wegs immer ſo, daß aus der Notwendigkeit einer Anordnung über 
das Getrenntleben auch die Notwendigkeit einer Anordnung über 
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die Sorge für die Perſon der Kinder folgt. Beide Anſprüche ſind 
von ganz verſchiedenen Geſichtspunkten aus zu betrachten und ihrer 
Natur nach nicht untrennbar verbunden. Ihre Verbindung ſteht im 
Belieben der Antragſteller. 
(OLG. Braunſchweig, Beſchl. v. 10. April 1933, 1 W 52/33.) 
Ber. von LGg. Dr. Friche, Wolfenbüttel. 


* 
Breslau. 


13. 8 805 Ziff. 3 3 PO. Die-Unpfändbarfeit auf Grund 
von 8 805 Ziff. 3 kann ein Miterbe nicht geltend machen, 
dem laufende Einkünfte als Miterbe zuſtehen. 

Durch Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß des AG. in 
H. iſt auf Antrag des Gläubigers die angebliche Forderung des 
Schuldners gegen ſeine Miterben, nämlich ſein Miterben⸗ 
anteil und die dem Schuldner auf Grund ſeines Erbanteils 
gegen den Nachlaß des Bauunternehmers H. G. zuſtehenden For⸗ 
derungen gepfändet und dem Gläubiger zur Einziehung über⸗ 
wieſen worden. 

Die auf den Schuldner als Miterben entfallenden Einkünfte 
aus den Nachlaßgrundſtücken ſind keine fortlaufenden Einkünfte 
auf Grund der Freigebigkeit eines Dritten i. S. des § 850 Ziff. 3 
ZBO. Zwar wird die Freigebigkeit nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Schuldner ein geſetzliches Erbrecht hat. Jedoch kommt es 
entſcheidend darauf an, ob die Zuwendung nicht das Recht ſelbſt, 
ſondern nur die fortlaufenden Einkünfte betrifft. 

Der Schuldner En iſt Miterbe der Nachlaßgrundſtücke. Die 
Zuwendung an ihn beſteht in dem Erbanſpruch auf die im Teſta⸗ 
ment des Erblaſſers näher bezeichneten Grundſtücke, wenn auch 
die Einkünfte aus dieſen zunächſt der Ehefrau des Erblaſſers wäh⸗ 
rend ihres Lebens zuſtehen und erſt der von ihr nicht benötigte 
Teil der Einkünfte dem Schuldner zugute kommt. 

Der Schuldner kann daher die Unpfandbarkeit des auf ihn 
entfallenden Teiles der Einkünfte auf Grund des 8 850 Ziff 3 
ßes nicht geltend machen, da er ſelbſt Miterbe des ganzen Nach⸗ 
aſſes iſt. 

(OLG. Breslau, Beſchl. v. 30. Juni 1933, 7 W 2025/33.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Senf, Hirſchberg. 
* 
Dresden. 

14. 8 1 LohnbeſchlG.; 8 850 Abf. 1 Ziff. 1 3PO. Die 
Stellung eines Zahnarztes als Kaſſenarzt begründet kein 
Dienſtverhältnis i. S. des Lohnbeſchl. 


Um einem Schuldner die Schutzbeſt des LohnbeſchlG. v.21. Juni 
1869 i. Verb. m. § 850 Abf. 1 Ziff. 1 ZPO. hinſichtlich feiner ver⸗ 
dienten Vergütungen zubilligen zu können, iſt zwiſchen dem 
Schuldner und dem Drittſchuldner ein Arbeits⸗ oder Dienſtver⸗ 
hältnis i. S. von 8 1 Lohubeſchl G erforderlich, das eine wirt⸗ 
ſchaftliche und perſönliche Abhängigkeit des vergütungsberechtigten 
Schuldners in der Art eines Unterordnungsverhältniſſes begründet 
und überdies deſſen Erwerbstätigkeit vollſtändig oder hauptſächlich 
in Anſpruch nimmt. — Sind auch nach anerkannter Rechtsan⸗ 

auung im allgemeinen die rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem 
Arzt und dem Kranken nach den Belt. des Dienſtvertrags § 611 f. 
BGB. zu würdigen, ſo wird es ſich dabei in der Regel um einen 
ſogenannten unabhängigen Dienſtvertrag handeln, nach dem der 
Dienſtverpflichtete dem Dienſtberechtigten als gleichgeſtellter Unter⸗ 
nehmer im weiteſten Sinn des Wortes gegenüberſteht, und in dem 
die Verkehrsanſchauung trotz der durch jede Dienſt⸗ oder Arbeits⸗ 
leiſtung bedingten gewiſſen Abhängigkeit keinen Arbeitnehmer er⸗ 
blickt. Dieſe Beurteilung der ärztlichen Berufstätigkeit ergibt ſich 
ſchon aus der Stellung des Arztes als Träger des Gemeinwohls, 
der als ſolcher „fundamentale, allgemeine öffentliche Zwecke, näm⸗ 
lich die der Geſundheitspflege, auf Grund ſtaatsſeitig geforderter 
und gewährleiſteter wiſſenſchaftlicher Vorbildung unter beſonderer 
Verantwortung zu erfüllen hat“ (ſo RG. 66,145), und der, obgleich 
ſeine Tätigkeit meiſt im Wege des privatrechtlichen Vertrages ge⸗ 
leiſtet und bezahlt wird, kein Gewerbe i. S. der GewO. ausübt. 
Unterſchiedlich hierzu iſt der unſelbſtändige oder abhängige Dienſt⸗ 
oder Arbeitsvertrag i. S. des Arbeitsrechts dadurch gekennzeichnet, 
daß der Dienſtverpflichtete im beſtimmten Umfange eingegliedert 
in den Betriebsorganismus eines anderen bei erheblicher eigener 
perſönlicher Unterordnung fremdbeſtimmte Arbeit bei Beſtehen 
eines Direktionsrechts des Dienſtberechtigten und Gehorſamspflicht 
des Dienſtverpflichteten leiſtet. Allein auf ſolche abhängige Dienſt⸗ 
und Arbeitnehmer können, ſofern ein ſolches Verhältnis die Er⸗ 
werbstätigkeit des Verpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in 
Anſpruch nimmt, die Schutzbeſtimmungen des Lohnbeſchlcß. ange⸗ 
wendet werden (jo auch Staudinger, Komm., 9. Aufl. 8 611 
Anm. VIII, 8). Schließt nun auch die Berufstätigkeit des Arztes 
nicht ſchon aus ihrer dargetanen Weſenseigenart die Begr. eines 
abhängigen Dienſtverhältniſſes etwa durch Anſtellung bei einer 
Anſtalt oder Körperſchaft, als Krankenhaus⸗ oder Schiffsarzt aus, 
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ſo iſt eine ſolche Annahme auf derartige Verhältniſſe, die die Ver⸗ 
kehrsanſchauung als „Anſtellung“ kennzeichnet, zu beſchränken. Aus 
alledem ergibt ſich aber, daß ein Arzt mit Privatpraxis auch bei 
Abſchluß eines Kaſſenarztvertrages keinen abhängigen Dienſtver⸗ 
trag abſchließt und durch einen ſolchen Vertrag weder ein per⸗ 
ſönliches Unterordnungsverhältnis begründet, noch zur Leiſtung 
von fremdbeſtimmter Arbeit im erwähnten Sinne verpflichtet 
wird (ſo auch Staudinger a. a. O., Vorbem. zum 6. Titel des 
2. Buches Anm. II, 5 a). Das ergibt ſich nicht allein ſchon aus der 
Tatſache, daß in der heutigen Zeit die weit überwiegende Zahl der 
Arzte für die Allgemeine Ortskrankenkaſſe oder ähnliche Kranken⸗ 
kaſſen tätig iſt, vielmehr handelt es ſich bei Abſchluß derartiger 
Kaſſenverträge hauptſächlich um die Regelung der Zuweiſung einer 
beſtimmten Art und Zahl von Kranken, die andererſeits vom Arzte 
unter Beachtung gewiſſer Beſt. zu behandeln ſind. Dieſe Beſt. 
dienen in ihrer überwiegenden Mehrzahl einesteils der Regelung 
einer geordneten Abwicklung des Geſchäftsbetriebs der Kaſſe und 
der Behandlung der Kranken und ſtellen zum anderen Teile, wie 
das LG. richtig ausgeführt hat, nur eine ſchriftliche Feſtlegung 
der ſchon in der ärztlichen Standesſitte begründeten Gebote dar. 
Das alles gilt beſonders auch für die Verpflichtung zur Aus⸗ 
füllung von Krankenſcheinen, zur Anzeige des Urlaubs, zur Ein⸗ 
haltung der Sprechſtundenzeit, zur perſönlichen Behandlung der 
Kranken auch ohne Rückſicht darauf, ob ſie noch von den vorge⸗ 
ſehenen Vergütungsſätzen gedeckt wird. Auch kann bei der — im 
Gegenſatz zu den bei Erlaß der Entſch. v. 23. Nov. 1907 herrſchen⸗ 
den Verhältniſſen — in der heutigen Zeit ſehr weit ausgedehnten 
Übernahme der Kaſſenpraxis durch die Arzte der abweichenden 
Ausgeſtaltung im einzelnen der im übrigen gleichartig geregelten 
Beaufſichtigung ausſchlaggebende Bedeutung nicht mehr beige⸗ 
meſſen werden. Andererſeits gibt die von dem BeſchwF. beige⸗ 
brachte Entſch. des LG. Hanau v. 13. Jan. 1933, 2 T IV 523/32 
zu einer anderen Beurteilung keinen Anlaß. Die Annahme, daß 
der Kaſſenarzt ſchon deshalb den Schutz des Lohnbeſchl d. genieße, 
weil er hauptſächlich für eine Krankenkaſſe arbeite, kann nicht für 
zutreffend angeſehen werden. 
(OLG. Dresden, Beſchl. v. 30. Mai 1933, 6a Reg 340/33.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Georg Jaeckel, Dresden. 
* 

Stuttgart. 

15. 8 114 3 PO. Verzicht der Frau auf Prozeßkoſten⸗ 
vorſchuß, um das Armenrecht zu erlangen, iſt unwirkſam. 

Die Parteien leben im geſetzlichen Güterſtand, der Mann 
hat daher zur Scheidungsklage der Frau die Prozeßkoſten vorzu⸗ 
ſchießen. Da er das vermag, iſt die Frau nicht arm i. S. von 8 114. 
Sie hat zwar auf ſolchen Vorſchuß in einem Vergleich über eine 
EinſtwVerf. ausdrücklich verzichtet, das verſtieß aber gegen die 
guten Sitten wegen der Abſicht, die Kl. arm zu machen und die 
Staatskaſſe zu ſchädigen. 

(SLG. Stuttgart, 3. ZivSen., Beſchl. v. 6. März 1933, W 133/33.) 
* 


16. 88 120, 115 Abf. 1 Ziff. 1 3PO.; 81574 Abſ. 3 BGB. 
Beantragt der Bekl. im Eheſtreit ohne Erhebung einer 
Widerklage Mitſchuld der Klägerin und benennt er dafür 
Zeugen, fo iſt er nicht nach 8 120 3PO. von Vorſchußlei⸗ 
ſtung befreit, weil keine Verteidigung, ſondern ein An⸗ 
griff vorliegt. 

(OLG. Stuttgart, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 7. Juni 1933, W 484/33.) 


b) Strafſachen. 
Stuttgart. I. Materielles Recht. 


17. 88 19, 30 JWohlfG. Als Pflegekinder find nicht 
nur deutſche Kinder, ſondern auch Kinder fremder Staats- 
angehörigkeit anzuſehen. 

Die Vertreter der gegenteiligen Anſicht berufen ſich für die 
Richtigkeit ihrer Auffaſſung auf SL Abſ. 1 RJug Wohlfcd., wonach 
jedes deutſche Kind ein Recht auf Erziehung zur leiblichen und ge⸗ 
ſellſchaftlichen Tüchtigkeit hat, ſowie auf den Umſtand, daß ver⸗ 
ſchiedene Anträge, die bei der Beratung des Geſetzes im Reichstags⸗ 
ausſchuß dahingehend geſtellt wurden, in 81 Abſ. 1 das Wort 
„Deutſche“ zu ſtreichen oder es durch die Worte „in Deutſchland 
lebende“ (Kind) zu erſetzen, abgelehnt worden ſind. Dabei iſt aber 
darauf hinzuweiſen, daß, wie ſich aus den Materialien ergibt (vgl. 
RT Druckſ., 1. Wahlper. 1920, Bd. 372 Nr. 3959 S. 4194, 4207, 
4246, 4248, 4259), die Ablehnung dieſer Anträge erfolgt iſt, nach⸗ 
dem auf die großen finanziellen Folgen einer ſolchen Anderung und 
auf die juriſtiſchen Schwierigkeiten, deutſcherſeits die Vormundſchaft 
über ausländiſche Kinder zu übernehmen, hingewieſen worden war. 
Immerhin iſt, wie auch das RG. v. 30. Juni 1927 (Höchſtagſpr. 
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1927 Nr. 1669) ausgeſprochen hat, davon auszugehen, daß die An⸗ 
wendbarkeit des RJugWohlfc. grundſätzlich auf deutſche 
Kinder beſchränkt fein ſoll. Daß Aus nahmen von dieſem Grund⸗ 
ſatz nicht ausgeſchloſſen find, hat aber das RG. a. a. O. hinſichtlich 
der Frage der Anordnung der Fürſorgeerziehung für ausländiſche 
Kinder ausdrücklich anerkannt. Hinzuweiſen iſt auch auf Schie⸗ 
dermater, Komm. z. RJugWohlſcg., woſelbſt in Anm. 2 Abſ. 2 
zu 81 des Gef. bemerkt iſt, daß, wenn der Abs. 1 des 81 aus⸗ 
drücklich von deutſchen Kindern ſpreche, damit nicht ausgeſchloſſen 
ſei, daß die Beſt des Geſetzes, ſoweit fie ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend ſich auch auf nichtdeutſche Kinder beziehen, auch auf ſolche 
angewendet werden. 

Friedeberg⸗Polligkeit führt in feinen Vorbem. zu dem 
erſten Abſchnitt des Geſetzes, S. 67 ff. und auf S. 71 ff. der Bem. 
zu 81 in eingehender Weiſe aus, daß von der — zu verneinenden — 
Frage, ob für Minderjährige fremder Staatsangehörigkeit ein ſub⸗ 
jektives Recht auf die im RJugWohlſch. geregelten Maßnahmen der 
öffentlichen Jugendhilfe anzuerkennen ſei, die andere Frage zu tren⸗ 
nen ſei, ob und inwieweit das RJugWohlfcz. auf ſolche Minder⸗ 
jährige überhaupt Anwendung finden könne, und daß hier trotz des 
ſcheinbar entgegenſtehenden Worklauts des SL aus deſſen Entſtehungs⸗ 
geſchichte und aus allgemeinen Grundſätzen des Verwaltungsrechts zu 
folgern ſei, daß § 1 nicht grundſätzlich jede Anwendung von Beſt. 
des RJugWohlfcß. auf die Minderjährigen fremder Staatsangehörig⸗ 
keit ausſchließe, daß es vielmehr von dem Weſen der einzelnen 
Materie abhänge, inwieweit ſie ſich auch auf Minderjährige fremder 
Staatsangehörigkeit beziehe, was der Fall ſei bei den den Schutz 
der geſamten Jugend oder den Schutz der Intereſſen der Allgemein⸗ 
heit bezweckenden Beſt. des öffentlichen Rechts, inſofern hier nach 
allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundſätzen das Territortalitats⸗ 
prinzip gelte. Friedeberg⸗Polligkeit erwähnt in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang einen Beſcheid des RInn M. an das Thür. Miniſterium 
v. 21. Jan. 1926, worin ausgeführt iſt, daß durch 8 1 Abſ. 1 RJug⸗ 
WohlfG. dem deutſchen Kinde neben dem ihm bereits nach dem bis⸗ 
her geltenden Recht zuſtehenden privatrechtlichen Anſpruch ein öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Erziehungsauſpruch eingeräumt, feine Rechtsſtelle mit⸗ 
hin verbeſſert werden follte, die Rechtsverhältniſſe der ausländiſchen 
in Deutſchland wohnenden Kinder durch dieſe Beſt. dagegen nicht 
berührt werden ſollten. 

Der StrSen. halt die vorſtehenden Ausführungen von Friede⸗ 
berg⸗Polligkeit für zutreffend und begründet. Die Gründe, 
die zu einer Ablehnung der oben erwähnten weitergehenden Anträge 
bezüglich der Faſſung der Veit. des Abſ. 1 des § 1 in dem R Ausſch. 
geführt haben, weiſen darauf hin, daß es dem Geſetzgeber offen⸗ 
ſichtlich lediglich nicht erwünſcht erſchien, das RJugWohlfG. aus⸗ 
drücklich auch auf die in Deutſchland lebenden nichtdeutſchen Kinder 
auszudehnen, daß dagegen der bisherige Rechtszuſtand bezüglich 
der Rechtsverhältniſſe der in Deutſchland wohnenden nichtdeutſchen 
Kinder nicht berührt werden ſollte. Hingewieſen werden kann auch 
noch auf die Entſch. des Kc. v. 16. Mai 1924: Recht 1924 Nr. 1353, 
woſelbſt bet der Erörterung der Frage der Zufäffigkeit der An⸗ 
ordnung der Fürſorgeerziehung für ausländiſche Kinder gleichfalls 
dem Geſichtspunkt Bedeutung beigelegt iſt, ob es ſich um Beſt. des 
Rug Wohlſch. handelt, die neben der Rückſichtnahme auf die Inter⸗ 
eſſen des Jugendlichen ſelbſt zugleich den Schutz der Allgemeinheit 
bezwecken und daher ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit 
gegenüber jedem Minderjährigen zuläſſig erſcheinen und woſelbſt in 
dieſem Zuſammenhang ausgeführt iſt, daß die Erziehung gerade der 
deutſchen Kinder zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen Tüch⸗ 
tigkeit nur gefördert werde, wenn ſie von dem verderblichen Einfluß 
verwahrloſter ausländiſcher Minderjähriger durch deren Unterbringung 
in Fürſorgeerziehung ferngehalten werden. 

a3 nun die weitere Frage der Anwendbarkeit gerade der den 
Schutz der Pflegekinder betr. Veit. des Abſchn. III des R Jug Wohlfch. 
(8519 bis 31) auch auf nichtdeutſche Kinder betrifft, ſo begründet 
Friedeberg⸗Polligkeit feine Annahme, daß die Materie des 
Pflegekinderſchutzes als ein Beſtandteil des öffentlichen Rechts dem 
Territorialitätsprinzip unterworfen ſei und daß die Beſt. des Ab⸗ 
ſchnitts III, ſoweit ſie den Schutz der Jugend und der Allgemeinheit 
bezwecken, wegen ihres öffentlich⸗ rechtlichen Charakters auch auf 
ausländiſche Minderjährige Anwendung finden müſſen, im weſent⸗ 
lichen mit nachſtehenden Ausführungen (vgl. S. 73 und S. 214): 
Der Pflegekinderſchutz diene zwar zunächſt dem Schutz des einzelnen 
in fremder Familie untergebrachten Kindes, die Grundſätze, die all⸗ 
gemein für die Genehmigung der Pflegeſtellen und die Beaufſichti⸗ 
gung der Kinder gelten, zeigen aber, daß es ſich um den Schutz der 
Jugend überhaupt ſowie um den Schutz der Pflegefamilien, alſo auch 
um den Schutz der Allgemeinheit, handle; wollte man ausländiſche 
flegekinder von der Beaufſichtigung ausſchließen, ſo könnte dies 
eine geſundheitliche und ſittliche Gefährdung der geſamten Jugend 
zur Folge haben: gerade die Tatſache, daß die Vorſchr. des Abſchn. III 
nicht nur Leiſtungen der Jugendwohlfahrtsbehörden zuſagen, ſondern 
auch Beſchrankungen und Pflichten auferlegen, zeige, daß es ſich um 
Vorſchr. handle, die der Staat für eine geſchloſſene Grubbe von 
Kindern in gleicher Lebenslage erlaſſen habe mit Rückſicht auf die 


Gefahren, die für ſie und ihre Umwelt aus ihrer beſonderen Schutz⸗ 
bedürftigkeit erwachſen. 

Auch dieſen Ausführungen und der Annahme, daß auch aus⸗ 
ländiſche und ſtaatenloſe Kinder den Vorſchr. über den Pflegekinder⸗ 
ſchutz unterſtehen in der Weiſe, daß dieſen Kindern zwar kein ge⸗ 
ſetzlicher Anſpruch auf den den deutſchen Pflegekindern eingeräumten 
Schutz zuſtehen foll, daß die deutſchen Behörden aber nicht gehindert 
fein ſollen, die Beſt. des Abſchn. III des Geſetzes nach ihrem Ermeſſen 
auch auf ausländiſche und ſtaatenloſe Kinder zur Anwendung zu 
bringen, iſt beizutreten. Zu dieſem Ergebnis gelangt auch Drewes 
in Anm. 2 zu 819 feines Komm. z. RJug Wohlf GG., woſelbſt aus⸗ 
geführt it, daß ein öffentliches Intereſſe (z. B. zur Verhütung an⸗ 
ſteckender Krankheiten in Pflegefamilien) es notwendig erſcheinen laſſe, 
auch bei ausländiſchen Pflegekindern Annahmeerlaubnis und Aufſicht 
durch das Jugendamt vorzuſehen. Eine ausdrückliche geſetzliche 
Vorſchr. ſteht dieſem Ergebnis nicht entgegen. Für Württem⸗ 
berg mag noch darauf hingewieſen werden, daß das frühere Geſetz 
betr. die Koſt⸗ und Pflegeleinder v. 16. Aug. 1909 (N Bl. 209 ff.) 
ſich auf fremde Kinder ſchlechthin ohne Rückſichtnahme auf 
ihre Staatsangehörigkeit erſtreckt hatte. 

Nach vorſtehenden Ausführungen war es nicht erforderlich, daß 
Württemberg etwa, wie dies nach § 31 RJug Wohlfch. möglich ge⸗ 
weſen wäre und in einzelnen Ländern auch geſchehen iſt (vgl. 
Friedeberg⸗Polligkeit S. 214 unten), durch eine beſondere 
Ausf Beſt. ausdrücklich ausgeſprochen hat, daß die den Pflegekinder⸗ 
ſchutz betr. Beſt. des Abſchn. III auch für ausländiſche und für ſtaaten⸗ 
loſe Kinder zu gelten haben. 

(OLG. Stuttgart, StrSen., Urt. v. 23. Nov. 1932, T 354/32.) 
Eingeſ. von StA. Hildenbrand, Stuttgart. 


Berlin. II. Verfahren. 


18. 88 298, 322 StPO. Rechtsmitteleinleg ung „na⸗ 
mens und in Vollmacht“ eines verzichtenden Minderjäh- 
rigen bei gleichzeitiger Einreichung der Vollmacht des 
geſetzlichen Vertreters iſt rechtswirkſam. 

Ein Minderjähriger iſt zu einer Strafe verurteilt und ver⸗ 
zichtet ordnungsgemäß auf ein Rechtsmittel. Der RA. legt „namens 
und in Vollmacht“ des Angekl. Ber. ein unter gleichzeitiger und 
ausdrücklicher Überreichung einer vom geſetzlichen Vertreter des 
Minderjährigen ausgeſtellten Vollmacht als Verteidiger für die 
vorl. Strafſache. Durch den angefochtenen Beſchluß iſt das Rechts⸗ 
mittel als unzuläſſig verworfen worden, weil nicht aus dem eigenen 
Recht des geſetzlichen Vertreters gem. 9.298 StPO., ſondern nur 
namens und in Vollmacht des Minderjährigen Ber. eingelegt und 
die Vollmacht des Minderjährigen hierzu nicht innerhalb der 
Rechtsmittelfriſt niedergelegt ſei. — Die hiergegen ſich richtende, 
ordnungsgemäß für den geſetzlichen Vertreter eingelegte und zu⸗ 
laſſige ($ 322 Abj. 2 Stcß O., vgl. auch KG.: GoltdArch. 69, 187) ſo⸗ 
fortige Beſchw. iſt begründet. Der Minderjährige hat ſelbſt ord⸗ 
nungsgemäß auf das ihm zuſtehende Rechtsmittelrecht verzichtet. Er 
konnte daher überhaupt keine Vollmacht mehr zur Rechtsmittel⸗ 
einlegung aus ſein em Recht erteilen. Es kam ſonach vorliegend 
nur eine Rechtsmitteleinlegung aus dem Rechte des geſetzlichen 
Vertreters des Angekl. in Frage. Dies kam aber bei der Be⸗ 
rufungseinlegung des RA. durch Überreichung der Vollmacht des 
geſetzlichen Vertreters des angeklagten Minderjährigen 
bei der durch deſſen unwiderrufbaren Rechtsmittelverzicht geſchaf⸗ 
fenen Rechtslage, die dem RA. bekannt war, hinreichend zum Aus⸗ 
druck. Auch prozeßrechtliche Erklärungen ſind der Auslegung zu⸗ 
gänglich, um den wirklichen Willen des Erklärenden feitzuftellen 
(vgl. Löwe⸗Roſenberg, StPO., 19. Aufl. 1933, Borbem. ge, 
S. 68). Geht man hiervon aus, fo ergibt ſich unbedenklich, daß die 
Rechtsmitteleinlegung ſich nicht aus dem Rechte des Angekl., der 
verzichtet hatte, ableitete, ſondern aus dem Rechte des geſetzlichen 
Vertreters. Dieſes rechtliche Ergebnis kann auch durch die, danach 
formal unzutreffende Erklärung des RA. bei Berufungsein⸗ 
legung „namens und in Vollmacht“ des Angekl. nicht berührt wer⸗ 
den. Die Berufungseinlegung iſt inhaltlich für den Angekl. er⸗ 
folgt. Dementſprechend hat auch das RG. (RGSt. 21, 336) zu § 298 
früher § 340) ausgeführt, daß im Zweifel — und ein folcher iſt 
vorliegend zumindeſt gegeben — die der Zulaſſung des Rechts⸗ 
mittels günſtige Auslegung Platz zu greifen hat (vgl. auch RG 
JW. 1916, 283 5). 

GG., 2. Str Sen., Beſchl. v. 11. Mai 1933, 2 W 616/33.) 
Ber. von KR. Dr. Stienen, Berlin. 
* 

Karlsruhe. 

19. 8 172 Abſ. 2 StPO. Der Vorſchrift kann nicht 
rein äußerlich dadurch genügt werden, daß der RA. ohne 
eigene Sachprüfung lediglich ſeinen Namen unter das ihm 
überreichte Schriftſtück ſetzt. 

Zweck der Vorſchr. iſt, dem Gericht die Prüfung ganz grund⸗ 


62. Jahrg. 1933 Heft 37] 


Rechtſprechung 


2077 


loſer Anträge zu erſparen. Deshalb legt ſie dem RA. die ſelb⸗ 
ſtändige Vorprüfung unter eigener Verantwortung auf. Seine rein 
mechaniſche Unterſchrift genügt hiernach nicht. Dem Erfordernis 
iſt insbeſ. nicht genügt, wenn aus der jo vollzogenen Schrift mit 
voller Sicherheit erhellt, daß er ſie gar nicht geleſen hat. Das er⸗ 
gibt ſich aber in vorl. Falle daraus, daß der Antragſteller in dem 
Antrag von ſich ſpricht. 

(Os. Karlsruhe, StrSen., Beſchl. v. 8. Febr. 1933, SN 8/33.) 
Ber. v. AGR. i. R. Dr. Wolff-Williger, Freiburg i. Br. 


* 
Kiel. 

20. 8305 Satz 1 StPO. Der Angekl. iſt befugt, gegen 
die Zulaſſung des Nebenkl. Beſchw. einzulegen. Voraus- 
ſetzungen für die Zulaſſung als Nebenkl. 

Der die Zulaſſung des Nebenkl. ausſprechende Beſchl. iſt von der 
kleinen Stra. des LG. als dem BG. erlaſſen; er iſt gemäß $ 304 
Abs. 1 SPD. mit der Beſchw. anfechtbar. Die Befugnis des 
Angehl., gegen die Zulaſſung des Nebenkl. Beſchw. 
einzulegen, wird entgegen der Anſicht einiger Gerichte (OSG. 
Karlsruhe: BadgRechtspraxis 1907, 334; DLG. Colmar: 23. 1915, 
1182; OLG. Marienwerder: Lg. 1918, 1165) nicht durch § 305 
Satz 1 SPD. ausgeſchloſſen. Gemäß $ 305 Satz 1 StPO. unterliegen 
die der Urteilsfällung vorausgehenden Entſch. des erk. Ger. nicht 
der Beſchw. Bei dem Zulaſſungsbeſchl. der kleinen Str. handelt es 
ſich zwar um eine derartige Entſch., der Wortlaut des § 305 Satz 1 
SPD. iſt jedoch nach den Motiven (S. 210) und nach herrſch. Rſpr. 
(vgl. Löwe⸗Roſenberg, SPD. 18. Aufl., 1929 zu 8 305 
Anm. 4 mit Hinweis auf Entſch.) einſchränkend dahin auszulegen, daß 
nur diejenigen der Urteilsfällung vorausgehenden Entſch. des erk. Ger. 
nicht mit der Beſchw. angefochten werden konnen, welche in einem 
inneren Zuſammenhang mit der Urteilsfällung ſtehen und lediglich zu 
deren Vorbereitung dienen. Zwiſchen der Zulaſſung der Nebenklage 
und der Urteilsfällung beſteht aber kein innerer Zuſammenhang 
(Löwe⸗Roſenberg, StPO. zu 85 305 Anm. 4, 396 Anm. 3). 
Daher iſt die Beſchw. des Angekl. gegen den die Nebenklage zulaſſen⸗ 
den Beſchl. des BG. zuläſſig (jo auch KG.: Goltd Arch. 57, 234; 
Och. Braunſchweig: Lg. 1920, 903; OG. Dresden: JW. 1929, 
1077; OG. Celle: JW. 1929, 3031; R.: RES. 51, 130; 
Löwe⸗Roſenberg, Stpo. zu 88 305 Anm. 4, 396 Anm. 3). 

Die Beſchw. iſt jedoch unbegründet. 

Das BG. war verpflichtet, dem Antrage des M. auf Zulaſ⸗ 
fung als Nebenkläger ſtattzugeben. Gemäß 88 395 Abſ. 1, 
396 Abſ. 1 StBO. kann ſich derjenige, welcher nach Maßgabe des 
9 374 ©tBD. als Privatkläger aufzutreten berechtigt iſt, der erhobenen 
offentlichen Klage in jeder Lage des Verfahrens, zwecks Einlegung von 
Rechtsmitteln auch noch nach ergangenem Urt., durch Einreichung 
einer ſchriftlichen Erklärung bei Gericht anſchließen. Das gleiche muß 
gelten in dem hier vorl. Falle, in welchem es ſich nicht um eine öffent⸗ 
liche Klage, ſondern um das Verfahren bei amtsrichterlichen Straf⸗ 
befehlen nach Einſpruchserhebung handelt (jo auch Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, Std. zu 8 395 Anm. 2b; Wunderer: LZ. 1920, 554). 
Der M. war zur Erhebung der Privatklage gegen den Angekl. gemäß 
$ 374 Abſ. 1 Ziff. 2 StPO. wegen Beleidigung befugt; er hatte 
ſomit auch ein Recht auf Zulaſſung als Nebenkl. Auch die weitere 
Vorausſetzung für die Zulaſſung als Nebenkl., die rechtzeitige Stel⸗ 
lung des Strafantrags (OLG. Köln: JW. 1929, 286; ABEL. 
41, 176; Löwe⸗Roſenberg, StPD. zu § 395 Anm. 1) liegt vor. 

(Os. Kiel, Urt. v. 5. Dez. 1932, W 232/32.) 
Ber. von OLGR. Dr. Römer, Kiel. 


Landgerichte. 
Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. Art. 29 EGBGB. Das polniſche Geſetz über das 
internationale und interlokale Privatrecht v. 2. Aug. 1921 
findet auf ehemalige Polen, die z. Z. feines Inkrafttretens 
ſtaatenlos ſind, keine Anwendung Eheſcheidung eines 
e (früher polniſchen) Diſſidenten nach deutſchem 


N Die Parteien waren z. Z. der Eheſchließung ſtaatenlos. Gemäß 
rt. 29 EGBGB. kann die Ehe der Parteien nur geſchieden werden, 
wenn auch nach dem Recht, dem der Ehemann, bevor er ſtaatenlos 
wurde, unterworfen war, die Eheſcheidung zuläſſig war. 
1 Der Behl. war vor der Eheſcheidung mit der Kl. Pole. Er ift 
e geboren, alſo in Kongreßpolen, und unterſtand deshalb 
ſagli ruſſ. Ehegeſetz von 1836. Dieſes regelt die Eheſcheidung grund⸗ 
1 ich nach Ronfeſſionellen Geſichtspunkten. Nach Art. 2 des ge⸗ 
unten Geſetzes kann in Kongreßpolen eine gültige Ehe nur im An⸗ 


geſicht der Kirche und den kirchlichen Vorſchr. gemäß zuſtande kom⸗ 
men. Demgemäß läßt das genannte Geſetz die Eheſcheidung nur zu, 
unter Berückſichtigung der kirchlichen Vorſchr. der einzelnen Konfeſ⸗ 
fionen. Deshalb können röm. Katholiken überhaupt nicht geſchieden 
werden, während die Eheſcheidung der übrigen Konfeſſionsangehörigen, 
insbef. der Angehörigen der rechtgläubigen griech.⸗kathol. Kirche, der 
Proteſtanten, der Juden und der Mohammedaner, grundſätzlich zuge⸗ 
laſſen und für die einzelnen Konfeſſionen entſprechend geregelt iſt. 
Dieſes Geſetz gilt heute noch in Kongreßpolen. Es iſt, ſoweit erſichtlich, 
nicht geändert worden. 

Nach dieſem Geſetz von 1836 war eine Eheſchließung von Per⸗ 


ſonen, die keiner anerkannten Religionsgemeinſchaft angehörten, nicht 


geregelt. Erſt am 17. Okt. 1906 iſt ein ruſſ. Geſetz ergangen, wel⸗ 
ches die Eheſchließung der ſog. Sektierer regelte. Dieſem Geſetz unter⸗ 
lagen nicht diejenigen Perſonen, die überhaupt keiner Glaubensgemein⸗ 
ſchaft angehörten. Demgemäß hat nach der erſten ruſſ. Revolution die 
ſog. Kerenſki⸗Regierung durch Edikt v. 14. Juli 1927 das Geſetz v. 
17. Okt. 1906 auch auf konfeſſionsloſe Perſonen ausgedehnt. Eine 
Einführung dieſes Geſetzes in Kongreßpolen iſt jedoch nicht erfolgt. 
Demgemäß können in Kongreßpolen ſelbſt nur Angehörige einer Glau⸗ 
bensgemeinſchaft in weiterem Sinne einſchließlich der Sektierer eine 
gültige Ehe ſchließen, da auch die Eheſchließung grundſätzlich konfeſ⸗ 
ſionell iſt und vor dem zuſtändigen Geiſtlichen geſchloſſen wird. 

Wären die Parteien poln. Staatsangehörige, ſo würde für ihre 
Eheſchließung das poln. Geſ. v. 2. Aug. 1926 über internationales 
und interlokales Privatrecht gelten, welches ſeit dem 13. Sept. 1926 
in Kraft iſt. Nach dieſem Geſetz iſt nunmehr auch vom polu. Stand⸗ 
punkt aus eine im Ausland geſchloſſene Ehe gültig, wenn die in dem 
betreffenden Staat geſetzlich borgeſehene Form für die Eheſchließung 
gewahrt ift. Während Ehen, welche vor dem 13. Sept. 1926 im Aus⸗ 
land geſchloſſen find, dann, ſofern es ſich um Kongreßpolen handelt, 
in Polen ungültig waren, wenn fie nicht auch konfejfionell geſchloſſen 
waren, gilt ſeit dem 13. Sept. 1926 in Polen einſchließlich Kongreß⸗ 
polen uneingeſchränkt der Grundſatz locus regit actum. Wären die 
Parteien Polen, dann würde, vom poln. Standpunkt aus betrachtet, 
ihre in Deutſchland geſchloſſene Ehe gültig ſein, obwohl beide in Kon⸗ 
greßpolen ſelbſt eine Ehe nur dann hätten eingehen können, wenn 
ſie einen Geiſtlichen einer Konfeſſionsgemeinſchaft gefunden hätten, 
der fie getraut hatte, obwohl ſie keiner Konfeſſion angehörten. Dann 
würde ſich ihre Eheſchließung nach den Vorſchr. der betreffenden Kon⸗ 
feſſionsgemeinſchaft regeln, welcher der die Ehe ſchließende Geiſtliche 
angehört hätte. Unter Zugrundelegung der entſprechenden kirchen⸗ 
rechtlichen bzw. religionsgeſetzlichen Grundſätze wäre eine Eheſchlie⸗ 
ßung beider bei einem römiſch⸗kathol. Geiſtlichen oder bei einem 
Rabbiner unmöglich geweſen, da der kathol. Prieſter nur eine Ehe 
ſchließen darf, wenn die Verlobten chriſtlich getauft ſind, und für 
die Eheſchließung durch einen Rabbiner die Zugehörigkeit zum Ju⸗ 
dentum Bedingung iſt. 

Die Parteien find nun aber beide konfeſſionslos und waren 
dies ſchon z. Z. ihrer Eheſchließung. Vorher gehörte der Ehemann 
der jüd. Religion an, wahrend für die Ehefrau die frühere Zugehö⸗ 
rigkeit zu einer Religionsgemeinſchaft nicht feſtſteht. 

Bei ſtrenger Anwendung des Art. 29 EGBGB. könnte die Ehe 
der Parteien deshalb nicht geſchieden werden, weil das maßgebende 
poln. Ehegeſetz don 1836 für die Schließung und Scheidung einer 
Ehe von Konfeſſionsloſen keine Vorſchr. enthält, während eine Schei⸗ 
dung dann, wie geſagt, möglich wäre, wenn ſich ein Geiſtlicher irgend⸗ 
einer Religionsgemeinſchaft, alſo nach Lage der Sache nur ein griech. 
Kathol. oder proteſtant. Geiſtlicher gefunden hätte, der die Ehe der 
beiden Konfeſſionsloſen auch kirchlich eingeſegnet hätte. 

Es bedarf keiner näheren Darlegung, daß dieſe Folge von dem 
Geſetzgeber nicht gewollt iſt. Deshalb kann nach Lage der Sache 
auf den gegenwärtigen Fall überhaupt ausländiſches Recht keine An⸗ 
wendung finden, vielmehr ſind die Beziehungen beider Parteien aus⸗ 
ſchließlich nach deutſchem Recht zu beurteilen. Zu dieſem Schluß führt 
auch die folgende Erwägung: 

Da der Ehemann bereits in dem Zeitpunkt, in welchem das 
Gef. v. 2. Aug. 1926 über das internationale und interlokale Pri⸗ 
vatrecht in Kraft trat, nicht mehr Pole, ſondern ſtaatenlos war, kann 
dieſes Geſetz auf ihn überhaupt keine Anwendung finden. Das würde 
dahin führen, daß nach dem maßgeblichen poln. Recht die Ehe der 
Parteien überhaupt nichtig wäre, da, wie erörtert, das poln. Recht 
Kongreßpolens die Eheſchließung und damit auch die Eheſcheidung 
Konfeſſionsloſer überhaupt nicht kennt, abgeſehen von dem erörterten 
denkbaren Ausnahmefall, daß ein Geiſtlicher einer Konfeſſionsgemein⸗ 
ſchaft ſich gefunden hätte, der die Ehe der Parteien geſchloſſen hätte. 
Da dies nicht der Fall iſt, iſt die Ehe der Parteien nach dem maß⸗ 
geblichen poln. Recht überhaupt nichtig. Deshalb kann ſie auch in 
Deutſchland ohne Rückſicht auf die Vorſchr. des poln. Rechts ge⸗ 
ſchieden werden, ſofern ausreichende Scheidungsgründe nach dem 
Recht des BGB. gegeben ſind. 

(LG. II Berlin, 19. Z., Urt. v. 25. Nov. 1932, 31 R 82/31.) 
* 
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Göttingen. 

2. Iſt eine Ehe auf die Klage aus 8 1568 BGB. ge⸗ 
ſchieden und auf Antrag des Bekl. ohne Erhebung einer 
Widerklage der Kläger wegen Ehebruchs für mitſchuldig 
erklärt, ſo liegt Scheidung wegen Ehebruchs nicht vor. 
Der Kl. bedarf nicht der Befreiung von dem Ehehindernis 
des § 1312 BGB. 


(LG. Göttingen, 2. ZK, Ber. v. 25. April 1932, 2 E R 15/32.) 
Ber. von LER. Meyerhoff, Göttingen. 


* 
Nordhauſen. 


3. 8930 BGB. Bei einer ſchenkweiſen Übereignung 
zwiſchen Ehegatten nach $ 930 BGB. iſt nicht notwendig, 
daß ſich die Ehegatten der Beſitzverhältniſſe bewußt ſind. 

Der Ehemann hatte einen Schuldner, von dem er kein Geld 
bekommen konnte. Mit dieſem hat er ſich dahin geeinigt, daß der 
Schuldner ihm einen Radivapparat ſamt Lautſprecher an Erfüllungs⸗ 
ſtatt liefern ſollte. Der Radivapparat iſt dann in Abweſenheit des 
Ehemanns in der ehelichen Wohnung aufgeſtellt worden. Als der 
Ehemann nach Hauſe kam, ſagte er zu ſeiner Ehefrau, der Kl., es 
ſolle eine Überraſchung zu ihrem Geburtstage fein; der Radio⸗ 
apparat ſei ihr Geburtstagsgeſchenk. Nach Anſicht des LG. iſt da⸗ 
mit nicht nur der Abſchluß eines Schenkungsvertrages, ſondern 
auch die Vollziehung dieſer Schenkung, alſo eine ſogenannte Hand⸗ 
ſchenkung bewieſen. 

Zu der Verſchaffung des Eigentums an die Kl. gehörte außer 
der Einigung auch die Übergabe. Es unterliegt keinem Bedenken, 
daß die Einigung über den Eigentumsübergang zugleich in der 
Vereinbarung der Schenkung gelegen hat. Dem angefochtenen Urt. 
aber iſt zuzugeben, daß für eine tatfächliche Übergabe nichts dar⸗ 
getan ift. Der Anſicht der Kl., daß hierzu die ſchlichte Einigung 
des § 854 Abſ. 2 BGB. genüge, kann nicht beigetreten werden. Es 
iſt nämlich zu beachten, daß der Radioapparat durch die Abliefe⸗ 
rung in den Beſitz des Ehemannes gelangt war. Dieſen Beſitz hat 
er nicht aufgegeben und ſeiner Ehefrau verſchafft. Der Radio⸗ 
apparat iſt durch die Schenkung eingebrachtes Gut der Ehefrau ge⸗ 
worden (81363 Abſ. 2 BGB.), an dem der Ehemann kraft ſeines 
ehemännlichen Verwaltungsrechtes zum Beſitz berechtigt iſt. Der 
Beſitz ſtand ihm alſo auch nach der Schenkung zu. Hierbei macht es 
keinen Unterſchied, daß es ſich um einen Beſitz aus einem anderen 
Rechtsgrund handelt (vgl. RG. 108, 122 )). 

Die Kl. iſt jedoch nach § 930 BGB. Eigentümerin geworden. 
Dieſe Vorſchr. ſetzt voraus, daß zwiſchen dem Eigentümer und dem 
Erwerber ein Rechtsverhältnis vereinbart wird, vermöge deſſen der 
Erwerber den mittelbaren Beſitz erlangt. Hierbei iſt es bedeutungs⸗ 
los, ob dieſes Beſitzmittlungsverhältnis vereinbart wird, oder ob 
es, wie hier, kraft Geſetzes entſteht (ſo auch RG. 108, 124). Es 
genügt, daß über dieſes Rechtsverhältnis Einverſtandnis herrſcht. 
Das LG. hat kein Bedenken, dieſes Einverſtändnis als bewieſen 
anzufehen. Der Ehemann wollte ſchenken, d. h. nach dem Sprach⸗ 
gebrauch des täglichen Lebens in die juriſtiſche Formulierung ge⸗ 
bracht: unentgeltlich Eigentum verſchaffen. Die Ehefrau, die Kl., 
wollte ſich ſchenken laſſen, d. h. ſich unentgeltlich Eigentum zu⸗ 
wenden laſſen. Dieſem Willen der Eheleute muß Rechnung ge⸗ 
tragen werden. Es kann nicht verlangt werden, daß ſich der Laie 
bei einem ſo alltäglichen Vorgang wie dem Geburtstagsgeſchenk 
des Ehemanns an ſeine Ehefrau über die juriſtiſch notwendige 
Konſtruktion bis ins einzelne klar iſt und dann auch danach 
handelt. Ein ſolches Verlangen würde in der Geſamtheit des 
Volkes kein Verſtändnis finden. Es würde Schenkungen des Ehe⸗ 
manns an ſeine Ehefrau unmöglich machen und damit zu unan⸗ 
nehmbaren Ergebniſſen führen. Infolgedeſſen iſt es unnötig, daß 
ſich die Eheleute bewußt waren, daß der Ehemann unmittelbarer 
Beſitzer bleiben ſollte, und daß die Ehefrau mittelbare Beſitzerin 
und dadurch Eigentümerin werden ſollte. Es genügt, daß die Ehe⸗ 
leute den übereinſtimmenden Willen gehabt haben, daß die ge- 
ſchenkten Gegenſtände der Frau gehören, ihr Eigentum werden 
ſollten. 

LO. Nordhausen, Urt. v. 12. Juli 1933, 2 8 155/33.) 
Eingeſ. von GerAſſ. Dr. Hothorn, Nordhanſen. 
* 
Nürnberg. 

4. 88 1508, 2274 BGB. Der Ausſchluß der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft und die Wiederaufhebung 
dieſes Ausſchluſſes kann auch durch Erbvertrag erfolgen. 
Iſt aber ein ſolcher geſchloſſen, ſo kann dieſer Erbvertrag 
durch gemeinſchaftliches Teſtament aufgehoben werden. 

Der Ausſchluß der allg. Gütergemeinſchaft und die Wieder⸗ 
aufhebung dieſes Ausſchluſſes hat nicht nur güterrechtliche Bedeutung, 
ſondern im weſentlichen erbrechtlichen Inhalt. Denn mit einer ſolchen 


) JW. 1925, 352. 


Vereinbarung ſoll das Rechtsverhältnis des überlebenden Ehegatten 
und der gemeinſchaftlichen Kinder zum Geſamtgut für den Fall des 
Todes des einen Ehegatten geregelt werden. Mit Fug und Recht hat 
daher der beurkundende Notar die Beſt. über den Ausſchluß der allg. 
Gütergemeinſchaft als Erb vertrag bezeichnet, im Gegenſatz zu der 
rein güterrechtlichen und infolgedeſſen auch als Ehe vertrag benannten 
Vereinbarung über den neu begründeten Güterſtand. Wie die Antrag⸗ 
ſteller die Verträge auffaſſen und ob ſie beide die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft wünſchen, iſt allerdings für die rechtliche Be⸗ 
urtetlung der hier ſchwebenden Fragen gleichgültig. Da aber die 
Wiederaufhebung des Ausſchluſſes der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, 
ſelbſt wenn der Ausſchluß im Ehevertrag getroffen worden wäre, durch 
ein gemeinſchaftliches Teſtament erfolgen konnte, andererſeits gem. 
52292 BGB. ein Erbvertrag, auch wenn mit einem ſolchen gleich⸗ 
zeitig ein Ehevertrag verbunden wurde, durch ein gemeinſchaftliches 
Teſtament aufgehoben werden kann, jo ſteht der Erteilung des ver⸗ 
langten Zeugniſſes über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nach 
keiner Seite ein Rechtshindernis entgegen. 
(LG. Nürnberg, 1. K., Beſchl. v. 21. Nov. 1932, 1547/2.) 
* 
Rottweil. 


5. 88 1601 ff., 518, 607 BGB. Beträge, welche ein 
dem elterlichen Haushalt nicht angehöriges großjähriges 
Kind ſeinen mittelloſen Eltern zu deſſen Haushalts- 
führung gewährt, ſind als auf die Unterhaltspflicht des 
Kindes geleiſtet auch dann anzuſehen, wenn die Be⸗ 
teiligten ſie als Darlehen bezeichnen. Eine für ſolche als 
Darlehen bezeichnete Forderung dem Kind von den Eltern 
geleiſtete Sicherungsübereignung beſitzt daher den Rechts⸗ 
charakter der Schenkung und müßte deren Formerforder⸗ 
nis entſprechen. 

Die Bekl. hat gegen den Vater der Kl. eine fällige Miets⸗ 
forderung im Betrag von 520 RM. Am 18. März 1931 pfändete der 
GVollz. in der Wohnung des Schuldners im Auftrag der Bekl. einen 
Schreibtiſch. Dagegen hat die ledige volljährige Tochter des Schuldners, 
die in einer Fabrik als Schreibgehilfin angeſtellt iſt, mit der beim 
AG. erhobenen Klage die Unzuläſſigkeitserklärung dieſer Pfändung 
beantragt, da der Schreibtiſch ihr ſicherungshalber durch Vertrag v. 
20. Juli 1930 übereignet worden ſei. In demſelben iſt geſagt, daß 
die Kl. ihre nunmehr mittelloſen Eltern ſeit Febr. 1929 fortlaufend 
monatlich mit Beträgen zwiſchen 30 und 40 AM unterſtützt habe; 
dieſe Beträge ſeien zur Führung des Haushalts verwendet worden und 
hätten eine Höhe von 450 N., bis Vertragsabſchluß erreicht; ſodann 
heißt es in dem Vertrag weiter: „Der Darlehensnehmer — d. i. die 
Mutter der Kl. — verpflichtet ſich, dieſen Betrag, ſobald es möglich 
it, ganz oder in Raten mit 8% Zinſen an die Kl. zuruckzubezahlen. 
Zur Sicherſtellung dieſer Forderung übereignet der Darlehensnehmer 
u.a. den in feinem Eigentum ſtehenden Schreibtiſch an die Kl. Die 
Vertragſchließenden ſind ſich über den heute mit Vertragsabſchluß er⸗ 
folgten Eigentumsübergang einig. Die Beſitzübergabe wird dadurch 
erſetzt, daß die Kl. dem Darlehensnehmer die übereigneten Gegen⸗ 
fände leihweiſe überläßt.“ Der Vertrag iſt ſchriftlich abgeſchloſſen und 
von der Kl. und deren Eltern unterzeichnet. Als Darlehensnehmer iſt 
in demſelben lediglich die Mutter der Kl. angegeben. 

Das LG. ſtellt zunächſt feſt, daß es ſich bei dem Vertrag v. 
20. Jult 1930 aus verſchiedenen Gründen um ein Scheingeſchäft ge⸗ 
handelt hat, daß dieſes Rechtsgeſchäft daher nach 8 117 BGB. nichtig 
jet und der Kl. kein die Veräußerung hinderndes Recht i. S. 8 771 
3PO. verſchafft habe; es fährt dann fort: 

„Selbſt wenn der Vertrag ernſtlich gemeint wäre, wäre er aus 
einem andern Grunde nichtig. Nach ihrer eigenen Darſtellung war die 
Kl., wenn auch unter erheblichen Einſchränkungen, in der Lage, ihren 
Eltern in 10 Monaten 450 RM Unterſtützung zukommen zu laſſen. 
Sie war demnach ihren Eltern gegenüber unterhaltspflichtig. Da ſie 
um die fragliche Zeit dem elterlichen Hausſtand nicht mehr angehörte, 
findet $ 1618 BOB. keine Anwendung gegen ſie. Doch hat die Kl. 
einen Anſpruch aus dieſen Unterſtützungen nicht erworben. Somit iſt 
das Anerkenntnis ihrer Mutter, daß die Zuwendungen der Kl. Dar⸗ 
lehen ſein ſollen, zu deren Rückerſtattung ſie verpflichtet ſei, ſchenk⸗ 
weiſe erteilt. Nach 8 518 BGB. bedarf ein derartiges Verſprechen, 
auch wenn es in die Form eines Darlehensvertrags gekleidet iſt, der 
notariellen Beurkundung. Eine Erfüllung, welche den Mangel der Form 
zu heilen geeignet wäre, iſt bis heute nicht erfolgt. Eine lediglich zur 
Sicherung vorgenommene Eigentumsübertragung kann jedenfalls nicht 
als ſolche angeſehen werden. Das Schuldanerkenntnis der Mutter iſt 
daher nichtig, und daraus folgt gem. § 139 BGB. auch die Nichtigseit 
der damit in engem Zuſammenhang ſtehenden Sicherungsübereignung. 
Da die Kl. demnach ein nach 8 771 ZPO. die Veräußerung hindern⸗ 
des Recht an dem Schreibtiſch nicht nachweiſen konnte, war die Klage 
abzuweiſen.“ ‘ 


(LG. Rottweil, K., Urt. v. 30. Nov. 1932, 8 125/32.) 
Eingeſ. von AR. Dr. Breitſchwerdt, Tuttlingen. 
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Berlin. II. Verfahren. 


6. 818 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. Der Schutz 
der Vorſchrift greift auch in den Fällen des Vorliegens 
zahlreicher Pfändungen und hoher Anſprüche ſtatt. 

Das AG. hat zur Ablehnung des vom Schuldner erbetenen 
Vollſtreckungsſchutzes aus § 18 VollſtrMaßn VO. ausgeführt: Bei 
dem Schuldner ſei von zahlreichen Glaubigern wegen erheblicher 
Anſprüche gepfändet worden. Die Zahlungsweiſe des Schuldners 
ſei bereits ſeit längerer Zeit ſchleppend. Unter dieſen Umſtänden 
let für die Gewährung des Vollſtreckungsſchutzes aus § 18 Vollſtr⸗ 
Maßn VO. kein Raum. Der Schutz der Belt. ſei nicht dazu da, bei 
kaufmänniſchen Unternehmungen ein Vergleichs⸗ oder Konkursver⸗ 
fahren zu erſetzen. Bei ſo zahlreichen und hohen Verbindlichkeiten 
erſcheine eine Abwicklung der Schuldverhältniſſe durch Ratenzah⸗ 
lungen und entſprechende Ratenbewilligung unter Einſtellung der 
Vollſtreckung ausſichtslos. Die Rechte der Gläubiger könnten an⸗ 
dererſeits nicht derart verkürzt werden, daß ſämtliche Vollſtreckun⸗ 
gen aufgehoben würden. Eine ſolche Aufhebung würde auch den 
1 des Schuldners und ſein geſchäftliches Anſehen völlig unter⸗ 
graben. 

Die Kammer vermag ſich dieſen Ausführungen nicht anzu⸗ 
ſchließen. Daß die Vollſtreckungsaufhebung eine beſondere Kredit⸗ 
ſchädigung für den Schuldner zur Folge haben würde, kann nicht 
anerkannt werden. Die Verſagung des Vollſtreckungsſchutzes in den 
Fallen, in denen zahlreiche Gläubiger wegen erheblicher Anſprüche 
gepfändet haben, findet im Geſetz keine Stütze. Eine ſolche ein⸗ 
ſchränkende Auslegung des § 18 VollſtrMaßn VO. iſt insbeſ. auch 
aus ſonſtigen Vorſchr. der VO. v. 26. Mai 1933 nicht abzuleiten. 
Die Verweiſung auf das Vergleichs⸗ und Konkursverfahren geht 
fehl. Es iſt dabei unberückſichtigt geblieben, daß durch dieſe nur 
ein verhältnismäßig geringer Teil der alten Pfändungen, nämlich 
nur die anfechtbaren, bzw. die ſog. 30⸗Tage⸗Vollſtreckungen berührt 
werden. Der Schutz des § 18 VollſtrMaßn VO. kommt ſonach an 
ſich auch dem Schuldner zu. 

(LG. Berlin, 2. Fer gK., Beſchl. v. 31. Juli 1933, 257 7 10029/83.) 
Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 


7. 818 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. Anwendung 
grundſätzlich auch auf die Vollſtrecung in Luxus gegen- 
ſtände. 

Das AG. führt in der Begr. ſeines Beſchluſſes mit nicht un⸗ 
beachtlichen Gründen näher aus, daß die in Frage ſtehenden ge⸗ 
pfändeten Seſſel als Luxusgegenſtände unter den Schutz des § 18 
VollſtrMaßn BO. nicht fielen. Die beſchließende Vollſtreckungsbe⸗ 
ſchwerdekammer vertritt jedoch in ſtändiger Rſpr. die gegenteilige 
Auffaſſung, daß der Schutz der Vorſchr. an h auch für Luxus⸗ 
gegenſtände gilt und hier nur inſoweit ausgeſchloſſen iſt, als viel⸗ 
leicht mit Rückſicht auf den Luxuscharakter der Sache der Verluſt 
des Pfandſtücks durch die Verſteigerung als ein unverhältnis⸗ 
mäßiger Nachteil für den Schuldner nicht zu erachten iſt. Ent⸗ 
ſcheidend für die Beurteilung der keineswegs unzweifelhaften Frage 
erſcheint der Umſtand, daß in § 18 VollſtrMaßn O., anders als 
dies beiſpielsweiſe kurz vor Erlaß der VollſtrMaßn VO. in der 
LandwVollſtr Sch Ausf VO. I in §7 geſchehen iſt, eine entſprechende 
Einſchränkung des Schutzes für Luxusgegenſtände nicht gemacht iſt. 

(LG. Berlin, 2. Ferd®., Beſchl. v. 4. Aug. 1933, 257 T 10 110/33.) 
Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 


* 


8. 8 18 Abſ. 4 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. Zur 
Bemeſſung der Höhe der bei der Zahlungsfriſtbewilligung 
feſtgeſetzten Raten. 

Zur Begr. des Rechtsmittels macht der Gläubiger geltend, 
daß angeſichts des hohen Wertes, den die Pfandſtücke hätten, die 
ae lung höherer Raten angemeſſen fein dürfte. Der Wert der 
5 fandſtücke iſt für die Bemeſſung der Höhe der i. Verb. m. dem 
Vollſtreckungsaufſchub aus § 18 Abſ. 4 VollſtrMaßns O. zu beſtim⸗ 
menden Raten jedoch nicht von ausſchlaggebender Bedeutung. Ent⸗ 
ſcheidend iſt hier vielmehr in erſter Linie die Vermögenslage und 
vor allem künftige Zahlungsfähigkeit der Schuldner. Dieſer find die 
Raten anzupaſſen. 

(ELG. Berlin, 2. Ferä®., Beſchl. v. 1. Aug. 1933, 257 T 10014/33.) 

Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 


811 In. 18 Vollſtrmaßn BO. v. 26. Mai 1933; 88 570, 766, 
1 3BD. Die eine auf 8 811 ZPO. geſtützte Erinnerung 
Loltweiſende Entſcheidung kann nicht mit einer auf § 18 
oliſtrMaßn O. geſtützten Beſchw. angefochten werden. 
„Die Schuldnerin erſtrebt mit der Beſchw. nicht eine noch⸗ 
malige Prüfung des Vorliegens der Vorausſetzungen des § 811 
Biff. 1 ZPO. und der amtsgerichtlichen Entſch. Sie beantragt viel⸗ 


mehr nunmehr die Gewährung von Vollſtreckungsſchutz gem. 8 18 
VollſtrMaßn VO. Damit iſt ein völlig neuer Antrag in das Ver⸗ 
fahren eingeführt. Dieſer kann mit der Beſchw. gegen die Zurück⸗ 
weiſung des in erſter Inſtanz geſtellten und inhaltlich völlig an⸗ 
deren Antrages erfolgreich nicht geltend gemacht werden. Die Zu⸗ 
laſſung einer ſolchen Beſchw. wäre mit dem Weſen der Rechts⸗ 
mitteleinlegung unvereinbar, deren Zweck und Ziel die Nach⸗ 
prüfung der Berechtigung des in der unteren Inſtanz geltend ge⸗ 
machten Rechtsſchutzbegehrens und der Richtigkeit der Entſch. der 
unteren Inſtanz und nicht die Erledigung völlig neuer Rechtsſchutz⸗ 
anträge iſt. Die Beſchw. iſt deshalb unzuläſſig. 

(LG. Berlin, 2. Fer Kt., Beſchl. v. 1. Aug. 1933, 257 JT 10233 /33.) 

Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 


10. 88 19 d, 18 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. Wei⸗ 
tere Beſchränkungen des Offen barungseids verfahrens, als 
in § 19d vorgeſehen, laſſen ſich aus den neuen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutzbeſtimmungen nicht ableiten. 7) 

Die Auffaſſung des Schuldners, daß das BeſchwG. die mit der 
Beſchw. erſtrebte Haftaufhebung mit Rückſicht darauf, daß er nach 
ſeinem Vortrage infolge der mißlichen wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
unverſchuldet in Not geraten ſei, oder aus ſonſtigen Billigkeits⸗ 
erwägungen anordnen könnte, entbehrt der geſetzlichen Grundlage. 
Die vom Schuldner inſoweit ſinngemäß in Bezug genommene Beſt. 
des § 18 VollſtrMaßn VO. ſieht in derartigen Fällen nur die Auf⸗ 
hebung von Vollſtreckungen in beſtimmte bewegliche Sachen, nicht 
aber auch die Aufhebung auch anderer Vollſtreckungsmaßnahmen 
vor. Sie iſt als Ausnahmevorſchr. einer entſprechenden Anwendung 
grundſätzlich nicht fähig. Sie auch auf das Offenbarungseidsver⸗ 
fahren entſprechend anzuwenden oder aus den ihr zugrunde liegen⸗ 
den geſetzgeberiſchen Gedanken Beſchränkungen für dieſes Verfahren 
abzuleiten, kommt um ſo weniger in Frage, als die VollſtrMaßn⸗ 
VO. in § 19 d beſtimmte Vollſtreckungsbeſchränkungen auch für das 
Offenbarungseidsverfahren eingeführt und des näheren geregelt 
hat. Eine ſolche nachträgliche Aufhebung von nach Einführung 
dieſer neuen Vorſchr. erlaſſenen Haftbeſchlüſſen aus Billigkeits⸗ 
gründen iſt darunter nicht vorgeſehen 

Ebenſowenig vermag die Erklärung des Einverſtändniſſes des 
Gläubigers mit der Haftaufhebung den Antrag der Beſchw. zu be⸗ 
gründen. Die beſchließende Vollſtreckungsbeſchwerdekammer vertritt 
in ſtändiger Praxis die Auffaſſung, daß die nachträgliche Zurück⸗ 
nahme des Offenbarungseidsantrages, der Verzicht des Gläubigers 
auf die Rechte aus dem Haftbeſchluß ſowie deſſen Einverſtändnis⸗ 
erklärung mit dieſer Aufhebung oder auch ſogar die Beantragung 
derſelben eine ſolche Aufhebung nicht zu rechtfertigen vermögen 
(vgl. dazu den Beſchl. der Kammer v. 21. Juni 1930, 25 T 1329/30: 
3%. 1930, 3364). Die VollſtrMaßn VO. enthält keine Vorſchr., 
welche eine andere Beurteilung der Rechtslage in dieſer Richtung 
begründen könnten. 

(SG. 1 Berlin, 9. ZR., Beſchl. v. 19. Juni 1933, 209 T 4072/33.) 
Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 


II. 5 19d VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. Die Offen⸗ 
barungseidsleiſtung kann durch Abgabe der Vermögens- 
verſicherung auch dann abgewendet werden, wenn vor dem 
30. Mai 1933 zunächſt Widerſpruch erhoben worden iſt. +) 


Die beſchließende Vollſtreckungsbeſchwerdekammer nimmt in 
Übereinſtimmung mit dem Beſchluß der 9. ZK. des bisherigen 
LG. I in Berlin v. 19. Juni 1933, 209 T 4072/33 an, daß die 
Belt. des § 19 d Abſ. 3 Satz 1 Vollſtr Maßn VO. nur auf die Fälle 
anzuwenden ift, in denen der Schuldner nach dem Inkrafttreten 
der neuen Vollſtreckungsbeſtimmungen Widerſpruch eingelegt hat, 
beziehungsweiſe einlegt. Zu dieſer einſchränkenden Auslegung führt 


Zu 10. In der Praxis wird in ſehr vielen Fällen die Zu⸗ 
laſſung ſolcher weiterer Beſchränkungen erſtrebt. Deshalb ſei er⸗ 
gänzend darauf hingewieſen, daß auch das LG. Berlin bereits in 
mehreren Entſch. eine ſolche abgelehnt und ſich damit auf den 
Standpunkt des obigen Beſchluſſes geſtellt hat: Beſchl. der 2. Fer⸗ 
3K. v. 24. Juli 1933, II 25 T 1432/33 und v. 3. Aug. 1933, 
257 T 10279/33. In der Entſch. v. 24. Juli 1933 iſt aus dieſem 
Grunde u. a. die Ausſetzung des Offenbarungseidsverfahrens für 
die Dauer der Leiſtung von Ratenzahlungen abgelehnt worden. In 
der Sache 257 T 1027/33 iſt ausgeführt worden, daß infolgedeſſen 
auch für die Fälle, in denen das Offenbarungseidsverfahren wegen 
geringfügiger Beträge betrieben wird, weitere Beſchränkungen der 
Eidespflicht nicht anerkannt werden können. 

Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 


Zu 11. Vgl. hierzu jedoch auch im gegenteiligen Sinne LG. 
Frankfurt a. M., Beſchl. v. 14. Juni 1933: JW. 1933, 1738. 7 
Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
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die vergleichende Heranziehung der UÜbergangsvorſchr. des Art. 7 
Abſ. 3 VollſtrMaßncG. v. 26. Mai 1933. Nach dieſer kann ein 
Schuldner die Leiſtung des Offenbarungseides durch Abgabe der 
Vermögensverſicherung ſogar dann abwenden, wenn er im Offen⸗ 
barungseidstermin überhaupt nicht erſchienen iſt oder den Eid 
ohne Angabe von Gründen verweigert hat und deshalb die Haft 
gegen ihn angeordnet iſt, und iſt hier nach Abgabe der Verſicherung 
der Haftbeſchluß aufzuheben. Eine andere Auslegung des § 19 d 
Abſ. 3 Satz 1 VollſtrMaßn VO. würde zu dem in keiner Weiſe zu 
rechtfertigenden Ergebnis führen, daß die Schuldner, die im Offen⸗ 
barungseidstermin erſchienen ſind und die Eidespflicht aus wenn 
auch unzutreffenden, ſo doch nach ihrer Anſicht erheblichen Grün⸗ 
den beſtritten haben, weit ſchlechter geſtellt würden, als die Schuld⸗ 
ner, die ohne Gründe den Eid verweigert haben, und wäre ſomit 
mit dem der Übergangsvorſchr. des Ark. 7 Abſ. 3 VollſtrMaßn VO. 
zugrunde liegenden geſetzgeberiſchen Gedanken nicht in Einklang zu 
bringen. 

(LG. Berlin, 2. Fer K., Beſchl. v. 1. Aug. 1933, 257 T 11 043/33.) 

Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 


Solingen. Amtsgerichte. 


1. 88 1601 ff. BGB. Die Koſten der vom Vormund⸗ 
ſchaftsgericht angeordneten Verkehrsregelung ſind nicht 
vom verkehrsberechtigten, ſondern vom unterhaltsver⸗ 
pflichteten Teil zu tragen. }) 

Die Sorge für die Perſon des Kl. umfaßt nach § 1631 BGB. 
auch das Recht und die Pflicht des Bekl., den Kl. zu erziehen. Die 
Koſten der Erziehung werden nach § 1610 Abſ. 2 BGB. von dem 
Unterhalt erfaßt, den der Bekl. dem Kl. auf Grund der SS 1601, 
1602, 1603 Abſ. 2, 1606 Abſ. 2, 1610 Abſ. 1 BGB. zu gewähren 
verpflichtet iſt. Stellen ſich demnach die Koſten der 
vom Vormundſchaftsgericht getroffenen Ver⸗ 
kehrsregelung als Koſten der Erziehung dar, ſo 
ift der Bekl. verpflichtet, dieſe Koſten zu tragen. 
Anderenfalls müßten dieſe Koſten von dem verkehrsberechtigten 
Elternteil, alfo der Mutter des Kl., getragen werden. Dabei ſpielt 
die Tatſache, daß die Mutter des Kl zur Tragung dieſer Koſten 


1. Das VormGer. hat gem. $ 1636 S. 2 BGB. durch 
Beſchl. angeordnet, daß der aus einer nichtigen Ehe ſtammende 
und nach §8 1700 f. unter der elterlichen Gewalt und der tat⸗ 
ſächlichen Sorgwaltung ſeines Vaters ſtehende minderjährige Sohn 
ſeiner an einem anderen Orte wohnenden Mutter für einige Wo⸗ 
chen zum perſönlichen Verkehr überlaſſen werden ſoll. Daran iſt 
nicht zu deuteln. Aber das Problem erhebt ſich, wer die Koſten, 
die für die Reiſe und für den Unterhalt des Kindes aufgewendet 
werden müſſen, zu beſtreiten habe. Die Entſch. hierüber ſteht nicht 
dem VormGer. zu; denn die Verpflichtung zur Zahlung iſt nicht 
mehr eine „Regelung“, d. h. eine verwaltungsrechtliche tatjächliche 
Ordnung des Verkehrs. Sie gehört vor den Prozeßrichter im Streite 
der Eltern gegeneinander. Dieſes naturgemäße Parteiverhältnis 
iſt hier verſchoben worden: nicht die Mutter klagt ihre Koſten ein, 
ſondern der Minderjährige durch den vom Vormundſchaftsrichter 
beſtellten Pfleger. Ob auf dieſe Weiſe der minderjährige Sohn 
materiell mit der Forderung und Klage ausgeſtattet werden 
könnte, jo daß der Vater aus dem Schiedsurt. unanfechtbar ver⸗ 
pflichtet würde, feinem Sohne jene Koſten zu bezahlen, ſcheint mir 
nicht begründet. Aus der formalen Parteiregelung erklärt ſich wohl 
auch die als grundlegend hingeſtellte Anſicht, daß es ſich bei den 
Koſten der Verkehrsregelung materiell um Koſten der Erziehung 
handelt. Das widerſpricht offenbar dem § 1636 S. 1. Das Geſetz 
will die auch der nicht fürſorgeberechtigten Mutter zuzugeſtehenden 
Anſprüche auf die perſönliche Sorge und die Pflege verwandtſchaft⸗ 
licher Verbindung ſchützen. Das Intereſſe in der Eigenſchaft als 
Mutter ſteht voran. Und hieraus folgt nach allgemeinem Rechts⸗ 
grundſatz, daß die Mutter grundſätzlich die Koſten zu tragen bat. 
Das hat das KG.: RIA. 8, 89 ausgeſprochen und darin mit 
Recht allgemeine Zuſtimmung gefunden. — Trotzdem läßt ſich das 
vorl. Schiedsurt rechtfertigen. Wenn es auch nicht den aufgeſtell⸗ 
ten formellen Regeln n ſo dient es doch, was höher zu 
bewerten iſt, den inneren Geboten einer befriedigenden Ordnung 
der familienrechtlichen Beziehungen. Es ſcheint falſch, wenn heute 
immer nur die Intereſſenlage des einzelnen betont wird. Aus⸗ 
gleichende Gerechtigkeit heiſcht, daß zuhöchſt die Zweckerfüllung er⸗ 
möglicht werde. Was hierzu erforderlich iſt, mag unter den be⸗ 
teiligten Eltern nach Billigkeit auferlegt und aufgeteilt werden. 
Mit richtigem praktiſchem Blick werden auch die Koſten berechnet. 
Daß einem geſunden Jungen von zwölf Jahren zu einer Eiſen⸗ 
bahnfahrt noch eine Beglettung geſtellt werden müßte, war doch 
ein zu altväterliches Anſinnen. 

f Geh. Rat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 


außerſtande iſt, in beiden Fällen keine Rolle. Im letzteren Falle 
müßte die Mutter des Kl. unter den gegebenen Verhältniſſen auch 
die tatſächliche Ausübung ihres Verkehrsrechts verzichten. 

Die Auffaſſung des Bekl., daß die Koſten der vom VormGer. 
angeordneten Verkehrsregelung von dem verkehrsberechtigten 
Elternteil zu tragen ſeien, iſt jedoch verfehlt. Sie ſtützt ſich offen⸗ 
bar auf die in den Kommentaren angeführte Entſch. RIA. 8, 89, 
die befagt, daß die durch den Verkehr entſtehenden Koſten regel⸗ 
mäßig den verkehrsberechtigten Ehegatten zur Laſt fallen. Dieſe 
Entſch. iſt nicht nachprüfbar, weil ſie dem Gericht nicht zur Ver⸗ 
fügung ſteht. Nach dem Zitat fehlt es an einer Begr. für die darin 
vertretene Rechtsauffaſſung. Sie bezieht ſich zudem offenbar nur 
auf das Verhältnis der Elternteile zueinander, nicht aber auf 
das Verhältnis des unterhaltsberechtigten Kindes zum unterhalts⸗ 
verpflichteten Elternteil. 

Die Befugnis des Ehegatten, den nach § 1635 BGB. die 
Sorge für die Perſon des Kindes nicht zuſteht, mit dem Kinde 
perſonlich zu verkehren, ſoll den auf Blutsverbundenheit und Ver⸗ 
wandtſchaft beruhenden natürlichen Zuſammenhang zwiſchen dieſem 
Elternteil und dem Kinde aufrechterhalten. Die Vorſchr. des § 1636 
BGB. begründet aber nicht nur ein Recht des nicht ſorgeberech⸗ 
tigten Ehegatten, ſondern auch eine Pflicht des anderen Ehegatten, 
dem die Sorge für die Perſon des Kindes obliegt. Dieſe Pflicht, 
den perſönlichen Verkehr des Kindes mit dem nicht ſorgeberechtigten 
Ehegatten zu geſtatten und zu ermöglichen, ſtellt ſich aber als 
Ausfluß des Erziehungsrechts und der Erziehungspflicht des ſorge⸗ 
berechtigten Ehegatten dar. Denn der gleichmäßige perſönliche Ver⸗ 
kehr des Kindes mit Vater und Mutter iſt eine weſentliche Vor⸗ 
ausſetzung jeder ordnungsmäßigen Erziehung und dient dem Zweck, 
das Kind dem nicht ſorgeberechtigten Elternteile nicht zu entfrem⸗ 
den, wodurch es Schaden an ſeiner Seele nehmen würde. Aus 
der Natur und dem Zweckdes Verkehrsrechts er⸗ 
gibt ſich ſomit, daß nach der Wertung des Ge⸗ 
ſetzgebers die Pflege und Aufrechterhaltung des 
natürlichen Verhältniſſes zwiſchen dem nicht 
ſorge berechtigten Elternteil und dem Kinde 
sur ordnungsmäßigen Erziehung des Kindes 
gehört. Da die letztere dem Bekl. obliegt, hat dieſer auch die 
Koſten des perſönlichen Verkehrs des Kl. mit ſeiner Mutter als 
Koſten der Erziehung im Rahmen ſeiner Unterhaltspflicht zu 
tragen. 

(AG. Solingen, Urt. v. 28. Juli 1933, 2b C 936/33.) 
Eingeſ. von Gerfief. Zündorf, Solingen⸗Ohligs. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann „Dresden. 


1. 8 618 BGB. Beweislaſt bei Schadenserſatzan⸗ 
ſprüchen des Dienſt verpflichteten wegen Nichterfüllung 
der dem Dienſtberechtigten in Anſehung des Lebens und 
der Geſundheit des Verpflichteten obliegenden Verpflich⸗ 
tungen. 

Der Kl., ein beim Wolhfahrtsamte der Bekl. auf Grund 
Dienſtvertrags beſchäftigter Büroangeſtellter, hat dadurch Schaden 
an ſeiner Geſundheit gelitten, daß ein Erwerbsloſer ihn am 
27. Nov. 1929 in feinem Arbeitszimmer überfallen und mißhan⸗ 
delt hat, und erhebt Schadenserſatzanſprüche gegen die Bekl., weil 
ſie den Arbeitsplatz des Kl. nicht hinreichend gegen derartige Vor⸗ 
kommniſſe geſichert habe. 

An ſich iſt im Falle des § 618 BGB. davon auszugehen, 
daß der Beweis dafür, daß der Dienſtperpflichtete zu Schaden ge- 
kommen iſt, weil der Dienſtberechtigte ſeinen Verpflichtungen nicht 
nachgekommen iſt, dem Dienſtverpflichteten obliegt. Steht aber 
feſt, daß vor einem Unfalle des Dienſtverpflichteten ein rechts⸗ 
widriger, gefahrdrohender und zur Herbeiführung des Unfalls 
an ſich geeigneter Zuſtand vorhanden war, dann folgt der Schluß 
auf die Urſächlichkeit des Zuſtands für den Unfall von ſelbſt, und 
der Dienſtberechtigte muß daun nicht nur nachweiſen, daß er alles 
getan hat, was bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt zur Beſeitigung der Gefahr geſchehen mußte, ſondern 
auch, daß beſondere Umſtände eine andere Urſache des Unfalls 
erkennen laſſen und damit den Schluß auf die Urſächlichkeit ent⸗ 
kräften (RG. 138, 371)). Das BGG. hat ſämtliche Momente des 
Falles daraufhin geprüft, ob ſie Schuld an dem Unfalle tragen. 
Insbeſ. werden dabei als mögliche Schuldurſachen abgelehnt: daß 
der Beamte nicht durch feſte Schranken von dem Verkehre mit dem 
Publikum abgeſchloſſen war, daß die Beamtenſchaft ſelbſt nicht 
bewaffnet war, daß nicht ſtändig Polizei in unmittelbarer greif⸗ 


1) JW. 1933, 1646. 
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barer Nähe war; dieje Erwägungen, die ſich auf tatſächlichem 
Gebiete bewegen, geben zu Beanſtandungen keinen Anlaß. Da⸗ 
gegen erſcheint noch nicht hinreichend erörtert die Frage der Ab⸗ 
ſperrung der Dienſtzimmer an den publikumsfreien Tagen. Hier 
erwähnt das BU., daß die Bekl. einen ſog. Ordner angeſtellt habe, 
deſſen Aufgabe es geweſen ſei, an publikumsfreien Tagen die 
Sans verſchloſſen zu halten und ſie nach Bedarf zu öffnen. 

ieſer Ordner iſt an dem Überfallstage nicht anweſend geweſen. 
Warum er nicht anweſend war und wer ihn im Abweſenheitsfall 
zu vertreten hatte, iſt nicht aufgeklärt. Dieſer Umſtand begründet 
eine Lücke in dem der Bekl. obliegenden Entſchuldungsbeweiſe. 
Daß auch bei Anweſenheit des Ordners der Unfall hätte ſtatt⸗ 
finden können, erſcheint nicht überzeugend. Hätte der Ordner den 
an der Türe anklopfenden Erwerbsloſen zunächſt empfangen und 
zum Kl. geleitet, ſo erſcheint es höchſt zweifelhaft, ob ſich der Ge⸗ 
waltakt des Erwerbsloſen gegen den Kl. hätte ſo auswirken kön⸗ 
nen, wie es der Fall geweſen iſt. Dieſer Punkt bedarf noch der 
Aufklärung durch das BG., und nach der Aufklärung iſt die Ver⸗ 
ſchuldensfrage einer neuen Prüfung zu unterziehen. 

(RArbG., Urt. v. 29. März 1933, RAG 7/33. — Breslau.) 

* 


2. 8626 BGB.; § 70 HGB. Vorausſetzungen ber 
Verwirkung des Kündigungsrechts. 

Wie lange ein Arbeitgeber, dem Verfehlungen feines Angeſtellten 
bekanntgeworden ſind, zuwarten darf, bis er deswegen die friſtloſe 
Entlaſſung ausſpricht, hängt im weſentlichen von der Geſtaltung des 
Einzelfalls ab. Zu fordern iſt nur, daß er über den eigenen Belangen 
das Intereſſe des Angeſtellten an möglichſt raſcher Klarſtellung des 
Verhältniſſes nicht ungebührlich zurückſtellt. Vorausſetzung iſt dabei 
aber ſtets, daß er den wirklichen Sachverhalt kennt oder doch bei 
der mit der gebotenen Schleunigkeit durchgeführten Unterſuchung zu 
kennen in der Lage iſt. Hat der Angeſtellte ſelbſt die notwendige 
Aufhellung des Sachverhalts abſichtlich erſchwert und verzögert, dann 
kann er dem Arbeitgeber eine gegen Treu und Glauben verſtoßende 
Verzögerung ſeiner Entſchließung nicht zum Vorwurf machen. 


(RArbch., Urt. v. 5. Juli 1933, RAG 93/33. — Gleiwitz.) 
* 


3. 88 630, 826 BGB. Schadenserſatzpflicht des Arbeit⸗ 
gebers wegen unrichtiger Angaben im Dienſtzeugnis. Dem 
Arbeitnehmer haftet der Arbeitgeber nur, wenn er bei 
Ausſtellung des Zeugniſſes ſchuldhaft gehandelt hat. 
Einem Dritten kann er aus $ 826 BGB. ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig werden, wenn er die Leiſtungen des Arbeitneh- 
mers bewußt höher bewertet hat, als ſie zu bewerten ſind, 
und wenn der Dritte im Vertrauen auf die Richtigkeit 
der An gaben den Arbeitnehmer angenommen hat. Vgl. 
Sat ee ee 


(RArbE., Urt. v. 24. Juni 1933, RAG 41/33. — Hamburg.) 
* 


4. 88 1617, 611 BGB. Der Anerbe, der auf dem 
väterlichen Hofe Dienſte leiſtet, ſteht in einem familien⸗ 
rechtlichen Dienſtverhältnis i. S. von $ 1617, nicht in einem 
echten Arbeitsverhältnis. Er hat demnach keine Lohn- 
anſprüche. 

Der in der Landwirtſchaft ſeines Vaters tätige 23jährige Sohn 
des Bekl. ſchuldet der klagenden Gemeinde 12,32 N. Bürgerſteuer, 
und es ift deswegen die angebliche Lohnforderung des Steuerſchuldners 
gegen den Bekl. gepfändet und der Kl. zur Einziehung überwieſen 
worden. Der Bekl. hat Zahlung verweigert, weil ſein Sohn keinen 
Lohnanſpruch beſitze. Die Vorinſtanzen haben verurteilt; die Rev. 
ührte zur Zurückverweiſung. 

Der Sohn des Bekl. ijt ſeit Oktober 1930 in der 120 Morgen 
großen Landwirtſchaft ſeines Vaters tätig und iſt der künftige Hofes⸗ 
erbe (Anerbe). Er erſetzt durch ſeine Arbeit einen Knecht und erhält 
auf dem Hof nur freien Unterhalt und außer einem etwaigen Taſchen⸗ 
geld kein bares Geld. Der Streit geht darum, ob nur ein familien⸗ 
rechtliches Dienſtverhältnis i. S. des 8 1617 BGB. vorliegt, nach 
welchem das dem elterlichen Hausſtand angehörende und von den 
Eltern unterhaltene Kind auch bei Großjährigkeit verpflichtet ift, den 
Eltern in ihrem Hausweſen und Geſchäfte Dienſte zu leiſten, oder ob 
ein echtes Arbeitsverhältnis i. S. des 8 611 BGB. beſteht, aus dem 
der Sohn des Bekl. einen mit freiem Unterhalt und gelegentlichem 
Taſchengeld nicht abgegoltenen Lohnanſpruch beſitzt. 

. Dem Arbeitsverhältnis ift Lohnvereinbarung weſentlich. Sie kann 
ſtillſchweigend getroffen fein (§612 BGB.), wenn die Dienſtleiſtung 
den Umſtänden nach nur gegen Vergütung zu erwarten iſt. Dies be⸗ 
jaht das BG. mit Rückſicht auf die Größe des landwirtſchaftlichen 
Setriebes des Bekl. und den Umfang der geleiſteten Arbeiten ſeines 

ohnes, der ſeine ganze Arbeitskraft der väterlichen Wirtſchaft 
widmet. Das BG. hat aber die Behauptung des Bekl. nicht ge⸗ 
Bien es ſei in Weſtfalen auf bäuerlichen Wirtſchaften allgemeiner 

rauch, daß die Kinder, und zwar auch die großjährigen, gegen Ge⸗ 


währung freien Unterhalts ihre volle Arbeitskraft zur Verfügung 
ſtellen. Dabei iſt im vorl. Falle noch beſonders zu beachten, daß der 
Sohn des Bekl. Anerbe ſeines Vaters iſt und deshalb gleichſam auf 
eigenem Hofe arbeitet. Das BG. hat die rechtliche Bedeutung dieſer 
Umftände, aus denen ſich ein familienrechtliches Arbeitsverhältnis 
nach § 1617 BGB. ergibt (RArbG. 11, 1941) nebſt Anführungen 
und 12, 942), nicht gewürdigt. 

(RArbcz., Urt. v. 12. Juli 1933, RAG 58/33. — Münſter i. W.) 

* 


5. $ 19 Fürſpfl O. v. 13. Febr. 1924; 8 812 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. Ein auf Grund von $ 19 FürſpPfl VO. begrün⸗ 
detes Beſchäftigungsverhältnis kann privatrechtlicher oder 
öffentlich⸗rechtlicher Natur ſein. Die Auferlegung von 
Pflichtarbeit iſt entgegen der früheren Meinung des 
R ArbG. auch dann als wirkſam anzuſehen, wenn die Arbeit 
nicht gemeinnütziger Art if. Ein Bereicherungsanſpruch 
erwächſt dem Unterſtützten aus der Leiſtung ſolcher Arbeit 
nicht. 

Der Kl. war Wohlfahrtserwerbsloſer und wurde von der 
bekl. Stadtgemeinde am 13. Aug. 1930 auf dem Wohlfahrtsamt 
im Lohnbüro für Wohlfahrtserwerbsloſe eingeſtellt. Der von ihm 
dabei unterzeichnete Vordruck hat unter der Überſchrift „Arbeits⸗ 
fürſorge“ folgenden Wortlaut: 

„Mir iſt bekanntgegeben, daß ich auf Grund der fürſorge⸗ 
rechtlichen Beſt. in Arbeitsfürſorge überwieſen werde. 

Als Entgelt für die Arbeitsleiſtung erhalte ich einen wöchent⸗ 
lichen Satz von 21,15 Ku. 

Mir iſt weiter bekanntgegeben, daß mir dieſes Entgelt ſofort 
entzogen wird, ſofern ich die mir zugewieſene Beſchäftigung nicht 
antrete. 

Die mir zugewieſene Beſchäftigung iſt eine vorübergehende 
Hilfsmaßnahme. 

Das Wohlfahrtsamt kann mich zu jeder Zeit abberufen. 

Ein Kündigungsverhältnis beſteht nicht. 

Mir iſt bekanntgegeben, daß ich als Arbeitsfürſorgler mit 
5⸗Stundenbeſchäftigung Fahrgeld nicht erhalte.“ 

Die Bekl. zahlte ihm für die Zeit bis zum 14. Juli 1931 nach 
feiner unbeſtrittenen Behauptung insgeſamt 1712,49 u und ent⸗ 
richtete für ihn auch die Sozialbeiträge. Der Kl. behauptet, die 
regelmäßige Büroarbeit eines Stadtinſpektors verrichtet zu haben, 
und hat mit der Klage als übliche Vergütung dieſer Tätigkeit die 
der Gruppe XII des BezTarVertr. für Angeſtellte der Kommunal⸗ 
verwaltungen im Bereich des Arbeitgeberverbandes rheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſcher Gemeinden e. V. bezeichnet und als ihm vorenthaltenen 
Mehrbetrag 1548,45 7% gefordert. Das Arb6. hat abgewieſen. 

Das LArbcg. hat dem Kl. einen Bereicherungsanſpruch auf 
die übliche Vergütung zugebilligt, dieſe für ſeine Tätigkeit aber 
nur nach der Gruppe XVI bemeſſen. 

Das BG. führt aus, die vom Kl. geleiſtete Arbeit ſei nicht, 
wie § 19 der VO. über die Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 
(RGBl. I, 100) es verlange, gemeinnütziger Art. Sie hätte ohnehin 
geleiſtet werden müſſen und entbehre deshalb der für eine Gemein⸗ 
nützigkeit i. S. des § 19 notwendigen Eigenſchaft einer zuſätzlichen 
Arbeit. Die Bekl. habe deshalb, als ſie die Unterſtützung des Kl. 
von der Leiſtung dieſer Arbeit abhängig gemacht habe, den ihr in 
§ 19 gezogenen Rahmen überſchritten. Sie habe die ihr geleiſtete 
Arbeit inſofern ohne rechtlichen Grund erlangt, als der mit der 
Arbeit bezweckte Erfolg, nämlich Leiſtung von Pflichtarbeit gegen 
öffentlich⸗rechtliche Unterſtützung, wegen Verletzung des 8 19 nicht 
eingetreten ſei. Die Bekl. ſei deshalb durch die Arbeit des Kl. in 
Höhe des für ſolche Arbeit üblichen Lohnes nach § 812 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. ungerechtfertigt bereichert. Als üblicher Lohn erſcheine der 
der Tarifgruppe XVI des bezeichneten TarVertr. 

Die Rev. der Bekl. iſt begründet. 

Eine Nichtigkeit des Verwaltungsaktes der Zuteilung der Ar⸗ 
beiten kommt nicht in Frage. Sie würde nur dann vorliegen, wenn 
er von einer in jeder Weiſe unzuſtändigen Behörde ausgegangen 
oder auf etwas Unmögliches gerichtet geweſen wäre. Die Bekl. iſt 
jedoch als Fürſorgebehörde zu Fürſorgemaßnahmen an ſich zuftän- 
dig, und hat ihre geſetzliche Befugnis höchſtens überſchritten, wenn 
ſie dem Kl. bei ihrer auf Grund des § 19 FürſPfl BO. erfolgten 
Maßnahme keine Arbeit gemeinnütziger Art i. S. dieſer Vorſchr. 
zugewieſen hat. Der Verwaltungsakt iſt in dieſem Falle wohl ge⸗ 
ſetzwidrig, bleibt aber doch ſo lange rechtsverbindlich, als er nicht, 
etwa auf ein eingelegtes Rechtsmittel hin, im Verwaltungswege 
wieder aufgehoben iſt. Wenn das RArbcg, früher die Gemein⸗ 
nützigkeit der zugewieſenen Arbeit als Vorausſetzung für die 
Rechtswirkſamkeit einer Fürſorgemaßnahme aus § 19 FürſpflV O. 
angeſehen hat (NUDE. 5, 40 1)), jo kann daran nicht feſtgehalten 


1) JW. 1932, 3483. 2) JW. 1933, 720. 


) Vgl. die gleichlautende Entſch. RAG 283/29 v. 4. Dez. 
1929: BenshSamml. 8, 14. 
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werden. Die Bekl. hat die Arbeitsleiſtung des Kl. ſomit keines⸗ 
wegs ohne rechtlichen Grund empfangen, ſondern auf Grund einer 
bis zu ihrer Wiederaufhebung rechtsverbindlichen Verwaltungs⸗ 
anordnung. Auch die Vorſchr. des § 812 Abs. 1 Satz 2 BGB. kann 
den Bereicherungsanſpruch nicht ſtützen. Sie ſetzt eine rechtsgeſchäft⸗ 
liche Leiſtung voraus. Solche Leiſtung iſt nicht vorhanden, wenn 
fie auf Grund einer öffentlich⸗rechtlichen Anordnung erfolgt. N 

Der in Betracht kommende § 19 FürſpflVO. kennt zwei 
Arten der Arbeitsfürſorge, die Unterſtützung durch Anweiſung von 
angemeſſener Arbeit und die von der Leiſtung ſolcher Arbeit ab⸗ 
hängig gemachte Unterſtützung. Nach herrſchender Anſicht, die durch 
die Rſpr. des RALbG. beſtätigt worden iſt (RArbcd. 5, 40), erzeugt 
die erſtere Fürſorgemaßnahme, die Anweiſung von Arbeit, ein 
echtes bürgerlich⸗rechtliches Arbeitsverhältnis und die zweite Maß⸗ 
nahme nur ſog. Pflichtarbeit in einem öffentlich⸗rechtlichen Unter⸗ 
ſtützungsverhältnis. Es läßt ſich rechtlich nicht beanſtanden, daß 
das BG. in der Urk. v. 13. Aug. 1930 den auch für den Kl. nicht 
mißzuverſtehenden Willen der Bekl. ausgedrückt findet, keinen 
Arbeitsvertrag eingehen zu wollen, ſondern nur ein öffentlich⸗ 
rechtliches Unterſtützungsverhältnis zu begründen. 

Es kann ſich nur darum handeln, ob die Parteien trotz der 
Urkunde ihre Arbeitsbeziehungen zueinander nachträglich ſo ge⸗ 
ſtaltet haben, daß daraus ein auf die Herſtellung eines bürgerlich⸗ 
rechtlichen Arbeitsverhältniſſes gerichteter Vertragswille zu entneh⸗ 
men war. In dieſer Hinſicht hat das BG. die auffällige Tatſache 
nicht erörtert, daß der Kl. für die Arbeiten eine Vergütung erhalten 
hat, die den in der Urk. v. 13. Aug. 1930 feſtgeſetzten Unter⸗ 
ſtützungsſatz von wöchentlich 21,15 % ſehr erheblich überſtiegen 
hat, und daß, wie es danach den Anſchein hat, auch die in der 
Urkunde vorgeſehene Beſchäftigung von täglich nur fünf Stunden 
nicht innegehalten ſein wird. Aber gleichwohl kann die Rev. des 
Kl. keinen Erfolg haben. Selbſt wenn die tatsächliche Geſtaltung des 
Arheitsverhältniſſes die Annahme des Abſchluſſes eines bürgerlich⸗ 
rechtlichen Arbeitsvertrages rechtfertigen ſollte, würde dieſer Ver⸗ 
trag doch nur mit der Vergütung zuftande gekommen fein, die der 
Kl. erhalten und ohne Widerſpruch hingenommen hat und die da⸗ 
mit zum mindeſten ſtillſchweigend vereinbart worden iſt. Es bleibt 
gleichgültig, ob dieſe Vergütung der tarifvertraglichen 155 die ge⸗ 
leiſtete Arbeit entſprochen hat oder nicht. Eine Tarifbeteiligung, 
die ihm eine höhere tarifliche Vergütung ſichern könnte, wird vom 
Kl. ſelbſt nicht behauptet. 

(RArb Gh., Urt. v. 14. Juni 1933, RAG 38/33. — Düffeldorf.) 
* 


**6, 8 90a Abſ. 3 PrAllg Berg.; 88 182, 184, 186 RV O.; 
88 15, 16 RKnappſchch. 8 90a Abſ. 3 Pr Allg Berg. ent⸗ 
hält zwingendes Recht; demnach hat ſich der Angeſtellte 
auf die bei unverſchuldeter Dienſtbehinderung zu gewäh⸗ 
renden Dienſtbezüge nur den ihm auf Grund der geſetz⸗ 
lichen Krankenverſicherung zukommenden Betrag anrechnen 
zu laſſen, weitergehende Vereinbarungen ſind unwirkſam. 
Bei Krankenhauspflege (§ 184 RVO.) iſt der Betrag an⸗ 
rechnungsfähig, den der Angeſtellte als Krankengeld zu 
beanſpruchen hätte, wenn ihm nicht an Stelle von Kranken- 
pflege und Krankengeld (§ 182 RVO.) die Krankenhaus⸗ 
pflege gewährt würde. Entſprechendes gilt im Fall des 
8 16 RKnappſchG. 

Der Kl. iſt Steiger im Dienſte der Bekl. und auf Grund des 
§ 16 RKnappſchcGg. v. 23. Juni 1923 i. d. Faſſ. des Gef. v. 25. Juni 
1926 und der Bek. v. 1. Juli 1926 (RG Bl. I, 369 ff.) i. Verb. m. 
§ 116 der Satzung der Reichsknappſchaft krankenverſicherungspflich⸗ 
tig. Für fein Dienſtverhältnis iſt der TarVertr. für die techniſchen 
Angeſtellten des rhein.⸗weſtf. Steinkohlenreviers v. 14. Okt. 1931 
maßgebend, deſſen §9 im Abſ. 2 folgende Beſtimmung enthält: 

„Bei Krankenhaus-, Heilftätten- oder ähnlicher Pflege wird 
für die Dauer dieſer Pflege das ſatzungsgemäße Krankengeld ange⸗ 
rechnet. Soweit in dieſen Fällen Angeſtellte Krankengeld nicht be⸗ 
ziehen, wird der anrechnungsfähige Betrag auf die Hälfte des 
jeweiligen höchſten täglichen Krankengeldes 10 

Das LArbG. iſt davon ausgegangen, daß 8 0 a Abſ. 3 Pr⸗ 
AllgBergG. inſofern zwingendes Recht enthalte, als über die darin 
zugelaſſene Aurechnungsmöglichkeit des dem Angeſtellten auf 
Grund der geſetzlichen Krankenverſicherung zu gewährenden Be⸗ 
trages hinaus die Vereinbarung der Anrechnung weiterer Beträge 
nicht zuläſſig ſei. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ergibt ſich klar 
aus dem durch die Nov. v. 28. Juli 1909 (Pr. 677) geſchaffenen 
590 a PrAgBerg®. In feinem Abſ. 1 Satz 1 iſt beſtimmt, daß 
der Angeſtellte, jedoch nicht über die Dauer von 6 Wochen hinaus, 
Anſpruch auf Gehalt und Unterhalt behält, wenn er durch unver⸗ 
ſchuldetes Unglück an der Leiſtung der Dienſte verhindert wird. 
Im Abl. 2 iſt jede Vereinbarung, durch welche von den Vorſchr. 
des Abſ. 1 zum Nachteile des Angeſtellten abgewichen wird, für 
nichtig erklärt. Dadurch iſt jede Abrede, die auf eine Minderung 
oder Kürzung des dem Angeſtellten nach Abſ. 1 Satz! zuſtehenden 
Anſpruches ſowohl hinſichtlich der zeitlichen Begrenzung als auch 


in der Höhe abzielt, ausgeſchloſſen und damit der Vorſchr. des 
Abſ. 1 Satz 1 inſoweit die Bedeutung einer zwingenden Vorſchr. 
beigelegt. Die einzige Ausnahme, die das Geſetz zuläßt, iſt im 
Ab}. 3 enthalten, wonach ſich der Angeſtellte auf den ihm nach 
Abf. 1 Satz 1 zuſtehenden Anſpruch den Betrag anrechnen laſſen 
muß, der ihm für die Zeit, für welche er den Anſpruch auf Ge⸗ 
halt und Unterhalt behält, auf Grund der geſetzlichen Krankenver⸗ 
ſicherung zu gewähren iſt. Die Unzuläſſigkeit einer weiteren An⸗ 
rechnung von Beträgen auf den dem Angeſtellten nach Abſ 1 Satz 1 
zuſtehenden Anſpruch auf Gehalt und Unterhalt über den Umfang 
der vom Geſetz in der Ausnahmebeſt. des Abf. 3 zugelaſſenen An⸗ 
rechnung hinaus ergibt ſich ohne weiteres aus der jede Abweichung 
von den Beſt. des Abſ. 1 zum Nachteile des Angeſtellten verbieten⸗ 
den Beſt. des Abſ. 2. 

Hiernach hängt die Entſch. davon ab, ob die im 89 Abſ. 2 
TarVertr. für die techniſchen Angeſtellten des rhein.⸗weſtf. Stein⸗ 
kohlenreviers getroffene Beſt. ſich innerhalb der Grenzen der durch 
§. % a Abf. 3 PraAllgBergG. zugelaſſenen Anrechnungsmöglichkeit 
hält. Das LArbG. hat dies verneint. Es hat angenommen, daß 
unter dem auf Grund der geſetzlichen Krankenverſicherung zu ge⸗ 
währenden Betrag i. S. des § 90 4 Abſ. 3 nur Barleiſtungen zu 
verſtehen ſeien, daß aber nicht der Wert etwaiger auf Grund der 
Krankenverſicherung gewährter Sachleiſtungen oder auch nur der 
Wert des von dem Angeſtellten infolge gewährter Sachleiſtungen 
Erſparten angerechnet werden könne. Dieſe Auffaſſung iſt rechts⸗ 
trrig. Zunächſt iſt davon auszugehen, und das nimmt auch das 
LATbG, an, daß die geſetzliche Krankenverſicherung i. S. des § 90 a 
Abſ. 3 PrallgBergch. auch die Krankenverſicherung derjenigen An⸗ 
geſtellten mitumfaßt, die auf Grund des § 16 RKnappſchc§. i. 
Verb. m. § 116 der Satzung der Reichsknappſchaft verſicherungs⸗ 
pflichtig find. Denn auch ihre Verſicherungspflicht iſt im Geſetz be⸗ 
gründet und geregelt. Daß die Erſtreckung der Verſicherungspflicht 
auf dieſe Angeſtellten durch eine beſondere Beſt. der Satzung der 
Reichsknappſchaft erfolgt ift, ſteht der Annahme, daß es ſich auch 
inſoweit um eine geſetzliche Krankenverſicherung handle, nicht ent⸗ 
gegen, da dieſe Erſtreckung im Geſetze ſelbſt vorgeſehen iſt. Dem 
LArbch iſt auch weiter darin beizuſtimmen, daß unter dem Aus⸗ 
druck „Betrag“, wie er ſich nicht nur im § 90 a PrAllg Berg., ſon⸗ 
dern auch im § 616 BGB., § 63 HGB. und 8 133 c GewO. 
findet, zunächſt der Barbetrag zu verſtehen iſt, der dem in Frage 
kommenden Dienſtverpflichteten aus der Kranken⸗ bzw. Unfallver⸗ 
ſicherung zukommt, eine Auffaf ung die auch das RArbG. bereits 
im Urt. v. 4. Febr. 1931: RArb cg. 7, 349 1) zum Ausdruck ge⸗ 
bracht hat. Es wird deshalb nicht in Frage kommen können, daß 
etwa die auf Grund des § 182 Ziff. 1 RBO. gewährte Kranken⸗ 
pflege, ſofern ſie neben dem nach Ziff. 2 zu zahlenden Krankengeld 
gewahrt wird, in irgendeiner Weile nach § 90 a Abſ. 3 PrAllg⸗ 
Berg. anzurechnen ſei. Anders verhält es ſich aber mit der Kran⸗ 
kenhauspflege. Will man dem Sinne der geſetzlichen Belt. gerecht 
werden, ſo muß von der allgemeinen auf Grund der 88 15, 20 
NKnappſchcz. nach Maßgabe der Beſt. der RVO. erfolgenden 
Krankenverſicherung ausgegangen werden. Die im § 16 enthaltene 
Sonderregelung iſt erſt durch Geſ. v. 25. Juni 1926 (RGBl. I, 
291 ff.) eingeführt worden, ſie muß deshalb bei der Würdigung der 
Bedeutung des § 90 a Abſ. 3 PrAllg Berg. zunächſt außer Betracht 
bleiben. Nach den allgemeinen Verſicherungsbeſt. erhält aber der 
Verſicherte gem. § 182 RVO. neben der Krankenpflege Kranken⸗ 
geld. Nach § 184 RVO. kann an Stelle der Krankenpflege und des 
Krankengeldes Krankenhauspflege gewährt werden. Die Kranken⸗ 
hauspflege tritt alſo dort, wo ſie gewährt wird, zu dem Teile, zu 
dem ſie nicht Krankenpflege iſt, an die Stelle des Krankengeldes. 
Der Verſicherte erhält in dieſem Falle ſtatt der Barleiſtung des 
Krankengeldes die Sachleiſtung der Krankenhauspflege. Kranken⸗ 
gauspflege, ſoweit fie nicht Krankenpflege i. S. des § 182 Ziff. 1 
RVO. iſt, und Krankengeld ſtehen alſo nach der Auffaſſung des 
Geſetzes gleichwertig nebeneinander. Würde die Anrechnungsmög⸗ 
lichkeit nach 8 90 a Abſ. 3 PrAllg BergG. auf den Fall beſchränkt 
ſein, daß der Angeſtellte Krankengeld ausgezahlt erhält, ſo würde 
das zur Folge haben, daß derjenige, der ſtatt des Krankengeldes 
die Krankenhauspflege erhält, wirtſchaftlich beſſer geſtellt iſt als 
derjenige, der Krankengeld bezieht, ein Ergebnis, das als unbillig 
bezeichnet werden muß und vom Geſetzgeber nicht beabſichtigt iſt. 

Es würde ein Haften an dem Buchſtaben des Geſetzes be⸗ 
deuten, wollte man eine Anrechnungs möglichkeit nach § 90 a Abſ. 3 
PrAlgBergG. in allen den Fällen für ausgeſchloſſen erachten, in 
denen im Falle der Krankenhauspflege an die Stelle der Bar⸗ 
leiſtung die Sachleiſtung tritt, es muß vielmehr als i. S. dieſer 
Geſetzesbeſt. liegend angeſehen werden, daß ebenſo, wie im Falle 
der Gewährung von Krankengeld der Betrag des gezahlten Kran⸗ 
kengeldes anrechnungsfähig iſt, im Falle der Krankenhauspflege 
der Angeſtellte ſich den Betrag aurechnen laſſen muß, den er als 
Krankengeld zu beanſpruchen haben würde, wenn ihm nicht an 
Stelle der Krankenpflege und des Krankengeldes die Krankenhaus- 
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pflege gewährt würde. Die im 89 Abſ. 2 Satz 1 des hier in Frage 
kommenden Tar Vertr. enthaltene Beſt., daß bei Krankenhauspflege 
für die Dauer dieſer Pflege das ſatzungsgemäße Krankengeld an⸗ 
gerechnet wird, hält ſich hiernach völlig in den Grenzen des § 90 a 
Abſ. 3 PrAllgBergG. Geht man aber von der Zuläſſigkeit der An⸗ 
rechnung des ſatzungsgemäßen Krankengeldes auch im Falle der 
Gewährung der Krankenhauspflege aus, ſo kann es keinen Unter⸗ 
ſchied machen, daß für den auf Grund des § 16 RͤnappſchG. ver⸗ 
ſicherten Angeſtellten eine Sonderregelung getroffen iſt, nach der 
für ihn Krankengeld überhaupt nicht, ſondern außer der Kranken⸗ 
pflege nur die Krankenhauspflege in Betracht kommt. Denn durch 
die Gewährung der Krankenhauspflege erhält er diejenige Sach⸗ 
leiſtung, die im Regelfalle des § 15 RKnappſchG. an die Stelle der 
Barleiftung des Krankengeldes tritt; er ſteht alſo inſoweit dem nach 
§15 Rͤnappſchch. verſicherten Angeſtellten völlig gleich, und es würde 
eine Unbilligkeit für den letzteren bedeuten, wenn bei dem nach 
$16 RKnappſchcz. verſicherten Angeſtellten eine Anrechnungsmög⸗ 
lichkeit ausgeſchloſſen fein ſollte. Es kann deshalb auch dieſer Fall 
nicht anders beurteilt werden, wie wenn es ſich um einen nach 
Ss 15 Rfnappfh®. verſtcherungspflichtigen Angeſtellten handelt. 
Der Geſetzgeber iſt nur von dem Regelfalle ausgegangen und hat 
die Bet. des § 90 a Abſ. 3 PrAllg Berg. von dem Grundgedanken 
des Regelfalles aus getroffen; dem Grundgedanken und der Abſicht 
des Geſetzgebers entſpricht es, daß auch für den Sonderfall des 
§ 16 die gleiche Beurteilung Platz greift. Es muß deshalb auch für 
den Fall des § 16 RKnappſchch. die Sachlage ebenſo angeſehen 
werden, wie wenn die Krankenhauspflege an die Stelle des Kran⸗ 
kengeldes getreten wäre, und es iſt auch in dieſem Falle die An⸗ 
rechnungsmöglichkeit in Höhe des dem gem. § 15 RKnappſchch ver⸗ 
ſicherten Angeſtellten zukommenden Krankengeldes für zuläſſig zu 
erachten. Die im §9 Abſ. 2 Satz 2 TarVertr. enthaltene Beſt., daß, 
ſoweit Angeſtellte Krankengeld nicht beziehen, der anrechnungs⸗ 
fähige Betrag auf die Hälfte des jeweiligen höchſten täglichen 
Krankengeldes für Ledige feſtgeſetzt wird, betrifft die auf Grund 
des § 16 RKnappſchch. verſicherten Angeſtellten. Sie ift getroffen 
worden, um für fie gegenüber den auf Grund des § 15 RKnappſchcd. 
verſicherten Angeſtellten, die neben der Krankenhauspflege nach 
§ 186 RVO. noch ein Hausgeld für die Angehörigen im Betrage 
des halben Krankengeldes zu beanspruchen haben, einen Ausgleich 
zu ſchaffen. Gegen die rechtliche Zuläſſigkeit der Beſt. im Hinblick 
auf § 90 a PrAllg Berg. find nach den vorſtehenden Darlegungen 
Bedenken nicht zu erheben. 


(RArbG., Urt. v. 17. Juni 1933, RAG 68/33. — Eſſen.) 
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1. 83 Erbſch StG. 1925; 886 Abſ. 1 Nr. 7, 40 Nr. 3 EinkStG. 


I. Schenkungſteuer und Einkommenſteuer ſchließen 
einander nicht grundſätzlich aus. 

2. Der Empfänger wiederkehrender Bezüge, die ſo⸗ 
wohl der Schenkungſteuer als auch der Einkommenſteuer 
unterliegen, iſt zu beiden Steuern heranzuziehen; vom 
ſchenkungſteuerpflichtigen Erwerb kann kein Abzug für 
die zu entrichtende Einkommenſteuer gemacht werden. 

In einem die ErbſchSt. betr. Urt. v. 7. Juli 1931, Le A 
379/30: StW. 1932 Nr. 482 — NSS. 1931, 824 Nr. 807, hat 
der 1. Sen. ausgeſprochen, daß EinkSt. und ErbſchSt. ſich gegen⸗ 
ſeitig nicht grundſätzlich ausſchlöſſen; bei der Beſteuerung des Ein⸗ 
kommens nach dem EinkSt&. und der Beſteuerung von Erwerben 
nach dem ErbStG. handle es ſich um grundſätzlich verſchiedene 
Dinge, für die die beſonderen Vorſchr. einerſeits des Eink⸗ und 
andererſeits des ErbſchStch. maßgebend ſeien; auch ein Abzug der 
künftig zu entrichtenden EinkSt. von dem erbſchaftſteuerpflichtigen 
Erwerbe ſei mangels einer ausdrücklichen Geſetzesvorſchr. nicht zu⸗ 
läſſig. Dem tritt der erk. Sen. ſowohl hinſichtlich der Möglichkeit 
eines Zuſammentreffens von Eink⸗ und SchenkungsSt. als auch 
hinſichtlich der Nichtabzugsfähigkeit der EinkSt. vom ſchenkungs⸗ 
ſteuerpflichtigen Erwerbe bei. Daran kann die Beſonderheit des 
vorl. Falles nichts ändern, die darin liegt, daß die SchenkungsSt. 
nicht ein Rentenſtammrecht erfaßt und auch die EinkSt. die daraus 
lließenden einzelnen Rentenleiſtungen trifft, jo daß die letzteren 
als ſolche Gegenſtand beider Steuern, die von beiden Steuern er⸗ 
faßten Sachverhältniſſe alſo dieſelben find. Insbeſ. iſt auch im 


vorl. Falle die Einkommenſteuerſchuld im Zeitpunkt der Entſtehung 
der Schenkungsſteuerſchuld noch nicht entſtanden, denn die Ein⸗ 
Kommenſteuerſchuld entſteht erſt mit Ablauf des Steuerabſchnitts 
(Ri. 23, 70), die Schenkungsſteuerſchuld bereits mit Zufließen 
der einzelnen Rentenbezüge (8 14 Abſ. 1 Nr. 2 ErbſchStGG.). Die 
Berückſichtigung erſt künftig entſtehender Steuerſchulden bei Feſt⸗ 
ſetzung der SchenkungsSt. iſt ohne ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung 
nicht angängig, dies um ſo weniger, als die Höhe der künftigen 
Einkommenſteuerſchuld zur Zeit der Verwirklichung des Schenkung⸗ 
ſteuertatbeſtandes vielfach nicht einmal ſchätzbar fein wird. Denn die 
ſchenkweiſe gewährten Zuſchüſſe werden nicht für ſich allein zur 
EinkSt. veranlagt, ſondern im Wege der Zuſammenrechnung mit den 
poſitiven oder negativen Einkünften anderer Einkommensarten (8 7 
Abſ. 3 EinkStG.). Wollte man dem Gedankengang Folge geben, 
die Belaſtung mit der EinkSt. mindere die Bereicherung des Erben 
oder des Beſchenkten und ſei daher bei Feſtſetzung der ErbſchSt. 
(SchenkungsSt.) zu berückſichtigen, fo müßte man jeweils zwei 
Einkommenſteuerberechnungen aufmachen: eine unter Einſchluß und 
die andere unter Ausſchluß des Gegenſtandes der Doppelbeſteuerung. 
Der Mehrbetrag der auf die erſte Weiſe berechneten EinkSt. über 
den Betrag der auf die zweite Weiſe berechneten würde die Min⸗ 
derung der Bereicherung darſtellen. Jede Anderung der Höhe des 
Einkommens aus einer anderen Einkommensart im Wege der Be⸗ 
richtigungsveranlagung würde auch eine Anderung dieſer Bereiche⸗ 
rungsminderung nach ſich ziehen. Eine ſolche Auslegung des Ge⸗ 
ſetzes müßte in der Praxis zu den größten Schwierigkeiten führen. 

Die Berückſichtigung der EinkSt. bei der ErbſchSt. (Schen⸗ 
kungSt.) erſcheint demnach nicht angängig. 

(Röc., 5. Sen., Urt. v. 24. Febr. 1933, Ve A 1066/31.) 
* 


2. 88 3 Abſ. 1 Nr. 2, 18 Abſ. 1 Nr. 14 Abſ. 2 Erbſch⸗ 
St G. 1925/1931. Gewährt der Geber dem Empfänger auf 
Grund geſetzlicher Verpflichtung ſtandesgemäßen Unter⸗ 
halt, ſo wird der Empfänger nicht bereichert. Was darüber 
hinaus gewährt wird, iſt grundſätzlich ſchenkungſteuer⸗ 
pflichtig; auch ſchlagt die Vorſchrift über die Befreiung 
von Zuwendungen unter Lebenden zum Zwecke des ange⸗ 
meſſenen Unterhalts des Bedachten nicht ein. 

(RZH., 5. Sen., Urt. v. 2. Juni 1933, V A 566/32 8.) 
* 

3. 89 Abſ. 1 Satz 2 ErbſchstGG. Wer zur Zeit des 
Entſtehens der Steuerſchuld noch nicht lebte, aber bereits 
erzeugt war, gilt bei Anwendung des $ 9 Abſ. 1 Satz 2 
ErbſchStG. als vor dem Entſtehen der Steuerſchuld geboren. 

(Rh., 5. Sen., Urt. v. 7. Juli 1933, VeA 1006/32 8.) 
* 


4. 815 Abſ. 1 Erbfh&t®.1925; 8241 A bſ. 1n.F.RAHgD. 
Wird der Steuerbeſcheid über eine Schenkung an den nach 
§ 108 RAbgoO. verfügungsberechtigten Schenker zugleich 
unter Hinweis auf ſeine Verfügungsberechtigung gerichtet, 
ſo kann der zur ſelbſtändigen Wahrnehmung ſeiner Inter⸗ 
eſſen befugte Beſchenkte, auch wenn der Steuerbeſcheid 
nicht ihm, ſondern nur dem Schenker zugeſtellt worden iſt, 
und auch dann noch Rechtsmittel gegen den Steuerbeſcheid 
einlegen, wenn dieſer gegen den Schenker rechtskräftig 
geworden iſt. 

Der Steuerbeſcheid gegen den verfügungsberechtigten Schenker, 
der den Hinweis auf ſeine Verfügungsberechtigung aus dem Zuſatz 
„der Steuerbeſcheid wird nur Ihnen zugeſtellt“ zu entnehmen hatte, 
wirkt auch gegen die Beſchenkten (8 241 Abſ. 1 i. Verb. m. 8 108 
RAbgdO.). Einſpruch konnte von ihnen ſelbſtändig eingelegt werden, 
wenn der Beſcheid nur vorlag (8 246 Abſ. 2), und ungeachtet der 
gegen den Schenker eingetretenen Rechtskraft. Soweit hierin das 
Urt. des 1. Sen. v. 25. Nov. 1930, Te A 258/30: RStBl. 1931, 
122, abweicht, kann ihm nicht beigetreten werden. Der von den 
Beſchenkten eingelegte Einſpruch iſt nicht verſpätet, da der Steuer⸗ 
beſcheid ihnen nicht zugeſtellt iſt und daher eine Rechtsmittelfriſt 
gegen fie nicht lief (§S 246 RAbg O.). 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 17. März 1933, Ve A 61/33 8.) 
K 


5. 8 18 Abſ. 1 Nr. 16 ErbſchstG. Ein Ehrengeſchenk 
mit ausſchließlichem Idealwert bleibt in den Grenzen der 
Üblichkeit als Gelegenheitsgeſchenk ſchenkungsſteuerfrei. 

Die vom Fin A. zur Schenkungsſteuer herangezogene Geſell⸗ 
ſchaft hatte aus Anlaß des 70. Geburtstags und des zeitlich damit 
zuſammenfallenden 35jährigen Dienſtjubiläums ihres Direktors 
dieſem ein Bismarckbild geſchenkt, das fie mit 20 000 At Auf⸗ 
wand angeſchafft hatte. Das Bild war gewählt worden, weil ſein 
Beſitz dem Beſchenkten, der krank darniederlag, wegen ſeiner an⸗ 
geblichen äußeren und inneren Ahnlichkeit mit der Perſon Bis⸗ 
marcks eine beſondere Freude machen konnte. 
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1 Die RBeſchw. des Fin A. gegen die Freiſtellung der Zu⸗ 
wendung von der Schenkungſteuer durch den Vorderrichter kann 
keinen Erfolg haben. Zwar läßt ſich aus der Rſpr. des RZH. über 
Jubiläumsgaben, grundſätzlich auch gleichviel, ob ſie in Geld⸗ oder 
Sachgaben beſtehen, der Leitſatz herleiten, daß Schenkungſteuer bei 
Jubiläumsgaben an Angeſtellte u. dgl. nicht in Frage kommt, weil 
ſie entweder Arbeitslohn oder ſchenkungsſteuerfreie Gelegenheits⸗ 
geſchenke i. S. von F 18 Abſ. 1 Nr. 16 Erbſch StG. darftellen, fo daß 
das Vorliegen der Vorausſetzungen der letzteren Befreiungsvorſchr. 
gar nicht zu prüfen wäre. Dieſer Leitſatz iſt aber im vorl. Falle 
nicht uneingeſchränkt anzuwenden. Denn nach der mit den Feſt⸗ 
ſtellungen des Berufungsbeſcheids ühereinſtimmenden Einlaſſung 
der Stpfl. ſcheidet die erſte der beiden Möglichkeiten aus. Die 
Stpfl. erklärt ſelbſt, daß in der Zuwendung an den Bedachten, der 
in guten Geſchäftsfahren ein ſehr hohes Einkommen jährlich be⸗ 
zogen habe, ihrer Art nach keinerlei Arbeitslohn erblickt werden 
könne, und daß es ſich um eine Schenkung handle. Dieſe Schen⸗ 
kung iſt unſtreitig eine Gelegenheitsſchenkung. Der Vorderrichter 
iſt zu der Überzeugung gelangt, daß nach der Geſamtheit der Um⸗ 
ſtände des Falles das Geſchenk nach Art und Umfang nicht über 
das Maß der Üblichkeit hinausgeht. Es handelt ſich um ein Ehren⸗ 
geſchenk mit ausſchließlichem Idealwert, das ſteuerfrei zu be⸗ 
laſſen iſt. 
(R., 5. Sen., Urt. v. 28. Juni 1933, Ve A 484/32) 
* 


6. 5 34 ErbſchStG. findet auf Stiftungen in An⸗ 
fehung ihrer ſatzungsmäßigen Leiſtungen keine Anwendung. 
(Rh., 5. Sen., Urt. v. 7. Juli 1933, VeA 275/33 8.) 
* 


7. 8 40 Nr. 3 Satz 2 Ein kStG. Deutſch⸗tſchecho⸗ 
lowakiſcher Doppelſteuervertrag v. 31. Dez. 1921 (RG Bl. 
1923, II, 69 ff.). 

Die Ehefrau des BeſchwF. erhält von ihrem in der Tſchecho⸗ 
ſlowakei lebenden Vater, der tſchechoſlowakiſcher Staatsangehöriger 
iſt, eine jährliche Rente von rund 6000 RM. Streitig iſt, ob dieſe 
Rente als Einkommen des BeſchwF. in Deutſchland zu verſteuern iſt. 
ö Der Beſchw. macht geltend, daß fein Schwiegervater die Rente 
von feinen der tſchechoſlowakiſchen Einkommenſteuer unterliegenden 
Einkünften nicht abziehe; eine Heranziehung der Rente auch zur deut⸗ 
ſchen Einkommenſteuer verſtoße darum gegen die deutſch⸗tſchechoſlowa⸗ 
kiſchen Verträge v. 31. Dez. 1921 (RG Bl. 1923, II, 69 ff.). Alle 
Inſtanzen haben die Nente als Einkommen des BeſchwF. behandelt. 

Der Beſchw§. hat in Deutſchland feinen Wohnſitz und iſt daher 
hier unbeſchränkt ſteuerpflichtig. Die ſeiner Ehefrau zufließende Rente 
hätte er nicht zu verſteuern, wenn der Geber unbeſchränkt ſteuer⸗ 
pflichtig wäre (8 40 Nr. 3 Satz 2 EinkStG.). Sein Schwiegervater, 
der die Rente zahlt, iſt aber in Deutſchland nicht unbeſchränkt ſteuer⸗ 
pflichtig, und der deutſch⸗tſchechoſlowakiſche Doppelſteuervertrag enthält 
keine Beſtimmung, nach der $ 40 Nr. 3 Satz 2 EinbStch. auch dann 
Platz griffe, wenn der Geber in der Tſchechoſlowakei unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig iſt. Der BeſchwF. beruft ſich nun auf das Schluß⸗ 
protokoll zu dem gleichzeitig mit dem Doppelſteuervertrag abgeſchlof⸗ 
ſenen Vertrag über Rechtsſchutz und Rechtshilfe in Steuerſachen. Dort 
(RG Bl. 1923, II, 84) iſt auf Art. II Abf. 1 dieſes Vertrags Bezug 
genommen, in dem es heißt, daß die Angehörigen des einen Staates 
im Gebiete des anderen Staates die gleiche ſteuerliche Behandlung, 
insbeſ. den gleichen Schutz vor den Finanzbehörden und Gerichten 
genießen wie die Landesangehörigen. Das Schlußprotokoll ſagt, dieſe 
Beſtimmung ſei dahin auszulegen, daß die in ihr genannten Steuer⸗ 
pflichtigen ſteuerlich nicht nur formell, ſondern auch materiell gleich⸗ 
behandelt werden. Nun wird aber der BeſchwF., wenn er die Rente 
verſteuern muß, auch materiell ſteuerlich nicht anders behandelt als 
jeder in Deutſchland unbeſchränkt ſteuerpflichtige Deutſche. Auch der 
Deutſche, der von einer in Deutſchland nicht unbeſchränkt ſteuerpflich⸗ 
tigen Perſon eine Rente erhält, müßte die Rente verſteuern, und zwar 
auch dann, wenn der Geber deutſcher Staatsangehöriger wäre. 

(RF ., 6. Sen., Urt. v. 18. Jan. 1933, VI A 1001/2.) 


Reichspatentamt. 


I. 8 2 PatG. Offenkundige Vorbenutzung baulicher 
Einrichtungen durch Anbringung in einem Krankenhaus. 

Doppelſchiebefenſter, welche die Merkmale der beanſpruchten 
Anordnung beſaßen, ſind vor dem Anmeldetage für das Kranken⸗ 
haus X. von der Firma N. geliefert und dort montiert. Dieſe Tat⸗ 
ſache allein würde ſchon genügen, um den Tatbeſtand der offen⸗ 
kundigen Vorbenutzung feſtzuſtellen. Eine Benutzung i. S. des 82 
Patéd. liegt nach allgemein herrſchender Rechtsauffaſſung ſchon 
dann vor, wenn der Gegenſtand der Erfindung in Verkehr ge⸗ 
bracht worden iſt (vgl. Fſay, Komm. z. Patß,, 5. Aufl., S. 19 
Abſ. 2—4 und die dort angezogenen Stellen aus Rſpr. und Schrift). 
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Die Benutzung durch das „in den Verkehrbringen“ wird zu einer 
offenkundigen mit der Auslieferung des Erfindungsgegenſtandes 
an den Erwerber, da mit ihr die Möglichkeit der Kenntnisnahme 
für unbeſtimmt viele Perſonen verwirklicht wird, daß es ſich um 
eine größere Anzahl von Erwerbern handele, iſt nicht erforderlich 
(ogl. Iſay ebenda S. 99, vorletzter Abſ. von unten ſowie S. 103 
unten und 104 oben). 

Vorliegend ſind beſondere Maßnahmen nicht getroffen ge⸗ 
weſen, die die Kenntnisnahme durch unbeſtimmte Perſonen zu hin⸗ 
dern geeignet geweſen wären. 

In der gleichfalls vor dem Anmeldetag erfolgten Benutzung 
der Fenſter durch Einbau derſelben in den beiden Krankenhäuſern 
ſind gleichfalls Akte einer offenkundigen Vorbenutzung i. S. des $2 
PatG. zu ſehen. Wenn ſich auch an der Bauſtelle ein Schild befand 
mit der Aufſchrift „Unbefugten iſt der Zutritt zur Bauſtelle ſtreng⸗ 
ſtens unterſagt“, jo iſt das das übliche Schild, welches zur Vermei⸗ 
dung von Haftpflichtanſprüchen und zur Aufrechterhaltung der Ord⸗ 
nung auf der Bauſtelle angebracht wird, aber nicht verhindern 
konnte, daß Arzte und Krankenpflegeperſonal die gelieferten Fen⸗ 
ſter in ihrer Einrichtung erkennen konnten. Die Auffaſſung des An⸗ 
melders, daß den Arzten und dem Pflegeperſonal ſelbſtver⸗ 
ſtändlich eine Schweigepflicht obgelegen habe, die ſich auch auf 
die techniſchen Einrichtungen des Krankenhaufes erſtreckte, kann 
nicht gebilligt werden. Die Verhältniſſe in einem Krankenhaus 
ſind in dieſer Hinſicht mit denjenigen in Fabrikationsſtätten oder 
anderen gewerblichen Unternehmen nicht ohne weiteres vergleich⸗ 
bar. Die jog. ärztliche Schweigepflicht, die ſich auf die Krankheiten, 
die ſonſtigen Verhältniſſe der Kranken und deren ärztliche Behand⸗ 
lung bezieht, und wie fte natürlich in ähnlicher Weiſe auch dem 
Pflegeperſonal der Krankenhäuſer obliegt, ift nach Zweck und Be⸗ 
deutung nicht ohne weiteres auf die baulichen und hygieniſchen 
Einrichtungen der Krankenhäuſer zu erſtrecken. Es liegt vielmehr 
im allgemeinen Intereſſe, daß hygieniſche Einrichtungen, wie ſie 
ſich im Krankenhausbetriebe als nützlich erwieſen haben, möglichſt 
weit bekannt werden, ſo daß auch andere daraus Nutzen ziehen 
können. Es iſt nicht erfindlich, weshalb etwa ein an der Anſtalt 
arbeitender Arzt nicht berechtigt ſein ſollte, ſolche dem Allgemein⸗ 
wohl dienende Neuerungen in ſeinem Fachſchrifttum öffentlich zu 
beſprechen, oder ſich dieſelben beim Übergang an eine andere An⸗ 
ſtalt oder bei Einrichtung einer eigenen Klinik in deren Betriebe 
nutzbar zu machen. Erfahrungsgemäß geſchieht das unbeanſtandet 
alltäglich. Eine Schweigepflicht, betr. technische Einrichtungen be⸗ 
ſteht hiernach für Arzte und Pflegeperſonal im allgemeinen nicht. 

(RPat A., 3. BeſchwSen., Entſch. v. 29. Juni 1933, R 76 784 V/37 d.) 
Ber. von ORegR. Dr. Gieſe, Berlin. 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Bi elke, Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


** Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt.] 


O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M'), abgedruckt.] 


I. Notverordnung vom 8. Dez. 1931. 


1. 4. Not VO. v. 8. Dez. 1931. Um eine „vor dem 
1. Jan. 1932 feſtgeſtellte und an dieſem Tage noch laufende 
Rente“ i. S. der 4. Not VO. v. 8. Dez. 1931, Teil 5 Kap. IV 
Abſchn. 1 8 11 Abſ. 4 (RG Bl. I, 699, 724) handelt es ſich 
auch dann, wenn das OVerſA. vor dieſem Tage die Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt lediglich dem Grunde nach zur Zah⸗ 
lung der Rente verurteilt hat und der darauf ergehende 
Rentenbeſcheid erſt nach dem 1. Jan. 1932 erteilt iſt. 

Nach 8 11 Abf. 4 a. a. O. bleibt, wenn eine vor dem 1. Jan. 
1932 feſtgeſtellte und an dieſem Tage noch laufende Rente emäß 
§ 10 a. a. O. ruht, beim Ruhen neben Bezügen aus dem RVerſorgc. 
von dieſen Bezügen ein Betrag von 25%M monatlich unberück⸗ 
ſichtigt; das Ruhen iſt nach 8 11 Abſ. 3 a. a. O. dem Berechtigten 
mitzuteilen; ein Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Es fragt ſich, vb 
dieſe Vorſchr. auch dann anzuwenden find, wenn, wie im vorl. 
Falle, die RVerſAnſt. vom OVerſA. vor dem 1. Jan. 1932 lediglich 
dem Grunde nach zur Zahlung des Ruhegeldes verurteilt worden 
iſt, der die Höhe und den Beginn des Ruhegeldes feſtſezende Renten⸗ 
beſcheid aber erſt nach dieſem Tage ergangen iſt. Der Sen. hat die 
Frage bejaht. 

Nach 8 248 AngVerſch. ftellt das Direktorium der RVerſAnſt. 
die Leiſtungen der Angeſtelltenverſicherung feſt. Dies geſchieht durch 
Beſch. (S 249 a. a. O.); gegen Beſch. der RVerſAnſt. iſt das Rechts⸗ 
mittel der Ber. zugelaſſen (5 252 a. a. O.). Aus dem Weſen des 
Berufungs verfahrens, das eine ſachliche und rechtliche Prüfung des 
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Anſpruchs bezweckt, ergibt ſich, daß die Entſch. des B., wenn der 
Anſpruch auf Verſicherungsleiſtungen von der RVerſAnſt. abgelehnt 
war, den Feſtſtellungsbeſch. des VerſTr. erſetzt. Geht eine ſolche 
Entſch. — wie im vorl. Falle — dahin, daß „Ruhegeld zu ge⸗ 
währen iſt“, ſo liegt darin die Feſtſtellung dieſer Leiſtung nach den 
geltenden Vorſchr. Daran ändert auch nichts, wenn das OVerſA. 
im Einzelfall die Berechnung des Ruhegeldes und deſſen Beginn 
in feiner Entf. nicht ſelbſt vornimmt, fie vielmehr dem zur Aus⸗ 
führung der Entſch. berufenen VerſTr. überläßt. Der die Berech⸗ 
nung nachholende und gegebenenfalls den Beginn der Rente feſt⸗ 
ſetzende Beſch. der RVerſAnſt. kommt jedenfalls für die Anwendung 
des § 11 Abf. 4 i. Verb. m. Abf. 3 a. a. O. nicht in Betracht. Des⸗ 
halb iſt im vorl. Falle die Rente ſchon vor dem 1. Jan. 1932 feſt⸗ 
geſtellt worden. Sie war an dieſem Tage auch noch im Lauf, da 
ſie nicht lediglich für einen in der Vergangenheit abgeſchloſſenen 
Zeitraum feſtgeſtellt worden iſt. Da hiernach § 11 Abſ. 4 und 3 
d. a. O. anzuwenden iſt, iſt ein Rechtsmittel, ſomit auch die Rev., 
nicht gegeben. 


(RVerſA., Urt. v. 17. Nov. 1932, IIIa AV 473/32, Cu. 33, 527.) 
Be 


II. Reichsverſicherungsordnung. 


* O2. 88 195, 2054 RVO. Die Witwe, die die Mitglied⸗ 
ſchaft ihres verſtorbenen Ehemannes bei der Krankenkaſſe 
gemäß $ 313 Abſ. 4 RVO. fortſetzt, hat im Falle ihrer 
Niederkunft nur dann Anſpruch auf die Wochenhilfe nach 
§ 195 RVO, wenn fie die dort vorgeſehene Wartezeit ſelbſt 
erfüllt hat. Sonſt ſteht ihr nur die Familienwochenhilfe 
nach § 205 Abſ. 5 RVO. zu, wenn die Vorausſetzungen 
dieſer Vorſchrift erfüllt ſind. 

Das nach § 313 Abſ. 4 RVO. eingeräumte Recht der Fortſetzung 
der Mitgliedſchaft ſtellt ſich zwar nach ſeinem geſamten Aufbau als 
eine Form der freiwilligen Weiterverſicherung dar, weicht aber von 
den dieſe beherrſchenden Grundſätzen in einem wichtigen Punkte ab. 
Denn die Weiterverſicherung im eigentlichen Sinne ſetzt voraus, daß 
der Berechtigte ſelbſt beſchäftigt war, und daß er nach dem Aus⸗ 
ſcheiden aus der Verſicherungspflicht von dem ihm zuſtehenden Recht 
der Weiterverſicherung Gebrauch macht. Die Fortſetzung der Mit⸗ 
gliedſchaft des verſtorbenen Ehegatten nach § 313 Abf. 4 beruht aber 
auf Vorausſetzungen, die in der Perſon dieſes Ehegatten erfüllt waren. 
Bei denjenigen Leiſtungen der Krankenkaſſe, die unabhängig von 
der Geſchlechtszugehörigkeit zu gewähren ſind, wie Krankenhilfe, 
können Zweifelsfragen aus der Fortſetzung der Mitgliedſchaft des 
Verſtorbenen kaum entſtehen. Darauf hat der überlebende, die Mit⸗ 
gliedſchaft fortſetzende Ehegatte in gleicher Weiſe einen Anſpruch, wie 
ihn der verſtorbene Ehegatte gehabt hat. Anders verhält es ſich jedoch 
bei den Wochehilfeleiſtungen, die grundſätzlich nur in der Perſon 
einer Frau entſtehen können. Der überlebende Ehegatte ſetzt nicht 
etwa die Perſönlichkeit des Verſtorbenen als ſolche, und zwar ſowohl 
als Verſicherten, wie auch als Ehegatten fort. Es handelt ſich viel⸗ 
mehr lediglich um die Fortſetzung der Kaſſenmitgliedſchaft des ver⸗ 
fturbenen Ehegatten, und zwar hier durch eine Frau. Wenn aber 
ſolchergeſtalt eine Ehefrau die Mitgliedſchaft ihres verſtorbenen Ehe⸗ 
mannes fortſetzt, ſo bleiben dadurch die durch ihr Geſchlecht bedingten 
Gegebenheiten unberührt. Sie kann alſo die Mitgliedſchaft ihres Ehe⸗ 
mannes auch rechtlich nur als Frau fortſetzen, d. h. auf Grund der 
Fortſetzung der Mitgliedſchaft wird ſie eine weibliche Verſicherte 
mit allen ſich gerade daraus ergebenden Rechten und Pflichten. 
9 1954 RWO. bezieht ſich aber lediglich auf „weibliche Verſicherte“. 
Demgemäß iſt auf die nach 8 1954 Abf. 1 erforderliche Wartezeit 
von mindeſtens zehn Monaten nur die von einer weiblichen Ver⸗ 
ſicherten zurückgelegte Zeit, alſo diejenige, in der die Witwe nach 
§ 313 Abſ. 4 RWO. weiterverſichert war, nicht aber auch die Zeit 
der Verſicherung ihres verſtorbenen Ehemannes anzurechnen. ft hier 
nach unter Einrechnung einer etwaigen von der Witwe — gegebenen⸗ 
falls vor dem Tode ihres Ehemannes — zurückgelegten Verſicherungs⸗ 
zeit dieſe Wartezeit als erfüllt anzuſehen, ſo ſteht ihr die Wochenhilfe 
nach 8 195 RVO. zu. Andernfalls hat ſie nur Anſpruch auf die 
Familienwochenhilfe nach 8 205 a Abſ. 5 RVO. 

(RVerſA., 1. Rev Sen., Urt. v. 22. Febr. 1933, IIa K 158/321.) [K.] 
* 


”*0 3. 88 2053 Abi. 6, 212 RBD. Wechſelt der Berechtigte 
vor der Entbindung einer Familienangehörigen die Kaſſen⸗ 
zugehörigkeit, ſo geht die Verpflichtung zur weiteren Ge⸗ 
währung der Leiſtungen an Familienwochenhilfe auf die 
neue Kaſſe über. 

Allerdings gilt 8 212 RVO. auf dem Gebiete der Familien⸗ 
wochenhilfe nicht unbeſchränkt. Nach 8 205 Abſ. 6 RVO. bleibt, 
wenn die Verſicherten während der Leiſtung der Wochenhilfe die 
Kaſſenzugehörigkeit wechſeln, die erſtverpflichtete Kaſſe für die wei⸗ 
tere Durchführung der Leiſtung zuftändig. § 212 gilt nicht. Daraus 
könnte an ſich entnommen werden, daß ſchon für die Zeit vor der 
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Entbindung durch einen Wechſel der Kaſſenzugehörigkeit die Lei⸗ 
ſtungspflicht der „erſtverpflichteten“ Kaſſe nicht berührt werde. Gegen 
dieſe Auffaſſung ſpricht aber, daß im $ 205 a Abſ. 6 RVO. die 
Aufrechterhaltung der Zuſtändigkeit „der“ erſtverpflichteten Kaſſe 
vorgeſchrieben iſt, eine alleinige erſtverpflichtete Kaſſe für die ganze 
Zeit der Leiſtungsdauer aber nur dann in Frage kommen könnte, 
wenn es ſich für die Zeit von der Entſtehung des Anſpruchs auf 
Familienwochengeld ab um eine einzige, rechtlich einheitlich zu be⸗ 
urteilende Verpflichtung handeln würde. Das trifft jedoch nicht zu. 
Wie in der Entſch. 4507 (RVerſANachr. 1933, IV 9 = EuM. 33, 
319) ausgeführt iſt, iſt ihrer Zweckbeſtimmung entſprechend die 
Zahlung von Wochengeld für die Zeit vor der Entbindung gegenüber 
den Wochenhilfeleiſtungen, die für die Zeit von der Entbindung ab 
zu gewähren ſind, als eine ſelbſtändige Leiſtung anzuſehen, die nicht 
ſchlechthin von der Rechtslage zur Zeit der Entbindung abhängig ge⸗ 
macht werden kann. Bei dieſer rechtlichen Selbſtändigkeit der Zah⸗ 
lung des Wochengeldes für die Zeit vor der Entbindung und der 
Leiſtungen für die Zeit von der Entbindung ab kann für beide Zeit⸗ 
räume zuſammen von einer einzigen „erſtverpflichteten“ Kaſſe nicht 
die Rede ſein. Vielmehr iſt als „erſtverpflichtete Kaſſe“ nur die 
Kaſſe anzuſehen, der die durch den Eintritt des Verſicherungsfalls 
ausgelöſten, für die Folgezeit zu gewährenden Leiſtungen obliegen, 
alſo die Kaſſe, der der Verſicherte zur Zeit der Entbindung ange⸗ 
hört. Dieſe Kaſſe bleibt für die weitere Zeit auch im Falle eines 
Kaſſenwechſels zuſtändig. Ein vor der Entbindung ſtattfindender, in 
die Vierwochenfriſt des 8 2053 Abſ. 3 i. Verb. m. 8 195 a Abſ. 1 
Nr. 3 RVO. fallender Wechſel der Kaſſenzugehörigkeit zieht dagegen 
den Übergang der Verpflichtung zur weiteren Gewährung der Fa⸗ 
milienwochenhilfeleiſtungen auf die neue Kaſſe nach $ 212 nach ſich. 
Dieſe Auffaſſung ſteht auch im Einklang mit der auf dem Gebiete 
der Wochenhilfe im § 1952 Abſ. 5 RVO. getroffenen Regelung. 
Dieſe Vorſchr. ſtimmt mit § 205 a Abſ. 6 wörtlich überein mit dem 
Unterſchiede, daß an Stelle der Worte „Wechſeln die Verſicherten“ 
die Worte „Wechſelt die Wöchnerin“ gebraucht ſind. Danach iſt, da 
nach der mit dem allgemeinen Sprachgebrauch übereinſtimmenden 
Ausdrucksweiſe der RVO. eine weibliche Perſon erſt mit der Nieder⸗ 
kunft zur Wöchnerin wird, auf dem Gebiete der Wochenhilfe die An⸗ 
wendbarkeit des $ 212 im Falle eines Kaſſenwechſels der Berech⸗ 
tigten lediglich für die Zeit von der Entbindung ab ausgeſchaltet. 
Für die Annahme einer hiervon grundſätzlich abweichenden Regelung 
auf dem Gebiete der Familienwochenhilfe würden innere Gründe 
nicht erſichtlich ſein. 

(RVerſA., 1. Rev Sen., Urt. v. 3. März 1933, IIa K 254/314.) [K.] 

* 


* O4. 8222 RVO. Der in den Fällen der 88 219, 
220 RVO. der aushelfenden Kaſſe gegen die Kaſſe des 
Verſicherten zuſtehende Erſtattungsanſpruch wird durch 
die Neuregelung des Kaſſenarztrechts nicht berührt. 

Für den Erſatz der Koſten, die der nach 88 219, 220 RVO. 
aushelfenden Krankenkaſſe hierdurch ſowie durch etwaige ſonſtige 
Leiſtungen der Krankenpflege, insbeſ. durch Verſorgung mit Arznei 
und Heilmitteln, entſtehen, gilt mangels einer abweichenden 
Vorſchr. im Geſetz § 222 RVO. i. Verb. m. $5 NotVO v. 8. Dez. 
1931, Teil 5 Kap. I Abſchn. 2. Eine den Erſatz folder Koſten aus⸗ 
ſchließende Regelung iſt insbeſ. auch nach der Vorſchr. des § 3 der 
Vertragsordnung nicht zuläſſig, nach der die ärztliche Verſorgung 
von Verſicherten, die außerhalb des Arztregiſterbezirks wohnen oder 
beſchäftigt ſind, von den Spitzenverbänden der Arzte und Kranken⸗ 
kaſſen geregelt wird. Denn die darin enthaltene Ermächtigung iſt 
nur als im Rahmen des im allgemeinen geltenden Rechts erteilt 
anzuſehen und läßt daher $ 222 RVO. unberührt. 

(RVerſA., 9. RevSen, Urt. v. 17. Mai 1933, IIa K E en 

* 

5. 8 537 Nr. 4b RVO. Zur Frage, wer als Unter⸗ 
nehmer der von einem Mutterhaus den Krankenhäuſern 
zur Verfügung geſtellten Krankenſchweſtern anzuſehen ift. 
Die von dem Mutterhauſe der Schweſtern des Badiſchen 
Frauenvereins vom Roten Kreuz e. V. den ſtaatlichen und 
ſtädtiſchen Krankenanſtalten in Baden für die Pflegetätig- 
keit und Hauswirtſchaft zur Verfügung geſtellten Schwe⸗ 
ſtern find bei der BG. für Geſundheitsdienſt und Wohl⸗ 
fahrtspflege verſichert. Das gleiche gilt für von der UV. 
nicht befreite Schweſtern von Mutterhäuſern, die auf 
Grund gleichartiger Stationsverträge in ſtaatlichen oder 
ſtädtiſchen Krankenanſtalten tätig ſind. }) 

Aus den Vertragsbeſtimmungen geht hervor, daß die Schweſtern 
und Schülerinnen zwar, wie dies in der Natur der Schweſterntätigkeit 
liegt, und wie es eine ordnungsmäßige Durchführung des Anſtalts⸗ 


Zu 5. Das Urt. wird der eigenartigen Lage bei Schweſtern 
von Mutterhäuſern durchaus gerecht. Evangeliſche Diakoniſſenmutter⸗ 
häuſer, wie katholiſche Schweſternſchaften ſchließen mit ſtaatlichen, 
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betriebes notwendig macht, ſich in den Anſtaltsbetrieb einzufügen und 
zu dieſem Zwecke die Weiſungen der Direktoren der Kliniken und 
der Verwaltungen des Akademiſchen Krankenhauſes zu befolgen 
haben. Immerhin behalt aber das Mutterhaus in den weſentlichſten 
Punkten die Verfügungsgewalt über die Pflegekräfte. Es iſt be⸗ 
zeichnend, daß ſowohl die Auswahl der jeweils zu entſendenden 
Schweſtern als auch die Entſch. über ihre Abberufung dem Mutter⸗ 
haus zuſteht, mag auch im Einzelfall der Antrag von der Kranken⸗ 
hausverwaltung ausgehen. Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß das 
Mutterhaus auf die Belange der Anſtalt gebührende Rückſicht 
nehmen wird, wie anderſeits für die Anſtalt jeder Beſchwerdegrund 
entfällt, wenn ſie für eine abzuberufende Schweſter eine gleichwertige 
neue Kraft erhält. Auch der Umſtand, daß nach 8 6 jede über den ver⸗ 
traglich feſtgeſetzten Urlaub hinausgehende Beurlaubung der Schweſtern 
nur vom Mutterhaus bewilligt werden kann, läßt erkennen, daß 
ſich das Mutterhaus durch Abſchluß des Vertrages nicht ſeiner 
Verfügungsgewalt über die Schweſtern begeben wollte. Das Mutter⸗ 
haus entlohnt auch die Schweſtern für ihre Tätigkeit. Denn wenn 
auch die Barbezüge unmittelbar durch die Verwaltung des Kranken⸗ 
hauſes an die Schweſtern gezahlt werden, fo geſchieht dies doch für 
Rechnung des Mutterhauſes. Auch die Gewährung der freien Station 
durch die Krankenanſtalt beruht auf einer dem Mutterhaus gegen⸗ 
über übernommenen Verpflichtung der Krankenanſtalten. Es handelt 
ſich hiernach um ein eigenartiges Zuſammenwirken zweier Betriebe, 
nämlich des die Krankenpflege ausübenden Mutterhauſes und des 
auf ärztliche Behandlung erkrankter Perſonen gerichteten Betriebes 
des Krankenhauſes. Das Zuſammenwirken geſchieht zwar auf der 
Betriebsſtätte des Krankenhauſes, dabei ſind aber die zur Aus⸗ 
übung der Krankenpflege dorthin entſandten Schweſtern als im 
Betrieb ihres Mutterhauſes beſchäftigt anzuſehen, nach deſſen Grund⸗ 
ſätzen ſie ja auch die Krankenpflege ausüben. Nur dieſe Betrachtungs⸗ 
weiſe wird der Sachlage gerecht. Wollte man annehmen, daß die 
Schweſtern als Angeſtellte in den Dieuft des Krankenhauſes über⸗ 
treten, in dem ſie jeweils tätig ſind, ſo wäre das Mutterhaus ledig⸗ 
lich eine Vermittlungsſtelle für Krankenpflegeperſonal, was weder 
der Stellung dieſer Einrichtungen im öffentlichen Leben, noch dem 
Inhalt der üblicherweiſe, wie auch hier, abgeſchloſſenen Verträge ent⸗ 
ſpräche. Iſt ſomit nach dem obigen Vertrage und nach den gleich⸗ 
artigen Stationsverträgen das Mutterhaus der Schweſtern des 
Badiſchen Frauenvereins vom Roten Kreuz e. V. als Unternehmerin 
i. ©. des 8633 RVO. hinſichtlich der Pflegetätigkeit der Schweſtern 
in fremden Stationen anzuſehen, ſo ergibt ſich hieraus die Zuſtändig⸗ 
keit des Verſicherungsträgers des Mutterhauſes, der Berchen. für 
Geſundheitsdienſt und Wohlfahrtspflege, für die Verſicherung der 
Schweſtern. Daß demgemäß dieſer Verſicherungsträger bei etwaigen 
Betriebsunfällen der Schweſtern entſchädigungspflichtig iſt, ſteht 
außer Zweifel. Dieſes Ergebnis entſpricht auch praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen. 

(RVerſAl., Entſch. v. 17. Okt. 1932, I B 298/32, Eu. N 

3 


ſtädtiſchen und ſonſtigen Krankenanſtalten Stationsverträge. Das 
Mutterhaus übernimmt die Dienſte in der Station der Kranken⸗ 
anſtalt und verrichtet dieſe Dienſte durch die Schweſtern, die vom 
Mutterhaus entſandt werden. In dem Stationsvertrag ſelbſt werden 
die Schweſtern namentlich nicht bezeichnet. Die Schweſtern werden 
vielmehr vom Mutterhaus beſtimmt, entſendet und durch Anordnung 
des Mutterhauſes den Arzten der Station für den Dienſt auf dieſer 
ausdrücklich unterſtellt. Die Schweſtern ſelbſt ſind ihrem Mutterhaus 
gegenüber zur Arbeit verpflichtet. Damit handelt es ſich bei dem 
Stationsvertrag um einen Dienſtverſchaffungsvertrag. Die beſonderen 
Merkmale hierfür läßt die Entſch. deutlich erkennen. Daß die 
Schweſtern der Leitungsbefugnis teils des Arztes, teils der Ver⸗ 
waltung des Krankenhauſes unmittelbar unterſtehen, ändert nichts 
daran, daß kein Arbeitsvertrag zwiſchen den Schweſtern und der 
Krankenanſtalt beſteht. Die Leitungsbefugnis der Krankenanſtalt kann 
entweder daraus begründet werden, daß die Dienſte der Schweitern 
der Krankenanſtalt zu leiſten ſind und daher dieſer die Leitungs⸗ 
befugnis zuſteht, oder dadurch, daß man eine Vertretung des 
Mutterhauſes durch die Krankenanſtalt annimmt. Auch die im Urt. 
angegebene Art der Entlohnung iſt kennzeichnend für einen ſolchen 
Dienſtverſchaffungsvertrag. Das Urt. kommt mit Recht zu dem Er⸗ 
gebnis, daß die in die Krankenanſtalten entſandten Schweſtern nicht 
Angeſtellte der Krankenanſtalt werden, ſondern ausſchließlich dem 
Mutterhaus auch während des Dienſtes auf der Station verpflichtet 
bleiben. Welcher Art dieſe Verpflichtung gegenüber dem Mutterhaus 
iſt (Dienſtvertrag, Geſellſchaftsvertrag und ähnlich), iſt gleichgültig, 
Unternehmer iſt ſtets das Mutterhaus. Daher iſt für die Schweſtern 
zuftändig der Verſicherungsträger des Mutterhauſes, alſo die BerGen. 
für Geſundheitsdienſt und Wohlfahrtspflege und nicht der für die 
Krankenauſtalt zuständige Verſicherungsträger. Wenn eine Dia⸗ 
koniſſe ½ Jahr in einem ſtädtiſchen Krankenhaus (Verſicherungs⸗ 
träger: ein Gemeindeunfallverſicherungsverband), 1a Jahr in einer 
Univerfitätsklinik (Verſicherungsträger: die Ausführungsbehörde des 


III. Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 


6. S1 Abſ. 3 Ang Vers. 

J. Zur Frage der Angeſtelltenverſicherung und Un⸗ 
fallverſicherung der Hebammen. 

2. Hebammen, die ſich einer Stadtverwaltung gegen- 
über vertraglich verpflichtet haben, jeder Frau der Stadt 
Hebammenhilfe zu gewähren, und denen die Stadt ein 
jährliches Mindeſteinkommen gewährleiſtet, auch Ruhe- 
geld und Hinterblieben en verſorgung zugeſichert hat, 
ſind nicht als Angeſtellte der Stadt anzuſehen, ſondern 
ſind ſelbſtändige Gewerbetreibende. Sie find bei der 
BG. für Geſundheitsdienſt und Wohlfahrtspflege ver- 
ſichert. 5) 

Zehn Hebammen haben mit der Stadt O. unter dem 29. März 
1930 einen Vertrag abgeſchloſſen. Nach §1 dieſes Vertrages tritt 
die Hebamme zur Stadt in ein beſonderes Rechtsverhältnis, 
das die geſetzlichen Pflichten und die weiteren Pflichten, die durch 
Dienſtanweifung oder andere Anordnungen der Landesbehörde 
begründet ſind, unberührt läßt. Die Hebamme verpflichtet ſich der 
Stadt gegenüber, jeder Frau in O. Hebammenhilfe zu gewähren. 
Im § 2 heißt es: „Der Hebamme ſteht es frei, für ihre Leiſtungen 
von der hilfeſuchenden Frau oder deren unterhaltspflichtigen An⸗ 
gehörigen Bezahlung nach den Sätzen der ſtaatlichen GebO. zu 
ordern“, und Abſ. 2 beſagt u. a.: „Erklärt die hilfeſuchende Frau 
ji außerſtande, die Dienſte der Hebamme zu bezahlen, und ſteht 
ihr auch die Reichswochenhilfe nicht zu, ſo hat die Hebamme einen 
Vergutungsanſpruch gegen die Stadt. Die Stadt vergütet der 
Hebamme den gleichen Betrag, der ihr im Falle der Reichswochen⸗ 
hilfe gegen die Krankenkaſſe zuſtünde.“ In 83 gewährleiſtet die 
Stadt der Hebamme ein jährliches Mindeſteinkommen von 
1500 2.0 und verpflichtet ſich, der Hebamme als Zuſchuß den 
Betrag zu zahlen, um den das Jahreseinkommen hinter dem 
Mindeſtbetrage zurückbleibt. Nach § 4 ſtellt die Stadt der Heb⸗ 
amme die erforderliche Schutzkleidung und alle nach den Vorſchr. 
der Landesbehörde nötigen Geräte und Werkzeuge zur Verfügung, 
das Eigentum an dieſen Gegenſtänden verbleibt aber der Stadt. 
Auch Bücher und Druckſachen, die nach der Vorſchr. der Landes⸗ 
behörde beſchafft werden müſſen, ſtellt die Stadt. § 5 des Vertrages 
lautet, wie folgt: „Die Stadt verſichert die Hebamme gegen 
Krankheit und Invalidität nach Vorſchr. der RVO. Sie trägt 
den Arbeitgeberanteil der Beiträge. Dieſen Antetl übernimmt die 
Stadt auch dann, wenn die Hebamme ſich freiwillig gegen Krank⸗ 
heit und Invalidität verſichert hat. Muß die Hebamme in die 
Arbeitsloſenverſicherung aufgenommen werden, ſo gilt hierfür die 
Regelung dem vorigen Abſatz entsprechend. Beiträge für eine 
reichsgeſetzlich angeordnete le 5 der Hebamme zahlt 
die Stadt, inſoweit nicht das Land ſie übernimmt.“ Nach §8 er- 
hält die Hebamme Ruhegeldverſorgung, ihre Hinterbliebenen er⸗ 
halten Hinterbliebenenverſorgung unter ſinngemäßer Anwendung 
der Ruhegeldordnung, die für die Arbeitnehmer des Rhein⸗Mai⸗ 


Landes Preußen) und ſchließlich Y Jahr im Krankenhaus ihres 
Mutterhauſes (Verſicherungsträger: Berufsgenoſſenſchaft für Geſund⸗ 
heitsdienſt und Wohlfahrtspflege) tätig iſt und dann an Tuberkuloſe 
erkrankt, fo würde der Streit unter den verſchiedenen Verſiche⸗ 
rungsträgern naheliegen, da ſelten genau feſtzuſtellen ſein wird, wo 
und wann die Schweſter ſich die Infektion zugezogen hat. Zweifel 
daran, welcher Verſicherungsträger zuſtändig iſt, werden durch die 
obige Entſch. beſeitigt inſofern, als ſtets die Berchen. für Geſund⸗ 
heitsdienſt und Wohlfahrtspflege die zuſtändige Verſicherung iſt. Es 
entſpricht auch der ganzen Stellung und Abhängigkeit der Schweſter 
vom Mutterhaus, daß nunmehr alle Unfallanzeigen durch das 
Mutterhaus an die Berßen. en Die Entſch. dürfte für alle 
Beteiligten: Schweſtern, Krankenanſtalten, Mutterhäuſer und nicht 
zuletzt für die BerGen. ſelbſt manche Unſicherheiten beſeitigen und 
eine Klarheit bringen, die der Rechtslage entſpricht und wohl für 
alle Beteiligten als zweckmäßig angeſehen werden muß. 
RA. Clemens Bewer, Leipzig. 


Zu 6. Hebammen fallen nach Abſchn. C der Berufsgruppenbeſt. 
v. 8. März 1924 (RG Bl. I, 274) in den Kreis der nach 8 1 Abſ. 1 
Nr. 6 Ang2erf®. verſicherten Perſonen. Die Frage aber, ob im ein⸗ 
zelnen Fall eine Hebamme angeſtelltenverſicherungspflichtig iſt, kann 
nur nach Lage des Einzelfalls entſchieden werden und iſt je nach Lage 
des Falls verſchieden zu beantworten. Die Entſch. geht mit Recht 
hiervon aus. Nur wenn die Hebammen der Stadt O. als deren An⸗ 
geſtellte anzuſehen ſind, gehören ſie, als nach 8 537 Abſ. 1 Nr. 4 b 
RVO. unfallverſicherungspflichtig, dem in Übereinſtimmung mit 
§ 627 a RVO. errichteten heſſ. Unfallverſicherungsverband für Städte 
und Gemeinden in D. zu. 

Die Hebammen ſind für die Regel ſelbſtändige Gewerbetreibende, 
Perſonen, die ſich in beſtimmten Verhältniſſen wirtſchaftlich 
und perſönlich ſelbſtändig auf eigene Rechnung be⸗ 
tätigen. Daran iſt im Grundſatz feſtzuhalten. Es entſpricht der 
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niſchen Bezirksarbeitgeberverbandes der Gemeinden und Kom⸗ 
munalverbände jeweils gilt. Grundlage der Berechnung der Ver⸗ 
ſorgungsbezüge ſoll die durchſchnittliche Zahl der Geburten, bei 
denen die Hebamme in den letzten drei Kalenderjahren Beiſtand 
geleiſtet hat, wenigſtens aber das von der Stadt gewährleiſtete 
Mindeſteinkommen ſein. Im 89 des Vertrages verſpricht die 
Stadt in Fällen unverſchuldeter Verhinderung an der Ausübung 
des Berufes das Mindeſteinkommen auf die Dauer von 26 Wochen 
zu gewährleiſten. § 11 ſieht die ſchriftliche Kündigung des Vertra⸗ 
ges durch beide Vertragsteile zum Ende eines Kalenderjahres vor. 
Aus wichtigem Grunde kann der Vertrag nach § 12 ohne Ein⸗ 
haltung einer Friſt von beiden Vertragsteilen gekündigt werden. 
Als wichtiger Grund für die friſtloſe Kündigung ſeitens der 
Stadt iſt u. a. gröbliche Verletzung der Berufspflicht der Heb⸗ 
amme angeführt. 

Der Heſſiſche Unfallverſicherungsverbund für Städte und 
Gemeinden in D. ſieht die Hebammen als Angeſtellte der Stadt 
O. an, da ihnen ein Mindeſteinkommen, Ruhegeld und Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung, Schutzkleidung, Bücher und Druckſachen und 
die Arbeitgeberanteile für die ſoziale Verſicherung durch den Ver⸗ 
trag zugeſichert ſeien. Demgemäß find die Hebammen nach der 
Auffaſſung des Unfallverſicherungsverbandes bei ihm zu verſichern. 

Die Berufsgenoſſenſchaft für Geſundheitsdienſt und Wohl⸗ 
fahrtspflege ſteht demgegenüber auf dem Standpunkte, daß auch 
nach dem obigen Vertrage die Hebammen ſelbſtändige Gewerbe⸗ 
treibende geblieben und demgemäß Mitglieder der Abteilung VI 
der Berufsgenoſſenſchaft ſind. 

Die Zuſtändigkeit des Unfallverſicherungsverbandes wäre, 
wie einer weiteren Begr. nicht bedarf, nur dann zu bejahen, wenn 
die in Frage kommenden Hebammen als Angeſtellte der Stadt⸗ 
gemeinde O. anzuſehen wären. Daß ihnen durch den Vertrag v. 
29. März 1930 nicht die Rechtsſtellung von Angeſtellten gegeben 
werden ſollte, geht aus der Außerung des Oberbürgermeiſters der 
Stadt O., die Stadt habe die Hebammen durch Abſchluß des Ver⸗ 
trages nicht in das Rechtsverhältnis der Gemeindeangeſtellten 
übernehmen wollen, hervor. Der Vertrag enthält aber auch 
keine Beſt., aus der zwingend die Angeſtellteneigenſchaft der 
Hebammen zu folgern wäre. In Abſchn. O der Berufsgrup⸗ 
penbeſt. v. 8. März 1924 (RGGBl. I, 274, 410) find zwar 
Hebammen als Angeſtellte i. S. des § 1 Abi. 1 Nr. 6 Ang⸗ 
VerſcG. aufgeführt. Damit iſt aber die Frage der Angeſtellten⸗ 
eigenſchaft im einzelnen Falle noch nicht entſchieden. Denn 8 1 
Abs. 3 AngVeri®. verlangt als Vorausſetzung der Angeſtellten⸗ 
verſicherung weiterhin eine Beſchäftigung gegen Entgelt in einem 
Dienſtverhältnis. Ein Dienſtverhältnis iſt aber nur anzunehmen, 
wenn ein Verhältnis wirtſchaftlicher und perſönlicher Abhängig⸗ 
keit des Arbeitenden von einem Arbeitgeber vorliegt, und es be⸗ 
darf der ſorgfältigen Abwägung der Einzelumſtände, ob ein ſol⸗ 
ches unſelbſtandiges Dienſtverhältnis vorliegt, oder ob es ſich um 
einen ſelbſtändigen Unternehmer handelt. Danach kann auch bei 
Hebammen die Frage der Verſicherungspflicht je nach Lage des 

alles verſchieden beantwortet werden. In einer Entſch. des 
Oberſchiedsgerichts für Angeſtelltenverſicherung v. 24. Sept. 1915 
iſt vor Inkrafttreten des Preuß. Geſetzes über das Hebammen⸗ 
weſen v. 20. Juli 1922 (PrGS. 179) die Angeſtellteneigenſchaft 
für preußiſche Kreishebammen verneint worden, obwohl ſie der 
Diſziplinargewalt des Kreiſes unterlagen und von ihm beſtimmte 


Verkehrsauffaſſung wie der Aufführung der Hebammen unter den 
„Gewerbetreibenden, welche einer beſonderen Genehmigung bedürfen“ 
in § 30 Abſ. 3 Gewd. 

Die Eigenart ihres Berufs führt die Hebammen zur öffentlichen 
Verwaltung in beſondere, die Ausübung dieſes Berufs betreffende Be⸗ 
ziehungen. Gründe der Geſundheits⸗ und Bevölkerungspolitik wie der 
Wohlfahrtspflege machen es nach der Geſetzgebung der deutſchen Länder 
insbeſ. den Kommunalverwaltungen zur Pflicht, für eine ſachgemäße 
Verſehung der Hebammendienſte durch eine dem Bedürfnis entſprechende 
Zahl von Hebammen Sorge zu tragen und ſo die Darbietung aus⸗ 
reichender Hebammenhilfe für die Frauen des Kommunalbezirkes zu 
gewährleiſten. Bei Erfüllung dieſer Verpflichtung ſpielt für die Kom⸗ 
mune die ökonomiſche Sicherſtellung der Hebammen als weſentliches 
Mittel zur Erhaltung ihrer Exiſtenz wie ihrer Zuverläſſigkeit eine 
Hauptrolle. Garantie eines Mindeſteinkommens oder Gewährung eines 
ſog. Wartegeldes, Ruheſtandsunterſtützung oder ähnliche Leiſtungen in 
verſchiedenen Formen find, wenn nicht geſetzlich vorgeſchrieben, mehr 
oder minder allgemein üblich, ohne daß dabei daran gedacht würde, 
die Hebammen damit in ein Anſtellungsverhältnis zur Kommune zu 
bringen. Dasſelbe gilt von der Gewährung von Schutzkleidung, Ge⸗ 
räten und Werkzeugen oder für den Beruf benötigter Bücher und 
ſonſtiger Druckſachen, — einer Maßnahme, die als eine ſolche der 
Sicherung hygieniſch einwandfreier und auch ſonſt ordnungsmäßiger 
Naln kraus übung zu beurteilen und ebenfalls nicht ſelten üblich iſt. 
En kann gleichwohl Anftellung der Hebamme vorkommen. Der 
Beſchl. des RVerſA. erwähnt mit Recht den Fall der Bezirkshebammen 


Beihilfen zwecks Teilnahme an Fortbildungskurſen und Nach⸗ 
prüfungen, ſowie eine Altersverſorgung bezogen. In zwei wei⸗ 
teren Entſch. hat das Oberſchiedsgericht für Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung unter dem 12. Jan. 1918 die Angeſtellteneigenſchaft von 
preuß. Bezirkshebammen auch dann verneint, wenn ihnen vom 
Kreiſe ein verhältnismäßig geringfügiges Mindeſteinkommen ge⸗ 
währleiſtet iſt oder ein verhältnismäßig geringfügiges Gehalt ge⸗ 
währt wird und ſie die zur ordnungsmäßigen Ausübung des 
Hebammenberufs notwendigen Zeitſchriften, Bücher uſw. vom 
Kreiſe unentgeltlich geliefert erhalten. Dieſe Entſch, ſtehen im 
Einklange mit der ſtändigen Rſpr. und der Verwaltungsübung 
des RVerſA., wonach das PVerſA. auch die Zuſicherung einer 
Mindeſteinnahme und einer Ruheſtandsunterſtützung nicht als 
ausreichend angeſehen hat, um ein verſicherungspflichtiges Beſchäf⸗ 
tigungsverhältnis einer Hebamme bejahen zu können. Nur dann, 
wenn, wie dies jetzt bei den Bezirkshebammen in Preußen auf 
Grund der Ss 21 ff. des Geſetzes über das Hebammenweſen v. 
20. Juli 1922 (PröGS. 179) zutrifft, die Hebammen durch Dienſt⸗ 
vertrag angenommen, in ihrem Wohnſitz und in der Ausübung 
ihres Berufs außerhalb des Bezirks weſentlich beſchränkt ſind, 
eine Probezeit zurücklegen müſſen und laut Annahmevertrag feſte 
Entgelts⸗ und Ruhegeldanſprüche haben, beſteht nach der angeführ⸗ 
ten Entſch. eine Angeſtelltenverſicherungspflicht. 

Bei den D.er Hebammen muß die Rechtslage ebenſo be⸗ 
urteilt werden, wie in den Fällen, in denen in den obigen Entſch. 
die Angeſtellteneigenſchaft verneint worden iſt. Grundſätzlich ſind 
die Hebammen auf die von den hilfeſuchenden Frauen oder ihren 
unterhaltspflichtigen Angehörigen gewährten Gebühren angewie⸗ 
ſen. Das von der Stadt gewährleiſtete Mindeſteinkommen iſt nur 
als geringfügig zu betrachten; das Einkommen beträgt offenbar 
bei der Mehrzahl der Hebammen, wie die Erklärung des Ober⸗ 
bürgermeiſters v. 1. März 1932 ergibt, erheblich mehr als die von 
der Stadt gewährleiſtete Summe von 1500 % im Jahr. Die 
Gewährung von Schutzkleidung, Geräten und Werkzeugen, Bü⸗ 
chern uſw. ſoll augenſcheinlich nur den Hebammen eine einwand⸗ 
freie Dienſtführung ermöglichen. Die Beſt. über die ſozialen Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge ſind nach der Erklärung des Oberbürgermeiſters 
v. 1. März 1932 in den Vertrag nur aufgenommen worden, um 
den Hebammen die freiwillige Verſicherung zu erleichtern. 

Demgemäß ſind die oben angeführten Hebammen als ſelb⸗ 
ſtändige Gewerbetreibende und ſomit als verſicherungspflichtig bei 
der Berufsgenoſſenſchaft für Geſundheitsdienſt und Wohlfahrts⸗ 
pflege anzuſehen. Die weitere Bejchiw. des Heſſiſchen Unfallverſiche⸗ 
rungsverbandes für Städte und Gemeinden iſt alſo unbegründet. 


(AVerfA., Beſchl. v. 24. Aug. 1932, 1B 12/31, Eu M. 33, 1.) [8] 


IV. Reichsknappſchaftsgeſetz. 


© 7. 8105 RKnappſchG. Für den Anſpruch der Be⸗ 
zirksfürſorgeverbände auf Erſatz der Beſtattungskoſten 
gegen die Reichsknappſchaft iſt eine beſondere Regelung 
entſpr. 88 203, 1531 ff. RVO. nicht getroffen. Es gelten 
daher für dieſen Anſpruch die Vorſchriften des § 34 Abi. 1 
Nr. 5 RKnappſchG., 88 95, 96 der Satzung der RKnappſchaft. 
Die Feſtſtellung des KnappſchOVerſA., daß dem Kl., einem Be⸗ 
zirksfürſorgeverband, ein Anſpruch auf Erſatz der Beſtattungskoſten 
nach § 96 S. 1 der Satzung der Reichsknappſchaft nicht zuſteht, iſt 


i. S. der 88 21 ff. PrHebammench. So wie die Verhältniſſe liegen, 
ſind aber an den Nachweis, daß ausnahmsweiſe ein Angeſtellten⸗ 
verhältnis, d. h. „ein Verhältnis wirtſchaftlicher und perſönlicher Ab⸗ 
hängigkeit des Arbeitenden von einem Arbeitgeber vorliege“ (vgl. den 
Beſchl.), beſonders ſtrenge Anforderungen zu ſtellen. Solche können 
im vorl. Fall, wie in der Entſch. zutreffend ausgeführt iſt, nicht als 
erfüllt angeſehen werden. Auch die ausdrückliche vertragliche Ver⸗ 
pflichtung der Stadt gegenüber, jeder Frau in O. Hebammenhilfe zu 
gewähren, bedeutet für die Hebammen keine Aufgabe ihrer wirtſchaft⸗ 
lichen und perſönlichen Selbſtändigkeit. 

Der Beſchl. des RVerſA. hat mit Recht unter Verweiſung auf 
frühere Entſch. und unter Feſthaltung der bisherigen grundſäglichen 
Stellungnahme den Standpunkt eingenommen, daß im vorl. Fall kein 
Grund beſtehe, die zehn Hebammen der Stadt O. nicht als ſelbſtändige 
Gewerbetreibende anzuſehen. Danach ergibt ſich von ſelbſt, daß ſie 
verſicherungsrechtlich, als nicht in einem unſelbſtändigen Dienftverhält- 
nis zur Stadt ſtehend, als ſelbſtändige Unternehmerinnen 
zu behandeln ſind. Daher ſind ſie nicht bei dem heſſ. Unfallverſiche⸗ 
rungsverband für Städte und Gemeinden in D. verſicherungspflichtig, 
ſondern ſoweit ſie durch die Satzung des Verſicherungsträgers für ver⸗ 
ſicherungspflichtig erklärt find (8548 Nr. 1 RVO.) oder ſich ſelbſt 
verſichern (8 550 RVO.), der durch VO. v. 17. Mai 1929 (RGBl. I, 
104) errichteten Ber Gen. für Geſundheitsdienſt und Wohlfahrtspflege, 
und zwar der Abteilung VI für die Hebammen zugehörig. 

Staatsmin. a. D. Prof. Dr. Ludwig v. Köhler, Tübingen. 
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rechtsfirrig. Es trifft zwar zu, daß die bezeichnete Satzungsbeſt. wört⸗ 
lich der Vorſchr. des $ 203 S. 1 RVO. über das Sterbegeld aus der 
Krankenverſicherung nachgebildet iſt. Zu dieſer letzteren Vorſchr. hat 
das RVerſA. in der Entſch. 2598 II (RVerſANachr. 1920, 406 
— Eu. 12, 244 Nr. 110) ausgeſprochen, daß ein Bezirksfürſorge⸗ 
verband ſeinen Anſpruch auf Erſatz der Beſtattungskoſten nicht auf 
§ 203 RVO. ſtützen könne, weil ſeine Erſatzanſprüche gegen die Ver⸗ 
ſicherungsträger im 5. Buch der RVO. (SS 1531 ff.) erſchöpfend ge⸗ 
regelt ſeien. Dies trifft aber auf die Anſprüche der Fürſorgeverbände 
gegen die Reichsknappſchaft nicht zu. Denn die Vorſchr. des 8 1533 
Nr. 1 RVO. über den Erſatz der Beſtattungskoſten, die für die Be⸗ 
zirksfürſorgeverbände gegenüber den Krankenkaſſen den 8203 RVO. 
erſetzt, gilt nach 8 105 Abſ. 3 S. 3 RKnappſchcZ. nicht gegenüber der 
Reichsknappſchaft. Für den Anſpruch der Bezirksfürſorgeverbände auf 
Erſatz der Beſtattungskoſten gegen die Reichsknappſchaft iſt eine beſon⸗ 
dere Regelung entſpr. 58 203, 1531 ff. RVO. nicht getroffen. Es 
gelten daher für dieſen Anſpruch die Vorſchr. des 8 34 Abſ. 1 Nr. 5 
RKnappſchcG., SI 95, 96 der Satzung der RKnappſchaft. 

(RVerſA., 2. Rev Sen. [KnappſchSen.], Urt. v. 9. Febr. 1933, IIIa 
Kn 1058/32 2.) [K.] 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 


[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſorgungsgerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 


** 1. Der Kläger kann den Antrag auf Anhörung eines 
beſtimmten Arztes nach 8 104 Verf. davon abhängig 
machen, daß nicht ſchon von Amts wegen ein ärztliches 
Gutachten eingeholt wird. 

(RVerſorgGGer., Entſch. nach § 3a VerfGG. v. 31. Mai 1933, 
M Nr 2586/33, 4; Grundſ. E.) 


II. Zänder. 
Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 

Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von SenPräſ. Geh. Reg. von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Gewerbeertragſteuer. Krankenhausarzt. Gew⸗ 
StVO. i. Faff. v. 17. April 1930 (GS. 93). Wird einem an⸗ 
geſtellten Krankenhausarzt bei beſtimmten Krankenhaus- 
patienten, deren Behandlung ihm dienſtlich obliegt, das 
freie Liquidationsrecht vertraglich eingeräumt, ſo ſind 
die Einnahmen, die er in Ausübung dieſes Rechtes er⸗ 
zielt, Vergütung für ſeine Angeſtelltentätigkeit und daher 
nicht Ertrag aus freiberuflicher Tätigkeit. 

Der praktiſche Arzt Dr. med. E. iſt mit der Eigenſchaft eines 
ſtädt. Beamten als Direktor des ſtädt. Krankenhauſes in X. gegen 
ein feſtes Gehalt angeſtellt. Neben dem Gehalt iſt ihm das Liqui⸗ 
dationsrecht im Krankenhauſe bei Patienten II. Klaſſe bis zu den 
mittleren, bei Patienten I. Klaſſe bis zu den Höchſtſätzen der PrGebO. 
f. Arzte eingeräumt. 

Bei der Veranlagung des Dr. med. E. zur GewErtrSt. für 
1930 iſt lediglich ſtreitig, ob die Einnahmen, die er in Ausübung 
ſeines vorgenannten Liquidationsrechts im Kalenderjahre 1929 
X ARM erzielt hat, in den Gewerbeertrag aus freiberuflicher Arzt⸗ 
tätigkeit einzubeziehen ſind. Die Vorinſtanzen haben dieſe Frage 
bejaht. Dr. E. hat dagegen den Standpunkt vertreten, daß die vor⸗ 
genannten Einnahmen aus nicht ſelbſtändiger Arbeit ſtammten und 
daher Beſtandteile ſeines Gehalts ſeien; denn ohne ſeine beamtete 
Anſtellung am Krankenhaus hätten die Einnahmen niemals ent⸗ 
ſtehen können. Seiner RBeſchw. gab das OVG. ſtatt. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß Dr. E. als Krankenhaus⸗ 
direktor durch ſeine Anſtellung in den Organismus des Kranken⸗ 
hauſes eingegliedert iſt, und daß die Tätigkeit, die er im Rahmen 
eines Organs der Krankenanſtalt ausübt, der Selbſtändigkeit ent⸗ 
behrt; ſie kann daher nicht als Ausfluß einer freiberuflichen Tätig⸗ 
keit angeſprochen werden (vgl. R.⸗ u. PrVerwBl. 53, 555). Die Be⸗ 
handlung der Patienten, hinſichtlich derer dem Arzt das Liqui⸗ 
dationsrecht eingeräumt iſt, erfolgt nicht etwa in einer neben der 
Tätigkeit als angeſtellter Krankenhausarzt freiberuflich aus⸗ 


geübten Tätigkeit, ſondern im Rahmen des Angeſtellten⸗ 
verhältniſſes. Wie der Senat mehrfach entſchieden hat, ſtellen 
ärztliche Gebühren, die der Krankenhausarzt neben ſeinem Gehalt 
zu beanſpruchen hat, ſofern ſie durch die Krankenhausverwaltung ein⸗ 
gezogen und ihrerſeits dem Arzt ausgezahlt werden, einen Teil der 
Geſamtvergütung des angeſtellten Krankenhausarztes dar. Es kann 
jedoch keinen Unterſchied bedeuten, ob die Krankenhausverwaltung 
ihrerſeits die Gebühren für den Arzt einzieht oder ob ſie dieſe dem 
Arzt zur eigenen Erhebung überläßt. In beiden Fällen vollzieht ſich 
die Tätigkeit des Arztes lediglich im Rahmen ſeines Angeſtellten⸗ 
verhältniffes; es handelt ſich nur um eine verſchiedenartige Form der 
Entlohnung. Anders wäre allerdings der Fall zu beurteilen, wenn 
— was hier nicht in Betracht kommt — die ärztliche Behandlung der 
Kranken der I. und II. Klaſſe nicht zu den Dienſtobliegenheiten des 
Krankenhausarztes gehören würde. 


(PrO G., 8. Sen., Entſch. v. 7. Febr. 1933, VIII GSt 572/32.) 


Heſſen. 
Heſſiſcher Verwaltungsgerichtshof. 


1. 825 RFürſpflVoO. Der Er ſatzanſpruch eines Für⸗ 
ſorgeverbandes gegen den Unterſtützten auf Erſatz vor⸗ 
behaltslos gewährter Unterſtützung iſt davon abhängig, 
daß der Unterſtützte zur Zeit der Geltendmachung dieſes 
Erſatzanſpruchs hinreichendes Vermögen oder Einkommen 
hat. Fehlt es an dieſer Vorausſetzung, ſo iſt der Fürſorge⸗ 
verband nicht berechtigt, an Stelle des Erſatzes Sicherheit 
zur Befriedigung ſeines Erſatzanſpruchs in einem ſpäteren 
Zeitpunkt zu verlangen. 

Ein Bezirksfürſorgeverband hatte die Kl. unterſtützt. Auf 
ſeinen Antrag hat der Kreisausſchuß die Kl. für verpflichtet er⸗ 
klart, den Fürſorgeverband durch Errichtung einer zinsloſen Siche⸗ 
rungshyp. auf ihrem Grundvermögen zu ſichern. Zur Begr. iſt 
ausgeführt, daß die Kl. kein Einkommen aus ihrem Grund⸗ 
vermögen beſitze, daß ihr auch nicht zugemutet werden könne, 
ihren Grundbeſitz zur Befriedigung des Anſpruchs des Fürſorge⸗ 
verbandes zu veräußern, daß es jedoch geboten erſcheine, den Für- 
ſorgeverband für eine ſpätere Rückerſtattung, insbeſ. bei einer 
fpäteren Veräußerung der Grundſtücke, hypothekariſch zu ſichern. 
Der Klage der Kl. auf Aufhebung dieſes Beſchl. wurde von 
ProvAusſch. und VGH. ſtattgegeben. 

Nach § 252 RFürſpPflVO. iſt der Unterſtützte berechtigt, den 
Erſatz zu verweigern, ſoweit und ſolange er kein „hinreichendes 
Vermögen oder Einkommen“ hat. Den e iſt 
durch § 25 RFürſpPfl VO. in ihrer neuen Faſſ. v. 5. Juni 1931 
ein Erſatzanſpruch für die von ihnen vorbehaltlos gewährten 
Unterſtützungsbeträge zugeſtanden, der der Verjährung unterwor⸗ 
fen iſt und deſſen Verjährungslauf durch das Recht, den Erſatz 
zu verweigern, nicht gehemmt wird. Dieſer Erſatzanſpruch gibt 
aber nicht ohne weiteres den Fürſorgeverbänden auch ein Recht, 
an Stelle des Erſatzes lediglich Sicherung zu verlangen, um die 
Befriedigung des Erſtattungsanſpruchs zu einem ſpäteren Zeit⸗ 
punkt durchzuführen, weil die Geltendmachung z. Z. mit Recht 
verweigert werden kann. Der Anſpruch muß vielmehr in dem 
Zeitpunkt, in dem er vom Fürſorgeverband geltend gemacht wird, 
erſtattungsfähig ſein und nicht durch eine begründete Einrede des 
der een zurückgewieſen werden konnen. Der Be⸗ 
griff der Sicherſtellung der Fürſorgeverbände für gewährte Unter⸗ 
ſtützungen iſt der RFürſpflVO. nicht fremd (vgl. 89 der „Reichs⸗ 
grundſätze“). Wenn der Geſetzgeber bei Abänderung der RFürſ⸗ 
PflVO. im Wege der Not O. v. 5. Juni 1931 allgemein neben 
dem Erſatzanſpruch der Fürſorgeverbände dieſen noch ein Recht 
auf Sicherſtellung für einen ſpäteren Zeitpunkt hätte geben wollen, 
ſo hätte er dies zum Ausdruck bringen müſſen und bei der beab⸗ 
ſichtigten Tendenz der Wer ich eh ſicher auch zum Aus⸗ 
druck gebracht. Dies iſt aber nicht geſchehen. Hieraus iſt zu ſchlie⸗ 
ßen, daß ein z. Z. fälliger Anſpruch des Bezirksfürſorgeverbandes 
gegen die Kl. auf Erſatz ſeiner aufgewendeten Koſten vorhanden 
ſein müßte, wozu erforderlich wäre, daß dieſe „hinreichendes Ver⸗ 
mögen oder Einkommen“ beſitzen müßte, was gegenwärtig un⸗ 
ſtreitig nicht der Fall iſt. Zu dem Verlangen des Bezirksfürforge⸗ 
verbandes auf eine Sicherſtellung desſelben für einen ſpäteren 
Zeitpunkt in Form einer zinsloſen Sicherungshyp. fehlt die recht⸗ 
liche Grundlage. 

(HeſſVGp., Urt. v. 12. Nov. 1932, Nr. VGH 27/32.) 
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